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 Darüber hinaus möchte ich allen denjenigen Freunden und Bekannten danken, die ohne 
Missgunst und in Phasen der Selbstzweifel an meinen Erfolg geglaubt haben.      
   
 
 1 
0. Einleitung 
 
 „Nichts hindert den einzelnen Sprachwissenschaftler mit den entsprechenden Kenntnissen, 
den sprachwissenschaftlichen Rahmen in seinen Veröffentlichungen zu überschreiten und 
ideologisch zu werten; und er sollte sich auch nicht daran hindern lassen. Er sollte sich aber 
über die Verschiedenheit der anzuwendenden Gesichtspunkte, Methoden und 
Untersuchungsziele im Klaren sein. Das Schlimme ist nicht die Ideologiekritik in der 
Sprachwissenschaft, sondern die pseudowissenschaftliche Verschleierung der politischen 
Kritik, zu der es immer dann kommt, wenn ein enger Begriff von Sprachwissenschaft 
vorausgesetzt wird, der Ideologiekritik, oft Kritik überhaupt, ausschließt und dann dazu 
zwingt, Kritik, von der der Wissenschaftler nicht lassen kann oder will, entweder als 
Beschreibung oder, wenn als Kritik, als rein sprachwissenschaftlich begründete Kritik 
auszugeben.“1     
 
Dieses Zitat Dieckmanns kann als Motto dieser wissenschaftlichen 
Untersuchung gelten. Jedoch sollte hinzugefügt werden, dass die 
Sprachwissenschaft bzw. die linguistische Semantikforschung nicht zur 
Hauptaufgabe haben kann, politische Inhalte, Begriffsverwendungen und 
Ziele zu kritisieren, um die eigene politische Überzeugung einseitig zu 
vertreten, sondern, wenn dies geschieht, dann aus eigener politischer 
Überzeugung und nicht aus falsch verstandener Wissenschaftlichkeit.   
Es soll im Folgenden deutlich werden, worum es in dieser Arbeit gehen soll: 
Die Arbeit handelt von der Herausbildung und der Entwicklung der 
Ideologiesprache der beiden im Bundestag vertretenen so genannten 
Volksparteien SPD und CDU seit der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland bis zur Gegenwart im Jahre 2004.  
Der Anlass der Arbeit bestand in dem Bundestagswahlkampf der SPD 1998, 
der von dem Slogan Innovation und Gerechtigkeit und von dem 
weitgehenden Verzicht auf das traditionelle sozialdemokratische 
Ideologievokabular geprägt war. Dies geschah, so die erste These dieser 
Arbeit, aus Rücksicht auf die zu erzielenden Wählerstimmen der jetzt so 
bezeichneten Neuen Mitte und auf den politischen Hauptgegner CDU.  
Ein Grund für die Kritik an Schröders Wahlkampf bestand für die politischen 
Gegner (vor allem CDU und FDP) darin, dass sich Schröder mit der Neuen 
                                                 
1Dieckmann, Walther: Politische Sprache, politische Kommunikation, Heidelberg 1981, 
S.30f. 
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Mitte an ihre Wählerklientel richtete und das ursprüngliche Wählerpotential 
der SPD geringer beachtete als die Kanzlerkandidaten der SPD in 
vorhergegangen Bundestagswahlen. Schröder war für CDU und FDP 
ideologisch, so die zweite These dieser Arbeit, nicht zu fassen. So wurde ihm 
häufig vorgeworfen, sein von ihm vertretenes Programm sei phrasenhaft, 
inhaltsarm, nicht sachbezogen, zeige keine Lösungen für wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Probleme auf, die politischen Forderungen seien 
austauschbar.    
Der Verzicht auf das traditionelle Ideologievokabular kann, so die dritte 
These der Arbeit, als Reaktion der SPD auf den immer wiederkehrenden 
Vorwurf, sie folge ideologischen statt rationalen Überlegungen zur 
Gestaltung des gesellschaftspolitischen Lebens, bezeichnet werden.  
Ideologie weckt als Begriff selber, so die vierte These, negative 
Assoziationen wie Irrationalität und Radikalität in der Öffentlichkeit. Dem 
politischen Gegner ideologisches Handeln vorzuwerfen, ist zu einem Mittel 
im politischen Kampf geworden, um den politischen Gegner zu 
stigmatisieren, ihn als nicht wählbar erscheinen zu lassen. Die Massenmedien 
spielen dabei, so die fünfte These, eine große Rolle: zwar dienen sie den 
politischen Parteien als Werbeträger ihrer Botschaften (z.B. durch die 
Parteitagsberichterstattung), aber sie lehnen nicht nur politische Radikalität 
konsequent im Sinne des Grundgesetzes ab, sondern bezeichnen ebenso wie 
die Parteien selbst bestimmte parteipolitische Forderungen als ideologisch. 
Diese Brandmarkung erfolgt oft nicht durch politische Aufklärung, sondern 
auf der Kommentarebene durch die politische Tendenz des jeweiligen 
Journalisten.  
Schröder flirtete im Bundestagswahlkampf 1998 mit den Massenmedien. Er 
wirkte souverän auch bei nicht vorhergesehenen kritischen Fragen, ohne dass 
ihm die Mimik entglitt oder dass er seine Gestik nicht mehr unter Kontrolle 
gehabt hätte. Seine Antworten auf die Journalistenfragen und ihr Insistieren 
fielen auf durch seinen ruhigen Tonfall, seine verständliche Sprache, in der er 
weitgehend auf Fremdworte verzichtete, seinen vorgeblichen Pragmatismus 
sowie seine angebliche Ideologiefeindschaft.    
Es zeichnete sich frühzeitig ab, dass die SPD mit Gerhard Schröder als 
Kanzlerkandidat die Bundestagswahl 1998 zusammen mit Bündnis 90/Die 
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Grünen als Koalitionspartner gewinnen würde. Damit wurde erstmals in der 
Geschichte der BRD eine Bundesregierung in Bundestagswahlen abgewählt.  
Ob Gerhard Schröder trotz oder gerade wegen des Verzichtes auf die alte 
sozialdemokratische Ideologiesprache die Bundestagswahlen gewann, ist 
eine ernstzunehmende Frage:   
Ist es so, dass sich in der Bevölkerung der BRD seit der Wiedervereinigung 
1990 eine Immunität bzw. Ablehnung gegenüber politischen Ideologien 
herausgebildet hat? 
Ist der Vorwurf berechtigt, dass sich die Volksparteien inhaltlich wie 
sprachlich kaum noch voneinander unterscheiden und mehr oder weniger um 
die gleichen Wählergruppen entlang der so genannten politischen Mitte 
kämpfen, da ihre klassischen Wählergruppen (ländlich, christlich, 
wertkonservative Bevölkerung auf der einen, Arbeiter und Angestellte, 
Kleinbürgertum auf der anderen Seite) nicht mehr ausreichen, um die 
politische Mehrheit zu bilden? 
Hat sich in der Politik der so genannten Volksparteien durch die 
wirtschaftlichen Globalisierungsprozesse und ihre Auswirkungen ein 
liberales Gedankengut herausgebildet, ohne dass die FDP als eigentliche 
Vertreterin des Wirtschaftsliberalismus davon entschieden profitiert hätte? 
 
Antworten auf diese Fragen und Nachweise der aufgestellten Thesen sollen 
Analysen der SPD- und CDU-Grundsatzprogrammatik seit der Gründung der 
BRD geben. Dabei sollen nicht nur die Grundsatzprogramme selbst, sondern 
auch entscheidende, die jeweilige Grundsatzprogrammatik verändernde 
Parteiprogramme für die Analyse herangezogen werden.   
Die Arbeit ist in vier große Teile unterteilt: I.: Soziologische, philosophische 
und linguistische Ideologiedefinitionen; II.: Semantische Theorie zur 
politischen Sprache, III.: Historisch-politische Voraussetzungen für die 
Herausbildung des Parteiensystems in der Bundesrepublik Deutschland, IV.: 
Analyse der Programmatik der beiden so genannten Volksparteien SPD und 
CDU. 
Bevor auf Möglichkeiten, Formen und Theorien der semantischen Wort- und 
Slogananalyse zur Erforschung des ideologischen Potentials der 
Bundestagsparteien der Bundesrepublik eingegangen und auf die 
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verschiedenen Parteiprogramme angewendet wird, muss im ersten Teil dieser 
Arbeit eine Analyse des Begriffs Ideologie erfolgen. 
Hierbei wird deutlich, dass es keine allgemein gültige Ideologiedefinition 
gibt, wohl aber Überschneidungen und Unterschiede, die die jeweilige andere 
Definition ergänzen und weiter fassen. Wichtig für diese Arbeit ist, dass es 
auch in der Bundesrepublik im politischen Diskurs der beiden Volksparteien 
ideologische Unterschiede gibt, auch wenn beide Parteien die gleiche 
Systemideologie des Grundgesetzes und der sozial geprägten Marktwirtschaft 
(Soziale Marktwirtschaft) vertreten. Worin diese ideologischen Unterschiede 
bestehen, soll anhand der sich seit der Gründung der BRD entwickelten 
Grundsatzprogrammatik von SPD und CDU analysiert werden. 
Dafür müssen zur politischen Sprache im zweiten Kapitel der Arbeit die 
bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnisse zur semantischen Theorie 
herausgestellt werden. Zunächst wird die politische Sprache von anderen 
Fachsprachen abgegrenzt. Dabei wird der politische Wortschatz gegliedert in 
Institutions-, Ressort-, allgemeines Interaktions- und Ideologievokabular. Da 
sich die Arbeit hauptsächlich mit dem Ideologievokabular von SPD und CDU 
beschäftigt, wird dieses weitergehend differenziert in einzelne Wortgruppen: 
Lexeme favorisierter Prinzipien sozialer Beziehungen und Formationen 
sowie favorisierter Prinzipien der Organisation des politischen Lebens, 
Symbole, ideologische Polyseme, politische Schlagwörter und Slogans, 
Metaphern, Neologismen und Archaismen, Kurzwörter. Da es im politischen 
Diskurs immer auch darum geht, die eigenen politischen Vorstellungen 
annähernd zum Gedankengut der medialen Öffentlichkeit und der 
Gesellschaft zu machen, wird der ‚politische Kampf um Wörter’ (‚Begriffe 
besetzen’) in seinen vielfältigen Strategien und Ausprägungen aufgezeigt. 
Dabei soll auch herausgestellt werden, dass es den Parteien nicht nur um das 
Besetzen einzelner Wörter, sondern auch ganzer Wortfelder geht, um einen 
politischen Diskurs zu bestimmen (‚Diskurse besetzen’). 
Zwar haben Hermanns2 und Ballnuß3 bereits die bestehenden 
Grundsatzprogramme von SPD (1959/1989, mit leichten Veränderungen 
                                                 
2
 Hermanns, Fritz : Deontische Tautologien. Ein linguistischer Beitrag zur Interpretation des 
Godesberger Programms (1959) der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, in Klein, 
Josef (Hrsg.): Politische Semantik. Bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur 
politischen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 69-149 
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1998) und CDU (1978/1994) untersucht, allerdings nicht wie hier mit dem 
Anspruch, die Programmatik der beiden Volksparteien nicht nur linguistisch 
zu analysieren, sondern sie auch einer historischen und politischen 
Bedingungsanalyse zu unterziehen.  
Für die Programmatik einer Partei sind historische, politische und 
gesellschaftliche Entwicklungen entscheidend, wenn sie sich programmatisch 
bzw. ideologisch weiterentwickeln. Daher sollen im dritten Teil dieser Arbeit 
die politischen Bedingungen, unter denen sich das westdeutsche 
Parteiensystem ausprägte, herausgestellt werden: Besatzungspolitik der 
Alliierten, staatsrechtliche Bedingungen durch das Grundgesetz und das 
Parteiengesetz. Darauf aufbauend werden im vierten Teil die politischen 
Entwicklungen zu den die Parteiideologie bestimmenden Parteiprogrammen 
den jeweilig anschließenden Analysen vorangestellt.  
Für die Analyse der Grundsatzprogramme und der entscheidenden weiteren 
Parteiprogramme, die die Grundsatzprogrammatik der so genannten 
Volksparteien beeinflusst haben, werden linguistische Textanalysemethoden 
angelegt, unter denen die semantische Ideologieanalyse vorgenommen 
werden soll. Dabei sollen vor allem die so genannten Grundwerte-Lexeme 
(Freiheit, Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde, Solidarität, 
Demokratie) und die deskriptive Haltung der Volksparteien zum 
Wirtschaftssystem der BRD im Mittelpunkt der Untersuchung stehen. 
Darüber hinaus werden parteitypische Wortfelder wie z.B. Demokratischer 
Sozialismus (SPD) oder Bewahrung der Schöpfung in die Analyse 
miteinbezogen, um die ideologischen Implikationen der Parteien in ihren 
Grundsätzen hinreichend erfassen zu können.  
So sollen in diesem Teil der Arbeit annähernd alle entscheidenden 
programmatischen Entwicklungen der beiden so genannten Volksparteien ab 
1945 erfasst werden.  
                                                                                                                                                        
Ders.: „Leistung“ und „Entfaltung“. Ein linguistischer Beitrag zur Interpretation des 
Ludwigshafener Grundsatzprogramms (1978) der CDU, in: Liedtke, Frank/Wengeler, 
Martin/Böke, Karin (Hrsg.): Begriffe besetzen. Strategien des Sprachgebrauchs in der 
Politik, Opladen 1991, S. 230-257 
3Ballnuß, Petra: Leitbegriffe und Strategien der Begriffsbesetzung in den Grundsatz-
programmen von CDU und SPD, in: Diekmannshenke, Hajo / Klein, Josef (Hrsg.): Wörter in 
der Politik: Analysen zur Lexemverwendung in der politischen Kommunikation, Opladen 
1996, S. 29-75 
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Um den parteiprogrammatischen Sprachgebrauch der SPD zu analysieren, 
werden nach Durchsicht aller Programme der SPD seit 1945 folgende 
Programme genauer hinsichtlich ihrer ideologischen Implikationen 
untersucht: Politische Leitsätze (beschlossen auf dem Delegierten-Parteitag 
vom 9. bis 11. Mai 1946 in Hannover), das Grundsatzprogramm 
„Godesberger Programm“ (1959), „Ökonomisch-politischer 
Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985“, das Grundsatzprogramm 
1989/98 (beschlossen vom Programm-Parteitag der SPD am 20. Dezember 
1989 in Berlin, geändert auf dem Parteitag in Leipzig am 17.04.1998), das 
Wahlprogramm für die Bundestagswahl 1998: „Arbeit, Innovation und 
Gerechtigkeit“ (beschlossen auf dem Parteitag in Leipzig am 17.04.1998), 
das so genannte Schröder-Blair-Papier, das Regierungsprogramm für die 
Bundestagswahl 2002 (Antrag 1 in der Fassung der Antragskommission, 
Parteivorstand): „Erneuerung und Zusammenhalt – Wir in Deutschland“, die 
„Weimarer Leitlinien ‚Innovation’ – Unser Land gerecht erneuern“ (2004).   
Ebenso fand eine Durchsicht aller CDU-Programme hinsichtlich 
entscheidender ideologischer Weiterentwicklungen statt, bevor eine Auswahl 
für diese Arbeit vorgenommen werden konnte.  
Die Analyse der CDU-Programmatik bezieht sich daher auf folgende 
Programme: das Wirtschaftsprogramm „Ahlener Programm“ (beschlossen 
vom Zonenausschuss der CDU für die britische Zone in Ahlen / Westfalen 
am 03.02.1947), das Wirtschaftsprogramm Düsseldorfer Leitsätze 
(beschlossen vom Wirtschaftsausschuss der CDU in der britischen 
Besatzungszone am 15.07.1949 in Düsseldorf), das Grundsatzprogramm 
‚Ludwigshafener Programm’ von 1978 („Grundsatzprogramm ‚Freiheit, 
Solidarität, Gerechtigkeit’“, beschlossen auf dem 26. Bundesparteitag der 
CDU vom 23.-25.10.1978 in Ludwigshafen), das Grundsatzprogramm 
‚Hamburger Programm’ („Grundsatzprogramm ‚Freiheit in 
Verantwortung’“), beschlossen auf dem 5. Parteitag vom 21.-23.02.1994 in 
Hamburg. Darüber hinaus wird zum Teil auf das Regierungsprogramm der 
CDU von 2002 „Leistung und Sicherheit. Zeit für Taten“ eingegangen, um 
einen Vergleich zum Regierungsprogramm der SPD von 2002 herzustellen. 
Allerdings wird dieses Programm nicht annähernd vollständig analysiert, da 
es keine Änderungen der bestehenden Grundsatzprogrammatik von 1994 
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aufweist, sondern lediglich als konkrete Handlungsanweisung für die 
Regierungsübernahme nach der Bundestagswahl 2002 bezeichnet werden 
kann.     
Am Ende des vierten Teils dieser Arbeit werden zusammenfassend die 
Symbolwörter bzw. Grundwertlexeme, Fahnenwörter und wesentlichen 
ideologisch geprägten Schlagwörter der SPD und CDU in ihrer deskriptiven 
und deontischen Bedeutungsvarianz seit 1947 in chronologischer 
Reihenfolge aufgeführt, um die sprachlichen und ideologischen 
Veränderungen der jeweiligen Grundsatzprogrammatik aufzuzeigen. 
Anschließend werden die sprachbezogenen Ergebnisse des vierten Teils in 
einer Schlussbetrachtung ausgewertet.   
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I.  
 
Was bedeutet der Begriff Ideologie? 
Ideologiedefinitionen – aktueller Stand der Ideologiediskussion: 
Soziologische, philosophische und linguistische Definitionen  
 
 
Was bedeutet der Begriff Ideologie bzw. Ideologiesprache nicht nur für den 
Sprachwissenschaftler, sondern auch für den Politologen, Soziologen, 
Historiker bzw. für die Geisteswissenschaften an sich?  
Bei dem Versuch, eine allgemein gültige Definition als Grundlage für die 
Untersuchung von Ideologiesprache zu geben, verlässt man bereits den 
wissenschaftlichen Konsens der philosophischen, soziologischen und 
politologischen Diskussion.  
Wenn wie hier die politische Semantikforschung Ideologiesprache in ihr 
Blickfeld nimmt, dann sollte auch die Bedeutungsvarianz des Begriffs 
Ideologie in Ansätzen untersucht werden. Hier kann es nicht darum gehen, 
eine vollständige Liste von Begriffsdefinitionen zu erstellen, um dank dieser, 
nach erfolgter kritischer Diskussion, zu entscheiden, welche richtig ist, 
sondern vielmehr darum, welche Tragweite der Begriff Ideologie haben kann 
und hat, wenn die Ideologiesprache der Parteien der BRD untersucht wird. 
Ich beziehe mich im Folgenden häufig auf das Standardwerk „Ideologie“ von 
Terry Eagleton4, das auch für die Sprachwissenschaft einen guten und 
interessanten einführenden Überblick über den aktuellen Stand der 
Diskussion der Ideologieforschung gibt.  
Die Geschichte des Begriffs Ideologie reicht von der Aufklärung bis zur 
Postmoderne. Der Begriff Ideologie ist regelrecht erfunden worden. Die so 
genannten idéologistes schufen nach dem Ende der jakobinischen 
Schreckensherrschaft diesen Neologismus analog zu Ontologie5, um eine 
neue Wissenschaft, die „analytische Wissenschaft von den Ideen“6 zu 
                                                 
4
 Vgl. Eagleton, Terry: Ideologie: Eine Einführung, Stuttgart; Weimar 1993 
5
 Vgl. Destutt de Tracy, Antoine: Mémoire sur la faculté de penser, 1796-98, vgl. Artikel 
idéologie, in: Vocabulaire Technique et Critique de la Philosopie, hrsg. v. A. Lalande, Paris 
1976    
6
 Vgl. Lieber, Hans Joachim: Philosophie – Soziologie – Gesellschaft. Gesammelte Studien 
zum Ideologieproblem, Berlin 1965, S. 62  
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begründen. Eagleton weist darauf hin, dass 1833 noch Krug erklärt habe, dass 
man in gewisser Weise die gesamte Philosophie Ideologie nennen könne, da 
sie sich vor allem mit der Aufstellung und Darstellung der Ideen beschäftige. 
Unter dem Namen einer Ideologie habe Destutt de Tracy in seinen „Élements 
d`idéologie“ (1801 ff.) versucht, die in Verruf geratene Metaphysik wieder zu 
Ehren zu bringen: „Ideologie heißt daher in dieser engern Bedeutung nichts 
andres als Metaphysik und ein Ideolog nichts andres als ein Metaphysiker.“7  
Die erste entscheidende Umwertung des Neologismus unternahm Napoléon 
in der Folge der strukturellen politischen Veränderung. Der offensichtliche 
Widerspruch zwischen gesellschaftlicher Realität und jakobinischer 
Imagination hatte im Krieg gegen die inneren Staatsfeinde im 
Staatsterrorismus seinen Höhepunkt, ohne die Utopie einer neuen 
Gesellschaftsbildung zu erreichen. Unter Napoléon wurde dieser 
Widerspruch insofern gelöst, als er die existierende bürgerliche 
Gesellschaftsform in seiner Staatsbildung berücksichtigte und anerkannte, er 
jedoch laut Marx „(...) den Staat als Selbstzweck und das bürgerliche Leben 
nur als Schatzmeister und als seinen Subalternen, der keinen Eigenwillen 
haben dürfe“8  begriff. Statt des inneren Terrors wählte Napoléon den Krieg 
gegen äußere Feinde, um sein Regime zu festigen. Dabei wertete er den 
Ideologiebegriff um, wobei er sich als Herrschender jede Kritik verbat und  - 
wie Hegel in seinen „Vorlesungen über die Philosophie der Geschichte“ 
bemerkt hat –  
„(...) was von den Advokaten, Ideologen und Prinzipienmännern noch da war, jagte er 
auseinander (...)“.  
Napoléons Ideologiebegriff, der Ideologie als Vorwurf immer heftiger 
benutzte, je gefährdeter sein Regime wurde, war zu einer  
„(...) Waffe in der Hand eines Kaisers geworden, der verzweifelt darum kämpfte, seine 
Gegner zum Schweigen zu bringen und ein zusammenbrechendes Regime 
aufrechtzuerhalten.“9             
 
Der dritte, der den Neologismus Ideologie wesentlich mitprägte, war Marx. 
Als Student und noch in seiner Doktorarbeit über Epikurs Naturphilosophie 
                                                 
7
 Eagleton verweist auf: Krug, W.T.: Allgemeines Hochwörterbuch der philosophischen 
Wissenschaften 
8
 Marx, Karl / Engels, Friedrich: Die Heilige Familie, MEW 2, Berlin 1970, S. 129  
9
 Marx / Engels: Heilige Familie, a.a.O., S. 131 
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verstand er Ideologie im Napoléonischen Sinne als „leere Hypothese“ und 
„Verwirrung“.10 Ein Jahr später beobachtete Marx als Journalist die 
Landtagsdebatten über das Holzdiebstahlgesetz und kam zu dem Schluss, 
dass die Privateigentümer immer dann, wenn ihre Besitzstandsinteressen 
gefährdet waren, das Ideal des freien Willens beschworen, jedoch bei 
Menschenrechtsfragen die liberalen Ideale ebenso aus Eigennutz 
ausblendeten. Laut Marx wurden die Vernunft und die allgemeinen 
Menschenrechte vom liberalen Bürgertum ebenso verachtet wie von 
Napoléon, der wiederum das Bürgertum verachtete:  
„(...) in Bezug auf die Ideen haben wir nur Nachfolger Napoléon`s vor uns.“11   
 
Ideologen wurden aus geschichtsmaterialistischer Perspektive als 
komplementärer Gegensatz und rivalisierende Partner der Herrschenden 
gesehen. Der Begriff Die deutsche Ideologie zeigt die Übertragung und 
radikale Reformulierung des eigentlich französischen Begriffs auf die 
deutschen gesellschaftlichen Verhältnisse. Hatte Napoléon noch jeden 
Widerspruch gegen seine Politik als Ideologie diffamiert, so dass Macht bzw. 
Herrschaft im Gegensatz zu Ideologien stand, so rückte nun der 
Ideologiebegriff als Strategie zur Erhaltung und zum Ausbau von Herrschaft 
und Macht in den Blickpunkt. Bei Hegel hieß es noch, dass „(...) bestimmte 
geistige Mächte das Bewusstsein und unser Leben regieren (...)“12 sollen, doch hier 
wird Ideologie als Teil der Herrschaftsinstitution und –legitimation 
verstanden. Die Verschleierung der angeblich natürlichen sozialen Herrschaft 
sollte aufgedeckt werden und zur gesellschaftlichen Emanzipation der 
historischen und sozialen Analyse zugänglich gemacht werden. Ähnlich wie 
vorher der Religion, der als Opium des Volkes bescheinigt wurde, „(...) in der 
phantastischen Wirklichkeit des Himmels (...) einen Übermenschen (...)“13 
gesucht zu haben, so rückte nun die sich beklagende und zugleich 
                                                 
10
  Marx, Karl: Doktordissertation: Differenz der demokritischen und epikureischen 
Naturphilosophie nebst einem Anhang, MEW Ergänzungsband 1, Berlin 1968, S. 300    
11
 Marx, Karl: Debatten über das Holzdiebstahlsgesetz, MEW 1, Berlin 1970, S. 129f. 
12
 Hegel, Georg Wilhelm Friedrich: Einleitung in die Geschichte der Philosophie, Berliner 
Niederschrift von 1820, hrsg. V. J. Hoffmeister, Hamburg 1940, S. 41 
13
 Marx, Karl: Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie, MEW 1, Berlin 1970, S. 378 
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reproduzierende gesellschaftlich-hierarchische Realität von der Über- und 
Unterordnung in das Blickfeld des erkenntnistheoretischen Interesses.14       
 
Nachdem der Blick kurz auf den historischen Ursprung und die relativ 
zeitnahe Entwicklung des Begriffs Ideologie gerichtet wurde, soll nun der 
philosophisch-soziologische Diskurs zur Ideologietheorie vorgestellt werden. 
Wie steht es mit der lexikalischen Bedeutung des Wortes Ideologie? 
Lexikalische Bedeutungen, so ist man sich weitgehend einig, müssen zwar so 
konkret wie möglich, aber ebenso vage wie nötig sein, um ansatzweise 
akzeptabel zu sein.  Im Duden Fremdwörterbuch wird das Wort Ideologie 
wie folgt erklärt:  
„(gr.-fr.; „Lehre von den Ideen“) die;-, ....ein: a) an eine soziale Gruppe, eine Kultur o.ä. 
gebundenes System von Weltanschauungen, Grundeinstellungen u. Wertungen; b) 
weltanschauliche Konzeption, in der Ideen (2) der Erreichung politischer u. wirtschaftlicher 
Ziele dienen.“ 15  
Ideologisch wird dementsprechend als „a) eine Ideologie betreffend“ verstanden, 
wobei diese einer angeblich veralteten Bedeutung von „b) (veraltet) weltfremd, 
schwärmerisch“ ‚neutral’ gegenübersteht.16 
Zwar gilt diese lexikalische und eher rudimentäre Begriffsdefinition in 
Ansätzen als gemeinschaftlicher Minimalkonsens, aber es wird durch die 
Auflistung der Begriffsbestimmungen durch Eagleton deutlich, dass manche 
Definitionen bereits diesen Minimalkonsens verlassen. Laut Eagleton 
existieren gegenwärtig mindestens 16 Ideologiedefinitionen, die mehr oder 
weniger konsensfähig sind, sich gegenseitig konkurrierend gegenüberstehen 
oder einander ausschließen. Insofern ist die Definition des Dudens nur 
unzureichend und erweiterungsbedürftig. Eagleton bezeichnet die folgende 
Liste als zufällig und erweiterungsfähig. Sie zeigt jedoch die wichtigsten 
zirkulierenden Begriffsbestimmungen auf:  
„a) prozesshafte Produktion von Bedeutungen, Zeichen und Werten im gesellschaftlichen 
Leben 
b)    Korpus von Ideen, die für eine bestimmte soziale Gruppe oder Klasse charakteristisch 
sind (vgl. die Ähnlichkeit zur Begriffsdefinition des Dudens, A.d.V.) 
                                                 
14
 Vgl. Haug, Wolfgang Fritz: Theorie des Ideologischen, in: Bay, Hansjörg / Hamann, 
Christoph (Hrsg.): Ideologie nach ihrem „Ende“: Gesellschaftskritik zwischen Marxismus 
und Postmoderne, Opladen 1995, S. 42-45     
15
 Duden Fremdwörterbuch, Bd.5, Mannheim / Wien / Zürich 1990, 5. Aufl., S. 331  
16
 Vgl. ebd. 
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c) Vorstellungen, die dazu beitragen, eine herrschende politische Macht zu legitimieren 
d) falsche Vorstellungen, die dazu beitragen, eine herrschende politische Macht zu       
legitimieren 
e) systematisch verzerrte Kommunikation 
f) etwas, was dem Subjekt erlaubt, Stellung zu beziehen 
g) gesellschaftlich motivierte Denkweisen 
h) Identitätsdenken 
i) sozial notwendige Illusion 
j) Zusammentreffen von Macht und Diskurs 
k) Medium, in dem gesellschaftlich handelnde Personen eine sinnvolle Welt gestalten 
l) Handlungsorientierter Komplex von Überzeugungen 
m) Vermischung sprachlicher und phänomenaler Wirklichkeit 
n) semiotische Schließung 
o) Medium, innerhalb dessen Einzelne ihre Beziehung als soziale Struktur erleben 
p) Vorgang, durch den gesellschaftliches Leben in naturgegebene Wirklichkeit verwandelt   
 wird.“17    
 
Wie bereits angeklungen schließen sich einige Definitionen in diesem 
‚Bedeutungsdschungel’ gegenseitig aus: So kann z.B. nicht jede durch 
gesellschaftliche Interessen motivierte Überzeugung Ideologie sein, wenn 
Ideologie die herrschende Form des Denkens einer Gesellschaft ist und 
umgekehrt. Manche Definitionen schließen sich nicht gegenseitig aus, 
sondern ihre Kombination miteinander komplettiert eine negative 
Ideologiedefinition als Handlungsstrategie der Mächtigen: So ergibt z.B. die 
Kombination der Definitionen c) + d) + e) + i) + k) eine fatale 
Ideologiedefinition. Der Kommunikationsprozess zwischen einem 
regierenden Sprecher und einem regierten Adressaten zur Vermittlung einer 
die Herrschaft legitimierenden Ideologie wäre allein schon deshalb 
erfolgreich, weil Menschen als soziale Wesen Illusionen bräuchten, um ihrem 
Leben Sinn zu stiften. Mindestens einer dieser Aspekte ist irreführend, denn 
was ist mit Ideenkomplexen nicht herrschender Gruppen oder Klassen? Wie 
könnten dann Revolutionen erklärt werden?  
Einige Definitionen werten Ideologien ab, andere bleiben deskriptiv neutral. 
Die negativ wertenden Definitionen verstehen Ideologien im weitesten Sinne 
als illusorische Krankheit, der man entgegenwirken wirken muss. Sie 
                                                 
17Eagleton, Terry: Ideologie: Eine Einführung. Stuttgart; Weimar 1993, S. 7f.   
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impliziert aber auch, dass nur die anderen ideologisch bzw. illusorisch sind. 
Wer würde schon von sich aus einräumen, er hänge Illusionen an?   
Die Definition, die zulässt, sich selbst als ideologisch zu bezeichnen, ohne 
Gefahr laufen zu müssen, sich selbst abzuwerten, ist jene, die unter Ideologie 
ein Korpus von Ideen versteht, die von einer bestimmten gesellschaftlichen 
Gruppe oder Klasse vertreten wird.       
Die offenste und eher soziologische Definition ist die von der Ideologie als 
„handlungsorientierter Komplex von Überzeugungen“ im Gegensatz zu 
einigen Definitionen erkenntnistheoretischer Art, die von wahrer und falscher 
Erkenntnis ausgehen. Von Hegel und Marx über Lukács zu neueren 
marxistischen Theoretikern begreift man Ideologie als Illusion, Verzerrung 
und Mystifikation, wobei soziologische Betrachtungen  weniger an der Frage 
interessiert sind, ob eine Ideologie falsch oder richtig ist, sondern welche 
gesellschaftliche Funktionen eine Ideologie erfüllt. Der Gegensatz dieser 
beiden Denktraditionen betrifft in der Ideologiediskussion wahrscheinlich die 
wichtigste Streitfrage.     
 
In der o. g. Liste fehlt noch die umgangssprachliche Verwendung. Eagleton 
gibt eine nachvollziehbare umgangssprachliche Beschreibung des Begriffs 
Ideologie. Sie wird weitgehend im Sinne Napoléons verwendet:  
„Was bedeutet es, wenn jemand in einem Kneipengespräch bemerkt: ‚Oh, das ist einfach 
ideologisch!’? Wahrscheinlich nicht, dass die Äußerung, auf die sich dieser Ausruf bezieht, 
falsch ist, auch wenn dies mitschwingen kann; wenn dies gemeint wäre, warum sagt man es 
dann nicht? Ebenso unwahrscheinlich ist, dass der Sprecher meint: ‚Das war ein gutes 
Beispiel für eine semiotische Schließung!’. Auch der Vorwurf der Vermischung sprachlicher 
und faktischer Realität erscheint in diesem Zusammenhang unwahrscheinlich. Jemandem in 
einem Alltagsgespräch ideologisches Sprechen vorzuwerfen, bedeutet mit ziemlicher 
Sicherheit, ihm vorzuwerfen, er messe seinen Gegenstand an einem starren Maßstab 
vorgefasster Meinungen und entstelle sie so. Ich sehe die Dinge, wie sie sind, und du nimmst 
sie durch die Brille einer von außen an sie herangetragenen Doktrin wahr. Ideologisches 
Sprechen oder Urteilen, meint hier stereotypes, schematisches, manchmal sogar fanatisches 
Sprechen, und dem Sprecher wird dann zumeist auch eine simplifizierende Weltauffassung 
unterstellt. Das Gegenteil von Ideologie wäre dann weniger >absolute Wahrheit<, sondern 
vielmehr >Empirie< oder >Pragmatik<.“ 18 
 
                                                 
18Eagleton, a.a.O., S. 9 f.  
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Dieses umfangreiche Zitat soll nicht dazu dienen, die umgangssprachliche 
Begriffsbedeutung als maßgeblich zu favorisieren, aber sie ist auch und vor 
allem im politischen Streit um Worte und damit ebenso in der politischen 
Semantikforschung von entscheidender Bedeutung. Nach Wittgenstein ist die 
Bedeutung eines Wortes schließlich sein Gebrauch in der Sprache. Es gibt 
nicht die eine gültige Bedeutung, so dass auch dieser umgangssprachlichen 
Definition ihre Legitimation zugestanden werden muss, vor allem auch 
deshalb, weil der umgangssprachliche Gebrauch einen so hohen Stellenwert 
in der gesellschaftlichen Kommunikation hat.  
Der Begriff Ideologie ist nicht nur im allgemeinsprachlichen Gebrauch 
negativ besetzt, sondern hat auch wissenschaftliche Fürsprecher, wie den 
Soziologen Emile Durkheim.19 Zwar hängen die demokratischen Parteien der 
BRD mit unterschiedlicher Intensität unterschiedlichen Ideologien an, aber 
sie bezeichnen oft den politischen Gegner als ideologisch, wenn dessen 
Handlungen oder Forderungen z.B. als unangemessen, maßlos, 
unverantwortlich, irrational, unvernünftig, unsachlich, unzeitgemäß usw. 
diffamiert werden sollen.    
Eine Widerlegung dieser Ideologiedefinition fällt auch ohne wissenschaft-
liche Theorie nicht schwer. Jeder Mensch hat aufgrund seiner individuellen 
Sozialisation bestimmte vorgefasste Meinungen zu bestimmten 
Sachverhalten. Heidegger nennt das „Vorverständnis“20. Wenn dies so ist, 
dann kann es kein ideologiefreies Denken geben. Illusorisch, irrational usw. 
wird unser Denken erst dann, wenn wir trotz besserer Argumente und anderer 
Realitätsvoraussetzungen auf unseren Meinungen beharren.  
Die Vertreter des „Endes der Ideologien“ der Nachkriegszeit wie z.B. Bell, 
Lane und Aron rücken in die Nähe der umgangssprachlichen 
Begriffsbedeutung, wenn sie davon ausgehen, Ideologie impliziere eine 
schematische und  inflexible Weltsicht. Hier wird dem Begriff Ideologie der 
Begriff Pragmatik als bescheidene und detailliertere Weltsicht 
entgegengesetzt.21 Laut Edward Shils weisen Ideologien eine innere 
                                                 
19
 Vgl. Durkheim, Emile: Die Regeln der soziologischen Methode, Neuwied 1965, S. 142; 
vgl. Eagleton, a.a.O., S. 10 
20
 Vgl. Eagleton, a.a.O., S. 10; Eagleton verweist auf Heidegger (ohne Literaturangabe!) 
21
 Vgl. zur Theorie des „Endes der Ideologien“ Bell, Daniel: The End of ideology, Glencoe 
Ill, 1960; Lane, Robert F.: Political Ideology, New York 1962; Aron, Raymond: Opium für 
Intellektuelle, Köln / Berlin 1957     
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Geschlossenheit auf, sind exakt definiert, grenzen sich explizit von anderen 
Ideologien ab, sind veränderungsresistent, ihre Verbreitung zielt auf die 
Affekte der Adressaten, und sie verlangen von ihren Anhängern absolute 
Treue.22 In der Ära des Kalten Krieges diente diese Ideologiedefinition vor 
allem dazu, die UdSSR als ideologisch im Sinne von fanatisch in ihren 
Überzeugungen verhaftet, zu brandmarken, während man sich selbst und die 
USA als pragmatisch und rational, also positiv beurteilen wollte. In 
Anlehnung an die UdSSR wird dabei Ideologie widersprüchlich aufgefasst: 
zum einen als >blinde Irrationalität<, geprägt von Leidenschaftlichkeit, 
eigener Rhetorik und einem >pseudo-religiösem Glauben< trotz der 
Nüchternheit und Technokratie der modernen kapitalistischen Welt, und zum 
anderen als >exzessive Rationalität<, geprägt von leidenschaftslosen 
Begriffssystemen mit dem Ziel der Umstrukturierung und des Umsturzes der 
Gesellschaftsordnung.  
Alvin Gouldner beschreibt die Ambivalenz von Ideologien als „(…) Reich des 
doktrinären, dogmatischen, leidenschaftlichen, entmenschlichten, falschen und 
selbstverständlich >extremistischen< Bewusstseins.“23                          
 
Ideologien werden von dieser Warte aus sowohl als irrational und  
phantastisch als auch als dogmatisch in ihrer technokratischen Vehemenz 
angesehen. Ideologie wird hierbei zudem in die Nähe von pathologischem 
Verhalten gerückt. Nicht jedes pathologische Verhalten ist jedoch auch 
ideologisch. Deshalb ist es notwendig, hier eine Trennlinie zu ziehen.  
Wenn ein Mann alle zwei Stunden den Weg vor seiner Haustüre fegt, dann 
wäre es nahe liegend, sein Verhalten als pathologisch zu bezeichnen. Wenn 
er dies allerdings macht, weil er den Beweis dafür liefern will, dass seine 
ausländischen Nachbarn unsauber und ungepflegt sind und um damit den 
Ausruf >Ausländer raus< zu untermauern und seiner rechtsradikalen Partei 
mehr Wählerstimmen zu verschaffen, dann handelt er ideologisch. Der 
Ideologiebegriff umfasst nicht nur Verweise auf Wertsysteme, sondern auch 
Machtfragen.24 
                                                 
22
 Vgl. Shils, Edward: The concept and function of ideology, International Encyclopaedia of 
trhe Social Sciences, Vol. 7, 1968; vgl. Eagleton, a.a.O., S. 11 
23Gouldner, Alvin: The Dialectics of Ideology and Technology, London 1976, S. 4; vgl. 
Eagleton, a.a.O., S. 11    
24
 Vgl. Eagleton, a.a.O., S. 11f. 
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Meistens beinhalten Theorien, die Ideologie mit Machtfragen in Verbindung 
setzen, die Legitimation der herrschenden Gesellschaftsklasse oder –gruppe.  
 
 
So erklärt John B. Thomson: 
„Ideologie zu untersuchen, (...) heißt die Art und Weise zu untersuchen, wie Bedeutung (oder 
Signifikation) dazu benutzt wird, Herrschaftsverhältnisse aufrechtzuerhalten.“25  
Eagleton vermerkt hierzu, dass es bei dieser Ideologiedefinition, die auf den 
Legitimationsprozess des Herrschaftssystems abzielt, mindestens sechs 
verschiedene Strategien gibt:  
„Legitimierung der herrschenden Kräfte durch die Propagierung verwandter Überzeugungen 
und Werte, durch Selbstverständlichmachen und Universalisierung von Überzeugungen, die 
dadurch nicht mehr der Überprüfung bedürfen und unumgänglich werden, durch die 
Verunglimpfung konkurrierender Überzeugungen, durch Ausschluss rivalisierender 
Denkansätze (eventuell durch eine unausgesprochene, aber systematische Logik), und die 
Verschleierung gesellschaftlicher Realitäten in einer ideologiekonformen Weise.“26  
 
Solche Strategien werden vor allem dann angewendet, wenn gesellschaftliche 
Konflikte unterdrückt, ignoriert oder geleugnet werden sollen. In den meisten 
Herrschaftsideologien wirken diese Strategien zusammen und entwickeln 
eine imaginäre Lösung realer gesellschaftlicher Konflikte. So stellte z.B. 
Fidel Castro während der folgenreichen Wirtschaftsblockade Kubas durch die 
USA und des nahezu wirtschaftlichen Bankrotts des Landes die 
Entscheidungsfrage auf: „Sozialismus oder Tod“ („Socialismo ó morte“); 
oder Erich Honecker noch 1989 kurz vor der Wende: „Den Sozialismus in 
seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel auf.“ 
Diese Ideologiedefinition ist bezogen auf die Herrschaftslegitimierung 
überzeugend, aber ihre Defizite sind bereits durch die umgangssprachliche 
Bedeutung von Ideologie offensichtlich. Nicht alles, was als ideologisch 
bezeichnet wird, wird auch von den politisch Herrschenden vertreten. Als 
was könnten sonst die Ansichten einer Post-Stalinistin wie Sarah 
Wagenknecht bezeichnet werden, wenn nicht als ideologisch? Wären die 
rechtsradikalen, antisemitischen, antiamerikanischen und undemokratischen  
                                                 
25
 Thomson, John B.: Studies in the Theory of Ideology, Cambridge 1984, S. 4; vgl. 
Eageton, a.a.O., S. 12  
26
 Eagleton, a.a.O., S. 12 
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Ansichten eines Horst Mahler nur deshalb nicht ideologisch, weil das Dritte 
Reich glücklicherweise der Vergangenheit angehört, oder weil die NPD nicht 
die Bundesregierung stellt? Werden Wertesysteme erst dann ideologisch, 
wenn sie an der Macht sind? Wollen wirklich alle Ideologien andere 
Denkweisen unterdrücken und ihre Herrschaft durchsetzen? Keineswegs, 
denn wollte etwa beispielsweise die deutsche Jugendbewegung Ende des 19. 
und Anfang des 20. Jahrhundert ihre Herrschaft und ihr Denken mit 
repressiven Mitteln durchsetzen? Aber als was sonst, denn als ideologisch 
könnte man den geistigen Hintergrund dieser Bewegung bezeichnen?  
So mutet auch die Behauptung des konservativen Politikwissenschaftlers 
Kenneth Minogue anmaßend an, angeblich seien alle Ideologien dissidente, 
sterile und totalisierende Strategien, die dem Alltagswissen widersprächen: 
„Ideologien können genauer bestimmt werden durch die allen Ideologien gemeinsame 
Modernitätsfeindlichkeit: eine Feindlichkeit, die sich gegen Liberalismus in der Politik, 
gegen Individualismus im moralischen Leben und gegen die Marktwirtschaft in der 
Ökonomie richtet.“27  
 
Politischer Liberalismus, Kapitalismus und religiöse Toleranz dürften 
demnach keine Ideologie sein, Sozialismus hingegen sehr wohl. Es fällt 
anscheinend schwer, auch die eigenen Ansichten, die einem selbst sehr 
modern und rational vorkommen, als ideologisch zu bezeichnen. Eine solche 
Bereitschaft würde jedoch auch die Bereitschaft zum kritischen Diskurs 
umfassen.     
Wenn es so einfach wäre, Ideologien zu brandmarken, nur weil sie nicht der 
eigenen vorherrschenden Wirtschafts-, Gesellschafts- und politischen 
Ordnung entsprechen, dann wäre eine politische Diskussion zwischen 
Vertretern zweier Gesellschaftsordnungen nicht mehr sinnvoll, da sie von 
permanenten Abwertungen des politischen Gegenübers geprägt wären. 
Es ist meines Erachtens hinlänglich erklärt, dass diese Definition von 
Ideologie einseitig ist.  
Die Definition von der Ideologie als einen Korpus von Ideen und 
Überzeugungen übersieht hingegen die Frage nach der politischen Macht. 
Der Philosoph Martin Seliger definiert Ideologie daher als  
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 Minogue, Kenneth: Alien Powers, London 1985, S. 4; vgl. Eagleton, a.a.O., S. 12f.  
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„(...) Menge von Ideen, durch die man Mittel und Ziele organisierter und gesellschaftlicher 
Handlungen postuliert, erklärt und rechtfertigt. Als gesellschaftliche Handlungen werden 
besonders politische Handlungen verstanden, gleichgültig, ob sie auf den Erhalt, die 
Verbesserung, Zerstörung oder Restauration einer bestimmten Gesellschaftsordnung 
abzielen.“28  
Hiermit wäre es möglich, auch innerhalb einer der westlichen Demokratien 
von Sozialismus als Ideologie zu sprechen, weil dann unter Ideologien nicht 
nur die herrschenden politischen Überzeugungssysteme verstanden werden. 
Ebenso könnte sich mit dieser Definition ein Sozialist als einer Ideologie 
zugehörend bezeichnen, ohne sich selbst der Illusion oder Totalität zu 
bezichtigen.     
Trotz der Überzeugungskraft dieser Definition, die auch die Machtfrage 
einbezieht, ohne sich auf die Herrschaftssysteme zu beschränken, kann sie 
einige Nachteile nicht entbehren. Erstens übersieht sie die für einige 
Ideologietheoretiker zentralen Aspekte der Verschleierung und der 
Festschreibung gesellschaftlicher Ordnungssysteme usw., andererseits ist sie 
so weit gespannt, dass  sie  uneindeutig und schwammig wird. Der Gegensatz 
zwischen solch weiten und engen Ideologiedefinitionen zeigt deren 
eigentliche Unvereinbarkeit auf. Die eine Definition bedient sich an dem 
>Materialwert< (Brecht) der anderen. Das Ergebnis ist, dass der 
Ideologiebegriff seine Trennschärfe verliert. „Exzessive Toleranz“29 nennt 
das Eagleton, weil der Ideologiebegriff dann beliebig werde und seinen 
politischen Biss verliere.  
Ein weiterer Nachteil betrifft die offene Frage nach der Legitimation durch 
Ideologie, also die Frage, wann, wo und warum man unter bestimmten 
Umständen von ideologischer Macht sprechen kann. Michel Foucault 
beschränkt den Begriff der gesellschaftlichen und politischen Macht nicht auf 
die Exekutive, Legislative und Judikative, sondern sieht in der Macht ein 
alles durchdringendes und nicht zu fassendes Netz von Kräften, das alle 
menschlichen Gesten und intimste Äußerungen durchzieht.30 Wenn Macht 
sich durch Ideologie speist (und dies wird hier vorausgesetzt, da Macht sich 
ja irgendwo herleiten muss) und diese Macht nicht unmittelbare 
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 Seliger, Martin: Ideology and Politics, London 1976, S. 11; vgl. Eagleton, a.a.O., S. 13f. 
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 Eagleton, a.a.O., S. 13 
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 Vgl. Eagleton, S. 13 ff.; Eagleton bezieht sich auf: Foucault, Michel: Überwachen und 
Strafen. Die Geburt des Gefängnisses, Frankfurt a.M. 1976  
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offensichtliche und repräsentative Herrschaftsausübung inne hat, dann ist 
auch Ideologie nicht auf unmittelbare Herrschaft angewiesen. So ist z.B. die 
Gleichberechtigung der Frau zwar seit Jahrzehnten im Grundgesetz verankert 
und alle demokratischen etablierten Parteien der Bundesrepublik fordern und 
unterstützen sie, aber ihre gesamtgesellschaftliche Durchsetzung war und ist 
bis heute ein langwieriger und noch anhaltender Prozess, da das 
patriarchalische Denken fest in der deutschen Gesellschaftstradition 
verwurzelt war und ist. Insofern kann von einer mächtigen patriarchalischen 
Ideologie gesprochen werden. Wenn der Ideologiebegriff jedoch soweit 
ausgeweitet werden kann, dass man letztlich postulieren muss, dass alle 
Werte und Überzeugungen, die Teile irgendeiner gesellschaftlichen Gruppe 
oder Klasse vertreten, irgendetwas mit Macht zu tun haben und daher 
ideologisch sind, dann hebt sich der Ideologiebegriff selbst auf. Wenn alles 
ideologisch ist, was wir denken, kann kein Gegensatz mehr gebildet werden, 
der jedoch notwendig wäre, um dem Begriff Ideologie Bedeutung zu 
verleihen. Foucault u.a. geben konsequenterweise den Ideologiebegriff auf. 
Das ist nicht hilfreich, denn der Ideologiebegriff hilft, zwischen zentralen 
Machtkämpfen in einer Gesellschaft und sekundären zu unterscheiden. Ob 
die Gewerkschaft Verdi sechs oder sieben Prozent Lohnerhöhung erkämpft, 
ist vom ideologischen Aspekt weniger von Interesse. Sicherlich kann dieser 
Erfolg ideologisch genutzt werden zur Legitimierung und Stärkung der 
gewerkschaftlichen Macht, aber die Frage nach der prozentualen Erhöhung 
bliebe zunächst sekundär, da nicht existentiell. Anders sähe die Sachlage aus, 
wenn es in unmittelbarem Zusammenhang mit dem gewerkschaftlichen 
Erfolg darum ginge, die Tarifautonomie zwischen Gewerkschafts- und 
Arbeitgeberverbänden in Frage zu stellen. Hier würden sich die 
Chefideologen beider Seiten verbalstrategisch gegenüberstehen. Die 
unmittelbare und existentielle Machtfrage wäre berührt. Die Gewerkschaften 
würden versuchen, ihre Mitglieder massenweise zu mobilisieren und auf alte 
gewerkschaftliche Kampfparolen und ihre alte gewerkschaftlich-
sozialdemokratische Ideologie einzuschwören. Die Arbeitgeberverbände 
verträten offener als bisher gewagt einen Manchesterliberalismus, würden das 
Spiel der freien Kräfte und eine Entmachtung und Zerschlagung der 
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‚übermächtigen’ Gewerkschaften fordern. Erst diese Ausdehnung der 
Tarifdiskussion könnte als ideologischer Diskurs bezeichnet werden.  
Eagleton erklärt nachvollziehbar, dass man mit Nietzsche und Foucault darin 
übereinstimmen könne, dass Macht zwar überall sei, aber man dennoch aus 
praktischen Gründen zwischen zentralen und marginalen Formen von Macht 
unterscheiden solle. Welche Fragen sind jedoch marginal und welche zentral 
bei der Ideologiefrage? Ist es nicht problematisch, hierbei Hierarchien zu 
bilden? Sicherlich ist es teilweise problematisch, einen Konflikt als 
ideologisch zu bezeichnen oder nicht. Dennoch sollte nicht jeder Konflikt 
ideologisch genannt werden. Um es zu wiederholen: Wenn jedes Denken, 
jeder Konflikt ideologisch ist, hebt sich der Begriff auf.31  
Daher ist der Vorschlag von Emile Benveniste, Ideologie nicht hauptsächlich 
als sprachliches Phänomen, sondern als >Diskursphänomen< zu betrachten32, 
insofern sinnvoll, als davon ausgegangen werden kann, dass man oft das 
speziell Ideologische einer Aussage kontextfrei nicht ermitteln kann. Wie 
noch zu zeigen sein wird, gibt es in bestimmten Ideologien zwar bevorzugte 
Wörter, also ein eigenes Ideologievokabular, das aber nur in seinem 
gesellschaftlichen Kontext seine ideologische Bestimmung erhält. So erhalten 
beispielsweise die Wörter Klasse, Proletarier, Kapitalismus erst dann 
ideologischen Charakter, wenn sie in einen Kontext, in dem gesellschaftliche 
Interessen formuliert werden, eingebunden sind, und dies auch nur dann, 
wenn sich die Kategorie >gesellschaftliches Interesse< von grundlegenden 
vitalen Interessen, wie z.B. der Nahrungsaufnahme, unterscheiden lässt.       
Die Frage bleibt, wann man von Ideologie sprechen kann. Das 
epistemologische Konzept geht davon aus, dass Ideologie >falsches 
Bewusstsein< sei. Diese Art der Erkenntnistheorie ist aus mehreren Gründen 
problematisch, beinhaltet sie doch, dass manche unserer Vorstellungen den 
Dingen entsprechen oder korrespondieren, während andere dies nicht tun. Sie 
impliziert dadurch aber auch, es gäbe eine uneingeschränkt geltende richtige 
Weltsicht; eine zutiefst elitäre Denkweise, wenn man sich vorstellt, dass eine 
Minderheit von Theoretikern das Monopol auf wissenschaftliche 
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Erkenntnisse haben soll, während die große Masse dem >falschen 
Bewusstsein< verfallen ist.33           
Viele Theoretiker lassen daher die epistemologische Frage weg, um sich eher 
einer politischen und soziologischen Betrachtung von Ideologie zuzuwenden. 
Hier wird Ideologie als Medium verstanden, in dem Menschen durch 
Zeichen, Bedeutungen und Repräsentationen soziale und / oder politische 
Diskussionen führen. So lehnt z.B. Martin Seliger die Konzeptionen vom 
>wahren< oder >falschen Bewusstsein< gänzlich ab.34 
Eine politische Definition von Ideologie bedeutet keine Gleichsetzung von 
Politik und Ideologie. Wenn z.B. ein Parteisprecher sagt, seine von ihm 
vertretene Partei sei eine demokratische Partei, so ist an dieser Äußerung an 
sich noch nichts Ideologisches. Wenn dieser Partei jedoch vom politischen 
Gegner vorgeworfen wird, undemokratisch zu sein, so wäre dies bereits eine 
diskursive und dann insofern eine ideologische Aussage, weil des Weiteren 
von Interesse ist, welches Demokratieverständnis diese Partei vertritt.                         
Um auf die Frage nach dem Konzept des >falschen Bewusstseins< 
zurückzukommen: Ist die Tatsache, dass gerade Menschen des 20. 
Jahrhunderts Opfer bzw. Täter einer pathologischen politischen Irrationalität 
(z.B. die Verschwörungstheorie eines Weltjudentums und des 
Bolschewismus) geworden sind, ein Beweis für die Gleichsetzbarkeit von 
Ideologie und >falschem Bewusstsein<? Aristoteles ging davon aus, dass die 
meisten Überzeugungen ein Element von Wahrheit enthalten. Eagleton 
erklärt hierzu:  
„Die, welche – zu Recht – darauf bestehen, dass Sprache ein Feld der Konflikte ist, 
vergessen manchmal, dass eine Voraussetzung für Konflikte ein gewisses Maß an 
Übereinstimmung ist.“35  
 
So stimmen die meisten Menschen mit der Ansicht überein, alle Menschen 
seien unterschiedlich begabt und manche Menschen seien anderen in 
gewissen Aspekten überlegen. Diese übereinstimmende Ansicht auf Rassen 
zu beziehen, wie es die faschistische Ideologie tat, ist nicht nur falsch oder 
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verwerflich, sondern wissenschaftlich widerlegbar. An diesem Beispiel zeigt 
sich, dass Ideologien von einer in der Gesellschaft verhafteten 
übereinstimmenden oder konsensfähigen Annahme ausgehen. Ob diese 
Annahme dann im Kommunikationsprozess systematisch verzerrt (das 
Ideologiekonzept von Habermas) wird, liegt in dem Realitätssinn des 
Urhebers der jeweiligen Ideologie begründet. Ideologien müssen also, wenn 
sie wirksam sein sollen, einen Bezug zur menschlichen Erfahrung und eine 
gewisse Übereinstimmung mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit haben. 
Laut Jon Elster, auf den sich Eagleton hier bezieht, können herrschende 
Ideologien zwar aktiv Wünsche und Bedürfnisse bei ihren Adressaten 
wecken, sie müssen aber auch die bereits bestehenden Wünsche und 
Bedürfnisse der Adressaten berücksichtigen und verwerten.36 So kann 
beispielsweise die erfolgreiche Bekämpfung der hohen Arbeitslosigkeit als 
gesellschaftliches Bedürfnis in die Ideologie einfließen. Wird dieses 
Bedürfnis mit der Schuldfrage der hohen Arbeitslosigkeit kombiniert, so 
ergibt sich hieraus die ideologische Zielsetzung, ob sie nun >Ausländer 
raus<, >Vergesellschaftung des Eigentums< oder >Mut zu mehr 
Wettbewerb<  heißt.    
Eagleton erläutert dazu:  
„Kurz gesagt, erfolgreiche Ideologien müssen mehr sein als nur verordnete Illusionen. Trotz 
all ihrer Ungereimtheiten müssen sie ihren Adressaten eine Version der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit bieten, die so real und nachvollziehbar ist, dass sie nicht sofort verworfen wird. 
Sie können z.B. richtig sein in bezug auf das, was sie bejahen und falsch in bezug auf das, 
was sie verneinen – etwas, was nach John Stuart Mill auf nahezu alle Gesellschaftstheorien 
zutrifft. Jede herrschende Ideologie, die sich nicht mit den Alltagserfahrungen ihrer 
Adressaten verbinden ließe, wäre sehr leicht angreifbar und ihre Anhänger wären gut 
beraten, sie gegen eine andere einzutauschen. Dies alles steht nicht im Widerspruch dazu, 
dass Ideologien häufig Aussagen umfassen, die total falsch sind: dass Juden minderwertige 
Wesen sind, dass Frauen nicht so real denken wie Männer, dass Lüstlinge zu ewigen 
Höllenqualen verdammt sind. Wenn sich hier nicht falsches Bewusstsein ausdrückt, wo 
sonst? Diejenigen, die das Konzept von Ideologie als falschem Bewusstsein verwerfen, 
sollten Vorsicht walten lassen, nicht zu leichthin über die Verwerflichkeit solcher 
Überzeugungen hinwegzugehen. Wenn das Konzept vom >falschen Bewusstsein< auf die 
Meinung verpflichtet, dass Ideologie unwirklich ist, ein Phantasiegebilde ohne jeglichen 
Bezug zur gesellschaftlichen Realität, dann lässt sich schwer sagen, wer heute noch diese 
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Meinung vertritt. Wenn dieses Konzept hingegen nicht mehr meint, als dass es einige 
zentrale ideologische Aussagen gibt, die offensichtlich falsch sind, dann ist ebenso schwer zu 
verstehen, wie jemand dies bestreiten könnte.“37    
 
Wie man sieht, ist das Konzept vom >falschen Bewusstsein< nicht so leicht 
zu entkräften, aber es erscheint nicht differenziert genug. Wie soll man mit 
ideologischen Aussagen umgehen, die offensichtlich wahr sind? Eagleton 
gibt hier das Beispiel eines Sprechers eines Wirtschaftsunternehmens an, der 
erklärt: „Wenn dieser Streik fortgesetzt wird, dann werden Menschen in den 
Straßen sterben, weil Rettungswagen fehlen.“ Der Sprecher könnte mit seiner 
Einschätzung der Sachlage Recht haben, aber dennoch könnte er damit 
Empörung unter den streikenden Arbeitern auslösen, weil er damit 
wahrscheinlich ausdrücken will, die Arbeiter sollten wieder an ihre Arbeit 
gehen. Die Aussage des Unternehmenssprechers ist dann ideologisch, wenn 
sie als Legitimationsversuch der Arbeitgeber in dem Machtkampf mit den 
streikenden Arbeitern benutzt wird. Sie ist also wahr und falsch zugleich. 
Falsch ist sie in zwei Hinsichten: Erstens sagt der Unternehmenssprecher 
nicht, was er eigentlich meint, also handelt es sich um eine Täuschung, 
zweitens beinhaltet sie, dass es besser wäre, den Streik zu beenden, was der 
Zielsetzung der Arbeiter wohl nicht dienlich wäre.38           
Demnach kann eine Aussage in einem ideologischen Diskurs wahr und 
gleichzeitig falsch sein. An dem genannten Beispiel wäre die Aussage des 
Unternehmenssprechers in ihrem empirischen Inhalt wahr, aber irreführend in 
ihrer Ausrichtung. Vorausgesetzt, dass nicht jede ideologische Aussage von 
falschen Annahmen in der Realität ausgeht, so wird die Theorie vom 
>falschen Bewusstsein< dadurch nicht zwingend erschüttert. Eagleton erklärt 
hierzu, dass man sagen könnte, dass der Satz „Brite zu sein ist an sich schon 
eine Tugend“ in anderer Hinsicht falsch sei als der Satz „Paris ist die 
Hauptstadt von Afghanistan“, denn der erste Satz formuliere eine angreifbare 
Meinung, während der zweite faktisch falsch sei. Moralische Urteile 
erscheinen weniger verlässlich, weil es in den westlich-‚liberalen’ 
Gesellschaften einen Wertekonsens in fundamentaler Hinsicht unter anderem 
aufgrund der fortschreitenden Säkularisierung nicht oder nicht mehr gebe. 
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Insofern könnte die menschliche Rede durch zwei Kategorien unterschieden 
werden:  
„Sprechakte, die darauf gerichtet sind, die Dinge zu beschreiben wie sie sind, bei denen es 
auch um Kriterien der Richtigkeit und Falschheit geht, und Sprechakte, die Ausdruck von 
Einschätzungen und Normen sind, für die diese Kriterien nicht gelten.“39  
 
Grob ließe sich demnach die parole in kognitive und normative Sprache 
einteilen. 
Der Meinung, dass ein Unterschied zwischen diesen beiden Kategorien liege, 
würden sich die meisten Menschen anschließen, jedoch nicht moralische 
Realisten, worauf Eagleton hinweist, die davon ausgehen, dass es 
>moralische Tatsachen< ebenso wie physische Tatsachen gibt. Für einen 
moralischen Realisten wäre ein Satz wie „Juden sind minderwertige Wesen“ 
genauso falsch wie „Paris ist die Hauptstadt von Afghanistan“.40 Dieser 
Ansicht könnte man sich ohne weiteres anschließen, aber bei vielen 
Aussagen ließe sich dies nicht so eindeutig feststellen. 
Dabei sind die Kategorien >richtig< und >falsch< in Bezug auf Ideologien 
irrelevant. Hier stellen Ideologien die Art dar, wie der Mensch seine 
Verhältnisse als Ganzer lebt, eine bestimmte Organisation der sinngebenden 
Praxis, die den Menschen als gesellschaftliches Subjekt konstituiert. 
Ideologie ist demnach ein Produkt der >gelebten Verhältnisse<, die das 
einzelne Subjekt mit den dominanten Produktionsformen einer Gesellschaft 
verbinden. Althusser geht eher von einer >affektiven< als von einer 
>kognitiven< Ideologietheorie aus. Dies bedeutet nicht etwa, dass Ideologie 
und Kognitivität einander widersprechen müssen, sondern, dass sie subjektiv 
im Sinne einer Subjektzentrierung sind. Ideologien sind insofern 
subjektzentriert, als Ideologien vertretende Sprecher ihre persönlichen 
Einstellungen zur Welt aufgrund ihrer >gelebten Verhältnisse< ausdrücken 
und in den öffentlichen Diskurs stellen.41 Ideologien begründen unsere 
Identität, d.h. sie sind ein Geflecht von persönlich und gemeinschaftlich 
Erlebtem, manchmal aus erster Hand, manchmal aus zweiter. Althusser 
verneint nicht die Tatsache, dass man ideologische Diskurse als wahr oder 
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falsch beurteilen kann, sondern geht von der Dominanz des Affektiven über 
das Kognitive aus. Das gesellschaftlich-praktische Wissen soll dabei 
gegenüber dem theoretischen Wissen das Übergewicht haben. Dieses Wissen 
sei weniger kognitiv als pragmatisch, welches das Individuum auf seine 
gesellschaftlichen Aufgaben ausrichtet.42 Eagleton erklärt hierzu:  
„Es ist also möglich, sich den ideologischen Diskurs als ein komplexes Netz empirischer und 
normativer Elemente vorzustellen, wobei die Anforderungen der normativen Elemente 
letztendlich Art und Anordnung der empirischen bestimmen.“ Weltanschauungen bilden also 
das Übergewicht in diesem dichten Netz. Dennoch bleibt die Frage, ob Weltanschauungen 
nicht in sich wahr oder falsch sein können, mit der sich unter anderem Denys Turner 
beschäftigt hat. Wie kann also das Ideologische einerseits im Sinne von Althusser >gelebt<, 
aber falsch sein? Gelebte Überzeugungen sind oft in der gesellschaftlichen Praxis inhärent. 
Wenn sie mehr oder weniger grundlegend für sie sind, dann ist schwer zu entscheiden, ob sie 
der Realität wirklich entsprechen oder nicht. Turner erklärt hierzu: „Da es deshalb keinen 
epistemologischen Raum zwischen dem, was gesellschaftlich erlebt wird und den 
gesellschaftlichen Vorstellungen darüber gibt, scheint es keinen Platz für falsche 
Beziehungen zwischen den beiden zu geben.“43           
Turner geht davon aus, dass Ideologie ein >performativer Widerspruch< sei, 
also ein „(…) Widerspruch zwischen dem Sinn, der explizit formuliert wird, 
und der Aussage, die durch den Akt an sich übermittelt wird.“44    
Ein solcher Widerspruch läge z.B. unzweifelhaft dann vor, wenn ein Politiker 
rechtsradikale ausländerfeindliche Parolen verurteilt und gleichzeitig für ein 
verschärftes Asylrecht eintritt oder wenn ein Unternehmer vor seiner 
Arbeitnehmerschaft „Wohlstand für alle“ ausruft, nachdem er aufgrund der 
angespannten Auftragslage Gehaltskürzungen durchsetzen wollte und 
vielleicht sogar konnte.     
Für Turner ist dieser >performative Widerspruch< allen Ideologien 
wesentlich, was jedoch zu bezweifeln ist. Der >performative Widerspruch< 
bildet eine Möglichkeit der Falschheit innerhalb von Ideologien. Zwei 
weitere Formen des Falschen betrachtet Eagleton in Bezug auf das Konzept 
des falschen Bewusstseins. Man kann sie laut Eagleton als funktional und 
genetisch bezeichnen:   
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„Falsches Bewusstsein muss nicht heißen, eine Reihe von Vorstellungen sei tatsächlich 
falsch, sondern es kann bedeuten, dass diese Vorstellungen eine Funktion bei der 
Aufrechterhaltung einer repressiven Macht haben und dass jene, die von ihnen überzeugt 
sind, dieses Faktum ignorieren. Ebenso kann eine Überzeugung an sich richtig sein, auch 
wenn sie Ausfluss diskreditierender Absichten ist, deren sich diejenigen, die dieser 
Überzeugung sind, nicht bewusst sind. Oder wie Geuss zusammenfasst: Eine 
Bewusstseinsform kann falsch sein, ‚weil sie falsche Überzeugungen enthält, weil sie eine 
tadelnswerte Funktion hat, oder weil sie von zweifelhafter Herkunft ist.’“45 
 
Wahrscheinlich gibt es keine inhärente Beziehung zwischen falschen 
Überzeugungen und ihrer Funktionalität für eine repressive Macht, denn 
manchmal erweisen sich richtige Überzeugungen als ebenso funktional für 
diese. Manche Überzeugungen, einerlei ob richtig oder falsch, können sich 
auch als dysfunktional erweisen, wenn es um die Interessen des repressiven 
Systems geht.  So hat sich Glasnost und Perestroika zwar als richtig für die 
Menschen erwiesen, nicht jedoch für die Erhaltung des sowjetischen 
Systems. Eagleton erwähnt hier das Beispiel einer Gruppe unterdrückter 
Menschen, die aufgrund ihrer erbärmlichen Lebensbedingungen fatalistisch 
geworden ist. Dieses falsche Verhalten habe sich >genetisch< entwickelt und 
wäre für ihre Unterdrücker unter Umständen sehr funktional, während es für 
die Durchsetzung ihrer Interessen höchst dysfunktional sei. Überzeugungen, 
die ihre eigentlichen Beweggründe verschleiern, sind nicht allein deshalb 
falsch, weil sie einen fragwürdigen, unseriösen Ursprung haben. 
Sozialistische Ideologietheoretiker sehen oft dann positive Formen 
unbewusster Motivation und Funktionalität, wenn Interessen der 
Arbeiterklasse vertreten oder propagiert werden. Die Verborgenheit der 
Motivation kann also nicht allein die Falschheit einer Überzeugung 
begründen. Hier stellt sich vielmehr die Frage, warum die Motivation 
verborgen werden muss. Soll etwa durch die Bekräftigung einer >richtigen< 
Überzeugung ein anderes >falsches< Ziel anvisiert werden? 
Zur Entwirrung kann nunmehr festgestellt werden, dass Überzeugungen 
falsch, aber dennoch rational sein können, wenn sie mit den Sachverhalten 
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übereinstimmen, sich auf plausible Annahmen beziehen und konsensfähig 
sind.46                   
Zusammenfassend lässt sich zur Theorie, Ideologie sei falsches Bewusstsein, 
feststellen, dass ihre Kritiker zu Recht darauf hinweisen, dass Ideologie nicht 
reine Illusion sein kann, sondern sich auf die Realität bezieht und aktiv in das 
gesellschaftliche Leben eingreift. Ideologie besteht nicht nur aus 
Vorstellungen über die Welt, sondern greift aktiv in die gesellschaftliche und 
materielle Realität ein, d.h. sie formt und gestaltet die Welt mit. Die 
Vorstellungen, die eine Ideologie ausmachen, müssen nicht unbedingt falsch 
sein, sondern sie können in verschiedener Hinsicht wahr sein. Dies 
widerspricht jedoch nicht der Einschätzung, dass Ideologien oft geprägt sind 
von Falschheit, Verzerrung oder gar Mystifikation. Der Rückschluss, 
Ideologien seien zwangsläufig dann falsch, wenn sie auch der Aufrechter-
haltung oder der Erlangung von politischer oder gesellschaftlicher Macht 
dienen, ist falsch, weil die geäußerten Überzeugungen durchaus richtig sein 
können.  
Es gibt jedoch einen Bewusstseinszustand, der bisher nicht genannt wurde: 
Es gibt Menschen, die sich der Falschheit der herrschenden Ideologie 
bewusst sind, aber nichts gegen sie unternehmen. Eagleton gibt hier zwei 
aufschlussreiche Beispiele: 
„Jemand kann die Mechanismen kapitalistischer Ausbeutung völlig richtig verstehen und 
dennoch zu dem Schluss gelangen, dass diese Gesellschaftsform, wenn sie auch ungerecht 
und repressiv ist, im großen und ganzen doch jeder Alternative vorzuziehen ist.“47  
 
Sozialisten würden zwar jetzt darauf bestehen, dieser Mensch irre sich, aber 
man kann von ihm nicht sagen, er wäre einer Illusion erlegen. Ebenso gibt es 
Zyniker, die sich nicht nur der Falschheit des gesellschaftspolitischen 
Systems, in dem sie leben, bewusst sind, sondern unter Umständen bewusst 
die falschen Vorstellungen selbst propagieren, um ihre persönlichen 
Interessen zu verfolgen. Sloterdijk nennt diesen Zustand, in dem man nach 
falschen Werten lebt und sich dessen ironisch bewusst ist, in seiner „Kritik 
der zynischen Vernunft“ „aufgeklärtes falsches Bewusstsein“. 48        
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Zwar weist Eagleton darauf hin, dass die meisten Menschen keine Zyniker 
seien, weil sie sich nicht wohl bei dem Gedanken fühlen würden, in einer 
ungerechten Gesellschaft zu leben. Ideologie als System von Diskursen 
würde überflüssig, wenn alle Menschen entweder Zyniker oder Masochisten 
wären.49 Im Gegensatz zu Eagleton glaube ich jedoch, dass in den meisten 
Menschen von uns ein kleiner Zyniker steckt. Wir verfügen alle über ein 
gewisses Maß an aufgeklärtem falschem Bewusstsein. Ein großer Teil der 
deutschen Bevölkerung ist der Ansicht, dass viele Politiker der großen 
Parteien korrupt sind. Trotz dieser Einschätzungen, die teilweise der Realität 
entsprechen, werden die gleichen beschuldigten Politiker wieder gewählt.  
„Die gleichen Tröge, nur andere Schweine.“ drückt diese so empfundene 
Alternativlosigkeit zu dem existierenden Parteiensystem aus. Andere Formen 
eines aufgeklärten falschen Bewusstseins berühren gesellschaftsrelevante 
Fragen, die im Gegensatz zu augenblicklichen persönlichen Interessen 
stehen. Wir handeln häufig vorsätzlich wider besseres Wissen:    
Wir fliegen mit Flugzeugen, fahren mit Autos, obwohl wir uns über die 
negativen Konsequenzen für die Umwelt im Klaren sind. Der Satz „Wenn ich 
es nicht tue, machen es andere“ liefert meist das schlagende Argument, trotz 
besseren Wissens das Falsche zu tun. Menschen wissen, dass durch riskante 
Börsenspekulationen Arbeitsplätze gefährdet werden können, beteiligen sich 
aber daran, weil sie sich persönliche Gewinne davon versprechen. Menschen 
wissen, dass Schwarzarbeit die sozialen Sicherungssysteme belastet, gehen 
ihr aber entweder selber nach oder beschäftigen Schwarzarbeiter, um ihr 
Badezimmer renovieren zu lassen.  
Eagleton hat jedoch insofern Recht, wenn er schreibt, dass Menschen glauben 
wollen, dass grobe Ungerechtigkeiten beseitigt werden, dass diese durch 
andere Vorteile wieder ausgeglichen werden oder aber unvermeidlich, also 
gar nicht ungerecht, sind. Dieser Glaube an eine im Großen und Ganzen 
gerechte Welt, in der man lebt, ist das Ergebnis einer die Gesellschaft 
dominierenden Ideologie, ob sie überwiegend richtig ist oder falsch. 
Eagleton definiert sechs verschiedene Theoriekonzepte von Ideologie mit 
unterschiedlicher Fokussierung:  
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Erstens: Ideologie wird als materieller Prozess der Produktion von Ideen, 
Überzeugungen und Werten des gesellschaftlichen Lebens verstanden. Diese 
Definition ist sehr weit und politisch wie epistemologisch neutral. Diese 
Ideologiedefinition kommt in die Nähe eines erweiterten Kulturbegriffs als 
Komplex sinngebender Praxis und symbolischer Prozesse in einer 
Gesellschaft.  Insofern impliziert sie auch einen Verweis auf die Art, wie der 
Einzelne seine gesellschaftliche Praxis lebt. In einer solchen Theorie 
beschäftigt sich Ideologie mit Zeichen, Bedeutungen und Werten und die 
Determination des Denkens wird dabei betont. Diese Ideologiedefinition ist 
sehr weitgespannt, denn Ideologien umfassen nicht nur die Praxis der 
Sinngebung, sondern auch das Wechselverhältnis zwischen Zeichen und 
politischen Machtprozessen. 
Zweitens: Ideologie umfasst Ideen und Überzeugungen, die 
Lebensbedingungen und –erfahrungen einer gesellschaftlichen Gruppe oder 
Klasse symbolisieren. Diese Definition übersetzt Ideologie fast als 
Weltanschauung, während Weltanschauung engere Grenzen hat als Ideologie. 
Eine Weltanschauung kann umfassen, dass es ein Leben nach dem Tod im 
Paradies gibt, während sich Ideologie viel weiter fassen lässt. Diese 
Definition berücksichtigt allerdings nicht die ideologischen Konflikte, die 
zwischen den betreffenden Gruppen / Klassen auftreten können. 
Drittens: Ideologie wird als Diskursfeld verstanden, in dem die Interessen der 
gesellschaftlichen Gruppen in Konflikte geraten und um die gesellschaftliche 
Macht konkurrieren. Dieses Konzept schließt die Legitimierung und 
Propagierung der Überzeugungen der gesellschaftlichen Gruppen mit ein, 
außerdem dadurch auch die Möglichkeit, dass ideologisches Sprechen als 
rhetorisches und als nicht wahrheitsgemäßes Sprechen analysiert werden 
kann, weil weniger die gesellschaftlichen Verhältnisse im Blickpunkt stehen 
als die Erlangung oder Verteidigung politischer und gesellschaftlicher Macht. 
Viertens: Bei dieser Ideologiebedeutung wird sich beschränkt auf die 
Propagierung und Legitimierung bestimmter Interessen einer herrschenden 
gesellschaftlichen Macht. Eine gesellschaftsdominierende Ideologie bestimmt 
zu großen Teilen die gesellschaftliche Entwicklung, setzt aber ihre Ideen 
nicht nur autoritär durch, sondern sie bewirkt, dass die Beherrschten an der 
gesellschaftlichen Macht der Ideologie freiwillig mitarbeiten. 
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Fünftens: Diese Bedeutungsvariante einer Ideologiedefinition bezieht sich 
direkt auf die vierte. Allerdings konzentriert man sich hier auf Ideologien, die 
die Interessen einer herrschenden Gruppe oder Klasse durch Verzerrung 
legitimieren. 
Sechstens: Auch hier werden falsche, irreführende und die Wirklichkeit 
verzerrende Überzeugungen formuliert, ohne dass diese von einer 
herrschenden Gruppe stammen und in den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen bzw. der >materiellen Struktur der Gesellschaft< begründet 
ist.           
Eagleton stellt allgemein und weitgehend wertneutral fest: 
„Ideologie ist eine Funktion der Beziehung einer sprachlichen Äußerung zu ihrem 
gesellschaftlichen Kontext.“50      
 
Zwar stellt auch Dieckmann fest, dass Ideologie vornehmlich denunziatorisch 
verwendet werde, um den politischen Gegner zu diffamieren, er verwende 
einen die Wahrheit verzerrenden, also unangemessenen Sprachgebrauch, 
während der eigene Sprachgebrauch als der Wahrheit angemessen 
empfunden werde.51 Problematisch an dieser Art des Zeichenverständnisses 
ist, dass hier von einer ‚wahren’ Bedeutung sprachlicher Zeichen zur 
Beschreibung der Wirklichkeit ausgegangen wird, obwohl der jeweilige 
Sprecher, auch wenn es sich um eine Gruppe handelt, die Wirklichkeit aus 
einer bestimmten Perspektive heraus beschreibt und von ihm eigentümlichen 
bestimmten Prämissen und Zielsetzungen ausgeht.52  
Meines Erachtens ist jedoch allein der wissenssoziologische Ideologiebegriff 
der 1920er Jahre (Karl Mannheim) für die Linguistik praktikabel, wonach 
davon ausgegangen wird, dass das menschliche Denken grundsätzlich 
ideologiegebunden sei. Da das Denken prinzipiell an das Sein gebunden sei, 
kommt es auch zu einem ideologischen Sprachgebrauch. Hier schließe ich 
mich ausdrücklich Girnth53 an, der wiederum auf Dieckmann verweist: 
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„Gerade weil der wissenssoziologische Ideologiebegriff keine Kritik impliziert, erlaubt er 
eine kritische Auseinandersetzung mit ideologischem Sprachgebrauch und der Relation 
zwischen dem ideologischen Bewußtsein und der Art und Weise, wie es sprachlich vermittelt 
wird, ohne daß der Linguist in die Verlegenheit kommt, über Wahrheit und Falschheit des 
Bewußtseins selbst bewertend urteilen zu müssen.“54     
 
Politisch Handelnde müssen in ihren Legitimationsversuchen eine ähnlich 
oder identisch codierte Sprache benutzen wie ihre Adressaten (also ein großer 
Teil der Wahlbevölkerung), um erfolgreich zu sein. Politiker dürfen gegen 
den von van Dijk so genannten „Common Ground“ nicht verstoßen. 
„Common Ground“ meint hier das innerhalb einer Gesellschaft oder einer 
Kultur nicht-ideologische gemeinsam geteilte Basiswissen. Teilweise ist 
unser Alltagsbasiswissen auch prä-ideologisch. Wenn dieser „Common 
Ground“ in einen Diskurs mit anderen Gesellschaften oder Kulturen tritt, 
wird die Ideologiegebundenheit des Wissens einer Gesellschaft deutlich. 
„WE have knowledge, and THEY have ideologies“55 umfasst das Problem 
des ideologischen Diskurses zwischen politischen Systemen, verschiedener 
Gesellschaftsordnungen und Kulturen. Zwar ist nicht all unser Wissen 
ideologisch befangen, aber ein sehr großer Teil. Alltagswissen ist laut van 
Dijk der kognitiven Natur nach eine Art des Glaubens und des Dafürhaltens; 
der sozialen Natur nach Glauben, der kulturelle Kriterien der Evaluation 
überzeugt; Wissen ist demnach kulturell und sozial relativ sowie subjektiv, 
d.h. abhängig von der jeweiligen Person, die erworbenes Wissen anderen 
Personen mitteilt bzw. zukommen lässt (mehr oder weniger, individuelle 
Selektion, Gewichtung, Wertung usw.).  
Ideologien sind per van Dijks Definition sozial und werden von den 
Mitgliedern einer sozialen Gruppe geteilt. Aufbauend auf dem kulturellen 
und gesellschaftlichen „Common Ground“ entwickeln sich diese 
verschiedenen sozialen Gruppen mit verschiedenen Ideologien, die 
miteinander in den öffentlichen gesellschaftlichen Diskurs treten und 
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miteinander konkurrieren.56  Wenn man wie Grünert wertneutral, d.h. sehr 
nahe der lexikalisch vagen Bedeutung (ohne politischen ‚Biss’), Ideologien 
als „Denkmuster, Wertvorstellungen, Zielsetzungen“ einer bestimmten 
Gesellschaftsordnung oder einer ihrer Teilgruppen definiert57, dann 
bezeichnet Sprache nicht nur die außersprachliche Wirklichkeit, sondern 
interpretiert, beurteilt und bewertet sie auch das Bezeichnete. Sprache 
übernimmt also eine Vermittlungsfunktion zwischen außersprachlicher 
Realität und der Vorstellung über sie.58 
Wertvorstellungen,  Weltanschauungen, kurz: ideologisch geordnete und 
hierarchisierte Denksysteme, die sich an den gesellschaftlich-kulturellen 
Normen (sowohl Wissen als auch Überzeugungen) orientieren, müssen von 
ihren Gruppenmitgliedern im Sozialisationsprozess internalisiert werden.59 
Dieckmann weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass zwar die 
sprachlich vermittelten Inhalte je nach Ideologie wechseln, dass sich die 
politisch-ideologischen Sprachen der verschiedenen politischen Systeme aber 
in ihrer formalen Struktur, in ihrem Wirklichkeitsbezug und in ihrer Funktion 
sehr ähnlich sind.60  
Ideologiesprachen sind gleichzeitig überstaatlich und substaatlich, 
übermuttersprachlich und submuttersprachlich. Die Überstaatlichkeit und 
Übermuttersprachlichkeit liegt z.B. daran, dass das ideologische Vokabular 
westlicher Demokratien eine gemeinsame Begriffsgemeinschaft mit 
vergleichbarer Bedeutungsvarietät ausgeprägt hat. Ideologiesprachen sind 
aber auch substaatlich und submuttersprachlich, weil sich innerhalb der 
staatlichen und muttersprachlichen Gesellschaft ideologische Differenzen 
ausgebildet haben und weiter ausbilden. Die ideologische Bedeutung eines 
Wortes ist laut Dieckmann über das ideologische Bedeutungssystem 
(insofern Ideologien immer systematisierte Ideenketten bilden) mit einem 
Staat, einer Gesellschaft oder einer Teilgruppe verknüpft und nicht mit der 
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ihr zu Grunde liegenden Sprache. Wenn die Bedeutung eines Wortes in einer 
Sprache bestimmt werden soll, so müssen alle ideologischen 
Bedeutungsvarietäten, die innerhalb der Sprachgemeinschaft bestehen, 
untersucht werden im Sinne einer Objektivierung.61 Es kann der 
linguistischen Semantikforschung nicht darum gehen, den richtigen oder den 
falschen Gebrauch ideologischer Wörter oder Wortfelder zu ermitteln, 
sondern nur darum, den politischen Streit um Worte zu beschreiben und zu 
analysieren.          
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II.  
 
Semantische Theorie zur politischen Sprache  
 
1. Politische Sprache 
 
Laut Dieckmann wird politische Sprache grob differenziert a) in die 
Anwendung von Sprache im Bereich der Politik zur Erreichung eines 
bestimmten Ziels und b) als ein spezifischer politischer Wortschatz.  
Der politische Wortschatz umfasst Wörter, die außersprachlich auf den 
Sachbereich der Politik referieren. Der politische Sachbereich mit seinem 
Wortschatz ist nicht zu vergleichen mit anderen Fachbereichen und ihren 
Fachsprachen (z.B. Chemie, Biologie, Medizin usw.), weil er eher als 
„Handlungs- und Funktionskomplex“ begriffen wird, in sich offen ist und 
sich auf sämtliche Bereiche des gesellschaftlichen Lebens beziehen kann.62 
Zeitweilig zählen auch sprachliche Ausdrücke zu dem politischen 
Wortschatz, die ihm eigentlich nicht angehören, wie z.B. Baumsterben, 
Mülltrennung usw. Unter Anwendung der Bestimmungskriterien von von 
Polenz erläutert daher Strauß:  
„Daher ist politische Sprache – als aus einer Vielzahl von Fachsprachen bestehendes und der 
öffentlich-politischen und institutionellen Kommunikation dienendes Instrument – nicht in 
einem irgendwie auf Spezifik von Lexik, Syntax und Semantik eingeengten Sinne (z.B. 
politische Sprache sei die Menge der fachspezifischen Teile der Lexik in politischen Texten) 
zu fassen.“63   
    
Durch die genannte generelle Offenheit des politischen Wortschatzes ergeben 
sich Abgrenzungsprobleme zwischen der Fachlexik der Politik und der 
Fachlexik der einzelnen Sachgebiete sowie dem Wortschatz der 
Gemeinsprache.  
Strauß schreibt deshalb: 
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 Strauß, Gerhard. Schwere Wörter in der Politik, in ders: Der politische Wortschatz. Zur 
Kommunikations- und Textsortenspezifik, Tübingen 1986, S. 193f.; Vgl. auch Polenz, Peter 
von: Lehnwort und Fremdwort sprachwissenschaftlich betrachtet, in Braun, P.. (Hrsg.): 
Fremdwortdiskussion, München 1979, S. 319f.  
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„Daher ist politische Sprache – als aus einer Vielzahl von Fachsprachen bestehendes und der 
öffentlich-politischen und institutionellen Kommunikation dienendes Instrument – nicht in 
einem irgendwie auf die Spezifik von Lexik, Syntax und Semantik eingeengten Sinne (z.B. 
politische Sprache sei die Menge der fachspezifischen Teile der Lexik in politischen Texten) 
zu fassen.“64 
Politische Sprache ist laut Strauß ein  
„(…) spezifischer Verbund aus Fachsprachenpluralität und öffentlicher Sprache, eine 
Sprache, deren soziale Geltung nicht auf bestimmte Expertengruppen eingeschränkt ist und 
die nicht über ein kognitiv-denotatives, sondern auch ein evaluativ-persuasives Potential 
verfügt.“65  
 
Des Weiteren muss bei der Untersuchung des politischen Wortschatzes der 
Bundesrepublik Deutschland darauf hingewiesen werden, dass dieser nur 
eine Teilmenge des politischen Wortschatzes der deutschen Sprache bildet.66      
Die linguistische Einheit Wort spielt entsprechend der kommunikativen 
Funktion von Sprache auch und vor allem in der Politik eine entscheidende 
Rolle. Auch diejenige sprachwissenschaftliche Semantik, die sich mit dem 
politischen Sprachgebrauch beschäftigt, konzentriert sich auf das Verhältnis 
zwischen Lautkette (laut Saussure Signifiant) und Wortinhalt, wobei unter 
Wortinhalt nicht die außersprachliche Realität gemeint ist, sondern der 
Bewusstseinsinhalt, also die Vorstellung über das Bezeichnete (laut Saussure 
Signifié). Es sind hingegen laut Dieckmann nicht die Aufgaben der Semantik, 
die Beziehung zwischen Wort und außersprachlicher Realität zu untersuchen 
wie die Philosophie oder die Beziehung zwischen Bewusstseinsinhalt und 
Realität wie die Psychologie.67 
Einhergehend mit der Unterscheidung zwischen langue und parole, also 
zwischen der menschlichen Sprache überhaupt und des individuellen 
Sprachgebrauchs68, wird die Bedeutung eines Wortes unterschieden in a) ihre 
Möglichkeit und b) ihre Wirklichkeit. Die aktuellen Bedeutungen eines 
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 Strauß, Gerhard: Schwere Wörter in der Politik, Tübingen 1986, a.a.O., S. 193f. 
65
 Ebd., S. 194 
66
 Vgl. Dieckmann, Walther: Sprache in der Politik, Heidelberg 1969, S. 54; Dieckmann 
unterscheidet zwischen dem politischen Wortschatz eines politischen Systems und dem 
politischen Wortschatz einer Sprache.   
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 Vgl. Dieckmann, Walther: Sprache in der Politik, Heidelberg 1975 (2.Aufl.), S. 58; Vgl. 
auch  
Saussure, Ferdinand de: Grundfragen der allgemeinen Sprachwissenschaft, hrsg. von    
Bally, Charles / Sechehaye, Albert, 2. Aufl. Berlin 1967,  S. 11   
68
 Vgl. Saussure Ferdinand de: Grundfragen der allgemeinen Sprachwissenschaft, hrsg. von    
Bally, Charles / Sechehaye, Albert, 2. Aufl. Berlin 1967, S.16 
 36 
Wortes sind die vielfältigen realisierten Möglichkeiten auf der Ebene der 
individuellen Rede (parole).69 Demnach ist die Suche nach einer einzigen 
lexikalischen Bedeutung eines Wortes fast aussichtslos, und wenn doch 
möglich, dann wird es eher geboten sein, so vage und unpräzise wie möglich 
bei der Beschreibung eines Wortes zu bleiben. So wird sich die lexikalische 
Beschreibung eines konkreten Gegenstandes wie z.B. Tisch darauf 
beschränken, zu erklären, dass ein Tisch eine Platte mit Beinen ist, und bei 
abstrakten Sachverhalten wie z.B. Demokratie, dass Demokratie eine 
irgendwie geartete Form der Volksherrschaft ist. Die lexikalische Bedeutung 
besteht daher aus dem „(…) Insgesamt der von einer Sprachgemeinschaft als 
relevant gesetzten Merkmale eines Gegenstandes“, so Weinrich.70 
„Die semantische Wortanalyse erschließt die lexikalische Bedeutung aus den Meinungen, die 
das Wort zu einer bestimmten Zeit in seinen Kontexten erhält.“71 
 
Insofern verbietet es sich, bestimmte Gebrauchsweisen eines Wortes in 
seinem gesellschaftspolitischen Kontext unberücksichtigt zu lassen.72  
 
 
 
1.1  Instrumentalfunktion von Sprache in der Politik 
 
Drei Hauptaspekte sind bei der linguistischen Untersuchung des politischen 
Wortschatzes übergeordnet: 
Erstens: Der politische Bereich ist nach inhaltlichen Aufgaben gegliedert. 
Deshalb ist es für die politische Semantikforschung notwendig, den 
politischen Wortschatz gemäß ihrer sachlichen, inhaltlichen und 
ideologischen Eigenschaften zu gliedern.    
Zweitens: Da in der Politik sowohl mit Wörtern argumentiert, diskutiert und 
gestritten, als auch um Wörter und ihre Bedeutungen gerungen wird, wird 
davon ausgegangen - wie es in der Sprachwissenschaft mittlerweile üblich 
                                                 
69Vgl. Schmidt, W.: Lexikalisch aktuelle Bedeutung. Ein Beitrag zur Theorie der 
Wortbedeutung, Berlin 1963, S. 28  
70Weinrich, H.: Linguistik der Lüge, Heidelberg 1969, S. 17 
71
 Vgl. Dieckmann, Walther: Sprache in der Politik, Heidelberg 1975 (2. Aufl.), S. 58 
72Insofern schließe ich mich Dieckmann vorbehaltlos an.  
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ist-, dass Wörter in der Politik eine Kampffunktion haben und verschiedene 
Typen und Strategien im Kampf um Wörter und mit Wörtern existieren.    
Drittens: Klein weist darauf hin, dass der politische Kampf um Wörter meist 
nur ein Teil des politischen Ringens um die Vormacht ganzer Wortfelder ist 
und führt daher die Begriffe des „dominanten politischen Wortfeldes“ und 
des „konnotativ integrierten Wortfeldes“ ein, um damit die inhaltlichen 
Schwerpunkte der politischen Entwicklung der Bundesrepublik seit ihrer 
Gründung aufzuzeigen.73  
Laut Grünert kommt Sprache in der Politik vor allem eine Instrumental-
funktion zu. Im Kampf um politische Macht und Herrschaft benutzen die 
Parteien und andere soziale Gruppen die Sprache „(...) als Instrument des 
Machtgewinns, der Machtausübung, der Machtsicherung, der 
Machtkontrolle.“74    
Sprache hat in dieser Hinsicht Appellfunktion und ist in der Weise 
handlungsorientiert, als dass sie bestimmte Inhalte, Emotionen, Bewertungen 
bei ihren Adressaten vermitteln soll. Haselhoff differenziert diese 
Steuerungsfunktion von politischer Sprache: 
 „Politisches Sprechen sucht eine Änderung oder Stabilisierung von 
Meinungen und Attitüden, von Einstellungen und Urteilen zu bewirken, um 
auf diesem Wege künftiges Handeln und Verhalten von Menschen 
auszulösen, zu beeinflussen, zu steuern.“75     
„Gesellschaftliche Kontrolle“ (Dieckmann)76 oder „gesellschaftliche 
Handlungssteuerung (Topitsch)77 findet im politischen Alltag neben 
außersprachlichen Möglichkeiten (z.B. physische Sanktionen wie Krieg, 
Handelsboykott usw.) hauptsächlich durch Sprache statt.78 Sprache dient den 
politisch Handelnden hierbei der Legitimierung oder Rechtfertigung ihrer 
Entscheidungen, um Macht zu kontrollieren, Macht zu erringen oder Macht 
                                                 
73Klein, Josef: Wortschatz, Wortkampf, Wortfelder in der Politik, in ders. (Hrsg.): Politische 
Semantik: bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur politischen Sprachver-
wendung, Opladen 1989, S.4   
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 Grünert, Horst: Sprache und Politik. Untersuchungen zum Sprachgebrauch der 
„Paulskirche“, Berlin, New York 1974 (Studia Linguistica Germanica. 10.), S. 2  
75
 Haselhoff, Otto W. : Über Wirkungsbedingungen politischer und werblicher  
    Kommunikation, in ders. (Hrsg.): Kommunikation, Berlin 1969, S. 151 
76
 Dieckmann, 1975, a.a.O., S. 23  
77
 Topitsch, Ernst: Abhängigkeit der Erfahrung von der Sprache, in: Haselhoff, Otto W.   
     (Hrsg.): Kommunikation, Berlin 1969, S. 84  
78
 Vgl. Dieckmann 1975, a.a.O., S. 28ff. 
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auszuüben. Dabei gilt es auch, sich von anderen Interessengruppen wie z.B. 
Parteien abzugrenzen und sich in der öffentlichen Meinung durchzusetzen.79  
Dies ist nicht auf demokratische Gesellschaftsformen beschränkt, sondern 
bezieht sich laut Dieckmann auf alle Herrschaftsformen. Keine politische 
Partei, kein totalitäres System könne auf den Einsatz von Sprache verzichten. 
In totalitären Systemen nehme Propaganda eher zu als ab, denn je mehr 
Gewalt angewandt werde, desto notwendiger werde die Rechtfertigung der 
Gewalt.80      
 
 
2.   Der politische Wortschatz 
 
Dieckmanns Einteilung des politischen Wortschatzes in „Ideologiesprache, 
Institutionssprache und Fachsprache des verwalteten Sachgebiets“81 ist bis 
auf einige Ergänzungen auch heute noch gültig. Dieckmann weist zu Recht 
darauf hin, dass eine systemabhängige Interdependenz zwischen den 
verschiedenen Wortschatzingredenzien existiert wie z.B. der Institutions-
sprache, die abhängig von der jeweiligen Systemideologie ist (z.B. 
parlamentarische Demokratie, Nationalsozialismus, Marxismus / Sozialis-
mus). Dies bedeutet auch, dass der politische Wortschatz eines jeden 
Herrschaftssystems gesondert behandelt werden muss.  
          
Strauß teilt den politischen Wortschatz abweichend dazu wie folgt in vier 
Lexemklassen ein: 
 1. „Politische Fachtermini (Formula) der Institutions-, Verfahrens-, der 
Organisationssprache, der Fachsprachen der verwalteten Sachgebiete, der Rechts-, 
Verwaltungssprache usw.“  
 2. „Gesellschaftspolische Termini der Ideologiesprache (Miranda, Credenda, Fahnen-, 
Stigmawörter).“ 
 3. „Politische Metaphern, Euphemismen, okkasionelle Wortbildungen (Neo-logismen).“ 
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 Vgl. Sarcinelli, Ulrich: Symbolische Politik. Zur Bedeutung symbolischer Politik in der  
politischen Kommunikation der Bundesrepublik Deutschland. Eine Analyse unter  
besonderer Berücksichtigung des Bundestagswahlkampfes 1980. Koblenz 1984  
(Habilitationsschrift), S. 84. Sarcinelli bezieht sich auf Laswell, Harold D. / Casey, R.D. /  
Smith, B.L.: Propaganda and Promotional Activities. An Annotes Bibliography,  
Minneapolis 1935, S. V; Vgl. auch Grünert 1974, S. 2; Vgl. Freese 1972, S. 109;       
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 Dieckmann 1975, a.a.O., S. 109  
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 Dieckmann 1975, a.a.O., S. 50  
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 4. „Termini der fächerübergreifenden Wissenschafts- und der Bildungssprache“.82  
 
Insofern ignoriert Strauß Dieckmanns Hinweis auf die Ideologiegebundenheit 
der Institutionssprache. 
 
Wenn eine objektive Gliederung des politischen Wortschatzes möglich ist, 
schließe ich mich der Einteilung Kleins an. Klein sieht den politischen 
Wortschatz als „(...) eine Mischung aus vier Hauptingredenzien (...)“ an:  
- „dem Institutionsvokabular  
- dem Ressortvokabular  
- dem allgemeinen Interaktionsvokabular und  
- dem Ideologievokabular.“83  
 
Hier sollte meines Erachtens noch hinzugefügt werden, dass es eine vom 
politischen Wortschatz gesonderte Sprache des Parlaments im eigentlichen 
Sinne nicht gibt, denn sie bildet sich aus den genannten sprachlichen 
Teilbereichen Ideologievokabular, Ressortvokabular, allgemeines Inter-
aktionsvokabular sowie aus dem Institutionsvokabular des jeweiligen system- 
und sprachabhängigen Organisations- und Verfahrenswortschatz (z.B. 
Untersuchungsausschuss, Debatte, Abstimmung), also die Bezeichnungen der 
Organisationen und der formalen Prozesse, in denen die gesetzgeberische 
Arbeit eingebunden ist.  
Politische Sprache ist keine eindeutige Fachsprache. Sie ist vielmehr eine 
Zusammensetzung aus mehreren Fachsprachen der Ressortvokabulars aus 
Bereichen der Wirtschaft, des Finanzwesens und der Justiz, die sich jedoch 
sehr häufig mit dem allgemeinen Interaktionsvokabular überschneiden, weil 
Politik für die Adressaten, also die Wahlbevölkerung, allgemein verständlich 
bleiben muss. 
Die linguistische Diskussion darüber, ob man nun die Begrifflichkeit 
„Ideologiesprache“ (Dieckmann, 1969) „Ideologiegebundener Wortschatz“ 
(Strauß 1986 / Schmidt, W. 1969) oder „Ideologievokabular“ verwenden 
sollte, ist meines Erachtens eine müßige und überflüssige Frage, die keinerlei 
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 Strauß, Gerhard: Schwere Wörter in der Politik, 1985, in ders.: Der politische Wortschatz:   
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 Klein, Josef: Wortschatz, Wortkampf, Wortfelder in der Politik, in ders. (Hrsg.): Politische 
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konstruktive Lösungen für die Untersuchung des Beziehungsverhältnisses 
von Sprache und Ideologie beinhaltet. Dem Begriff Ideologiesprache wird 
von Strauß zu Unrecht unterstellt, er berücksichtige nicht, dass sich Politik 
auf verschiedene Sach- und Lebensbereiche, z.B. auf sachliche 
Bezeichnungen der Alltagssprache, in denen Positionen und 
Wertvorstellungen geäußert werden, beziehe.             
Bevor jedoch auf die einzelnen Bereiche des politischen Vokabulars 
eingegangen wird, müssen die Kategorien ‚Begriff’ und ‚Bedeutung’ 
erläutert werden. Nach den Ergebnissen von Tugendhat und Wolf (1983) ist 
es in der logischen Semantik nicht mehr erforderlich, zwischen der Begriffs-
Extension und der Begriffs-Intension zu unterscheiden. Stattdessen 
unterscheidet man die Extension und die Intension des ‚generellen 
Terminus’. Dabei werden ‚Begriff’ und ‚Terminus’ oftmals gleichgesetzt.84   
Wie die linguistisch-analytischen und die sprachkritischen Untersuchungen 
der verschiedenen politischen Texte auch, so wird in dieser Untersuchung die 
Kategorie ‚Begriff’ nicht nur dann verwendet, wenn es um die Intension 
eines Terminus geht, sondern auch dann, wenn es um den Terminus selbst, 
also den sprachlichen Ausdruck geht. Der Grund dafür liegt vor allem darin, 
dass es bei den Strategien des Begriffe-Besetzens in der Politik meistens 
darum geht, sich gleichzeitig auf die Ausdrucks- und die Inhaltsseite eines 
sprachlichen Zeichens zu beziehen.  
Da sich die Bedeutung eines Wortes nach Wittgenstein nach seinem 
Gebrauch in der Sprache richtet, muss der jeweilige politische Begriff in 
seiner Verwendung der jeweiligen Partei und seiner Funktionalität 
erschlossen werden.  
In dieser Arbeit wird dementsprechend die Kategorie ‚Begriff’ immer als 
Gesamtheit eines sprachlichen Zeichens angesehen, sowohl als sprachlicher 
Ausdruck bzw. Terminus als auch in seiner Verwendungsweise. 
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 Vgl. Tugendhaft, Ernst/Wolf, Ursula: Logisch-semantische Propädeutik. Stuttgart 1983, S. 
133, vgl. auch Ballnuß, Petra: Leitbegriffe und Strategien der Begriffsbesetzung in den 
Grundsatzprogrammen von CDU und SPD, in: Diekmannshenke, Hajo / Klein, Josef (Hrsg.): 
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2.1   Institutionsvokabular 
 
Am ehesten bestehen politisch fachsprachliche Züge im staatlichen 
Institutionsvokabular, das jedoch, wie oben bereits erwähnt, abhängig ist von 
der vorherrschenden systemimmanenten Ideologie des jeweiligen 
Staatswesens. Diese systemabhängigen Unterschiede werden bereits deutlich 
in unterschiedlichen Bezeichnungen für staatliche Institutionen wie z.B. des 
Parlaments (z.B. Bundestag / Volkskammer, Ober- und Unterhaus usw.), der 
staatlichen Organisation (z.B. Bundesstaat / Zentralstaat), der verfassungs-
abhängigen Systeme (z.B. Republik / Monarchie / Diktatur) oder der 
staatlichen und politischen Rollen (z.B. Verteidigungsminister / Kriegs-
minister). 
 
Abweichend von Dieckmann, der bei der Institutionssprache die 
Organisationssprache von der Verfahrenssprache unterscheidet85, unterteilt 
Klein das Institutionsvokabular, wie er es nennt, in vier Kategorien: 
1. Staatliche Organisationen und Institutionen und deren Untergliederungen: 
Bundesstaat, Parlamentarische Demokratie, Bundesrepublik Deutschland, 
Bundestag, Landtag, Bundesverfassungsgericht, Bundesministerium usw.  
2. Staatliche und politische Rollen: Bundespräsident, -kanzler, -minister, 
Ministerpräsident, Bürgermeister, Landesminister, Mitglied des Bundestages 
(MdB), Fraktionsvorsitzender, Regierungs-, Partei-, Fraktionssprecher usw. 
3. Kodifizierte Normierungen politisch institutionellen Handelns: Friedens-, 
Staats-, Freundschafts-, Grundlagenvertrag,  Charta der vereinten Nationen, 
Gesetz, Verfassung usw. 
4. Politische Handlungen und Prozesse: Legislaturperiode, freie, gleiche und 
geheime Wahlen, Bundestags-, Landtags-, Kommunal-, Kreistagswahlen, 
konstruktives Misstrauensvotum, namentliche / geheime Abstimmung, 
Wahlkampf, Parteitag, Trennung von Amt und Mandat, Richtlinienkompetenz 
des Bundeskanzlers, einfache und absolute Mehrheit, Regierungskoalition, 
Minderheitsregierung, Sachverständigenkommission, Ältestenrat usw.86     
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 Vgl. Dieckmann 1975, a.a.O., S. 51 
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 Vgl. Klein, Josef: Wortschatz, Wortkampf, Wortfelder in der Politik, in ders. (Hrsg.): 
Politische Semantik. Beiträge zur politischen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 5 
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Zwar hat jede Institution ihre eigene Sondersprache, aber ein großer Anteil 
davon überschneidet sich mit denen anderer Institutionen, weil der 
verwaltungstechnisch-funktionale Ablauf in den Institutionen immer ähnlich  
und unabhängig von der spezifischen Aufgabe ist. Die Amtsbezeichnungen 
staatlicher Institutionen erstrecken sich teilweise auch auf nichtsstaatliche, 
wie z.B. Sachbearbeiter, Referent, Gruppenleiter, Amtsleiter usw.87 
 
 
2.2   Ressortvokabular 
 
Das Vokabular der politischen Sprache betrifft den ganzen öffentlichen 
Bereich, der seinerseits verschiedene Sachressorts umfasst. So wird 
beispielsweise die Sprache des Auswärtigen Amtes Diplomatensprache 
genannt, mit der zwischenstaatliche Abkommen oder Verträge formuliert 
werden. Die Wirtschaftspolitik bezieht konsequenterweise ihre Fachsprache 
aus dem wirtschaftlichen Bereich, die Finanzpolitik aus dem Finanzwesen, 
die Umweltpolitik vielfach aus dem naturwissenschaftlichen und 
Gesetzestexte aus dem juristischen. Diese einzelnen Sachbereiche haben 
jeweils ihre eigene Fachsprache, die nur Fachexperten bis ins letzte Detail 
verstehen. Je mehr sich Politiker auf einen spezifischen Sachbereich der 
Politik konzentrieren bzw. dafür zuständig sind, also ressortorientiert sind, 
desto mehr benutzen sie auch ein spezifisches Ressortvokabular. Es muss 
allerdings hinzugefügt werden, dass bei der Kommunikation mit 
Nichtfachleuten von den meisten Ressortpolitikern versucht wird, weniger 
das Ressortvokabular als das allgemeine Interaktionsvokabular zu benutzen. 
Insofern wird dann adressatenorientiert dem ‚Normalbürger’ die 
Ressortpolitik verständlich gemacht. 
 
Das in der politischen Öffentlichkeit verwendete Ressortvokabular kann in 
zwei Typen unterschieden werden: 
1. Fachtermini, die trotz ihrer Fachsprachlichkeit entweder aufgrund ihrer 
Kompositionselemente gut verständlich sind, wie z.B. Bankgeheimnis, 
Verbraucherschutzgesetz, oder weil es für sie eine lange Verstehenstradition 
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gibt, wie z.B. Paragraph 218, Sozial- oder Arbeitslosenhilfe, Inflationsrate 
usw. 
 2. Semi-fachsprachliche Termini, die zwar in vielen ressortspezifischen 
Debatten plakativ benutzt werden, jedoch nicht in Gesetzestexten oder -
entwürfen. Sie dienen in den politischen Auseinandersetzungen vor allem 
dazu, komplizierte Vorgänge auf einen schlagwortartigen Begriff zu bringen, 
wie z.B. Castor-Transport, Haushaltsloch, Minijob  usw.88        
 
 
2.3  Allgemeines Interaktionsvokabular 
 
Allgemeines Interaktionsvokabular spielt auch und vor allem in der 
politischen Interaktion eine entscheidende Rolle. Politische Handlungen und 
Handlungsaspekte werden sowohl durch die Politiker selbst als auch durch 
die Medien der politischen Berichterstattung durch Ausdrücke bezeichnet, 
die nicht fachsprachlicher oder ideologischer Herkunft sind, z.B. Skandal, 
Affäre, Konflikt, Auseinandersetzung, Beschluss, Kompromiss, Blockade, 
Verschwendung, Verantwortung usw. 
Auch zur Bezeichnung von sprachlichen Handlungen in der Politik wird das 
allgemeine Interaktionsvokabular benutzt, so z.B. fordern, verhindern, 
zustimmen, appellieren, drohen, warnen, informieren, vorschlagen usw. 
Allein zur Bezeichnung von sprachlicher Interaktion besteht ein 
umfangreiches Vokabular, wie z.B. diskutieren, debattieren, streiten, 
erörtern, verhandeln, sich einigen usw. 89            
 
 
 
2.4   Ideologiesprache / Ideologievokabular  
 
Sprache hat in Ideologien eine Vermittlungsfunktion. Sie bezeichnet und 
bewertet die außersprachliche Realität. Ideologische Denksysteme zeichnen 
sich laut Dieckmann durch ihre innere Stimmigkeit und Geschlossenheit, 
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 Vgl. Klein, Josef: Wortschatz, Wortkampf, Wortfelder in der Politik, in ders. (Hrsg.): 
Politische Semantik. Beiträge zur politischen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 6f. 
89
 Vgl. ebd., S. 7 
 44 
Übersichtlichkeit, Verallgemeinerungstendenz, Abstraktheit und gleich-
zeitige Anschaulichkeit und Emotionalität aus, womit politisches Handeln 
legitimiert und Orientierungshilfen für die Adressaten gegeben werden 
sollen. Ideologien sind notwendig, um das politische Ziel und die politische 
Richtung zu bestimmen.90  
Das jeweilige Ideologievokabular umfasst Wörter und Begriffe, in denen die 
politischen Parteien oder Gruppierungen ihre politische, wirtschaftliche und 
soziale Umwelt analysieren und bewerten und mit denen sie ihre politischen 
Prinzipien und Prioritäten formulieren. Die Ideologiesprache einer Partei 
oder Gruppe grenzt sich bewusst von der des politischen Gegners ab, mit 
dem Ziel, die eigene Sichtweise in der Gesellschaft mehrheitlich 
durchzusetzen. Dies geschieht in demokratischen Systemen und bei 
demokratischen Gruppierungen/Parteien in Form von Wahlen, in 
nichtdemokratischen Systemen bei nichtdemokratischen Gruppen/Parteien in 
Form von Revolution oder totalitärer Herrschaftsausübung.91 
 
Geschichtlich gesehen ist die Zeit der großen Ideologiegegensätze in der 
Bundesrepublik vorbei. Deshalb jedoch vom ‚Ende der Ideologien’ zu 
sprechen, wäre verfrüht und verfehlt. Die großen Ideologien 
Marxismus/Sozialismus, Monarchismus/Konservativismus und National-
sozialismus haben deshalb so sehr an Anziehungskraft verloren, weil sie 
gleichzeitig Systemideologien waren, die sich im Nachhinein als ‚falsch’ 
erwiesen haben. So reicht hier zunächst der Hinweis aus, dass unter anderem 
der imperialistische Monarchismus des deutschen Kaiserreichs zum ersten 
Weltkrieg und der Nationalsozialismus zum zweiten Weltkrieg sowie der 
millionenfachen Ermordung der Juden führte und der Marxismus/Leninismus 
/Stalinismus/Sozialismus der Ostblockstaaten sich wirtschaftlich nicht als 
überlebensfähig herausstellte.  
Der vorläufige Gewinner der Systemideologien unter den etablierten Parteien  
in der BRD ist, wie zu zeigen sein wird, der neoliberale Wirtschafts-
liberalismus, der die Konflikte in den Zeiten des Industriekapitalismus 
überstand, sich durch die soziale Marktwirtschaft (als Schlagwort eines 
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gemäßigten Kapitalismus mit Einführung sozialer Sicherheitssysteme) wieder 
einen ‚guten Namen’ gemacht hat und jetzt in Form eines sogenannten 
digitalen Kapitalismus  (Peter Glotz) in Zeiten der Globalisierung die 
sozialen Errungenschaften der Nachkriegsära und des Wirtschaftswunders 
wiederum in Frage stellt. Typisch an dieser Globalisierungsideologie ist, dass 
ihre Vertreter ihr Konzept als alternativlos ansehen. Globalisierungsgegnern 
wird im politischen Diskurs meist unmittelbar ideologische Befangenheit 
unterstellt, so dass der politische Diskurs zum Erliegen gebracht wird. 
Insofern ist die Globalisierungsideologie eine im höchsten Maße 
dogmatische Ideologie der demokratisch organisierten westlichen Welt.                    
 
Nicht nur die Grenzen zwischen dem Ideologie- und dem 
Institutionsvokabular sind fließend, sondern auch die zum Ressortvokabular, 
da bestimmte Regelungen zentrale Bedeutung für die jeweiligen Ideologien 
haben. So gibt es in der Bundesrepublik ein Kernvokabular der Ideologie der 
sozialen Marktwirtschaft. Dies liegt an den zahlreichen Lexemen, die zum 
Vokabular des Wirtschaftsressorts gehören und in die jeweilige 
Ideologiesprache einbezogen werden. So gehören z.B. die Lexeme soziale 
Marktwirtschaft, Wettbewerb, Konkurrenz in der Bundesrepublik zu den 
positiv besetzten Begriffen, während Kartell, Monopolwirtschaft, 
Kapitalismus usw. zu den negativ besetzten Begriffen gehören. 
Aber auch andere Wortschatzbereiche des weiteren allgemeinen Interaktions-
vokabulars können ideologiegebunden sein, da, so Strauß/Zifonun, häufig 
nicht zwischen ideologisch-terminologischem und ideologisch-
nichtterminologischem Gebrauch eindeutig unterschieden werden könne, 
weil viele Wörter der Alltagssprache bestimmten ideologischen Positionen 
oder Wertsystemen verpflichtet seien.92 Dies würde der bereits erläuterten 
Ideologiedefinition van Dijks entsprechen.    
Ideologiesprache ist nicht – wie bereits ausführlich soziologisch und 
philosophisch betrachtet – gleichbedeutend mit Meinungssprache, sondern 
eine Teilmenge der politischen Meinungssprache, in der Weltanschauungen, 
Überzeugungen, Interessensdeterminationen, soziales Erleben, Gruppen- und 
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Klassenzugehörigkeiten usw. in einer systematischen Denkstruktur mit 
Adressatenbezug deutlich werden. Nicht jede politische Kontroverse hat 
ideologischen Charakter. Das politische Alltagsgeschäft ist eher von anderen 
Auseinandersetzungen geprägt, wie z.B. Personalfragen, Affären usw. Bei 
Herabsetzungen des politischen Gegners oder den Beschreibungen und 
Beschönigungen der eigenen Position wird vorwiegend mit dem allgemeinen 
Interaktionsvokabular formuliert. So bezeichnet man sich selbst oder den 
politischen Gegner entweder als verantwortlich oder unverantwortlich, 
glaubwürdig oder unglaubwürdig, konsequent oder inkonsequent, integer 
oder korrupt.  
 
 
 
 
2.4.1   Differenzierung des Ideologievokabulars 
 
Klein differenziert das Ideologievokabular in a) Lexeme favorisierter sozialer 
Beziehungen und Formationen, b) Lexeme, die favorisierte Prinzipien der 
Organisation des politischen Lebens ausdrücken und c) sprachliche Symbole, 
die grundlegende Werte und Handlungsorientierungen ausdrücken.93  
Hier müssen weitere Differenzierungen erfolgen. Nachdem auf die 
sprachlichen Symbole eingegangen wird, soll zunächst der Begriff 
Ideologische Polysemie geklärt werden. Darüber hinaus sollen die 
sprachlichen Symbole bzw. Symbolwörter abgegrenzt werden von den 
politischen Schlagwörtern, die wiederum abgegrenzt werden von den 
Wahlslogans, um dann die Funktionen von Metaphern, Euphemismen, 
Neologismen, Archaismen und Kurzwörtern in politisch-sozialen Ideologien 
aufzuzeigen.       
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2.4.1.1   Lexeme favorisierter sozialer Beziehungen und Formationen 
 
Das Ideologievokabular umfasst nach Klein Lexeme sozialer Beziehungen 
und Formationen (z.B. der bürgerlich-konservativen Orientierung: 
Gemeinschaft, Familie, Nation, Staat usw. oder der marxistisch-
sozialistischen Orientierung: Kampf, Klasse, klassenlose Gesellschaft, 
Kapitalismus, Sozialismus usw.) Je nach politischer Haltung oder sozialer 
Herkunft bzw. Religiosität usw. werden bestimmte Wörter bevorzugt zur 
Bezeichnung der gesellschaftlichen Realität verwendet. So kann z.B. das 
Beziehungsverhältnis zwischen Lohnabhängigen und Unternehmern 
entweder im Sinne der Ideologie der sozialen Marktwirtschaft als 
Sozialpartnerschaft (ob dieser Begriff ein ideologischer Euphemismus ist 
oder nicht, ist eine rein ideologieabhängige Interpretation) bezeichnet werden 
oder im Sinne einer sozialistisch-ideologischen Orientierung als 
Klassengegensatz bzw. als Klassenkampf.  
Ein weiteres Beispiel für die Bevorzugung bestimmter Begrifflichkeiten 
aufgrund ideologischer Zugehörigkeit liegt bei der Bezeichnung der 
Bundesrepublik Deutschland vor. Es liegen intensionale Unterschiede vor, ob 
jemand Bundesrepublik Deutschland oder Deutscher Staat oder Deutsche 
Nation oder Deutschland oder sogar Deutsches Reich sagt, um das Land zu 
bezeichnen, in dem er lebt.  
Der politische Kampf um Wörter bzw. die Strategie des Besetzens von 
Begriffen wird in der linguistischen Semantikforschung als Bezeichnungs-
konkurrenz (Klein 1989)94 bzw. Verwendung lexikalisch-semantischer 
Variantenpaare95 bezeichnet. 
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2.4.1.2   Lexeme favorisierter Prinzipien der Organisation des politischen 
Lebens 
 
Zweitens existieren im Ideologievokabular Lexeme, die favorisierte 
Prinzipien der Organisation des politischen Lebens ausdrücken und sich 
daher teilweise mit dem Institutionsvokabular überschneiden (z.B. 
parlamentarische Demokratie, Grundgesetz, Bundesverfassungsgericht, 
Presse- und Redefreiheit usw.) Zwar werden die politischen Inhalte der 
betreffenden Lexeme von den meisten politischen Gruppierungen der BRD 
geteilt, aber sie sind nicht ideologieübergreifend. Die Überschneidung des 
Ideologie- mit dem Institutionsvokabulars liegt daran, dass ein politisches 
System wie die BRD in seinen Grundzügen die institutionelle 
Konkretisierung bestimmter Ideologien ist. 
Die Lexeme der bundesrepublikanischen systembedingten Ideologie- und 
Institutionssprache stehen in ideologischer Konkurrenz zu allen Ideologien, 
die keine Demokratien westlicher Ausprägung sind. Insofern besteht eine 
systemabhängige Ideologiesprache, die sich vor allem im Institutions-
vokabular niederschlägt und in der allgemeinen Kommunikation nicht weiter 
auffällt. Dem so genannten Normalbürger fällt Ideologiesprache vor allem 
dann auf, wenn sie der eigenen Systemideologie nicht entspricht, an die 
Grenzen der Verfassungsmäßigkeit stößt oder sie übertritt.  
 
 
 
 
2.4.1.3   Sprachliche Symbole 
 
Laut Klein bilden die sprachlichen Symbole (Miranda), die grundlegende 
Werte und Handlungsorientierungen ausdrücken, die dritte Kategorie des 
Ideologiewortschatzes, so z.B.: Würde des Menschen, Menschenrechte, 
Gerechtigkeit, Freiheit usw.96 Dies ergibt sich aus Dieckmanns Bezug zu 
Lasswells Einteilung der politischen Symbole und dessen Einteilung der 
pragmatischen Funktion von Sprache. Lasswell nennt die Gesamtheit der 
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Symbole, die zur Beeinflussung von Macht dienen, in Anlehnung an Sorel 
Mythos, der unterschieden wird in Ideologie und Utopie.97 Laut dieser 
Unterscheidung soll sich die Ideologie darauf beschränken, die bestehende 
gesellschaftliche und politische Ordnung zu rechtfertigen, während die 
Utopie die Alternative zu dem bestehenden System liefert und dazu aufruft, 
es evolutionär oder revolutionär zu verändern bzw. umzustürzen. Dabei 
werden beide Begriffe neutral formuliert. Der Mythos, der laut Lasswell 
Ideologie und Utopie umfasst, besteht aus der zu Grunde liegenden Doktrin, 
den Miranda und den Formula. Demnach bezeichnet die politische Doktrin 
die Lehre bzw. Philosophie der betreffenden gesellschaftlichen Ordnung. Sie 
sagt vor allem darüber etwas aus, was den gesellschaftlichen Konsens bilden 
soll, also was von der Mehrheit der Gesellschaft vertreten und anerkannt 
werden soll. Niedergelegt ist die Doktrin in der Verfassung, in der Erziehung 
und der Propaganda. Da die Doktrin nicht nur den gesellschaftlichen Zustand 
beschreibt, sondern auch vorgibt, was werden soll, erfüllt sie mehrere 
Funktionen: sie erfüllt deskriptive und emotive Funktionen im Satz und hat 
bezeichnende und wertende Funktionen im Wortinhalt.  
Um die Erfüllung der Doktrin zu gewährleisten bedarf es den Formula, z.B. 
den Gesetzen. So erfordert z.B. die Doktrin der politischen Gleichheit aller 
Menschen ein allgemeines, gleiches Wahlrecht. Dessen genaue Umsetzung 
gewährleisten die einzelnen Gesetze, Verordnungen, Verträge usw.98   
 
Ideologien und/oder Utopien sind nicht nur von der Doktrin geprägt, sondern 
auch von ihren spezifischen Symbolen, den Miranda. Abweichend dazu 
werden die sprachlichen politischen Symbole von Edelman 
„Verdichtungssymbole“, von Laswell „key symbols“99, von Fuhs 
„Grundwerte-Lexeme“100 und von Toman-Banke „Symbolwörter“101 
bezeichnet. 
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Mit Miranda sind positiv konnotierte Symbolwörter gemeint, die Strauß 
daher „Leitwörter“ nennt102.   Diese Symbole zielen darauf ab, die Solidarität, 
das Zusammengehörigkeitsgefühl, die Gesinnung der Adressaten zu festigen 
oder zu wecken. Ebenso wie es positive Symbole gibt, gibt es zur 
Abgrenzung gegenüber anderen konkurrierenden Gruppen die so genannten 
Anti-Miranda, die das Nichtwünschenswerte, das zu Bekämpfende be- und 
kennzeichnen. Wörter können zu politischen Symbolen werden, wenn sie 
kontinuierlichen Bestand haben.103  So bezeichnet z.B. Machtergreifung nur 
einen historischen Vorgang, nämlich Hitlers Wahl zum Reichskanzler. Sie 
wird daher Machtergreifung genannt, weil mit und durch Hitlers Wahl die 
parlamentarische Demokratie abgelöst wurde durch die NS-Diktatur. Nicht 
alle politischen Wörter sind auch Symbole. Dies betrifft vor allem das 
Institutionsvokabular. Ob ein ursprünglich unpolitischer Begriff als 
politisches Schlagwort zu einem politischen Symbol wird, hängt davon ab, ob 
es über einen längeren Zeitraum an bestimmte ideologische 
Wertorientierungen geknüpft ist oder nicht. Politische Schlagworte sind nicht 
unmittelbar auch Symbole bzw. Miranda oder Anti-Miranda, sondern können 
es werden, wenn sie im öffentlichen Sprachgebrauch auch die angestrebten 
Konnotationen erlangen sowie mobilisierende und stabilisierende 
Eigenschaften trotz der geschichtlichen Veränderlichkeit der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit behalten. Die Grenzen zwischen politischem 
Schlagwort und Mirandum sind fließend: So sind zum Beispiel die 
ursprünglichen Schlagwörter der Französischen Revolution Gleichheit, 
Freiheit, Brüderlichkeit zu Miranda geworden, zu Symbolen der Demokratie.  
Dieckmann wendet zwar ein:  
„Politisches Symbol und Wort im politischen Wortschatz sind niemals ganz zur Deckung zu 
bringen, weil das erste eine Erscheinung der aktuellen Rede ist, das zweite aber Teil des 
sprachlichen Systems. Ob ein Wort politisches Symbol im Sinne Laswells ist, lässt sich nur 
im Akt seiner Anwendung erkennen.“104  
 
Er kommt aber einige Zeilen später zu folgendem Schluss:  
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„Erweitert man seine Definition (die des politischen Symbols, Anm. d. Verf.) dahingehend, 
dass Sprache dann eine politische Funktion erfüllt, wenn sie das staatliche oder auf den Staat 
bezogene Handeln begleitet, dann werden auch Wörter, die rein institutionsinternen 
Bedürfnissen sachgebundener Kommunikation dienen und solche, die er als zeremoniell 
ausschließt, zu politischen Symbolen.“105              
 
Die Unterschiedlichkeit der substaatlichen Ideologien zeigt sich unter 
anderem darin, dass Miranda bzw. politische Symbolwörter unterschiedlich 
selektiert werden. So fordern christlich-konservative Politiker in politischen 
Reden und Parteiprogrammen eher Lexeme wie Ehrfurcht vor Gott oder 
Recht und Ordnung, während Sozialdemokraten des linken Flügels Lexeme 
wie Chancengleichheit und Gerechtigkeit bevorzugen würden, um politische 
Forderungen zu formulieren. Insofern wird das Ideologievokabular nochmals 
unterschieden in a) der Unterschiedlichkeit der Lexem-Bedeutung bzw. der 
ideologischen Polysemie (vgl. nächstes Kapitel), b) der Unterschiedlichkeit 
des Rangs eines Begriffs und c) der Unterschiedlichkeit der 
Referenzbereiche. So fordern sowohl Christ- als auch Sozialdemokraten 
Freiheit des Einzelnen und soziale Gerechtigkeit, wobei jedoch die 
Sozialdemokraten in der Vergangenheit eher die soziale Gerechtigkeit 
betonen und die Freiheit des Einzelnen zwar auch als wichtiges Ziel ansehen, 
sie jedoch nachrangig in Programmen und Reden behandeln.  
Am Beispiel des Ideologie-Lexems Freiheit wird die Unterschiedlichkeit der 
Referenzbereiche gut deutlich: So beziehen Wirtschaftsliberale Freiheit vor 
allem auf die Freiheit des ökonomischen Handels (Gewerbefreiheit). Der 
Staat solle sich so weit wie möglich aus wirtschaftlichen Angelegenheiten 
heraushalten. Sozialdemokraten beziehen Freiheit vor allem auf die 
Entfaltungsmöglichkeiten aller gesellschaftlicher Schichten, persönliche 
Freiheit wird dabei eher im Kontext einer Freiheit von wirtschaftlichen 
Zwängen betrachtet, die unter dem Lexem soziale Gerechtigkeit näher 
konkretisiert wird, wie z.B. die Freiheit von materieller Not, Freiheit bei der 
Wahl des Bildungsganges (Bildungsfreiheit) usw.  
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2.4.1.4    Ideologische Polysemie  
Bereits 1969 erläuterte Dieckmann die verschiedenen Erscheinungsformen 
der Unbestimmtheit des Wortinhalts. Um das allgemeinsprachliche 
Phänomen und seine Tragweite auch für die Politik zu kennzeichnen, führt 
Dieckmann den Begriff der „ideologischen Polysemie“ ein. 106 Die 
Kernproblematik der politischen Semantikforschung wird dann im Folgenden 
umso ausführlicher zu erläutern sein. 
Bußmann definiert den Begriff Polysemie folgendermaßen:  
„Polysemie (Mehrdeutigkeit) liegt vor, wenn ein Ausdruck zwei oder mehr Bedeutungen 
aufweist, die allesamt etwas gemeinsam haben und sich meist aus einer Grundbedeutung 
ableiten lassen.“107 
 
Mehrdeutigkeit/Polysemie liegt bei politischen Symbolwörtern (Miranda) 
immer vor, bei den politischen Schlagwörtern kann sie vorliegen.  
Das Ziel des politischen Streits bzw. des Kampfes um Wörter ist es immer, 
die eigenen Wortprägungen und Bedeutungsvarianten bei den Adressaten 
durchzusetzen. Wenn der politische Kampf sich auf die Durchsetzung der 
vermeintlich richtigen Bedeutung eines ideologischen Polysems bezieht, so 
steht die Deskriptivität und die Sollensbedeutung (deontische Bedeutung) des 
Wortes im Vordergrund (Vgl. Kapitel Begriffe besetzen).    
Da Unbestimmtheit und Unklarheit in der parole erfahren werden, ist sie auch 
Ausgangspunkt einer jeden Untersuchung. Zu beantworten ist jeweils die 
Frage, ob Verständigungsschwierigkeiten im Kommunikationsprozess ihre 
Ursache in der langue oder in der parole haben. Nur wenn die Ursache in der 
langue liegt, spielt die jeweilige Bedeutung des betreffenden Wortes eine 
Rolle. Dies gilt nicht, wenn Verständigungsschwierigkeiten nur deshalb 
auftreten, weil der Sprecher sich unklar oder nur schwer verständlich 
ausdrückt.  
Dieckmann unterteilt die verschiedenen Erscheinungsformen der Unbe-
stimmtheit in „Weitgespannt“, „Abstrakt“, „Kompliziert“, „Unscharf“, 
„Relativ“, „Mehrsinnig“, „Mehrdeutig“, um mit letzteren zu der oben 
erwähnten „ideologischen Polysemie“ überzuleiten. 
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„Weitgespannt“ bzw. „vage“ (Weinrich), „unscharf“ (Schmidt) ist jede 
Wortbedeutung, weil sie immer verallgemeinern muss. Der politische 
Wortschatz unterscheidet sich insofern nicht von anderen Wortschatz-
bereichen (z.B. das allgemeine Interaktionsvokabular). Die weitgespannte 
Bedeutung wird als Meinung im determinierenden Kontext konkret und 
dadurch dem Adressaten ersichtlich. Insofern kann die Bedeutung eines 
Wortes nicht konkretisiert werden, ohne in einen größeren Kontext 
eingebettet zu sein, was bei der sprachlichen Untersuchung manchmal sehr 
mühsam sein kann. Der Sprecher ist dann Urheber der Unbestimmtheit, wenn 
er absichtlich oder unabsichtlich eine notwendige Determination und 
Konkretion vermeidet.108 
 „Abstrakt“ kennzeichnet Wörter, denen häufig Unbestimmtheit im Sinne von 
Leerformeln unterstellt wird, weil sie nicht gegenständlich sind bzw. nicht 
materialisiert werden können. Dazu gehören Wörter wie Freiheit, 
Gerechtigkeit usw. Wenn sie im politischen, philosophisch-religiösen oder 
psychologischen Kontext definiert werden, klärt sich ihre Unbestimmtheit 
auf und sie können eindeutige Bedeutungen erlangen.109 
„Kompliziert“ sind Wörter wie Demokratie, Faschismus, Sozialismus. Oft 
werden sie zu den Abstrakta gezählt, obwohl sie mit diesen nicht viel gemein 
haben. Sie sind deshalb kompliziert, weil sie komplexe Sachverhalte 
bezeichnen und differenzierungsbedürftig sind. Sie sind nicht deshalb 
kompliziert oder unbestimmt, weil es ihre jeweilige Bedeutung ist, sondern 
weil die Wirklichkeit komplex und differenzierungsbedürftig ist. So 
bezeichnet Demokratie in der Bundesrepublik eine andere Demokratieform 
als in den USA. Das liegt aber nicht an der Bedeutung des Wortes an sich, 
sondern an den verschiedenen gesellschaftspolitischen Realitäten. Die ändert 
sich dann, wenn ideologische Bedeutungsvarianten im politischen Streit 
auftreten, so z.B. wenn um die Bedeutung des Wortes Demokratie in der 
Bundesrepublik gestritten würde. 110   
„Unscharf“ sind Wörter, die quantitative Unterschiede und keine genauen 
Festlegungen des Anwendungsbereiches des Bezeichneten aufweisen. Dabei 
liegt die Unschärfe nicht an der Eigenschaft der Dinge selbst, sondern an der 
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Ungenauigkeit unserer Erkenntnis über die Dinge und der sie bezeichnenden 
parole. So ist es schwer, Grenzen zu ziehen zwischen Wörtern wie Strom, 
Fluss, Bach, Rinnsal oder Straße, Gasse, Weg, Feldweg, Pfad. Wann fängt 
ein Bach an, zu einem Fluss zu werden? Wann wird der Konservative zum 
Reaktionär? Charakteristisch für unscharfe Bezeichnungen ist, dass zwar die 
Bedeutungen bestimmt werden können, sie aber Grenzen im Anwendungs-
bereich offen lassen. Die Ursache für unscharfe Wörter liegt in der langue. In 
der allgemeinen alltäglichen Kommunikationspraxis stellen diese Wörter 
kein Problem dar, weil man z.B. näher umschreiben kann, was man meint 
(z.B. kleines Flüsschen). Unscharfe Begriffe besitzen zwar offene Grenzen, 
aber sie weisen im Vergleich Mittelwerte auf, so dass eine konsensfähige 
Definition möglich ist. So bleibt ein sehr kleiner Fluss im Vergleich zu einem 
Bach ein Fluss, blau bleibt immer blau im Vergleich zu rot.  In der Politik 
hingegen sind unscharfe Wörter stark umkämpft.111 
„Relativ“: Im Gegensatz zu unscharfen Wörtern weisen relative keine 
definitiven Mittelwerte auf. Im Umgang mit ihnen stellt sich das Problem, 
dass sie nicht nur dehnbare Randzonen, sondern verschiebbare 
Vergleichspunkte aufweisen: Dieckmann verweist hier auf ein Beispiel aus 
einem Vortrag Burckhardts (Zur Geschichte der Leitworte, 1961) der in 
Anlehnung an Aristoteles schreibt: „Der Tapfere, der die Mitte hält zwischen 
Verwegenheit und Feigheit, erscheint im Vergleich mit dem Verwegenen als feig. Deshalb 
schieben die extrem Gerichteten den, der die Mitte hält, jeder dem anderen zu. Der Feigling 
nennt den Tapferen tollkühn, und der Tollkühne nennt denselben Tapferen Feigling“ (S. 418 
f.).112  
Ähnlich verhält es sich in der Politik des 19. Jahrhundert im „Lehrbuch der 
Demagogie“ von 1849, das die politischen Gruppen in Anarchisten, rote, 
aktive, prinzipielle und theoretische Republikaner, Konstitutionelle und 
Absolutisten einteilt, um dann in satirischer Form hinzuzufügen, dass die 
Anarchisten alle politischen Gruppen, die sich für eine Staatsform mit einem 
Gesetzeswerk aussprechen, als reaktionär bezeichnen, und im Gegenzug die 
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Absolutisten Anarchisten, rote, aktive und prinzipielle Republikaner als 
Gesindel.113   
Gerade Wörter, die relativ gebraucht werden können, sind nicht nur beliebte 
Mittel der politischen Propaganda, sondern auch im alltäglichen politischen 
Streit um Worte. Dieser Streit um relative Wörter spielt vor allem in der 
„synonymischen Unterscheidung“ (Dieckmann) bzw. in der „ideologischen 
Synonymie“ (Hermanns)114 eine wichtige Rolle, in der die miteinander 
konkurrierenden politischen Sprecher denselben Sachverhalt mit zwei 
verschiedenen Wörtern bezeichnen: so z.B. Kapitalismus oder soziale 
Marktwirtschaft zur Charakterisierung der Wirtschaftsform der BRD.115  
 
Wörter haben keine einfache Bedeutung, sondern tragen verschiedene 
Sinnkomponenten, sie sind also „mehrsinnig“. So kann das Wort liberal 
verallgemeinernd als tolerant denkend oder als politische Haltung aufgefasst 
werden. Bezieht sich liberal auf das wirtschaftliche System, so ist ein 
weitgehend von staatlichen Regelungen freier Kapitalismus gemeint. Der 
Begriff dient außerdem z.B. als Zweitname bzw. als Bezeichnung einer Partei 
in der BRD (FDP. Die Liberalen), die in dieser Hinsicht beide Haltungen 
(Wirtschaftsliberalismus und/oder Liberalismus im Sinne von Toleranz) unter 
ihren Mitgliedern umschließt. Der Begriff ist also in sich polysem, dessen 
Bedeutungsvarianten unterschiedlich bewertet werden können. Man kann 
beispielsweise für sich reklamieren, ein liberal denkender Mensch zu sein, 
ohne sich damit auch auf die wirtschaftliche Liberalität beziehen zu wollen, 
die man eventuell ablehnt. Das Gleiche gilt für den umgekehrten Fall: Man 
kann christlich-konservative Werte vertreten und sich gleichzeitig für die 
Liberalisierung des Marktes einsetzen. Die (ideologische) Polysemie ist, wie 
an den verschiedenen Parteiprogrammen noch zu zeigen sein wird, das 
Kernproblem der (politischen) Semantik, denn die Bedeutungs-
verschiebungen sind fließend, d.h. es liegt eine Grundbedeutung vor, die in 
verschiedene Aspekte aufgespaltet werden kann. Die Aspekte umfassen 
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 Vgl. Dieckmann, a.a.O, 1975, S. 64f.; Dieckmann bezieht sich auf Radike, J.: Lehrbuch 
der Demagogie, Leipzig um 1849, S. 55f.  
114Hermanns, Fritz: Deontische Tautologien, in: Klein, Josef (Hrsg.): Politische  
Semantik: bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur politischen Sprachver- 
wendung, Opladen 1989, S. 80    
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unterschiedliche Bedeutungen und gleichzeitig unterschiedliche Bewertungen 
der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Die Bedeutungsvielfalt ermöglicht, im 
Kontext einzelne Aspekte hervorzuheben, zu betonen oder zu isolieren und 
andere zu vernachlässigen oder zu verneinen. Durch die kontextuelle 
Auswahl von Bedeutungsaspekten eines Wortes wird dessen Mehrdeutigkeit 
aufgehoben. Die ausgewählten und nicht ausgewählten Aspekte bleiben 
jedoch  so miteinander verbunden, dass eine Tilgung des unerwünschten 
Aspektes aus der Grundbedeutung dabei normalerweise nicht möglich ist.116  
Mehrdeutig sind Polyseme also dann, wenn ihre Mehrdeutigkeit nicht durch 
den Kontext beseitigt werden kann. Zwar kann die lexikalische 
Mehrsinnigkeit im Zusammenhang aufgelöst werden, nicht aber ihre 
Mehrdeutigkeit. Dieckmann führt hier den Beispielsatz „Die demokratische 
Wahl ist die Grundvoraussetzung unseres Staates.“ an. Die Mehrsinnigkeit 
des Wortes demokratisch ist hier durch den Kontext aufgelöst und bezeichnet 
etwas anderes als die Wendung „demokratisches Verhalten am Arbeitsplatz“. 
Im ersten Beispiel wird demokratisch im Sinne eines demokratischen 
Verfassungsstaates gebraucht, im zweiten Beispiel im Sinne von fair, 
gleichwertiger Umgang usw. Dennoch bleibt vor allem im ersten Beispielsatz 
die Mehrdeutigkeit bestehen, denn man erfährt nichts darüber, was unter 
einer demokratischen Wahl verstanden werden soll. Insofern führt Polysemie, 
die nicht durch den Kontext beseitigt wird, zur Mehrdeutigkeit der Meinung. 
Normalerweise treten jedoch vergleichbare Sätze entweder in einem größeren 
thematischen Zusammenhang auf oder der Sprecher macht explizit deutlich, 
was er z.B. unter demokratischen Wahlen versteht, so dass dieses Problem im 
Kommunikationsprozess gelöst wird. Definiert der Sprecher absichtlich oder 
unabsichtlich nicht, wie er etwas genau meint, mit der Konsequenz, dass der 
Hörer etwas anderes versteht als eigentlich gemeint ist, so liegt eine bewusste 
oder unbewusste Täuschung des Hörers vor.117    
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 Vgl. Dieckmann 1975, a.a.O., S. 65f. 
117
 Vgl. Dieckmann 1975, a.a.O., S. 65-68  
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2.5   Das politische Schlagwort  
 
Eng mit der Ideologiesprache und den Symbolwörtern hängen die 
‚politischen Schlagwörter’ zusammen. Im Gegensatz zu den Symbolwörtern 
(die so genannten Hochwertwörter bzw. Grundwerte-Lexeme wie 
Demokratie, Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit usw.), die immer positive 
Bedeutungskomponenten aufweisen und daher von den Parteien umkämpft 
sind, sind Schlagwörter nicht auf positiv zu bewertende Sachverhalte 
beschränkt. Prinzipiell können alle Wörter politisches Schlagwort werden, 
auch Symbolwörter, wenn sie in einem aktuellen politischen Sachverhalt neu 
diskutiert und definiert werden müssen.  Wörter werden dann zu politischen 
Schlagwörtern, wenn sie aufgrund des aktuellen politischen Sachverhaltes in 
der öffentlichen politischen Diskussion inflatorisch oft benutzt werden. Ziel 
der politischen Parteien ist es, politische Schlagwörter zu prägen, die in ihrer 
Prägnanz, Kürze und Komprimiertheit die eigene politische Einstellung zu 
einem aktuellen gesellschaftspolitisch relevanten Sachverhalt ausdrücken 
oder sie unterstützen. Sicherlich versuchen die politischen Parteien, politische 
Schlagwörter als Instrument der politischen Beeinflussung zu benutzen. Dazu 
muss jedoch der ‚Kampf’ um das Schlagwort erst gewonnen werden.118  
            
Politische Schlagwörter sind nicht gleichzusetzen mit der Ideologiesprache, 
denn sie beziehen auch jene Sachverhalte ein, die nichts mit Ideologien 
gemeinsam haben. So haben z. B. Debatten im Bundesrat um den 
Länderfinanzausgleich oft keinen ideologischen Charakter, z.B. wenn sie 
nicht parteipolitisch motiviert sind, sondern im Interesse des jeweilig eigenen 
Bundeslandes geführt werden. Die politischen Schlagwörter können also aus 
jeder Kategorie des Wortschatzes stammen, so z.B. Bündnis für Arbeit, 
Riester-Rente, Gesundheitsreform, Paragraph 218, Atomkonsens, Innovation, 
Bundeswehreinsatz, Spendenaffäre usw. Politischen Schlagwörtern wird wie 
den ideologischen Polysemen oft vorgeworfen, sie seien leere Worthülsen, 
dabei sind sie ähnlich komplex wie die ideologischen Polyseme. Der 
genannte Vorwurf liegt daran, dass je nach politischer Ausprägung das 
politische Schlagwort unterschiedliche Bedeutungselemente in sich trägt.  
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Politische Schlagwörter sind aufgrund der o. g. Prägnanz und 
Komprimiertheit zwischen den Parteien so umkämpft. Sie erfüllen mehrere 
Funktionen, und die Parteien kämpfen mit verschiedenen Strategien um sie.  
Klein macht am Beispiel des Schlagwortes Funktionärsherrschaft  deutlich, 
dass die beiden Kompositionselemente Funktionär und Herrschaft drei 
Funktionen eröffnen: Erstens charakterisieren sie den betreffenden 
Sachverhalt inhaltlich bzw. deskriptiv, zweitens bewerten sie ihn und drittens 
appellieren sie an die Adressaten.. Funktionär beschreibt zunächst einmal 
deskriptiv, dass die Gewerkschaftsarbeit durch hauptberufliche Mitarbeiter 
erfolgt. Die Bezeichnung Funktionär löst jedoch negative Konnotationen 
zumindest unter den Gegnern der gewerkschaftlichen Mitsprache aus. 
Funktionären haftet der Beigeschmack an, machtbesessen, korrumpierbar 
und faul zu sein. Durch diese negativen Nebenbedeutungen des Wortes 
schwingt bei seinem Gebrauch  gleichzeitig der Appell mit,  ihnen müsse 
man misstrauen und man solle ihnen so wenig wie möglich Verantwortung 
übertragen.119 Klein schließt sich hier Fritz Hermanns an, der diese 
Sollensbedeutung entsprechend der Logik ‚deontische Bedeutung’ bzw. 
‚deontische Bedeutungskomponente’ eines Lexems nennt.120 
Für diesen Vorschlag liefert  Klein folgendes Argument:  
„Er (der Vorschlag, Anm. d. Verf.) macht nämlich deutlich, warum in der 
Bedeutung von Wörtern wie Funktionär die Ausdrucks- bzw. 
Bewertungsfunktion und die Appellfunktion eine integrale – nur analytisch 
aufspaltbare – Bedeutungskomponente bilden: In politischer 
Sprachverwendung sind nämlich Bewertung durch den Sprecher und Appell 
an den Adressaten, sich der Bewertung anzuschließen, zwei Seiten einer 
Medaille.“121 
Die Bezeichnung ‚deontisch’ sei den Termini ‚expressiv’/‚evaluativ’ und 
‚appellativ’ /‚präskriptiv’ überlegen, da diese nur eine Seite der 
Kommunikationskonstellation akzentuieren.               
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 Vgl. Klein 1989, a.a.O., S. 11f. 
120
 Vgl. Hermanns, Fritz : Deontische Tautologien. Ein linguistischer Beitrag zur 
Interpretation des Godesberger Programms (1959) der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, in Klein, Josef (Hrsg.): Politische Semantik. Bedeutungsanalytische und 
sprachkritische Beiträge zur politischen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 69-149 
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 Vgl. Klein, S. 11 
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-herrschaft als zweites Kompositionsglied trägt die wertneutrale, deskriptive 
Bedeutungskomponente einer relativ umfassenden, fast uneingeschränkten 
Entscheidungsgewalt über andere Menschen. Im konkreten politischen 
Zusammenhang erweist sich Funktionärsherrschaft als bewusste Irreführung, 
denn die Gewerkschaften hatten eine Erweiterung der gewerkschaftlichen 
Mitsprache in den Aufsichtsräten und nicht deren Führungsübernahme 
gefordert. Da das Wort Herrschaft neben der deskriptiven Bedeutung die 
Konnotation des Illegitimen und Unkontrollierten enthält, bekommt das 
Schlagwort Funktionärsherrschaft ein komplexes negatives deontisches 
Potential.122 
Bei politischen Schlagwörtern steht also nicht die inhaltliche Darstellung des 
Sachverhaltes am Anfang bzw. im Vordergrund, sondern direkt und vor 
allem die Bewertung durch den Sprecher. Klein nennt den Sprecher in diesem 
Zusammenhang ‚semantischen Strategen’. Deskriptive (inhaltlich-
beschreibende) und deontische (Sollens-) Bedeutungen sind so eng 
miteinander verwoben, dass von der Prämisse direkt auf die Konklusion 
geschlossen werden kann.  
Laut Bergsdorf werden mit politischen Schlagwörtern Wahrnehmungs- und 
Interpretationsraster für politisch-soziale Sachverhalte geschaffen. Das ist 
möglich, weil sich die gesellschaftliche Realität für den Einzelnen als über-
komplex darstellt und vorwiegend nur indirekt erfahren wird, d.h. der 
Einzelne ist angewiesen auf die Einschätzungen und Interpretationen von so 
genannten Experten, um sich eine Meinung bilden zu können. Politische 
Schlagwörter müssen daher zu den Wahrnehmungsprämissen, den 
vorgebildeten Meinungen der Adressaten passen, auf diese abgestimmt und 
zugeschnitten sein.123 
In Anlehnung an Edelmans Theorie des politischen Handelns auf zwei 
Ebenen (1. der weitgehend verborgenen Ebene der realen Handlungs-
zusammenhänge; 2. der fiktionalen Ebene der Politik als öffentlicher 
Inszenierung) hat Klein eine Schema erstellt, in dem gezielt formulierte, 
adressatenbezogene Schlagwörter als Kette von Voraussetzungen und 
praktischen Konsequenzen erscheinen: 
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 Vgl. Klein 1989, a.a.O., S. 11 ff. 
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 Vgl. Bergsdorf: Herrschaft und Sprache. Studie zur politischen Terminologie der 
Bundesrepublik Deutschland, Pfullingen 1983, S. 32    
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„Motivation S (Schlagwortproduzent) 
 
Positive/negative Bewertung des von  
S als pS gedeuteten Sachverhaltes p  
 
Ziel S: 
 
Herbeiführung/Verhinderung von p 
 
Situationsorientierung S: 
 
Ermittlung einer oder mehrerer Adressatengruppen A, 
deren Zustimmung/Ablehnung von p für die 
Herbeiführung/Verhinderung von p interessant ist. 
 
Planung S: 
 
Möglichst wirksamer Appell an A, sich für  
die Herbeiführung/Verhinderung von p zu 
engagieren 
 
Mittel S: 
 
Darstellung von p durch S in einer auf A’s  
Zustimmung/Ablehnung zielenden Weise  
als pA“124 
Politische Symbolwörter können ideologisch polysem und abstrakt sein. Dies 
gilt grundsätzlich auch für Schlagwörter. Schlagwörter bewerten allerdings 
explizit einen politischen Sachverhalt. 
Dieckmann erklärt hierzu: 
„In den Schlagwörtern (...) werden Programme kondensiert; sie erheben Relatives zu 
Absolutem, reduzieren das Komplizierte auf das Typische, Überschaubare, Einfach-
Gegensätzliche und bilden dadurch bipolare Wortschatzstrukturen aus: sie bringen das 
Abstrakt-Ferne sprachlich nahe und geben der Meinungssprache ihre emotionellen 
Obertöne.125      
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2.6   Metaphern in der Politik 
 
Metaphern spielen nicht nur in Dichtung und Prosa eine wichtige Rolle bei 
der bildhaften Darstellung, sondern auch in der Alltagskommunikation und in 
der Politik.  
Bußmann definiert Metaphern folgendermaßen:  
„Metaphern sind sprachliche Bilder, die auf einer Ähnlichkeitsbeziehung zwischen zwei 
Gegenständen beruhen, d.h. aufgrund gleicher oder ähnlicher Bedeutungsmerkmale findet 
eine Bezeichnungsübertragung statt.“126  
 
In der politischen Sprache spielen Metaphern vor allem durch ihre vielfältig 
möglichen Funktionen so eine wichtige Rolle, wie Bachem und Battke 
erklären: 
„Sachverhalte von politischer Bedeutung können durch Metaphern wertend, selektierend, 
vereinseitigend beschrieben werden. Metaphern können verdeckte Argumentationsgänge 
enthalten; sie können Zukunftsmodelle mehr oder weniger präzise beschreiben (...)“127    
 
Metaphern werden unter anderem nach ihrem Usualitätsgrad klassifiziert. So 
ist etwa eine Ex- bzw. tote Metapher zu einem Normalwort geworden, das 
kontextfrei verständlich ist und aufgrund seiner Geläufigkeit nicht mehr als 
Metapher erkannt wird, so z.B. Glühbirne. Metaphernklischees sind zwar 
ebenso kontextfrei verständlich, werden jedoch noch als Metaphern 
identifiziert, so z.B. Netz der sozialen Sicherheit. Bachem/Battke bezeichnen 
diesen Typ als „konventionelle stereotype Metapher“, wovon sie „kreative 
(innovative) Metaphern“ unterscheiden. Letztere können nur aus dem 
Kontext erschlossen werden. Der Hörer/Leser muss Schlüsse aus dem 
Zusammenhang zwischen Metaphorik und dem Verwendungszusammenhang 
konstruieren, um den Sinn zu verstehen. Als Beispiel dafür geben 
Bachem/Battke die metaphorische Bezeichnung von Brandts Kniefall im 
Warschauer Ghetto 1970 als Gang nach Canossa an, die nur vom Hörer 
verstanden werden kann, wenn er über hinreichende geschichtliche 
Kenntnisse verfügt (Was ist mit Gang nach Canossa gemeint?), Kenntnisse 
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 Bachem, Rolf / Battke, Kathleen: Strukturen und Funktionen der Metapher Unser 
gemeinsames Haus Europa im aktuellen politischen Diskurs. In Liedtke, Frank / Wengeler, 
Martin / Böke, Karin (Hrsg.) Begriffe besetzen. Strategien des Sprachgebrauchs in der 
Politik. Opladen 1991, S. 296  
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über die verschiedenen Bewertungen des gegenwartsgeschichtlichen 
Ereignisses hat und die politische Position des Sprechers kennt.128   
Politische Metaphern fungieren oft als politische Schlagwörter. Insofern 
vertreten Bachem/Battke die These, dass diejenigen politischen Metaphern 
konventionelle und stereotype Metaphern bzw. Metaphernklischees sind, die 
durch ständige Repetition wirken. Durch ihre Anwendung in gleichsinnigen 
Kontexten erhalten sie eine sich verengende Konnotationsstruktur. 
Bachem/Battke geben hier verschiedene Beispiele stereotyper Metaphern aus 
der Zeit des Nationalsozialismus, so z.B. bezugnehmend auf ihr 
Aufsatzthema „Unser gemeinsames Haus Europa“129 die Hausmetapher im 
Nationalsozialismus, wo vom deutschen Haus die Rede ist: „Es wird hell im 
deutschen Haus, und die Parasiten suchen durch alle Löcher zu 
entschlüpfen.“ (zitiert aus dem Völkischen Beobachter vom 31.01.1933) 
Lichtmetapher versus Parasitenmetapher: Das „Dritte Reich“ erscheint im 
Licht, während der jüdische Teil der Bevölkerung als Schmarotzer (als 
Ungezieferbegriff im Sinne von ekelhaft, verabscheuungswürdig mit der 
imperativen Sollensbedeutung des Bekämpfens- und Tötenswerten) 
verunglimpft wird. Bachem/Battke liefern noch weitere Beispiele 
(Bastardisierung des deutschen Blutes; Blutschande als Rassenschande), um 
zu zeigen, wie die Auswahl und Bildung solcher Metaphern zur Ausgrenzung 
bestimmter Gruppen dienen, indem sie für komplexe Probleme einfache 
Lösungen und Erklärungen liefern, die bei ständiger Repetition 
Einstellungen, Meinungen, Haltungen und Wertebegriffe der Adressaten 
beeinflussen oder verändern (sollen).130 
Metaphern regen, soweit sie nicht tote Metaphern sind, zum Nachdenken an. 
Den Vorgang der Verschleifung des metaphorischen Ursprungs sprachlicher 
Bezeichnungen und die Beeinflussung unseres Lebens durch Metaphern 
erläutern George Lakoff und Mark Johnson in „Metaphors we live by“ 
eindrucksvoll. Sie zeigen unter anderem, dass die Metapher argument is war 
die menschliche Diskussion in enge Verbindung zu einem Kriegsvokabular 
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bringt, die auch und vor allem im politischen Diskurs verwendet wird. 
Argumentationen in Streitgesprächen entsprechen demnach Angriff und 
Gegenangriff: 
„He attacked every weak point in my argument. 
(Er griff jeden schwachen Punkt in meiner Argumentation an) 
His criticisms were right on target. 
(Seine Kritik traf direkt ins Ziel) 
I demolished his argument. 
(Ich zerstörte seine Argumentation) 
I’ve never won an argument with him. 
(Ich habe niemals eine Diskussion mit ihm gewonnen.) 
He shot down all of my arguments.) 
(Er machte alle meine Argumente nieder)”131   
 
Wie die politische Diskussionssprache ist analog die Fußballberichterstattung 
durchsetzt von kriegsmetaphorischem Vokabular: Angriff / Gegenangriff, 
Gegenschlag, Offensive, Verteidigung, Sturm usw. 
 
 
 
 
2.7  Euphemismen 
 
Laut Bußmann sind Euphemismen beschönigende Ausdrücke für tabuisierte 
Wörter. Nicht nur in der politischen Sprache werden Euphemismen häufig 
verwendet, sondern auch in der Alltagskommunikation, so z.B. verscheiden, 
einschlafen, entschlafen oder heimgehen für sterben.132 In der Politik werden 
Euphemismen vor allem deshalb benutzt, um über problembelastete 
Sachverhalte hinwegzutäuschen und die öffentliche Meinung zu 
manipulieren. Einige Euphemismen sind allerdings so bekannt, dass sie 
diesen Zweck nicht oder kaum noch erfüllen, so z.B. Fraktionsdisziplin. 
Fraktionsdisziplin ist der beschönigende und mittlerweile weit in der 
Öffentlichkeit bekannte Ausdruck für den Fraktionszwang und die 
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Nichtbeachtung des Grundgesetzes der Mitglieder des Bundestages, die – 
obwohl sie nur ihrem Gewissen gegenüber verantwortlich sind – sich ihrer 
Parteilinie unterordnen. Ein anderes Beispiel für einen Euphemismus, der 
zwar durchschaubar, aber verwirrend ist, liefert u.a. Kritischer Dialog, der 
oftmals dann verwendet wird, wenn z.B. über extrem kontroverse Gespräche 
mit anderen (isolierten bzw. feindlichen) Staaten positiv berichtet werden 
soll.133 
Weitere übliche und bekannte Euphemismen liegen z.B. vor bei der früheren 
DDR-Bezeichnung der deutsch-deutschen Grenze: antifaschistischer 
Schutzwall oder Friedensgrenze.  
Schwieriger sieht die Entzifferung aus bei Formulierungen wie z.B. Im 
Rahmen rechtsstaatlicher Grenzen. Diese Formulierung kann z.B. bedeuten, 
dass sich die staatliche Vorgehensweise bereits am Rande der 
Rechtsstaatlichkeit bewegt, wenn sie nicht sogar darüber hinausgegangen 
ist.134 
Besonders prägnante Beispiele für Euphemismen lieferte der 
Nationalsozialismus wie z.B. Endlösung für die Vernichtung der 
europäischen Juden oder Frontbegradigung für einen Rückzug der Truppen 
mit hohen Verlusten.135  Die Kriegsberichterstattung der USA z.B. während 
des Golf-Krieges liefert viele Beispiele für eklatante Euphemismen: so z.B. 
Kollateralschaden zur Verharmlosung des Sachverhaltes, dass nicht nur das 
anvisierte Ziel getroffen wurde, sondern auch viele Zivilisten durch Bomben- 
oder Raketenabwürfe sterben mussten; Technischer Fehler soll u.a. 
verschleiern, dass eine Rakete statt im Zielgebiet in einem unbeteiligten Land 
einschlägt.        
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2.8   Neologismen 
 
Neue sprachliche Zeichen bzw. Wörter werden gebildet und etablieren sich, 
wenn sich die gesellschaftliche, politische, technische, wirtschaftliche und 
kulturelle Wirklichkeit verändert.136 Unter der Bezeichnung Neologismen 
oder Neuwörter werden diese neuen Wortschöpfungen bezeichnet. Sie 
werden deshalb erforderlich, weil sich die alten Begriffe nicht oder 
vermeintlich nicht dazu eignen, den neuen Sachverhalt prägnant zu 
beschreiben. Die politischen Parteien oder Gruppen reagieren auf die sich 
verändernde Umwelt innerhalb ihrer eigenen Organisationsabläufe und vor 
allem innerhalb ihrer Ideologien. Für die neuen Probleme, gesellschaftlichen 
Defizite oder Wünsche müssen die gesellschaftlichen Gruppen, also auch die 
Parteien, neue Lösungen anbieten, die oft eine neue Begrifflichkeit mit 
einschließt.  
Dabei soll es sich laut Bachem/Battke um 
 „(...) handliche, kurze Formeln (handeln, Anm. d. Verf.), die geeignet sind, die passende 
Sachbestimmung, die gruppenspezifische affektive und ethische Bewertung und eventuell 
einen entsprechenden Appell mitzuliefern.“137        
 
Neologismen haben in Deutschland seit 1945 durch die Entwicklung zweier 
parallel existierender politischer Systeme eine wichtige politische Bedeutung 
erhalten. Durch die Verschiedenheit der systemabhängigen Ideologiesprachen 
ist der politische Wortschatz der deutschen Sprache durch viele Neologismen 
erweitert und geprägt worden. Oft werden bzw. wurden diese Neologismen 
nur in einem politischen System benutzt. 
Die Neologismen werden differenziert in Neubildungen, Neuprägungen und 
Neubedeutungen: 
1. Neubildungen sind vor allem Wörter, die sich  ableiten von bestehenden 
Lexemen, wie z.B. sparen – besparen – Besparung eines Vertrages. Die 
weitaus häufigere Form der Neubildungen bilden Fremdwörter und 
Entlehnungen bzw. Ableitungen aus anderen Sprachen, wie z.B. Leasing – 
leasen, Mail – mailen, Hacker – hacken. Seltener sind hingegen vollständig 
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neue Wortneubildungen, wie z.B. simsen, die sich wie hier aus einer 
englischsprachigen Abkürzung (SMS) abgeleitet hat.           
2. Neuprägungen sind Wörter, die aus bereits existierenden Wörtern neu 
gebildet werden. Durch die Verbindung zweier ursprünglich nicht 
zusammenstehender Wörter wird eine neue Bedeutung geschaffen: so z.B. 
Quotenfrau, Wachstums- und / oder Bildungsoffensive, Solidaritätszuschlag, 
Konsolidierungshaushalt usw. oder aus dem Wortschatz der ehemaligen 
DDR Plansoll, Arbeiterkombinat, Zentralkomitee, Politbüro usw. 
3. Neubedeutungen ergeben sich dann, wenn einem Wort neue Bedeutungen 
bzw. Nebenbedeutungen und Bewertungen hinzugefügt werden, wie z.B. 
Arbeit im Wortschatz der ehemaligen DDR.138 
Neologismen entwickeln sich nach ihrer Einführung schnell zu 
kontinuierlichen Bestandteilen des politischen Wortschatzes. Sie gehören 
zum gewohnten Sprachgebrauch des gesellschaftlichen Lebens. Jeder mäßig 
politisch Gebildete weiß, was z.B. mit Riester-Rente gemeint ist.139      
 
 
 
 
 
2.9  Archaismen 
 
Im Gegensatz zu den Neologismen gehören die Archaismen weitgehend nicht 
mehr zum aktiven Wortschatz zur Bezeichnung von Sachverhalten in der 
Gegenwart. Sie sind zwar veraltet, aber sie werden noch verstanden. So wird 
z.B. das heutige Deutschland nicht mehr als Deutsches Reich bezeichnet, es 
sei denn, der Bezeichnende wünscht sich das Reich von vor 1945 oder vor 
dem Ende des Ersten Weltkrieges zurück. 
„Auch die Archaismen zeugen von Veränderungen, von Entwicklungs-tendenzen einer 
Sprache. Wörter veralten, wenn die Dinge, die sie bezeichnen, nicht mehr existieren.“140  
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Allerdings können Archaismen auch wieder reaktiviert werden. Im 
Wortschatz der Zeit des Nationalsozialismus wurden viele Archaismen 
reaktiviert zur Bezeichnung verschiedener Sachverhalte, so z.B. Gau oder 
Germanien / germanisch usw. Ebenso wie äußerliche symbolische Versuche, 
die historische Kontinuität mit der preußischen Geschichte demonstrieren 
sollten, sollte die Sprache traditionelle Bezüge herstellen. In der 
gegenwärtigen dominierenden politischen Sprache treten kaum Archaismen 
zur Bezeichnung aktueller Sachverhalte auf. Vielleicht liegt dies daran, dass 
veraltete Ausdrücke auch in ihrem inhaltlichen Referenzbezug veraltet 
empfunden werden.141        
 
 
 
2.10  Kurzwörter 
 
Kurzwörter bedürfen m. E. keiner ausführlicheren Erläuterungen. Sie dienen 
hauptsächlich der Sprachökonomie, d.h. z.B., dass man als Sprecher nicht 
jedes Mal Sozialdemokratische Partei Deutschlands sagen will zur 
Bezeichnung dieser Partei, sondern man beschränkt sich auf SPD, da man 
meistens davon ausgehen kann, dass die Adressaten wissen, wer mit SPD 
gemeint ist. Teilweise basiert auch die Beschränkung auf das Kurzwort auf 
der Nichtkenntnis, ungenauen Kenntnis oder Kompliziertheit des 
Originalwortes, so z.B. UMTS-Lizenz, SMS oder BSE. Kurzwörter dienen 
also neben der Sprachökonomie auch der Kommunikationserleichterung, 
denn die Abkürzungen sind leicht auszusprechen und durch ihre Verbreitung 
von den Medien leicht zu behalten. 
Die Verwendung von Kurzwörtern im Bereich der Politik kann sowohl zum 
Ziel haben, den politischen Gegner zu diffamieren als auch die eigene 
Position zu stärken. So wurde die Bundesrepublik Deutschland von der 
DDR-Führung vor allem dann konsequent als BRD bezeichnet, wenn die 
Legitimität und Legalität der eigenen Staatsform betont werden sollte, 
wohingegen die Abkürzung DDR auf westdeutscher Seite weitgehend 
vermieden wurde. Von konservativer Seite wurden oft die Ausdrücke 
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 Vgl. ebd. 
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Ostzone oder sowjetische Besatzungszone zur Bezeichnung der Deutschen 
Demokratischen Republik benutzt, um das Kurzwort DDR zu vermeiden und 
dem ostdeutschen Staat gleichzeitig die Legitimität seiner Existenz 
abzusprechen.142   
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 Vgl. Klein 1989, a.a.O., S. 45 
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3.  Wahlslogans 
 
Neben den politischen Wörtern spielen natürlich auch ganze Phrasen, Sätze 
und Wortverbindungen eine maßgebliche Rolle. Der Wahlslogan hängt mit 
der Programmarbeit einer Partei eng zusammen. Meist stehen die 
Parteiprogramme unter einem bestimmten Motto, das sich auf die aktuelle 
politische Lage bezieht und eine Leitfunktion übernimmt. Dieser Slogan wird 
dann auch bei anderen Gelegenheiten im Wahlkampf (z.B. auf Parteitagen, 
für Wahlplakate) benutzt, wobei die Parteien meist auch weitere Slogans 
benutzen.  
Der Wahlslogan ist erstens eine bestimmte Form der politischen Sprache und 
ähnelt zweitens aufgrund seiner werbenden Funktion der kommerziellen 
Werbung in Zeitungen und auf Plakaten. Aufgrund dieses Doppelcharakters 
müssen beide Funktionen berücksichtigt werden. 
 
 
 
3.1   Begriffsdefinition  
 
Der Begriff Slogan leitet sich vom gälischen slug-ghairm und dem 
schottischen sluggorne bzw. slughorne ab, was ursprünglich soviel bedeutet 
wie ‚Schlachtruf’ oder ‚rhythmisches Kriegsgeschrei’ der Kelten Schottlands   
und der schottischen Highlands.143  Bußmann definiert den Begriff Slogan 
folgendermaßen: „(schott. >Schlachtruf<) Knapp und einprägsam 
formulierte, wertende Aussage mit -> Persuasiver Funktion, häufig als 
elliptischer Satz und mit -> Rhetorischen Figuren ausgestaltet, z.B. als 
Werbeslogan (Frohen Herzens genießen) oder als politischer Slogan 
(Freiheit oder Sozialismus).“144 
Laut Klotz, auf den sich Toman-Banke bezieht, trägt der Begriff Slogan 
folgende Bedeutungskomponenten: ‚Wahlspruch’, ‚Losung’, ‚Schlagwort’. 
Toman-Banke unterscheidet drei verschiedene Arten der Slogans, wobei sie 
kritisch darauf hinweist, dass sich die meisten anderen Definitionen entweder 
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 Vgl. Römer, Ruth: Die Sprache der Anzeigenwerbung. Düsseldorf 1968, S. 79 
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 Bußmann, a.a.O., S. 688f. 
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nur auf eine bestimmte Art der Slogans konzentrieren oder nur bestimmte 
Aspekte der Slogans betonen.  
Sie unterscheidet zwischen  
„1. dem Werbeslogan (in der Markenartikelwerbung), 
2. dem Wahlslogan (im Wahlkampf) 
3. dem Slogan politischer, außerparlamentarischer Demonstrationen / Bewegungen (von 
verschiedenen politischen Verbänden, Gruppierungen oder Bürgerinitiativen) oder zeitlicher 
Epochen, der hier als Aktionsslogan bezeichnet werden soll.“145 
 
Toman-Banke liefert auch eine schlüssige allgemeine, auf alle drei Arten der 
Slogans, gerichtete Definition:  
„Ein Slogan ist ein oftmals nach psychologischen Überlegungen konstruierter, kurzer, 
treffend formulierter, von anderen Texten unabhängiger Mikrotext, der in der Absicht erstellt 
wurde, mit bestimmten sprachlichen Mitteln Wirkungen bei Adressaten zu erzielen und 
dadurch deren Verhalten für einen gewissen Zeitraum zu steuern.“146 
 
Dies auf Wahlslogans zu spezifizieren, soll im Folgenden unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse Toman-Bankes geschehen. 
Wahlslogans sind oft nach psychologischen Überlegungen konstruiert. 
Sowohl die Politiker als auch Werbeagenturen und Demoskopen arbeiten an 
der Konstruktion von Wahlslogans, oftmals auch gemeinsam. Dabei werden 
die Slogans mit verschiedenen psychologischen Tests ausgewertet und die 
Erfolg versprechenden ausgewählten Slogans den höchsten politischen 
Gremien der Parteien vorgelegt.147 Dieses sehr intensiv überlegte und 
getestete Konstrukt kann und soll auch spontan wirken, wie z.B. Jetzt den 
Aufschwung wählen ! (Wahlslogan der CDU im Bundestagswahlkampf von 
1983). Daneben gibt es natürlich auch die so genannten Aktionsslogans wie 
z.B. auf Demonstrationen. Inwieweit sie konstruiert werden, ist bisher nicht 
erforscht worden. 
Wahlslogans müssen kurz (d.h. laut eines Wahlkampfmanagers der FDP 
maximal zehn Wörter148), einprägsam und oft wiederholbar sein. Dabei muss 
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der Wahlslogan auch treffend und prägnant sein, d.h. sich auf den Kern des 
politischen Inhalts und damit auf die Erwartungen, Stimmungen, 
Hoffnungen, die aktuellen politischen Themen und Probleme beziehen. Um 
zurück zu kommen auf den Wahlslogan der CDU von 1983 bedeutet dies, 
dass die Hoffnung der Bevölkerung nach einem wirtschaftlichen Aufschwung 
in Jetzt den Aufschwung wählen ! ausgenutzt  wird. 
Wahlslogans sind weitgehend unabhängig von einem anderen Text, d.h. sie 
sind auch ohne Erklärungen und Erläuterungen verständlich, weil sie sich auf 
den aktuellen politischen Kontext beziehen. Das unterscheidet die politischen 
Slogans z.B. von den Schlagzeilen, die zwar Neugier und Aufmerksamkeit 
der Leser wecken können, aber ohne den folgenden Text weitgehend 
unverständlich bleiben. 
Ein Slogan kann nach Fleischer als Mikrotext bezeichnet werden, da dieser 
Begriff die grammatische Struktur offen lässt.149 Slogans können als Satz 
oder als Mehrwortwendung150 ohne finites Verb auftreten, sie können aus 
mehreren Teilen oder nur aus einem Teil bestehen. Daher unterscheidet sich 
der Wahlslogan auch formal vom politischen Schlagwort, das zwar ähnliche 
oder gleiche Funktionen wie der Slogan erfüllen kann, aber eben nur als ein 
einzelner Begriff. 
In Wahlslogans werden zahlreiche sprachliche Mittel verwendet (z.B. Reime, 
Alliterationen, Redewendungen usw.), die alle der generellen 
Wirkungsabsicht, die Wähler in ihrem Wahlverhalten zu beeinflussen, dienen 
sollen. Verschiedene primäre Wirkungen sollen die Wahlslogans daher bei 
den Adressaten auslösen: z.B. Angst, Unzufriedenheit, Hoffnung, 
Zufriedenheit. Dabei gilt es nicht nur, an die Adressaten bzw. die Wähler 
direkt für eine Wahlentscheidung zugunsten einer Partei zu appellieren, 
sondern auch die vermeintliche Gefühlslage der Adressaten zu verstärken, 
bewusst zu machen oder auszulösen. Dies nennt Toman-Banke 
Verhaltenssteuerung, die in der kommerziellen Werbung dazu dient, eine 
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Kaufentscheidung zu beeinflussen, indem bei den potentiellen Käufern die 
zuvor unbewussten Wünsche geweckt werden sollen.151    
Als Adressaten für Slogans gelten im kommerziellen Bereich die potentiellen 
Konsumenten, in den Wahlkämpfen die potentiellen Wähler und bei 
Demonstrationen entweder die regierenden Parteien und deren 
Repräsentanten oder die Öffentlichkeit. 
Slogans, ob in der kommerziellen oder in der politischen Werbung, sind 
meist nicht langlebig. Das hängt in der Politik davon ab, ob sich die 
politische Situation ändert oder ähnlich bleibt, z.B. ob der gescheiterte 
Kanzlerkandidat ein zweites Mal antritt oder nicht oder ob das gleiche 
politische Problem noch existiert. In der Wirtschaft und in der Politik kommt 
es darauf an, ob ein Slogan erfolgreich ist, d.h. ob er bei den Adressaten 
ankommt. Viele Slogans geraten in Vergessenheit, weil sie im aktuellen 
Zeitgeschehen nicht mehr zu verstehen sind,152 so z.B. Was erzählt Euch / 
der Heimkehrer / vom sozialistisch-kollektivistischen / Staat ? / Bleibt 
deshalb Eurer bayerischen Heimat treu! / Wählt / Christlich Soziale Union 
(Wahlslogan der CSU im Bundestagswahlkampf 1949). Um diesen 
Wahlslogan in seinem Zusammenhang zu verstehen, ist relativ hohes 
historisches Wissen über die Nachkriegszeit in Deutschland notwendig, was 
nicht mehr zwingend vorausgesetzt werden kann. 
Wenn allerdings der Slogan selbst zu einem Symbol geworden ist, ist auch 
seine Geltungsdauer nahezu unbegrenzt: z.B. Menschlichkeit / Gerechtigkeit / 
Frieden / Dafür kämpfen / wir weiter. / SPD / Sozialdemokraten (Wahlslogan 
der SPD im Bundestagswahlkampf 1972) wäre auch heute noch verständlich. 
Ob er jedoch tauglich wäre, die Wahlentscheidung der Bevölkerung auch 
heute noch positiv zugunsten der SPD zu beeinflussen, ist eine andere Frage.    
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3.2   Funktionen des Slogans 
 
Slogans kommen mehrere Funktionen in Bezug auf ihre Wirkung zu. In der 
Sprache der Werbung, die erstens der Herstellung der Kommunikation, 
zweitens der Darstellung der Ware bzw. Partei und drittens der Auslösung 
von Kauf- bzw. Wahlenscheidungen dient,153 übernimmt der Slogan die 
letzte Aufgabe, wobei er aber auch als „Einleitungsformel“ (z.B. bei 
Wahlprogrammen) benutzt werden kann.154 Laut Möckelmann / Zander 
erfüllen Slogans alle Grundfunktionen eines Werbetextes. Daher sprechen sie 
vom „Prinzip der mehrfachen Wirkungsweise“ der Slogans.155 Für die 
verschiedenen Wirkungsabsichten werden auch verschiedene sprachliche 
Mittel eingesetzt (vgl. hierzu Kapitel 3.3). 
Wie politische Sprache generell ist auch der Wahlslogan ein Instrument zur 
Gewinnung, der Ausübung, der Sicherung und der Kontrolle von Macht156 
oder wie Dieckmann erkannt hat, der sich auf die soziologische 
Begrifflichkeit bezieht, dass in der politischen Sprache eine Form der 
„gesellschaftliche(n) Kontrolle“ vorliegt.157 
Wahlslogans fungieren wie auch andere politische Texte (z.B. 
Parteiprogramme) als Vermittler der jeweiligen politischen Ideologie, da sie 
nicht nur die gesellschaftliche Realität aus einer bestimmten parteilichen 
Sicht (ob es eine Objektivität bei der Beschreibung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit geben kann, bezweifle ich zutiefst!) beschreiben, sondern vor 
allem bewerten. Da Wahlslogans in dem akuten Zusammenhang der 
anstehenden Wahl und dem damit verbundenen Erfolgsdruck der sich 
konkurrierend gegenüber stehenden Parteien  konstruiert werden, steht ihr 
Appellcharakter als Hauptfunktion im Vordergrund. Die im Vordergrund 
stehende Appellfunktion der Wahlslogans wird von Denton, der sich mit 
Aktionsslogans in den USA auseinandergesetzt hat, in folgende persuasive 
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Basisfunktionen unterteilt: Vereinfachung, Konzentration auf einen Aspekt, 
Wecken von Aufmerksamkeit, Überzeugung, Identifizierung und 
Solidarisierung, Polarisierung, Bezugnahme auf den Gegner und 
Provokation, Verunglimpfung des politischen Systems.158  
Durch das Prinzip der mehrfachen Wirkungsweise können sich dabei die 
Funktionen mehrfach überlappen. 
 
 
 
 
3.2.1   Vereinfachung         
 
In Wahlslogans versuchen die Parteien, komplexe Sachverhalte zu 
simplifizieren, auf einen einfachen Begriff zu reduzieren. Mit ihnen 
beschränken sich die Parteien auf den Kern ihrer gewollten politischen 
Aussage, wodurch ihre Haltungen, Meinungen und Wertvorstellungen 
vermittelt werden sollen. Dabei können Wahlslogans Symbolwörter enthalten 
oder sie können selbst zum Symbol werden. 
Die Reduzierung und Rationalisierung der komplexen politischen 
Wirklichkeit auf politische Symbole wird für die Parteien notwendig, weil sie 
große Teile der Bevölkerung mit ihrer Programmatik, vermittelt durch 
Parteiprogramme und Reden, nicht erreichen können und sie dadurch ihrer 
Aufgabe, an der politischen Meinungsbildung mitzuwirken, nicht mehr oder 
nur zum Teil gerecht werden können. Vor allem im Wahlkampf greifen die 
Parteien auf die Einfachheit und Anschaulichkeit der Wahlslogans für die 
Außenwirkung zurück, da sich mit intensiven Programmdiskussionen und der 
Vorstellung der Wahlprogramme mittlerweile hauptsächlich nur noch die 
aktiven Parteimitglieder mobilisieren lassen. In den 1970er und 1980er 
Jahren wurde den Wählern attestiert, weitgehend passiv zu sein, in 
Stereotypen zu denken und Simplifikationen dankend hinzunehmen159, was 
zu auch heute noch bestehenden Gefahren führt: einseitige Verzerrung oder 
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Verfälschung der gesellschaftspolitischen Realität. Gegenwärtig ist zwar die 
Tendenz, sich über die Parteiprogramme politisch zu informieren, weiter 
gesunken, allerdings ist das Bewusstsein der Wahlbevölkerung für die 
Phrasenhaftigkeit und / oder künstliche Simplifizierung im Zuge der 
Parteienverdrossenheit (nicht zu verwechseln mit der oft unterstellten 
Politikverdrossenheit!) meines Erachtens gewachsen.        
 
 
 
 
3.2.2    Konzentration auf einen Aspekt 
 
Die Konzentration auf einen Aspekt kann eine Teilfunktion der 
Vereinfachung sein. Zum einen kann durch die Benutzung von 
Symbolwörtern ein komplexer Sachverhalt verdichtet oder vereinfachend 
dargestellt werden (Toman-Banke nennt das „Komplexitätsreduzierung“160), 
zum anderen kann von der jeweiligen Partei das für sie wichtigste Thema, der 
wichtigste Aspekt fokussiert werden, von dem sie sich Erfolg bei den 
Wählern verspricht. Bei der Konstruktion von Wahlslogans muss es den 
Parteien darum gehen, dass die Adressaten den intendierten Kern der 
Aussage in richtiger Weise erkennen und sich durch den darin enthaltenen 
Appell angesprochen fühlen. 
 
 
 
 
3.2.3   Wecken von Aufmerksamkeit    
 
Das Wecken von Aufmerksamkeit ist die Aufgabe aller Wahlslogans.  
Toman-Banke bezieht sich auf Plate, wenn sie feststellt, dass diese Funktion 
identisch mit der Herstellung von Kommunikation sei. Reboul, der das 
Sprachfunktionenmodell von Jakobson anwendet, bezeichnet diese Funktion 
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als „phatische Funktion“, wobei der Slogan als Aufhänger wie eine 
Schlagzeile in der Zeitung dient.161    
Bevor die Adressaten zu einer bestimmten Handlung oder Einstellung 
beeinflusst werden können, ist es notwendig, zunächst ihre Aufmerksamkeit 
zu wecken. Diese Funktion können Wahlslogans nur erlangen, wenn sie 
bestimmte strukturelle, klangliche, sprachlich-stilistische oder in Bezug auf 
die Wortwahl konnotative Besonderheiten aufweisen (vgl. Kapitel 3.3).162     
 
 
 
 
3.2.4   Überzeugen 
 
Kann ein Wahlslogan die Wähler überzeugen oder nicht? Sowohl die 
deutschen Werbeslogans als auch die Wahlslogans benutzen kaum rationale 
Argumente, um zu überzeugen. Warum sind aber Wahlslogans so wichtig für 
die Werbung der Parteien? Wann kann überhaupt ein Wahlslogan 
überzeugend wirken? Denton sieht die überzeugende Funktion eines 
Wahlslogans, wenn er denn überzeugt, in seiner Akzeptanz und in seiner 
Präferenz, die er auslöst.163 Das hat viel mit der Glaubwürdigkeit seiner 
Aussage zu tun. Glaubwürdigkeit wird normalerweise dadurch erzielt, dass 
eine Aussage als wahr und richtig von den Adressaten anerkannt wird. Da 
allerdings in Slogans wenig rationale Argumentationen benutzt werden, muss 
auf andere Art und Weise überzeugt werden. Dies kann dann bei den 
Adressaten erreicht werden (auch wenn ich der Meinung bin, dass 
mittlerweile der Großteil der Bevölkerung die Parteipolitiker und ihre 
Versprechungen grundsätzlich nicht für glaubwürdig hält!), wenn die 
Wahlslogans auf die unterbewussten Ängste, Hoffnungen, Wünsche usw. der 
Adressaten zielen. Das kann in der kommerziellen Werbung dadurch erreicht 
werden, dass Nebenbedeutungen des Produkts explizit gemacht werden, wie 
z.B. die gesellschaftliche Statusverbesserung durch den Besitz eines 
                                                 
161
 Vgl. ebd., S. 83; Toman-Banke bezieht sich auf Reboul, Oliver: Le slogan et les functions 
du langage. In: Les francais dans le monde. 143. 1979, S. 24 (S. 21-28)     
162
 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 84 
163
 Vgl. Denton, a.a.O., S. 15 
 77 
Neuwagens einer bestimmten Marke oder die Lebensfreude in karibischem 
Ambiente in Verbindung mir dem Genuss eines Eises von Marke X. Es gibt 
aber auch subtilere Formen der Anspielung, die nicht so offensichtlich 
erscheinen, wie z.B. die Befriedigung des allgemeinmenschlichen 
Bedürfnisses nach Sicherheit, Geborgenheit, Selbstvertrauen, 
Ausgefallensein usw. 
Möckelmann / Zander schreiben hierzu:  
„Die Werbewirksamkeit der direkten verbalen Verweisung auf die emotionale 
Nebenbedeutung der Waren beruht auf dem psychischen Vorgang der Projektion, d.h. der 
Umworbene wird durch den Slogan dazu geführt, seine geheimen Wünsche auf die Ware zu 
projizieren (...).“164    
  
In den Wahlslogans wird daher vor allem auf das Sicherheitsbedürfnis der 
Bürgerinnen und Bürger abgezielt. Verschiedene Formen sind dabei möglich, 
so z.B. das Schüren von Ängsten („Wenn der politische Gegner an der Macht 
ist, geschieht X.“), Versprechungen für die Zukunft („Wenn wir an der Macht 
sind, machen wir Y.“). Ziel der Slogans ist es bei der Berücksichtung der 
unterbewussten allgemeinmenschlichen Wünsche, dass die Wählerinnen und 
Wähler, die eigenen Verlautbarungen unreflektiert, unkritisch und 
unterbewusst adaptieren und damit akzeptieren.165 Dabei werden u.a. 
vertrauliche Sprechhandlungstypen wie z.B. das Muster der Eltern-Kind-
Kommunikation befolgt, durch deren Wiederholung eine persuasive Wirkung 
bei den Adressaten ausgelöst werden soll. Im Unterbewusstsein der 
Adressaten soll dabei der frühkindliche Erlebnishorizont angesprochen 
werden. Dies geschieht durch Tröstungen, Versprechungen, Empfehlungen, 
Behauptungen usw.166        
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 Möckelmann, Jochen / Zander, Sönke: Form und Funktion der Werbeslogans. 
Untersuchungen der Sprache und werbepsychologischen Methoden in den Slogans. 
Göppingen 1970 (=Göppinger Arbeiten zur Germanistik. 26), S. 38 
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 Vgl. ebd., S. 36  
166
 Vgl. Toman Banke, a.a.O., S. 83f., Toman-Banke bezieht sich auf Flader, Dieter: 
Pragmatische Aspekte von Werbeslogans. In: Nusser, Peter: Anzeigenwerbung. Ein Reader 
für Studenten und Lehrer der deutschen Sprache und Literatur. München 1975, S. 103-107 
(S. 105-136) 
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Ein Wahlslogan kann aber auch durch verkürzte Begründungen oder die 
Gegenüberstellung von (Schein-)Alternativen überzeugend wirken, ohne es 
auch wirklich zu sein.167  
 
 
 
 
3.2.5    Identifizierung und Solidarisierung 
 
Das Identifizieren und Solidarisieren der Adressaten mit den Aussagen eines 
Wahlslogans erfolgt meist durch den Gebrauch eines gruppenspezifischen 
Ideologievokabulars (Miranda, Antimiranda, Fahnen- und Stigmawörter). 
Dabei soll der Wahlslogan eine bestimmte Wählergruppe mit den 
parteispezifischen Zielen nicht nur ansprechen, sondern er soll erreichen, dass 
sich die Wähler mit den Zielen identifizieren und insofern solidarisieren, als 
sie sich selbst für diese Ziele im gesellschaftlichen Diskurs einsetzen. Dabei 
können Slogans, die die Identifikation und Solidarisierung durch den 
Gebrauch ihres Ideologievokabulars anstreben, auch eine die Gruppe 
trennende Funktion inne haben, wenn z.B. die potentiellen Wähler Mitglieder 
der Konkurrenzpartei sind und das benutzte Ideologievokabular bzw. die 
benutzten Fahnenwörter gleichzeitig Stigmawörter der gegnerischen Partei 
sind.168        
Wie auch bei der Überzeugungsfunktion werden Gefühle wie Hoffnungen 
und konkrete Zukunftsvorstellungen in den Wahlslogans konstruiert und 
verstärkt, um die Adressaten zu aktivieren bzw. zu mobilisieren, sich 
solidarisch für die parteipolitischen Ziele einzusetzen.169 Bellak berichtet 
davon, dass vor allem in Krisenzeiten Gefühle wie Zugehörigkeit als 
Orientierungspunkt von den Menschen verlangt werden.170 Das 
Zugehörigkeitsgefühl wird durch die Parteien bzw. die politischen 
Gruppierungen verstärkt, wenn sie es schaffen, eine Forderung, ein Ziel so 
                                                 
167
 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 84f. 
168
 Vgl. ebd., S. 86  
169
 Vgl. Sherif, Muzafar: The Psychology of Slogans. In Journal of Abnormal and Social 
Psychology. 32, S. 457 (S. 450-461) 
170
 Vgl. Bellak, Leopold: The Nature of Slogans. In Journal of abnormal and social 
psychology. 37. 1942, S. 501 (S. 496-510) 
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populär zu machen, dass ihre Anhänger sich mit Buttons, Aufklebern, 
Plaketten mit dem betreffenden Slogan ausstatten (Ich denke hier an meinen 
ehemaligen Klassenlehrer, der mit einer Plakette mit der Aufschrift Atomkraft 
Nein Danke jahrelang herumlief und damit seine Zugehörigkeit zu der Anti-
Atomkraft-Bewegung dokumentierte). In solchen Fällen wird der Slogan 
seiner ursprünglichen schottischen Bedeutung gerecht: er ist zu einem 
Schlachtruf, einer Kampfparole einer bestimmten Gruppe geworden.171   
Für die Identifikation gibt es aber sowohl für die kommerzielle als auch für 
die politische Werbung in Slogans eine weniger offensichtliche Methode: 
Dabei geht es um die Formung eines Leitbildes, das zwar allgemein und 
symbolisch die tief angelegten Wünsche der Adressaten anspricht, aber ohne 
bestimmte Personen als Vorbild mit diesem Leitbild gleichzusetzen.172 
Auffällig bei der Formung von Leitbildern sind die unkonkreten, 
verallgemeinernden Bezüge. Als Beispiele gibt Toman-Banke hier in der 
kommerziellen Werbung Rolex an (Die Großen der Welt tragen Rolex-
Uhren) und im politischen Bereich die FDP (Wer weiter denkt, wählt 
FDP).173 
Sowohl in der kommerziellen als auch in der politischen Werbung wird das 
Produkt bzw. die Partei mit bestimmten Leitbildeigenschaften verknüpft 
(Wer ist nicht gern ein Mann von Welt?; Wer zeichnet sich nicht gern 
dadurch aus, dass er/sie klug ist?). In den beiden Beispielen wird zum einen 
an die Wünsche der Adressaten bezüglich des gesellschaftlichen Status, zum 
anderen bezüglich ihrer Klugheit und Vernunft appelliert.174 Eine 
Identifizierung mit den Appellen, sich diesen Leitbildern unterzuordnen und 
anzuschließen, fällt nicht schwer, so dass man sich als Konsument oder 
Wähler der jeweiligen „Leitbildgruppe“ anschließen kann. 175 Dabei werden 
vor allem sprachliche Mittel wie die Pronomen wir und unser sowie direkte 
oder indirekte Anreden benutzt (z.B. Sicherheit für / Deutschland / SPD / 
Nur Ihre Zweitstimme / ist Ihre direkte / Stimme für den / Bundeskanzler; 
Wahlslogan der SPD im Bundestagswahlkampf 1980. Vater und Mutter / 
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 Vgl. Denton, a.a.O., S. 16 
172
 Vgl. Möckelmann / Zander, a.a.O., S. 381 
173
 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 86 
174
 Vgl. Möckelmann / Zander, a.a.O., S. 381f. 
175
 Vgl. ebd., S. 41 
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wählen / für / mich / CDU;  Wahlslogan der CDU im Bundestagswahlkampf 
1953).176               
 
 
 
 
3.2.6   Polarisierung 
 
Wesentlich für die Polarisierungsfunktion von Wahlslogans ist das 
Anknüpfen an das vereinfachende Denken in Freund-Feind-Schemata.177 
Politische Gruppierungen und Parteien wollen sich von anderen abgrenzen. 
Dies kann sich erstens in der Wahl der politischen Themen, zweitens in den 
politischen Positionen und drittens in den angekündigten oder vollzogenen 
Handlungen zeigen. In den Wahlslogans wird dies meist durch die 
Gegenüberstellung von zwei Alternativen erreicht, so z.B. als krasses 
Beispiel Freiheit statt Sozialismus. Dieser Wahlslogan lässt keine Grauzone 
zu, er erhält daher Absolutionsanspruch bzw. absoluten Charakter.178 Diese 
anscheinend unumgängliche Kompromisslosigkeit erfolgt meist durch die 
Anwendung bestimmter Fahnen- und Stigmawörter, sie kann aber auch nur  
implizit im Slogan vorhanden sein.179   
 
 
 
 
3.2.7   Bezugnahme auf den Gegner und Provokation 
 
Explizite vergleichende Werbung durch Bezeichnung des Konkurrenten ist 
im Wirtschaftsrecht der Bundesrepublik Deutschland verboten. Daran hat 
sich die politische Webung der Parteien im Laufe der Zeit angepasst. 
Trotzdem ist es für die Parteien möglich, auch wenn sie die explizit 
vergleichende Werbung weitgehend vermeiden, ohne explizite Benennung 
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 Die genannten Beispiele sind in der Arbeit von Toman-Banke im Anhang chronologisch 
aufgelistet. 
177
 Vgl. Wolf, Werner: Der Wahlkampf. Theorie und Praxis, Köln 1980, S. 160 
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 Vgl. Denton, a.a.O., S. 16 
179
 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 87 
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des politischen Gegners zu polarisieren, zu diffamieren, zu beschuldigen, sich 
selbst und die eigene Problemlösungskompetenz hochzustilisieren und durch 
Komparativ- oder Superlativformen das ‚Wir-Gefühl’ zu betonen usw.180     
  
 
 
 
 
3.2.8    Verunglimpfung des politischen Systems 
 
Mit der Funktion, das vorherrschende politische System zu verunglimpfen, 
haben die in der Bundesrepublik in den Parlamenten vertretenden Parteien 
weitgehend nichts zu tun. In Aktionsslogans nennen außerparlamentarische 
politische oder gesellschaftliche Gruppen explizit ihre Gegner, richten sich 
evtl. vehement gegen den Staat bzw. seine Verfassung, gegen die 
vorherrschenden wirtschaftlichen, politischen oder gesellschaftlichen 
Machtstrukturen und rufen dabei unter Umständen zur Gewaltanwendung 
auf, um ihre jeweiligen Ziele zu erreichen.181  
Die zu den Wahlkämpfen zugelassenen Parteien verzichten darauf, weil sie 
sich erstens der freiheitlich-demokratischen Verfassung der Bundesrepublik 
verpflichtet fühlen und zweitens, weil sie wissen, dass sie die meisten Wähler 
(aufgrund ihrer Sicherheitsbedürfnisse) abschrecken würden.       
 
Dass Wahlslogans eine Appellfunktion haben, ist deutlich geworden sein. 
Da sich Wahlslogans auf die aktuellen Parteiprogramme beziehen, sind die 
Ergebnisse von Toman-Banke wichtig für diese Arbeit. Sowohl die 
Wahlslogans als auch die Parteiprogramme verraten sehr viel über die 
Parteien und ihre politischen Flügel, sowie, welche politischen Probleme und 
welche Ideologien in den politischen Konzeptionen vorherrschen und welche 
nicht. 
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 Vgl. Toman-Bamke, a.a.O., S. 87 
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 Vgl. ebd., S. 88; Vgl. auch Denton, a.a.O., S. 16  
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3.3   Sprachliche Mittel in Wahlslogans 
 
Wahlslogans beziehen alle sprachlichen Mittel ein, die bei ihrer Kürze 
möglich sind. Dabei werden sämtliche Formen des ideologiegebundenen 
Wortschatzes (Ideologische Polyseme, Symbolwörter, Schlagwörter, 
Metaphern, Euphemismen, Neologismen, Archaismen, Kurzwörter) benutzt. 
Hinzu kommen laut Römer zu dem Ideologiewortschatz noch 
Schlüsselwörter hinzu, die in der Sprache der Werbung die Aufgabe haben, 
durch Wiederholungen und Ankündigungen Kommunikation mit den 
Adressaten aufzunehmen (z.B. gratis, jetzt, neu)182 sowie Hochwertwörter, 
die grundsätzlich positiv konnotiert sind, aber nicht zum Ideologiewortschatz 
zählen (z.B. Leben, Sicherheit, Stärke). Auch Reizwörter, die sich durch ihre 
Ambivalenz bei den Konnotationen der jeweiligen Rezipienten auszeichnen 
(z.B. national, deutsch), werden hierbei benutzt.183    
Wahlslogans können auch Anlehnungen an bekannte Redemuster wie feste 
Wendungen, Zitate, populäre Filmtitel, Lieder oder Gedichte sein. Sie 
erhalten dann Autoritätscharakter, wenn sie sich auf eine bestimmte Person 
als Autoritätsperson beziehen. Dies geschieht meist so, dass in dem 
Wahlslogan am Anfang der Name eines Politikers, z.B. des 
Kanzlerkandidaten, auftaucht, wonach das politische Statement folgt, 
allerdings ohne zu kennzeichnen, ob es sich um ein Zitat oder eine 
Zuschreibung von Seiten der Partei handelt (z.B. der Wahlkampfslogan der 
SPD zur Bundestagswahl 1990: Oskar Lafontaine / Der neue Weg / 
Ökologisch, sozial, / wirtschaftlich / stark / SPD). 
In Wahlslogans wird oft ein starker Zukunfts- und/oder Gemeinschaftsbezug 
deutlich. Durch Wörter wie Zukunft oder morgen soll die eigene Partei als 
zukunftsfähig charakterisiert werden. Auch Aufforderungen, Forderungen 
und Versprechungen sollen die Zukunftsfähigkeit untermauern. Der 
Gemeinschaftsbezug wird meist durch Pronomen wie wir und unser 
hergestellt. Dabei werden zwei Funktionen gleichzeitig erfüllt: erstens stellt 
die jeweilige Partei ihre politische Haltung und Position heraus und zweitens 
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 Vgl. Römer 1968, a.a.O., S. 132. Schlüsselwörter sind nicht mit den politischen 
Symbolwörtern zu verwechseln  
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 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 104 
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werden die Adressaten in den Kommunikationszusammenhang mitein-
bezogen und ihnen wird die Gruppenzugehörigkeit angeboten. 
Viele Parteien versuchen mit Wahlslogans die Wahlbevölkerung direkt 
anzusprechen. Das erfolgt einerseits durch den Gebrauch von Pronomen wie 
Du, Ihr oder Sie, je nachdem welcher Grad der Vertraulichkeit angestrebt 
wird, oder andererseits durch die direkte Ansprache bestimmter 
gesellschaftlicher Teilgruppen wie z.B. Rentner, Studenten, Hausfrauen usw.          
Umgangssprachliche Merkmale in Wahlslogans sollen die Distanz der 
Wähler zu den Parteien reduzieren und Vertraulichkeit herstellen. Dies wird 
u.a. durch das Verkürzungen des Lautes erreicht, z.B. bei Verben das 
Zusammenziehen von finiter Verbform und semantischem leerem Platzhalter 
es wie z.B. bei Diesmal geht’s um alles (FDP-Wahlslogan im 
Bundestagswahlkampf 1994) oder durch lautliche Verschmelzungen wie bei 
um und das zu ums (Diesmal geht’s ums Ganze; FDP-Wahlslogan im 
Bundestagswahlkampf 1980). Aber nicht nur durch solche einfachen 
sprachlichen Mittel soll die Distanz reduziert werden, sondern auch durch die 
explizite Verwendung umgangssprachlicher Ausdrücke, wie z.B. Politik 
ohne Bart / Sicher in die Zukunft / CDU (Wahlslogan der CDU im 
Bundestagswahlkampf 1994).184 
Obwohl in Wahlslogans wenige Verben auftreten, erfüllen sie, wenn sie 
benutzt werden, eine sehr wichtige Funktion. Sie tauchen meist in 
imperativer oder infiniter Form auf, wobei nicht nur die Imperative Befehls- 
oder Appellfunktion haben, sondern – zwar weniger offensichtlich und direkt 
wie die Imperative – auch die Infinitive, so z.B.: Jetzt / das moderne / 
Deutschland / wählen. / Ökologisch, sozial, / wirtschaftlich / stark / SPD 
(Wahlslogan der SPD im Bundestagswahlkampf 1990). Oft werden dabei 
auch Modalverben benutzt, um die Eindringlichkeit und Wichtigkeit der 
Entscheidung zu untermauern.185 
Nicht zu unterschätzen sind darüber hinaus die Wirkungen von Reimen und 
Alliterationen in Wahlslogans. Ebenso wie in der kommerziellen Werbung 
dienen sie vor allem dem Ziel, Aufmerksamkeit zu wecken und sich schnell 
bei den Adressaten einzuprägen. Ziel dabei ist es, mit dem Einprägen des 
                                                 
184
 Vgl. Toman-Banke, a.a.O., S. 104ff. 
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Slogans auch die eigenen politischen Überzeugungen bei den Adressaten 
über das Unterbewusstsein durchzusetzen, wobei sie auch die Identifikation 
der Wähler mit der Partei erleichtern und Distanz abbauen sollen, so z.B.: 
Für dich Bauer / CDU / Adenauer (Wahlslogan der CDU im 
Bundestagswahlkampf 1953). 
Darüber hinaus sind Zeichensetzung, typographische Besonderheiten und der 
Bildbezug bei Wahlslogans von Bedeutung. Vor allem dann kann die 
Zeichensetzung wichtig werden, wenn sie nicht den Interpunktionsregeln 
entspricht oder durch typographische Mittel ersetzt wird, so z.B.: Keine / 
Kohlen im / Keller ?! / Das kommt von der / planlosen Wirtschaftspolitik / 
dieser Bundesregierung! Helft uns eine bessere Regierung schaffen. / Wir 
versprechen keine Wunder - - / aber wir halten unser Wort! SPD 
(Wahlslogan der SPD im Bundestagswahlkampf 1953). Durch direkte 
Ansprache oder durch Demonstrativpronomen wird der Bildbezug zum 
Plakat angekündigt.186       
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4.   Der Kampf um Begriffe oder das Besetzen von Begriffen 
 
Kämpfe um Wörter, auch das Besetzen von Begriffen genannt, sind immer 
Konkurrenzkämpfe um die politische Meinungsführerschaft. Bei diesen 
Kämpfen werden von Klein drei Gruppen unterschieden: 
Bezeichnungskonkurrenz (Dieckmann: „synonymische Unterscheidung“187;  
Strauss / Zifonun: „Verwendung lexikalisch-semantischer 
Variantenpaare“188), sowie die deskriptive Bedeutungskonkurrenz und 
deontische Bedeutungskonkurrenz, worin sich das Problem der ideologischen 
Polysemie im politischen Diskurs zeigt. 
 
 
 
 
4.1   Bezeichnungskonkurrenz 
 
Umstrittene politische Sachverhalte werden von den politischen Parteien oder 
Gruppierungen oft unterschiedlich je nach politischer Überzeugung 
bezeichnet. Der umstrittene Sachverhalt ist dabei referenzidentisch, denn es 
geht um ein- und dieselbe Sache.  
Dieckmann nennt die Unterscheidung zwischen einer positiven und einer 
negativen Form zur Bezeichnung eines Sachverhaltes in Anlehnung an 
Wössner (1937) „synonymische Unterscheidung“. Er greift dabei das 
klassische Beispiel der sprachlichen Differenzierung der ‚natürlichen’ 
Staatsordnungen durch die antike Sprachphilosophie heraus: Monarchie / 
Tyrannis, Aristokratie / Oligarchie, Demokratie / Ochlokratie. Wenn sich die 
Begriffspaare auch alle auf einen gemeinsamen inhaltlich-neutralen Kern 
zurückführen lassen (Herrschaft eines Menschen, Herrschaft weniger 
Menschen, Herrschaft vieler (aller) Menschen), bewerten die Philosophen die 
Herrschaftsformen doch unterschiedlich: Monarchie bezeichnet die 
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Herrschaft eines Einzelnen, sie kann aber auch zur Tyrannis  (Despotie) 
werden. Ebenso verhält es sich bei den Vergleichspaaren Aristokratie / 
Oligarchie, Demokratie / Ochlokratie. Synonymische Unterscheidung bzw. 
Bezeichnungskonkurrenz knüpft an das Wertebewusstsein der Adressaten an. 
Wenn beide Konkurrenzbegriffe explizit genannt werden, wird über die 
Doppelseitigkeit eines Sachverhaltes belehrend informiert. Tauchen sie 
einzeln auf, handelt es sich um die adressatenbezogene Bewertung eines 
Sachverhalts durch den Sprecher. Dieckmann beleuchtet die synonymische 
Unterscheidung als Funktion der politischen Propaganda:  
„Die Möglichkeit, solche Unterscheidungen propagandistisch zu verwerten, liegt auf der 
Hand, kann ich doch die normentsprechende, die ‚echte’, ‚gute’, ‚wahre’ Form für meine 
Auffassung in Anspruch nehmen und den Gegner mit einem extrem negativen Begriff 
bekämpfen; denn alle als positiv anzusehende Momente werden unter dem einen Wort, die 
Entartungserscheinungen unter dem anderen begriffen. Identifiziert der Propagandist seine 
politische Ansicht mit der vermeintlich wahren Bedeutung des Begriffs, so spricht er dem 
Gegner, der eine abweichende Auffassung hat oder dem man eine solche unterschieben kann, 
die Berechtigung ab, sich auf den Begriff zu berufen.“189  
  
Um auf das Beispiel von den Staatsformen zurückzukommen: Es wird von 
einem Sprecher angenommen, die ‚wahre’ (bzw. die richtige) oder die 
‚falsche’ Bedeutung eines Begriffes zu kennen. Was ist aber eine ‚wahre’ 
oder eine ‚falsche’ Demokratie? Wann hört eine Staatsform, die sich 
demokratisch nennt, auf, eine Demokratie zu sein bzw. wann fängt sie an, es 
zu sein? Die meisten begrifflichen Eingrenzungen sind ideologisch gefärbt, 
das heißt sie geben ein gesellschaftspolitisches Dogma vor, dem sich der 
Adressat anschließen soll. Dieckmann erläutert dies am Beispiel des Begriffs 
Freiheit in Deutschland im 19. Jahrhundert, das hier nur verkürzt 
wiedergegeben wird: Sowohl für Konservative als auch für Liberale war 
Freiheit in politischer Hinsicht ein gemeinsamer Wertebegriff. Für die 
Liberalen bedeutete er jedoch etwas anderes als für die Konservativen: 
Identifizierten Konservative traditionell Freiheit als das Recht des Einzelnen, 
nach seinen standesgemäßen Privilegien (Freiheiten) zu leben, so legten die 
Liberalen dem Begriff die demokratischen Prinzipien der politischen und 
rechtlichen Gleichheit zugrunde. So kann es nicht verwundern, dass die 
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Konservativen den Liberalen vorwarfen: „Was ihr Freiheit nennt, ist nicht 
Freiheit, sondern Anarchie.“ Dem negativ verstandenen Begriff Anarchie 
wurde von den Konservativen der positiv verstandene Begriff Ordnung 
gegenübergestellt und die Liberalen entgegneten ihnen daher: „Was ihr 
Ordnung nennt, ist nicht Ordnung, sondern Despotie.“190  
Ein einfaches Mittel der synonymischen Unterscheidung besteht darin, die 
jeweils als entartete, ‚falsche’ Form durch abwertende Vor- oder Nachsilben 
zu konterkarieren. So können auch positiv besetzte Begriffe in ihr Gegenteil 
verkehrt werden, so z.B.: demokratisch – ultrademokratisch, Aufklärung – 
Aufklärerei, Reform – Reformitis, Demokrat – Demokratling, monarchisch – 
monarchistisch, Gleichheit – Gleichmacherei.       
In Parteiprogrammen spielt die synonymische Unterscheidung eine 
wesentliche Rolle, um klar zu umreißen und für die Mitglieder fest zu 
verankern, was für sie verbindlich ist. Sie bestehen hauptsächlich aus 
Dogmen, weil in ihnen breit ausformuliert wird, was die jeweilige Partei 
unter Begriffen wie Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Solidarität, 
Demokratie usw. versteht und was die potentiellen Wählern darunter 
verstehen sollen. Dabei gilt es auch, sich von den Begriffsbedeutungen der 
anderen Parteien explizit abzugrenzen.   
 
Ein weiteres Beispiel für synonymische Unterscheidung liefert Klein mit dem 
bereits erwähnten Schlagwort Funktionärsherrschaft. Das Schlagwort wurde 
von der Arbeitgeberseite geprägt, dem von der Gewerkschaftsseite das 
Schlagwort von der Demokratisierung der Wirtschaft entgegengesetzt wurde. 
In diesen Schlagwörtern wird die gegensätzliche Bewertung der erweiterten 
gewerkschaftlichen Mitbestimmung in den Aufsichtsräten deutlich. Bei 
beiden schwingt der deontische Appell mit, diesen Sachverhalt zu 
unterstützen oder abzulehnen. Beiden Schlagwörtern ist jedoch eine 
Übertreibung zueigen. Demokratisierung der Wirtschaft suggeriert, dass 
durch diese erweiterte gewerkschaftliche Mitbestimmung in den 
Aufsichtsräten sämtliche Unternehmensentscheidungen betroffen wären. 
Funktionärsherrschaft übertreibt noch viel mehr, denn es suggeriert, dass die 
Gewerkschaftsvertreter nun in den Betrieben das Sagen hätten statt der 
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Unternehmer. Das bedeutet nicht zwangsläufig auch, dass diese Begriffe 
lügen, sondern sie knüpfen an die Gefühle und Begehrlichkeiten der 
jeweiligen Adressaten an. Auf der einen Seite werden sozialdemokratisch-
gewerkschaftlich Orientierte, auf der anderen Seite Wirtschaftsliberale und 
Antisozialisten als Adressaten angesprochen. Nicht selten ist es so, dass bei 
politischen Sachverhalten, die umstritten sind und deshalb unterschiedlich 
bewertet und bezeichnet werden, es schwierig wird, eine Bezeichnung zu 
finden, mit der alle Beteiligten übereinstimmen können. Sogar das 
vermeintlich neutrale Wort Mitbestimmung könnte von der Arbeitgeberseite 
als Verharmlosung des Sachverhaltes abgelehnt werden. Einige typische 
konkurrierende Bezeichnungen für denselben politischen Sachverhalt zeigen 
folgende Schlagwortpaare: Soziale Marktwirtschaft / Kapitalismus 
(Wirtschaftsform der BRD), Sozialpartnerschaft / Klassenkampf (Verhältnis 
von abhängig Beschäftigten und Kapitaleignern) Demokratisierung der 
Wirtschaft / Funktionärsherrschaft (Erweiterung der gewerkschaftlichen 
Mitbestimmung), Konsenspolitik / Konsensfalle (Bemühen der Regierung um 
breite Unterstützung und Übereinstimmung in gesellschaftsrelevanten 
Bereichen wie Atompolitik, Rentenpolitik usw.), Nachfolgepartei der SED / 
Altkommunisten (PDS),  Jungunternehmer / Scheinselbständiger 
(Subunternehmer) usw. 
Klein nennt diese Art der Bezeichnungskonkurrenz „Begriffspaare von 
polarer Struktur mit oft polarisierender Wirkung.“191 Diffizilere, 
„facettenreicher“ Konkurrenzbegriffe lassen sich in den Medien beobachten. 
Klein ermittelte, dass während der Kieler Wahlkampfaffäre im Herbst 1987 
die Verantwortlichkeit von ARD und ZDF unterschiedlich akzentuiert wurde. 
Pfeiffer-Barschel-Affäre (meist ZDF), Barschel-Pfeiffer-Affäre (meist ARD). 
SPD, Grüne und später auch CDU-Mitglieder in CDU-Veranstaltungen 
nannten die Affäre Barschel-Affäre.192 
Hier liegt ebenso Bezeichnungskonkurrenz vor, jedoch komplexerer Art: 
Einem Sachverhalt, dem ‚Referenzobjekt’ werden „(...) unterschiedliche Prädikate 
oder unterschiedliche Namen mit unterschiedlichen deskriptiven und deontischen 
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Merkmalen zugeordnet. Die konkurrierenden Bezeichnungen sind referenzidentisch, aber 
intensional different.“193 
 
Daneben gibt es Bezeichnungskonkurrenz zwischen Schlagwörtern, die sich 
zwar aufeinander beziehen, aber nicht referenzidentisch sind, sondern 
unterschiedliche Sachverhalte beschreiben bzw. als Ziel formulieren. Das 
Musterbeispiel für eine solche Wortkonkurrenz bildet Chancengleichheit / 
Chancengerechtigkeit: Unter diesem Schlagwortpaar wurde in den 1970er 
Jahren zwischen SPD und CDU die Kontroverse über die Bildungspolitik 
geführt. Beide Begriffe werden auch heute noch als positiv-deontische 
Fahnenwörter von der jeweiligen Partei verwendet. Die CDU kreierte 
Chancengerechtigkeit, um sich von dem erfolgreichen SPD-Begriff 
Chancengleichheit abzugrenzen. Bei den Schlagwörtern liegt eine 
lexikalische Teilidentität (Chancen-) vor, sie beziehen sich auf die gleiche 
Domäne (Bildungspolitik), bedeuten aber Verschiedenes.194 
 
 
 
 
4.2   Deskriptive Bedeutungskonkurrenz bei ideologischen Polysemen 
und politischen Schlagwörtern 
 
Laut Dieckmann liegt „Ideologische Mehrdeutigkeit“ oder „ideologische 
Polysemie“ bei Wörtern oder Begriffen vor, denen von verschiedenen 
ideologischen Gruppierungen unterschiedliche Bedeutungen gegeben 
werden. Dabei sind diese Wörter entweder mehrsinnig oder mehrdeutig (vgl. 
Kapitel 2.1.4).  
Es geht bei der ideologischen Polysemie nicht um Wörter, die in einer 
bestimmten Ideologie besonders typisch sind, sondern um Wörter, die 
mehreren Ideologien gemeinsam sind und verschiedene Sinndeutungen 
nebeneinander in einer Sprache zulassen. In der Bundesrepublik sind z.B. 
folgende ideologische Polyseme allen demokratischen (und insofern 
verfassungskonformen) Parteien gemeinsam: Menschenwürde, Freiheit, 
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Demokratie, Gerechtigkeit, Gleichheit, Solidarität.  Sie bilden die so 
genannten  „Grundwerte-Lexeme“ (Fuhs) der bundesrepublikanischen 
Ideologiesprache. Dazu kommen noch andere ideologische Polyseme, die 
von den Parteien entweder unterschiedlich gewichtet oder vermieden werden: 
Frieden, Sozialismus, soziale Marktwirtschaft, Verantwortung, Familie usw. 
Daher ist es meines Erachtens einleuchtend, die ideologischen Polyseme – 
wie Toman –Banke in Anlehnung an Sarcinelli vorschlägt – Symbolwörter zu 
bezeichnen.195  
Dieckmann erläutert am Beispiel von Demokratie, dass trotz ideologischer 
Varianz bei der Begriffsdefinition folgende lexikalische Formaldefinition als 
Minimalkonsens und so genannte Leerformel übrig bleibt: Herrschaft des 
Volkes mit den ‚Nebenbegriffen’ Freiheit und Gleichheit. Dass diese für das 
allgemeine moderne Demokratieverständnis seit der Französischen 
Revolution verbindliche Wertemerkmale sind, braucht hier nicht ausgeführt 
zu werden. Diese Formaldefinition gilt auch als Musterbeispiel einer 
Leerformel, weil sie jede Art der Konkretion vermeidet. Wie soll die 
Volksherrschaft aussehen? Welche Freiheit und welche Gleichheit sind 
gemeint? Die lexikalische Bedeutung ist als Leerformel ideologieneutral, von 
Ideologien unbeeinflusst, in und mit ihr ist ideologische Polysemie nicht 
erkennbar. Wird diese Formaldefinition außerhalb von Wörterbüchern 
benutzt, könnte sie der ideologischen Verschleierung des eigentlich 
vorherrschenden Demokratieverständnisses dienen.196 
Der Begriff Demokratie bezeichnet zwar verschiedene gesellschaftspolitische 
Ordnungsprinzipien, wovon jedoch nicht dessen wesentlichen Merkmale 
betroffen sind. Die Merkmale treten vielmehr je nach Ideologie untereinander 
in neue Beziehungen, sie setzen sich neu zusammen, so dass es theoretisch 
möglich wäre, dass unendlich viele ideologische Strukturgebilde zum Begriff 
Demokratie entstehen könnten. Das liegt daran, dass der Begriff intern 
komplex ist. Die verschiedenen Merkmale Herrschaft des Volkes, Freiheit, 
Gleichheit gehören alle zu seiner Beschreibung, aber nirgendwo wird 
festgelegt, welchen Stellenwert jeder einzelne Nebenbegriff für den 
Oberbegriff Demokratie innehat. Die „(...) relative Wichtigkeit eines 
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Einzelmerkmals im Rahmen des Ganzen (bleibt) offen (...)“.197 Die 
verwendeten Nebenbegriffe haben nicht nur relativen Wert, sie sind auch in 
sich polysem, d.h. sie haben verschiedene Bedeutungskomponenten. Wenn 
z.B. bei dem Nebenbegriff Freiheit aus politischer Überzeugung die 
ökonomische Freiheit als anzustrebendes Ziel gefordert wird, muss 
entsprechend die soziale Freiheit (z.B. vor wirtschaftlicher Not bzw. 
Ausbeutung) diesem Ziel untergeordnet sein. Das Gleiche gilt für den 
umgekehrten Fall.  
Dass ideologische Polyseme umstritten sind, erscheint vor dem Hintergrund, 
dass sie durch mehrere Merkmale bestimmt werden können und in sich offen 
sind, konsequent und folgerichtig. Dieckmann bezieht sich zur 
Kategorisierung umstrittener Begriffe bzw. ideologischer Polyseme auf einen 
Aufsatz von Gallie, der bereits 1962 erschienen ist, aber dennoch weitgehend 
seine Gültigkeit behalten hat:  
„1) Sie müssen mit einem positiven Werturteil behaftet sein; d.h. das, was sie bezeichnen, 
muss als etwas Gutes, Erstrebenswertes, Nacheifernswertes angesehen werden. Sie sind 
positiv wertend (appraisive). 2) Das Gute, Erstrebenswerte, Nacheifernswerte ist komplexer 
Natur (internally complex), hat mehr als ein Merkmal; die positive Bewertung betrifft aber 
das Ganze, nicht einen einzelnen Teil. 3) Jede Rechtfertigung des Wertes muss sich auf 
bestimmte Teile berufen, ohne dass der Begriff selbst die Maßstäbe dafür enthält, welcher 
spezielle Teil in dem komplexen Gefüge die größte Bedeutung hat, Vorrang vor den anderen 
beanspruchen oder eventuell zurücktreten kann, ohne dass die positive Bewertung ihre 
Rechtfertigung verliert. Der Begriff ist >>initially variously describable<<. 4) Der Inhalt des 
Begriffs ist abhängig von den sich ändernden Umständen, deren Richtung nicht sicher 
voraussagbar ist (open in character). Sind diese vier primären Bedingungen gegeben, so folgt 
die fünfte Eigenschaft von selbst: Ein solcher Begriff wird von den verschiedenen Parteien, 
die jeweils verschiedene Ansichten über seinen ‚richtigen’ Gebrauch haben, in ihrem Sinne 
verteidigt; konkurrierende Auffassungen werden bekämpft (>>used both agressively and 
defensively<<).“198 
 
Dass ideologische Polyseme mit positiven Werturteilen behaftet sind, 
bedeutet jedoch nicht, dass das jeweils positive Werturteil auch vom 
politischen Gegner geteilt wird. Es geht vielmehr darum, die eigene Ideologie 
und die darin integrierte eingebundene Bedeutung eines Wortes in der 
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öffentlichen Meinung durchzusetzen. Daher birgt ideologische Polysemie 
immer auch die Gefahr des Sprachmissbrauchs und der Manipulation in sich. 
Bei dem semantischen Kampf in der Politik um die deskriptive Bedeutung 
eines Begriffes geht es vor allem darum, allgemein gültige Bedeutungen von 
politischen Hochwertwörtern zu verändern, zu erweitern, zu spezifizieren 
oder einzuschränken. Besonders die bereits erwähnten so genannten 
Grundwerte-Lexeme bzw. Symbole Freiheit, Gerechtigkeit, Gleichheit, 
Demokratie, Solidarität usw. sind parteiübergreifend umkämpft. 
Während der 1970er Jahre ging es der CDU nach ihren Wahlniederlagen 
darum, ihre politische Strategie zu modernisieren. Dabei entdeckte sie die 
Sprache ‚neu’. Kurt Biedenkopf sprach in seiner berühmt gewordenen Rede 
zur Funktion der Sprache in der Politik auf dem Hamburger CDU-Parteitag 
im November 1973 vom „Besetzen der Begriffe“:                            
„Sprache, liebe Freunde, ist nicht nur ein Mittel der Kommunikation. Wie auch die 
Auseinandersetzung mit der Linken zeigt, ist Sprache auch ein wichtiges Mittel der Strategie. 
Was sich heute in unserem Land vollzieht, ist eine Revolution neuer Art. Es ist die 
Revolution der Gesellschaft durch Sprache. Die gewaltsame Besetzung der Zitadellen 
staatlicher Macht ist nicht länger Voraussetzung für eine revolutionäre Umwälzung der 
staatlichen Ordnung. Revolutionen finden heute auf andere Weise statt. 
Statt der Gebäude der Regierung werden die Begriffe besetzt, mit denen sie regiert, die 
Begriffe, mit denen wir unsere staatliche Ordnung, unsere Rechte und Pflichten und unsere 
Institutionen beschreiben. Die moderne Revolution besetzt sie mit Inhalten, die es uns 
möglich machen, eine freie Gesellschaft zu umschreiben, und es damit auch unmöglich 
machen, in ihr zu leben. (...) 
Deshalb meine Freunde, ist die Auseinandersetzung mit der politischen Sprache von so 
großer Bedeutung. Wir erleben heute eine Revolution, die nicht der Besetzung der 
Produktionsmittel, sondern der Besetzung der Begriffe dient.“199   
 
Was Biedenkopf mit der „Besetzung der Begriffe“ meint, ist der Kampf um 
die Assoziationen der Wahlbevölkerung mit inhaltlichen Umschreibungen 
von den politischen Hochwertwörtern. Drei typische Beispiele für 
Bedeutungskonkurrenz liefert Josef Klein200, der in einem Aufsatz von 
Heiner Geißler von 1979 (damaliger Generalsekretär der CDU) 
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Neudefinitionen der  politischen Hochwertwörter Solidarität, Familie, 
Gerechtigkeit zur Abgrenzung vom politischen Gegner fand: 
„Solidarität ist für uns nicht der Kampfaufruf, mit Gleichgesinnten die eigenen Interessen 
durchzusetzen, sondern die Aufforderung, füreinander einzustehen.  
(...) Familie ist für uns kein Hindernis bei der Emanzipation der Frau, sondern der wichtigste 
Ort individueller Geborgenheit, Sinnvermittlung und freier Entfaltung in der Gesellschaft. 
(...) Gerechtigkeit ist für uns nicht die Gleichbehandlung der Menschen ungeachtet ihrer 
verschiedenen Anlagen und unterschiedlichen Bedürfnisse, sondern die Chance für alle 
Menschen, sich ihrer Unterschiedlichkeit entsprechend zu entfalten.“201         
 
Wie offensichtlich geworden, stellt Geißler dem Bedeutungsaspekt von 
Solidarität als Kampfaufruf für die Arbeiterklasse in der Tradition der 
Arbeiterbewegung des 19. Jahrhunderts nicht nur den Bedeutungsaspekt der 
Brüderlichkeit und Nächstenliebe entgegen, sondern versucht Solidarität in 
ihrer deskriptiven Bedeutung als christdemokratischen Begriff zu etablieren 
und Solidarität als Kampfbegriff zu tilgen. 
Der den Christdemokraten relevante Begriff Familie war in den 1970er 
Jahren durch die Emanzipationsbewegung der Frauen in Misskredit geraten, 
da auch in der Institution Ehe bzw. Familie ein Hindernisgrund für die 
vollständige Gleichberechtigung der Frauen in der gesellschaftlichen 
Kontroverse erkannt wurde. Daher versucht Geißler in seinem Aufsatz, den 
Familienbegriff positiv aufzuwerten und für emanzipierte Frauen wieder 
attraktiv zu machen. 
Bei der Definition von Gerechtigkeit liegt nicht wie Klein bemerkt, eine 
Tilgung des Gerechtigkeitsmerkmals Gleichheit vor, sondern eine 
Abgrenzung von der der SPD unterstellten ‚Gleichmacherei’ zugunsten einer 
Differenzierung des Gleichheitsgrundsatzes bezüglich der individuellen 
Unterschiede zwischen den Menschen. Klein hat jedoch Recht, wenn er mit 
Hinweis auf die SPD-Programme schreibt, dass Geißlers Definition von 
Gerechtigkeit nicht nur eine Konfrontation mit der Begriffsfassung des 
politischen Gegners SPD ist, sondern, dass hier ein Zerrbild des 
Gerechtigkeits-Begriffs der SPD gezeichnet wird.202     
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Insofern ist Kleins Hinweis berechtigt, dass die übliche Vorstellung von 
ideologischer Polysemie (Gruppe A ordnet Ausdruck X die Bedeutung a zu, 
Gruppe B ordnet demselben Ausdruck die Bedeutung b zu) nicht differenziert 
genug ist, denn hier fehlen die Verzerrungen und Unterstellungen, die die 
jeweilige Partei der politischen Konkurrenz ‚unterjubelt’ und dadurch 
beeinflussend  auf die Adressaten, die Wahlbevölkerung, einwirkt.203        
Abstrakte Begriffe wie Demokratie, Freiheit, Gerechtigkeit geben nicht nur 
die Möglichkeit, die eigene Vorstellungen über das gesellschaftliche Leben 
zu formulieren, sondern im Gegenteil Konkretisierungen zu vermeiden, um 
sich beispielsweise nicht auf eine Position festlegen lassen zu müssen. 
Polyseme und abstrakte Begriffe fassen äußerst komplexe Sachverhalte 
zusammen204, was in der politischen Kommunikation auch notwendig ist 
(Man stelle sich etwa vor, Politiker würden jedes Mal, wenn sie das Wort 
Demokratie benutzen, erläutern, was sie in dem jeweiligen Zusammenhang 
unter Demokratie verstehen. Eine äußerst lästige Vorstellung!) Trotzdem 
führt der Gebrauch dieser Abstrakta zu einem Verlust der sprachlichen 
Differenziertheit, wie Bergsdorf erkannt hat.205       
Vexierwörter umfassen Wörter in der deskriptiven Bedeutungskonkurrenz, 
die zwar auch eine Verschiebung der deskriptiven Funktion eines positiven 
Leitbegriffes vornehmen, diese jedoch verdeckt. Hier wird der relativ stabile 
und kontinuierliche positive deontische Gehalt eines ideologischen Polysems 
genutzt, um andere bzw. neue Sachverhalte damit mitzubezeichnen. Meist 
sollen mit dieser Strategie gesellschaftlich unpopuläre politische Maßnahmen 
oder Ziele (z.B. bei Kürzungen im Bildungsetat: Verpflichtung zu 
kontinuierlicher schulinterner Evaluation) in positiver Weise dargestellt 
werden. Umgangssprachlich handelt es sich (je nach Sichtweise) um so 
genannte Täuschungswörter.   
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4.2.1   Semantische Wertung oder: Semantische Konkurrenz um die 
deontische Bedeutung von Wörtern 
 
Ausgangspunkt für den bereits genannten Begriff der deontischen Bedeutung 
von Wörtern ist Fritz Hermanns` Aufsatz „Deontische Tautologien“ von 
1989. Unter dem Begriff Wertung wird allgemein die positive oder negative 
Hervorhebung von Gegenständen, Eigenschaften oder Beziehungen „(...) 
innerhalb eines bestimmten gesamtgesellschaftlichen oder gruppen- bzw. 
klassenspezifischen Wertesystems verstanden (...)“206 Eng damit verknüpft ist 
der Begriff Konnotation. Ideologische Gruppierungen, wie z.B. die Parteien, 
wollen nicht nur ihre politischen Gesellschaftskonzepte vermitteln, sondern 
auch die bestehende gesellschaftliche Realität bewerten. Dies geschieht zu 
einem großen Teil explizit (z.B. in revolutionären Situationen), teilweise  
jedoch implizit, um eine kritische Überprüfung der Rationalität der eigenen 
Argumentation zu vermeiden. Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn die 
Opposition in einem Teilbereich der Gesellschaftspolitik keine echte 
Alternative zur Regierungspolitik aufzeigen kann, aber mit dieser negative 
Assoziationen auslösen möchte.  
Der von Erdmann 1925 in die Sprachwissenschaft eingeführte Begriff 
Konnotation umfasst die mehrfache Bedeutung von „Nebensinn oder Begleit- 
und Nebenvorstellung, die ein Wort gewohnheitsmäßig und unwillkürlich in 
uns auslöst“ sowie den „Gefühlwert oder Stimmungsgehalt“.207     
Rössler definiert den Begriff Konnotation folgendermaßen: 
„Konnotationen sind unpräzise, vielfach bedingte und daher schwer bestimmbare Mit- und 
Nebenbedeutungen. Sie können vortheoretisch als emotional beeinflusste Vorstellungen 
eines bestimmten, bezeichneten Wirklichkeitsausschnittes aufgefasst werden, die eine 
gegebene Grundbedeutung begleiten oder überlagern. Sie sind komplex und nur in 
begrenztem Maße objektivierbar, denn sie sind nicht allen sprachlichen Einheiten 
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zuzuordnen, sondern betreffen auch die vielfältigen psychischen Beziehungen, die zwischen 
sprachlichen Einheiten und den Sprachbenutzern bestehen können.“208    
 
Der Begriff Deontische Bedeutung umfasst die Bedeutungskomponenten 
Mitbedeutung, Nebenbedeutung, appellative Bedeutung und 
Sollensbedeutung von Wörtern, wie bereits am Beispiel Ungeziefer 
dargestellt wurde. Deskriptive Wortbedeutungen stehen dazu im Gegensatz, 
wie z.B. naturwissenschaftliche Wörter, die nur in naturwissenschaftlichen 
Texten vorkommen und immer die gleiche deskriptive Bedeutung behalten. 
So sind Parteiprogramme vor allem präskriptiv und appellativ, ausgestattet 
mit Sollens- und Willensbekundungen, in denen deontische 
Wortbedeutungen eine große Rolle spielen. Solche Arten von Texten sind 
regelrecht durchdrungen von deontisch-appellativen Wörtern.  
Normalerweise werden bei folgenden Wörtern gleiche oder ähnliche 
Assoziationen gebildet:  
Proletarier aller Länder vereinigt euch!; Ungeziefer muss vernichtet werden; 
Freiheit muss verteidigt oder erkämpft werden; Gerechtigkeit muss verteidigt 
oder erkämpft werden; Konsens muss hergestellt werden; Arbeitslosigkeit 
muss bekämpft werden; Haushaltslöcher müssen gestopft werden; 
Terrorismus muss bekämpft / ausgemerzt / geschlagen  werden; 
Kompromisse müssen gemacht werden usw.209 
 
Hierbei handelt es sich mehr oder weniger um deontische 
Selbstverständlichkeiten, d.h. sie sind linguistisch betrachtet analytische 
Urteile, weil die Sätze eigentlich nur das ausformulieren, was im allgemeinen 
Sprachgebrauch mit den betreffenden Wörtern eh bereits assoziiert wird.   
Werden diese selbstverständlichen Assoziationen ausformuliert, so handelt es 
sich um tautologische, d.h. analytische Sätze.210 Besonders in 
Parteiprogrammen tauchen deontische Tautologien auf, so z.B. im SPD-
Grundsatzprogramm von 1989: „Die Freiheit des anderen ist Grenze und 
Bedingung der Freiheit des einzelnen.“ (GSP 1989, S. 12, Z. 11 f.) In 
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deontischen Tautologien wird ausformuliert, was eh schon jeder weiß, und 
sagt gleichzeitig die Selbstverständlichkeit aus, wie wir uns verhalten sollen 
(Wir sollen nicht die Freiheit des anderen missachten, weil dies die 
Bedingung für jegliche Freiheit ist.). In Parteiprogrammen erfüllen 
deontische Tautologien die Funktion, dem Adressaten zu signalisieren, dass 
die Partei nicht gegen die in einer Gesellschaft allgemein geltenden und 
akzeptablen Wertvorstellungen und damit gegen den so genannten Common 
Ground verstößt, dementsprechend also wählbar ist. Oft schließen sich in 
Parteiprogrammen an alte deontische Tautologien neue an, die bis dahin 
vielen Adressaten noch nicht geläufig sind und ausdrücken, was werden soll. 
Durch die Kombinationen zwischen alten und neuen deontischen Tautologien 
erlernen die Adressaten  
„(...) eine partiell neue Sprache, in der die Wörter eine partiell neue Bedeutung haben, 
besonders eine neue deontische Bedeutung.“211 
Hermanns leitet aus dieser Kombination von alter und neuer deontischer 
Tautologie folgendes Schema ab:  
„Wir bejahen x, wir bekennen uns zu y, wir fordern z.“   
 
Zur Erläuterung des o. g. Schemas komme ich zurück auf das Beispiel 
Freiheit im Grundsatzprogramm der SPD von 1989: 
Wir bejahen x: 
„Freiheit ist für uns die Freiheit eines jeden (...)“ (SPD-GSP 1989, S. 12, Z. 
7 f.) 
Wir bekennen uns zu y: 
„Die Freiheit des anderen ist Grenze und Bedingung der Freiheit des 
einzelnen.“ (SPD-GSP 1989, S. 12, Z. 11 f.) 
Wir fordern z:     
„Auch um der Freiheit willen wollen wir gleiche Lebenschancen und 
umfassende soziale Sicherung.“ (SPD-GSP 1989, S. 12, Z. 20 ff.) 
 
Ziel ist, dass den Mitgliedern und potentiellen Wählern einer Partei dieser 
Dreischritt, dass man x und y bejahen soll und z kommen soll, 
selbstverständlich wird und dass durch Formulierung und Wiederholung der 
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neuen deontischen Komponente z der Satz zu einem deontisch-analytischen 
Satz, ergo zu einer neuen Selbstverständlichkeit, wird. 
Mit dem metasprachlichen Begriff deontische Tautologie korrespondiert laut 
Hermanns der Begriff der deontischen Selbstverständlichkeit, der Sollens-
Sachverhalt, der durch die deontische Tautologie ausgedrückt wird. Soll das 
Gemeinte, die Bedeutung bezeichnet werden, so spricht Hermanns von der 
„deontischen Selbstverständlichkeit“. Ist die sprachliche Formulierung 
gemeint, so nennt Hermanns dies „deontische Tautologie“. 
Dementsprechend entspreche einem deontischen Sachverhalt mindestens ein 
deontischer Satz. Hermanns macht weiterhin den Vorschlag als 
korrespondierenden Begriff zu „deontischer Bedeutung“ „deontische 
Eigenschaften“ zu benutzen zur Bezeichnung des Gegenständlichen bzw. des 
Sachverhaltes. Am Beispiel Ungeziefer bedeutet dies, dass der sprachliche 
Ausdruck Ungeziefer die deontische Bedeutung hat, vernichtet werden zu 
sollen oder dass Ungeziefer als Tier die Eigenschaft hat, schädlich zu sein 
und vernichtet werden soll bzw. muss. Das Wort Ungeziefer wird im 
allgemeinen Sprachgebrauch immer nur in diesem einen Zusammenhang 
verwendet, nämlich wenn Kleintiere vernichtet werden sollen. Die 
Vernichtung, Ausrottung, Ausmerzung ist als Appell bei der Bezeichnung 
von Lebewesen als Ungeziefer bereits enthalten. Dass Ungeziefer getötet 
werden muss, bedarf eigentlich keines gesellschaftlichen Konsenses, wohl 
aber, was bzw. ob überhaupt irgendetwas als Ungeziefer bezeichnet werden 
kann.212 
„Ein Parteiprogramm (...) spricht (…)“, so kommt Hermanns zum folgerichtigen Schluss, 
„(…) indem es vorschreibt was gewollt werden soll, den Dingen deontische Eigenschaften zu 
oder ab. Es beschreibt damit deontische Sachverhalte. Insofern diese Sachverhalte 
Selbstverständlichkeiten sind oder werden sollen, sind die diese Sachverhalte beschreibenden 
deontischen Aussagen deontische Tautologien oder sollen es werden.“213          
 
„Fahnenwörter“ oder „Stigmawörter“, so die von Strauß/Zifonun 
eingeführten Begriffe,214 sind Gegenstand des politischen Kampfes um die 
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deontische Bedeutung parteisprachlicher Wörter. Solche Wörter dienen der 
Erkennung der bestimmten Partei, sie sind also parteitypische 
Erkennungswörter.  
Mit Fahnenwörtern machen Parteien plakativ deutlich, wofür sie stehen. Sie 
haben also ein positives deontisches Potential. Umgekehrt sollen 
Stigmawörter die Ziele der gegnerischen Partei ebenso plakativ bezeichnen. 
Ebenso kann ein Fahnenwort gleichzeitig ein Stigmawort sein, wenn es 
einerseits von einer Partei als ein positives Ziel, es aber andererseits von der 
gegnerischen Partei als negatives Ziel, bezeichnet wird. Ideologische 
Polysemie oder auch ideologische Homonymie liegt sowohl in deskriptiver 
als auch in deontischer bzw. präskriptiver Funktion bei Wörtern vor, die 
gleichzeitig Fahnen- und Stigmawörter sind.  
Ein gutes Beispiel dieser ideologischen Polysemie bei Wörtern, die 
gleichzeitig Fahnen- als auch Stigmawörter sind, ist der Begriff Sozialismus. 
In der Tradition der Arbeiterbewegung war Sozialismus bei der Gründung der 
SPD ein zentrales Fahnenwort, auf das auch nach der Spaltung in SPD und 
KPD nicht verzichtet werden konnte. Da durch die gleichzeitige Benutzung 
des Begriffs durch die Kommunisten nicht mehr unmittelbar zu trennen war, 
welche ‚Spielart’ von Sozialismus jeweils gemeint war bzw. worin die 
parteispezifischen Bedeutungsunterschiede lagen, verlor das Fahnenwort 
während des Kalten Krieges sein ursprünglich positives deontisches Potential 
für die SPD. Das ursprüngliche Fahnenwort wurde zum Stigmawort sowohl 
für die politischen Gegner als auch von großen Teilen der Wahlbevölkerung. 
1976 war dieser Prozess so weit fortgeschritten, dass die CDU den Slogan 
Freiheit statt Sozialismus im Bundestagswahlkampf benutzte, um die SPD zu 
diffamieren. In diesem Fall liegt, wie noch zu zeigen ist, nicht nur 
ideologische Polysemie, sondern auch ideologische Synonymie vor. Das liegt 
daran, dass die SPD als Partei verstanden werden wollte (was sie heute noch 
will), die eine soziale Demokratie will, was das Kompositum 
sozialdemokratisch ja auch ausdrückt. Das Ziel Sozialismus als 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel war für die SPD bis in die 1950er 
Jahre, wie noch in den Parteiprogrammen zu zeigen ist, das wichtigste 
gesellschaftspolitische Ziel (übrigens nicht nur von der SPD, sondern auch in 
ihren Anfängen von Teilen der CDU).  
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5.   Diskurse besetzen 
 
Wenn bisher vom Begriffe besetzen die Rede war in Bezug auf Grundwerte 
wie die ideologischen Polyseme, Symbole, Schlagwörter und Slogans usw., 
so muss auch - und hier schließe ich mich Fritz Kuhn215 an - auch vom 
Besetzen ganzer Themenfelder, die in der Linguistik Diskurse genannt 
werden, gesprochen werden. 
Es geht an dieser Stelle nicht darum, die umfangreichen Diskurstheorien der 
angloamerikanischen Forschung wiederzugeben, sondern um eine praxisnahe 
und für diese Arbeit praxisrelevante Definition. Diskurse werden in dieser 
Arbeit linguistisch als Ergebnis eines interaktiven Prozesses im 
soziokulturellen Kontext (z.B. Pike 1954216) verstanden. Da sich die 
linguistische Forschung zur Diskursanalyse in den vergangenen Jahren 
immer mehr auch auf die Ergebnisse der Sozialwissenschaften bezogen hat 
und mittlerweile eine interdisziplinäre Forschungsrichtung darstellt, kann an 
dieser Stelle auch die philosophische Diskurs-Definition von Habermas 
berücksichtigt werden. Bei Habermas gilt der Diskurs als Verständigung über 
den Geltungsanspruch von Normen oder die Wahrheit von Behauptungen, die 
im alltäglichen kommunikativen Handeln nicht problematisiert werden.217    
Ich schließe mich hier ausdrücklich der Verwendung des Begriffs Diskurs 
von Josef Klein an, der sich auf den Gebrauch der zeitgenössischen 
französischen Philosophie bezieht: „discours = Sprache und Rede als 
Ferment gesellschaftsweiter oder sektoraler Bewußtseinsbildung.“218 Bei 
dieser Diskurs-Definition handelt es sich also um eine andere als die 
angloamerikanische Einzeltextanalyse (discourse = Text).219 Klein definiert 
darauf aufbauend den Diskurs-Begriff enger:  
„Diskurs wird (...) als Bezeichnung für die tendenziell gesellschaftsweite kommunikative 
Behandlung eines einigermaßen abgrenzbaren Themenkomplexes in sprachlich-textuellen 
Formen verwendet. Für Diskursanalysen in diesem Sinne ist es daher zwingend, die in der 
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 Vgl. Kuhn, Fritz: Begriffe besetzen. Anmerkungen zu einer Metapher aus der Welt der 
Machbarkeit, in: in: Liedtke, Frank / Wengeler, Martin / Böke, Karin (Hrsg.): Begriffe 
besetzen. Strategien des Sprachgebrauchs in der Politik. Opladen 1991, S. 90-110  
216Vgl. Pike, K.L.: Language in relation to a unified theory of the structure of human 
behavior. Bd. 1, 2. Aufl. The Hague 1967 (1. Aufl. 1954)  
217Vgl. Habermas, Jürgen: Vorbereitende Bemerkungen zu einer Theorie der 
kommunikativen Kompetenz. In: Ders./ Luhmann, N.: Theorie der Gesellschaft oder 
Sozialtechnologie. Frankfurt a.M. 1970, S. 101-141  
218Klein, Josef: Asyl-Diskurs. Konflikte und Blockaden in Politik, Medien und Alltagswelt. 
In: Reiher, Ruth (Hrsg.): Sprache im Konflikt: zur Rolle der Sprache im sozialen, politischen 
und militärischen Auseinandersetzungen. Berlin, New York 1995 (= Sprache, Politik, 
Öffentlichkeit; Bd. 5), S. 16  
219Vgl. ebd. Klein bezieht sich auf: Dijk, Teun A. van: Handbook of Discourse Analysis (4 
vol). London 1985  
 101 
linguistischen Tradition dominierende Konzentration jeweils auf eine linguistische 
Untersuchungseinheit - eine strukturelle Domäne, eine Sprechergruppe, einen Text oder 
Texttyp, eine strittige Frage (>>quaestio<<) innerhalb einer Argumentationsanalyse, ein 
Medium etc. - zu verlassen.“220  
 
Dieser methodischen Forderung nach Einbeziehung zahlreicher Lokalitäten, 
in denen der politische Diskurs stattfindet, kann auch in dieser Arbeit in 
dieser Form der Komplexität nicht entsprochen werden. Wie sich auch Klein 
in seiner Analyse des Asyl-Diskurse auf die Parlamentsdebatten sowie die 
Medienberichterstattung konzentriert und dies mit dem 
Entscheidungskriterium der Relevanz begründet,221 konzentriert sich meine 
Analyse der Ideologiesprache der beiden so genannten Volksparteien CDU 
und SPD der Bundesrepublik Deutschland auf die Parteiprogramme, wobei 
jedoch außerlinguistische Forschungen (Politikwissenschaft, Soziologie, 
Geschichtswissenschaft) einbezogen werden, um den gesellschaftspolitischen 
und -historischen Kontext, in dem die einzelnen Parteiprogramme entstanden 
sind, einzubeziehen.  
 
Rüdiger Vogt, der sich mit der Diskurstheorie von Jürgen Habermas 
beschäftigt hat, versteht  
„(...) unter dem Begriff Diskurs veröffentlichtes Reden und Schreiben zum Zwecke der 
Produktion und Aneignung von gesellschaftlichem Wissen: Dieser Prozess vollzieht sich in 
verschiedenen Bereichen, die entsprechend dem Stand der gesellschaftlichen Arbeitsteilung 
ausdifferenziert sind. Jeder Diskurs unterliegt spezifischen institutionellen Restriktionen, er 
verfügt über ritualisierte Rede- und Schreibformen, Handlungsweisen und 
Machteffekte.“222 
       
Im politischen Diskurs kämpfen die Parteien nicht nur um Begriffe, sondern 
es geht ihnen auch und vor allem darum, die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit auf sich zu richten. Im Zeitalter der Massenmedien ist der 
politische Kampf vor allem davon geprägt:  
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„Wer ist in aller Munde, wer beherrscht die Diskussion bei Themen, die für relevant gehalten 
oder es durch die Diskussion auch erst werden, an wem kommt man nicht vorbei, wenn man 
etwas zu einem bestimmten Thema sagen will, an wem lassen einen die Journalisten nicht 
vorbei? Es geht also darum, wer möglichst große Stücke der knappen Ressource 
Aufmerksamkeit erbeuten kann.“223 
 
Kuhn macht die Diskurssteuerung und -beeinflussung am Beispiel polarer 
Ausdrücke fest: Freiheit oder Sozialismus, alternativ oder etabliert, rechts 
oder links, Markt oder Plan, Fundis oder Realos usw. Alle aufgezählten 
Begriffspaare gehören zur Kategorie der Fahnen- oder Stigmawörter, mit 
denen die Parteien versuchen, sich selbst in einem besonders guten Licht 
erscheinen zu lassen und/oder den politischen Gegner zu diskreditieren. 
Durch die Etablierung und Wiederholung solcher polarer Begriffspaare durch 
die Politiker oder durch die Journalisten werden politische Diskurse 
gesteuert, beeinflusst, determiniert und manipuliert. Kuhn beschreibt die 
Pauschalität und Indifferenziertheit des darauf aufbauenden politischen 
Diskurses:  
„Der Mechanismus ist einfach: Die Alternative gestattet nichts Drittes: Markt oder Plan. Die 
planwirtschaftlichen Züge unserer Marktwirtschaft (Konzentrationsmechanismen oder 
direkte und indirekte staatliche Eingriffe ins Marktgeschehen) fallen in dieser 
Gegenüberstellung unter den Tisch.“224 
 
Sowohl die Politiker als auch die Journalisten favorisieren diese 
Ausdruckspolaritäten, da sie die Komplexität ganzer Themenfelder 
ausblenden und eine einfache Formel bzw. Lösung der Probleme suggerieren. 
Die Massenmedien, z.B. die Boulevardzeitungen, brauchen geradezu 
Oppositionspaare entweder personenbezogen oder in Begriffe gefasst. Ein 
differenziertes ‚einerseits und andererseits’ wird man vergeblich in einer 
Schlagzeile u.a. der Boulevardzeitungen suchen, würde dies doch das Ziel 
verfehlen, das Interesse der Leser zu wecken. Ebenso suchen Politiker 
Oppositionspaare, wobei sie versuchen, für sich einen in der Öffentlichkeit 
positiv konnotierten Begriff und damit die Themenkompetenz zu reklamieren 
und dem Gegner gleichzeitig einen in der Öffentlichkeit negativ konnotierten 
Gegenbegriff und damit die thematische Inkompetenz unterzuschieben. Der 
politische Diskurs erfolgt also weitgehend nach dem Prinzip der Fahnen- und 
Stigmawörter. Der strategische Vorteil des Begriffsprägenden liegt darin, 
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dass er für sich eine einfache Lösung reklamiert, während der politische 
Gegner den ihm unterstellten Ausdruck zwar ablehnen muss, aber sich dem 
Gegenausdruck nicht hundertprozentig anschließen kann, da dies seine 
Niederlage im politischen Diskurs dokumentieren würde. Vielmehr wird der 
politische Gegner regelrecht gezwungen, auszudifferenzieren, was er bzw. 
seine Partei will. So wurde etwa die SPD bei der CDU-Kampagne Freiheit 
statt/oder Sozialismus 1976 dazu gezwungen, ihren Sozialismusbegriff 
(demokratischer Sozialismus) zu erklären und den Vorwurf zu entkräften, das 
Gleiche wie die SED in der DDR zu wollen. Zwar war der CDU-Slogan 
überzogen und galt auch in der Bevölkerung vor allem durch das 
Godesberger Programm und dessen ausdrückliches Bekenntnis zur sozialen 
Marktwirtschaft als nicht mehr glaubwürdig,225 aber die CDU versprach sich 
noch bis 1998 ein gewisses Mobilisierungspotential dieser Formel (z.B. die 
bereits erwähnte implizite Anspielung auf die polare Ausdrucksformel in der 
Rote-Socken-Kampagne).         
Das Aufbrechen solcher polarer Ausdruckspaare ist, wenn sie zum 
gewohnheitsmäßigen Gebrauch im öffentlichen politischen Diskurs 
geworden sind, äußerst schwierig. Der inhaltliche und deontische Gehalt 
polarer Ausdruckspaare kann zu gängigen Klischeebildungen führen und das 
ideologische Denken ganzer sozialer Gruppen beeinflussen und bestimmen. 
So spielte die Strategie der CSU bei der so genannten Strauß-Wahl 
(Bundestagswahl 1980) in weiten Teilen auf das gängige polare 
Ausdruckpaar Freiheit statt  Sozialismus an: z.B. Strauß / wählen / Den 
Sozialismus / stoppen / am 5. Oktober / beide Stimmen / für die CSU. oder 
Wer der Meinung ist, / daß die Russen uns besser / schützen als die / 
Amerikaner, der soll / SPD und FDP wählen. / Wer aber anderer Meinung 
ist, wählt / CSU. In beiden Fällen wird suggeriert, dass die Wahl der CSU 
bzw. von Franz-Josef Strauß eine angebliche Gefahr eines sozialistischen 
Systems verhindern könnte. Im zweiten Slogan wird zusätzlich auf eine 
Bedrohung einer kommunistischen Intervention durch die Sowjetunion 
angespielt und der SPD-FDP-Koalition unterstellt, sie strebe eine Ost-
Orientierung an. Dabei greift die CSU auf das bekannte Freund-Feind-
Schema und die Kommunismusängste innerhalb der Bevölkerung zurück, um 
vor allem in Bayern CSU-Sympathisanten zu mobilisieren und sie von den 
SPD-Anhängern abzugrenzen. Das Klischee, was hier aufgebaut werden soll, 
ist einfach: Die SPD will den Sozialismus/Kommunismus sowjetischer 
Prägung, während die CSU, personifiziert durch Franz-Josef Strauß, die 
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bestehende Bundesrepublik Deutschland westlicher Ausprägung unter 
amerikanischem militärischen Schutz bewahren will.  
Bundespolitisch war die CSU-Strategie zwar nicht erfolgreich, aber wie ein 
kurzer Blick auf das Bundesland Bayern genügt, kann sich die CSU auf das 
traditionsbewusste, ländliche, katholisch-konservative Wählerpotential bisher 
verlassen, was sich in der jahrzehntelangen absoluten Mehrheit der CSU im 
Landtag niederschlägt. Unter anderem diese Form der Klischeebildung 
verhalf und verhilft der CSU in Bayern diese politische Dominanz und den 
davon geprägten politischen Diskurs, der weit bis in die dörflichen 
Stammtische hinein ausstrahlt.    
Wie weit polare Ausdruckspaare politische Klischees im politischen Diskurs 
determinieren können und damit das ideologische Denken sozialer Gruppen 
beeinflussen, ist deutlich geworden. Insofern unterscheiden sich politische 
Klischees nicht von anderen gesellschaftlichen Klischees bzw. Vorurteilen, 
wie z.B. Lehrer sind faul, müssen wenig arbeiten, haben viel Ferien usw. 
oder Polen klauen, Blondinen und Friseusen sind dumm, Bezeichnung der 
Asylsuchenden als Scheinasylanten usw. 
Aber nicht nur polare Ausdruckspaare bestimmen den politische Diskurs, 
sondern auch die Anwendung bestimmter Lexeme auf ganze Themenfelder. 
So zeigt das von der SPD unter der Kanzlerschaft von Willy Brandt 
programmatisch verwendete Wort Reform eine interessante Entwicklung. 
Zunächst war Reform hauptsächlich positiv deontisch konnotiert. Allerdings 
im Laufe der Regierungstätigkeit der SPD versuchte die CDU diesen Begriff 
mit Reformitis, Reformhuberei zu verunglimpfen und damit zu unterstellen, 
die SPD erarbeite Reformen nicht aus pragmatischen, zweckgerichteten 
Zielen heraus, sondern als Selbstzweck bzw. als Ergebnis ideologischer 
Weltfremdheit. In der Folgezeit erhielt das Wort Reform sowohl SPD- als 
auch CDU-bezogen negatives deontisches Potential. Während der Kohl-Ära 
wurde im öffentlichen politischen Diskurs im Zusammenhang mit Reformen 
hauptsächlich vom Reformstau und von der Reformblockade durch die SPD 
gesprochen. Im Bundestagswahlkampf 1998 verzichtete die SPD, wie zu 
zeigen sein wird, weitgehend auf das Wort Reform und ersetzte es durch 
Innovation, das fast auf alle gesellschaftspolitisch relevanten Themen 
bezogen wurde und der SPD Modernität und Handlungskompetenz 
bescheinigen sollte. 
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6.   Textsorten Parteiprogramme  
 
Wie auch andere Textsorten wie Romane, Biographien u.a. sind 
Parteiprogramme „komplexe Muster sprachlicher Kommunikation.“226 Sie 
entstehen innerhalb einer Sprachgemeinschaft aus dem jeweiligen historisch-
politischen und gesellschaftlichen Entwicklungsprozess mit dem Ziel der 
gesellschaftlichen Kommunikation. Textsorten zeigen ihre Gemeinsamkeiten 
an ihren jeweils spezifischen textinternen und textexternen Merkmalen auf. 
Erstere können direkt am Text erkannt werden (z.B. Textstruktur, 
Themenwahl, Wortwahl, Modus). Zweitere können aus dem 
Kommunikationszusammenhang erschlossen werden. Diese externen 
Merkmale enthalten gleich mehrere Informationen: z.B. Informationen über 
das Verhältnis zwischen Sprecher/Schreiber und Hörer/Leser, über die 
Funktionen des Textes, über die Entstehung des Textes und ihres Anlasses 
usw. Anlehnend an die pragmatisch orientierte Textlinguistik wird hier ein 
Text als Sprechhandlung verstanden, charakterisierbar in seinen 
kommunikativen Funktionen und kategorisierbar zu einer bestimmten 
Textform.227   
Brinker definiert den Begriff Textsorte wie folgt: 
„Textsorten sind konventionell geltende Muster für komplexe sprachliche Handlungen und 
lassen sich als jeweils typische Verbindungen von kontextuellen (situativen), kommunikativ-
funktionalen und strukturellen (grammatischen und thematischen) Merkmalen beschreiben. 
Sie haben sich in der Sprachgemeinschaft historisch entwickelt und gehören zum 
Alltagswissen der Sprachteilhaber; sie besitzen zwar eine normierende Wirkung, erleichtern 
aber zugleich den kommunikativen Umgang, indem sie den Kommunizierenden mehr oder 
weniger feste Orientierungen für die Produktion und Rezeption von Texten geben.“228   
 
Zur Differenzierung der Textsorten gilt die Textfunktion als Basiskriterium. 
Insofern stimmt die linguistische Kategorisierung mit der alltagssprachlichen 
Textklassifikation überein.  
Dabei unterscheidet Brinker fünf Textklassen: 
„  - Informationstexte (Nachricht, Bericht, Sachbuch, Rezension ...) 
- Appelltexte (Werbeanzeige, Kommentar, Gesetz, Antrag ...) 
- Obligationstexte (Vertrag, Garantieschein, Gelöbnis ...) 
- Kontakttexte (Danksagung, Kondolenzschreiben, Ansichtskarte ...) 
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- Deklarationstexte (Testament, Ernennungsurkunde ...)“229                     
 
Parteiprogramme lassen sich nach Kaack grundsätzlich in Aktions-, Wahl-, 
Regierungs- und Grundsatzprogramme differenzieren.230 
Hinzu kommen laut Theo Waigel noch die Fachprogramme (z.B. zur 
Energiepolitik und Familienpolitik), die nicht zwingend deckungsgleich mit 
den Aktionsprogrammen sein müssen.231  
Eine Differenzierung der Parteiprogramme ist trotz ihrer offensichtlichen 
Gemeinsamkeiten notwendig, da z.B. ein Grundsatzprogramm allein nicht 
allumfassende Aussagen über jede konkrete politische Handlung machen 
kann. Insofern handeln Parteien - und hier ist Kaack Recht zu geben - 
pragmatisch, wenn sie neben ihren Grundsatzprogrammen auf überschaubare 
Zeitrahmen befristete Programme verabschieden, die in Einklang mit ihrem 
jeweiligen Grundsatzprogramm stehen sollten. Die konkreten Regierungs-, 
Aktions-, Fach- und Wahlprogramme, die meist zeitnah zu den 
Wahlterminen beschlossen werden, bieten den Parteien viele Vorteile z.B. 
hinsichtlich ihrer Flexibilität, ihrer Anpassungsfähigkeit an die aktuellen 
politischen Handlungsnotwendigkeiten sowie hinsichtlich ihrer Fähigkeit, 
sich an der öffentlichen Meinung durch demoskopische Meinungsumfragen 
zu orientieren.232          
 
 
 
 
6.1   Fach- und Aktionsprogramme 
 
In den Fach- und Aktionsprogrammen stellen die Parteien ihre Vorstellungen 
zur praktischen Lösung einzelner politischer Problembereiche vor. Diese sehr 
konkreten Handlungsprogramme haben nur eine kurze Geltungsdauer inne, 
denn sie müssen kontinuierlich den sich ständig ändernden gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen angepasst werden.233 
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6.2   Wahl- und Regierungsprogramme  
 
In Wahl- und Regierungsprogrammen stellen die Parteien ihre politischen 
Ziele vor und kündigen für sämtliche politischen Bereiche ihre 
Handlungsvorstellungen an. Im Volksmund wird dies Wahlversprechen 
genannt. Die angestrebten Ziele und Inhalte der Wahlprogramme gelten für 
jeweils eine Wahlperiode, die vor den nächsten Wahlen in einem neuen 
Programm wieder neu formuliert werden.234 
 
 
 
 
 
6.3    Grundsatzprogramme 
 
In Grundsatzprogrammen formulieren die Parteien ihre grundsätzlichen, 
längerfristigen ideologischen und weltanschaulichen Vorstellungen, die allen 
Fachprogrammen und Wahlprogrammen übergeordnet sind. Für die Politiker 
stellen die Grundsatzprogramme eine Orientierungshilfe im politischen 
Alltag dar, ohne dass sie zu jeder tagespolitischen Frage eine Antwort liefern 
könnten. Ein Grundsatzprogramm bildet das Selbstverständnis, die Identität 
und das ideologische Fundament einer Partei. Den damit verbundenen 
Werten, Anschauungen und Ideen sollte sich jedes Parteimitglied verpflichtet 
fühlen.  
Immer wenn sich entscheidende gesellschaftliche oder politische 
Veränderungen vollziehen, stellt sich den Parteien die Frage nach der 
Ausarbeitung eines neuen Grundsatzprogramms. So stellt Erhard Eppler 
Bezug nehmend auf die Ereignisse im Herbst 1989 in der ehemaligen DDR 
fest, dass  
„(...) jetzt Anlass (sei) für ein neues Grundsatzprogramm - läge es nicht schon vor.“235  
 
Obwohl das aktuelle Berliner Grundsatzprogramm der SPD erst 1989 
verabschiedet wurde und sich laut Eppler die SPD „(...) nicht alle paar Jahre, 
sondern meist nach etwa drei Jahrzehnten (...)“ ein neues 
Grundsatzprogramm gibt (…)“,236 laufen bereits seit 1990 immer 
                                                 
234Vgl. K.aack, Heino: Geschichte und Struktur des deutschen Parteiensystems, Opladen 
1971, S. 401f  
235Eppler, Erhard: Plattform für eine neue Mehrheit. Ein Kommentar zum Berliner 
Programm der SPD, Bonn 1990, S. 10 
236Ebd., S. 8 
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wiederkehrende Diskussionen um eine Neuerarbeitung eines 
Grundsatzprogramms.  
1998 wurde auf dem Parteitag in Leipzig das Berliner Grundsatzprogramm 
insofern erweitert, als auf den Wiedervereinigungsprozess eingegangen 
wurde.    
Unter dem Parteivorsitz und der Bundeskanzlerschaft von Gerhard Schröder 
war es allerdings bereits im Dezember 1999 soweit, dass sich erneut eine 
Grundsatzprogrammkommission unter Vorsitz von Gerhard Schröder 
(geschäftsführender Vorsitz: Rudolf Scharping, Stellvertreter: Wolfgang 
Clement, Reinhard Klimmt, Matthias Platzeck, Ute Vogt und Heidemarie 
Wieczorek-Zeul) für die Ausarbeitung eines neuen Grundsatzprogramms 
formierte.237    
Für Gerhard Schröder ergibt sich die Notwendigkeit,  
„(...) ein neues Grundsatzprogramm zu erarbeiten, (...) schlicht aus den tiefgreifenden, ja 
dramatischen Veränderungen in der ökonomischen Basis unserer Gesellschaft.“238 
 
Hier sind vor allem die Folgen der wirtschaftlichen Globalisierung gemeint, 
die bei der Verabschiedung des Berliner Grundsatzprogramms von den SPD-
Politikern noch nicht abzusehen waren:  
„Diese Veränderungen können natürlich nicht ohne Auswirkungen auf den politischen 
Überbau sein und haben natürlich Auswirkungen darauf.“239 
 
Schröder weist in diesem Zusammenhang auf die Besonderheit hin, dass die 
Erarbeitung eines Grundsatzprogramms von der SPD noch nie während einer 
Regierungszeit erfolgt sei. Einige Zeilen später formuliert Schröder das 
übergeordnete Ziel einer Neuerarbeitung des Grundsatzprogramms der SPD:  
„Mit der Programmdiskussion (...) wollen wir auch den politisch-programmatischen 
Führungsanspruch in unserer Gesellschaft und für unsere Gesellschaft erheben.“240  
 
Denn ein Parteiprogramm ist, wie Hermanns richtig feststellt, auch ein 
„Sprachnormierungsversuch“, und zwar insofern es für einen bestimmten 
Zeitraum die politischen Ziele, Überzeugungen, Bewertungen der 
gesellschaftlichen Realität usw. aufbauend auf der innerparteilichen 
                                                 
237SPD Parteitag, Berlin 7.-9. Dezember 1999, Beschlüsse - Antragsbereich 
Programmdebatte: Beschluss P 1, Leitantrag zum Grundsatzprogramm 
238Schröder Gerhard:  Einleitende Rede Schröders zur Arbeit der Grundsatzkommision vom 
09.12.1999; abgedruckt auf der Internet-Seite der SPD, www.spd.de, S. 1   
239Ebd. 
240
 Ebd. 
 109 
Diskussion für alle Mitglieder, Landesverbände, Parteifunktionäre usw. 
verbindlich festlegt.  
Auf die Schwierigkeiten der Geltungsdauer von Grundsatzprogrammen weist 
Schröder hin und zitiert Erhard Eppler:  
„In einer Zeit rapiden Wandels wird es verdammt schwierig, ein umfassendes Programm für 
Jahrzehnte zu formulieren, zumal für eine Regierungspartei.“241  
 
Das neue Grundsatzprogramm solle sich nicht nur auf die historisch 
gewachsenen Wertvorstellungen und die Geschichte der Partei beziehen, 
sondern:  
„Es muss auch die einzelnen Projekte unserer praktischen Regierungspolitik programmatisch 
miteinander verklammern.“242  
 
Dabei gehe es wie bei jeder Neuerarbeitung eines Grundsatzprogramms 
„(...) erstens um die Durchsetzung jener Werte, die für die Stärke und die Stabilität unserer 
Partei ein tragfähiges Fundament bilden, auch und gerade unter sich rapide verändernden 
Bedingungen; zweitens darum, jene Instrumente zu definieren, mit denen wir unsere Werte 
mit Leben erfüllen und in der Wirklichkeit auch umsetzen können; und drittens schließlich 
darum, gesellschaftliche Zielvorstellungen zu formulieren, die die Werte Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität auch in der Welt von heute und vor allem von morgen 
verankern.“243        
 
Gerhard Schröder spricht mehrere Funktionen von Grundsatzprogrammen 
und auch von anderen Parteiprogrammen an, die hier, bevor die einzelnen 
Funktionen der Parteiprogramme erläutert werden vorweggenommen 
werden:  
Erstens ist ein Parteiprogramm eine präskriptive Festlegung darauf, was die 
Partei und ihre Mitglieder politisch wollen. Die Wählerinnen und Wähler 
sollen sich zweitens mit den Wertvorstellungen der Partei identifizieren 
können, ohne dass die Partei ihre traditionellen Ideale preisgibt. Insofern soll 
das Grundsatzprogramm sowohl für die eigene Partei werben, als auch die 
Identifikation ihrer Mitglieder mit den parteipolitischen Wertvorstellungen 
fördern und vertiefen. Drittens sollen diese abstrakt formulierten Werte und 
Ziele in der aktuellen Regierungspolitik konkret für die Bevölkerung 
erfahrbar sein. Viertens sollen sich die Erläuterungen zu den genannten zu 
                                                 
241Ebd. 
242Ebd.  
243Ebd. 
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formulierenden traditionellen Grundwerten mit den gegenwärtigen und 
zukünftigen Problemen decken, also so aktuell wie möglich sein.  
Theo Waigel beschreibt diese Notwendigkeit der Aktualität von Partei- und 
Grundsatzprogrammen in seinem Aufsatz „Parteiprogramme: Möglichkeiten 
und Grenzen der Programmpolitik“ von 1989. Er plädiert für die Offenheit, 
Veränderbarkeit, Anpassungs-, Ergänzungs- und Korrekturfähigkeit von 
Grundsatzprogrammen, die sich seiner Ansicht nach in einer 
parlamentarischen Demokratie mit Mehrparteiensystem, Gewaltenteilung, 
förderativem Aufbau und pluralistischer Gesellschaftsordnung zwangsläufig 
ergeben müsse, da „(...) praktische Politik ein offener, kritischer und 
konstruktiver Problemlösungsprozess (...)“ sei, bei dem die miteinander 
konkurrierenden politischen Parteien auf demokratischer Grundlage nach den 
besten Lösungen wetteiferten.244 Als Hauptgründe für die Veränderung oder 
Neuformulierung aller längerfristigen Parteiprogramme sieht Waigel 
folgende Probleme an: 
1. Fehlende bzw. nicht ausreichende Langfristprognosen über die die für die 
Politik entscheidenden Handlungsfelder (z.B. Wirtschaftswachstum, 
Arbeitslosigkeit, Entwicklung der Steuereinnahmen usw.). Die Grundlagen 
jedes längerfristigen Programms seien durch die Unabwägbarkeiten sehr 
beschränkt. 
2. Die zu lösenden politischen Probleme seien meist so komplex, dass nicht 
alle Folgen und Konsequenzen, die sich auch auf zunächst sekundäre 
Bereiche erstrecken, bei der Planung der Maßnahmen berücksichtigt werden 
können. Das Revidieren und Korrigieren von Parteiprogrammen sei dann oft 
unvermeidlich. Parteiprogramme verlören dadurch teilweise ihre Kalkulier-
barkeit                 
3. Die konkrete Umsetzung von Forderungen und Zielvorstellungen aus den 
Grundsatzprogrammen während einer Regierungszeit sei oft deshalb nicht 
möglich, weil zwischen Legislative und Exekutive, Regierung und 
Opposition, Bund und Ländern Kompromisse ausgehandelt werden müssten, 
die teilweise nicht mehr viel mit den ursprünglichen Absichten gemein 
hätten. 
4. Alle Parteiprogramme seien das Ergebnis vieler parteiinterner 
Diskussionen und Beratungen. Jede Partei wolle mit ihrem Programm die 
Mehrheit der Wählerstimmen erreichen. Daher werde auch in den 
Grundsatzprogrammen versucht, die Ziele und Werte möglichst so zu 
formulieren, dass sie so viele Menschen wie möglich ansprechen (Druck der 
                                                 
244Waigel, , Theo: Parteiprogramme. Möglichkeiten und Grenzen der Programmpolitik, in:  
    Politische Studien: Zweimonatszeitschrift für Zeitgeschichte und Politik, 305/1989, S. 354 
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öffentlichen Meinung). Da sich die Bedürfnisse, Wünsche und das 
gesellschaftliche Leben fortwährend änderten, müssten auch die Programme 
laufend auf diese Veränderungen abgestimmt werden. Nur totalitären 
Systemen sei es möglich, trotz realer Veränderungen der Welt, an ihren 
langfristigen Programmen unbeirrbar festzuhalten.245               
 
Werbung um Wählerstimmen auf der Grundlage eines aktuellen 
Grundsatzprogramms soll, so Schröder, jedoch nicht nur durch die 
Formulierung der parteipolitischen Wert- und Zielvorstellungen erfolgen, 
sondern auch - und das ist das entscheidend neue - durch die Weckung 
positiver Gefühle der Wähler: 
 „Das muss intellektuell erkennbar (gemeint sind die politischen Werte und Ziele der Partei; 
Anm. d. Verf.), aber eben für Menschen, die sich nicht hauptberuflich mit Politik befassen, 
Menschen also, die wir erreichen wollen, auch emotional spürbar sein. Daher bedarf es - bei 
aller Liebe zum fruchtbaren Streit in der internen Diskussion - die Notwendigkeit zur 
Geschlossenheit nach außen. Hier gilt ein Wort von August Bebel: ‚Die Partei in der Macht 
braucht ein gewisses Maß an Geschlossenheit’.“246 
 
Was mit „gewisser Geschlossenheit“ gemeint ist, mag interpretiert werden 
wie will. Schröder macht sich hier jedenfalls nicht ohne Grund Sorgen über 
die Medienberichterstattung bei der programmatischen Diskussion und die 
Konsequenzen in der öffentlichen Meinung, hatten doch die 
unüberbrückbaren Gegensätze zwischen Lafontaine und Schröder 
hinsichtlich wesentlicher wirtschafts- und finanzpolitischer Richtungsfragen 
zu einer Partei- und damit zu einer Regierungskrise geführt. Durch eine 
‚gewisse’ Unterdrückung der innerparteilichen Diskussion über 
grundsätzliche politische Fragen erhofft sich Schröder anscheinend das 
werbewirksame Bild einer harmonischen Partei, die hinter ihrem 
Parteivorsitzenden und Bundeskanzler steht und zur Erhaltung der eigenen 
politischen Macht sich bei der Formulierung von Kritik weitgehend 
zurückhält. Das öffentliche Bild der Partei soll die Wählerinnen und Wähler 
also insofern emotional ansprechen, als es dem vorausgesetzten Wunsch des 
Wählers nach Harmonie Rechnung trägt.                   
Hesse/Ellwein schreiben zu dem Problem der innerparteilichen 
Programmdiskussion dementsprechend:  
                                                 
245Vgl. Waigel, a.a.O., S. 350 
246Schröder Gerhard:  Einleitende Rede Schröders zur Arbeit der Grundsatzkommision vom 
09.12.1999; abgedruckt auf der Internet-Seite der SPD, www.spd.de,  S. 2 
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„Als Volks- und Wählerparteien müssen die ‚etablierten’ Parteien mit ihrem Programm und 
der Form seines Zustandekommens zudem Rücksicht auf die Wähler nehmen, was das 
Gewicht der Meinungsforschung in der Politik erklärt, aber auch die Furcht der Parteien, als 
zerstritten zu gelten. So sieht sich die Diskussion oft behindert.“247 
 
Die CDU z.B. wirkte unter Adenauer weitgehend wie eine Wählerpartei, die 
vor allem ihre parteipolitische Werbung nach der ‚öffentlichen Meinung’ und 
damit nach den Wählern ausrichtete und auf Programmdiskussionen fast 
völlig verzichtete.248    
 
 
 
 
 
6.4   Funktionen der Parteiprogramme 
 
Wie bereits in Ansätzen deutlich geworden ist, ist eine detaillierte und 
konsequente Differenzierung der Parteiprogramme kaum möglich, da sich 
vielerorts Überschneidungen und Überlappungen hinsichtlich ihrer 
Funktionen ergeben. Sie weisen sogar in jeder funktionaler Hinsicht 
Gemeinsamkeiten auf, wie Kaack bereits 1971 feststellte. Die generellen 
Funktionen von Parteiprogrammen lassen sich nach Kaack sowohl in der 
Außenwirkung als auch in der Innenwirkung einer Partei differenzieren: 
 
a) nach außen: 
1. Werbefunktion 
2. Profilfunktion 
3. Agitationsfunktion 
4. Operationsbasisfunktion 
 
b) nach innen: 
1. Integrationsfunktion 
2. Identifikationsfunktion 
3. Stimulationsfunktion 
4. Herrschaftsfunktion 
5. Legitimationsfunktion.249 
                                                 
247Hesse, Joachim Jens / Ellwein, Thomas: Das Regierungssystem der Bundesrepublik 
Deutschland, Opladen 1992, 7. Aufl., S. 167 
248Vgl. ebd. 
249Vgl. Kaack, a.a.O., S. 401-403 
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Nicht zu Unrecht merkt Hermanns an, dass die Linguistik, auch wenn sie 
politische Texte untersucht, nicht einfach die politologische Liste 
übernehmen könne, und weist auf Karl Bühlers Sprach-Funktionen-Schema 
hin, das die Parteiprogrammfunktionen zunächst auf drei Grundfunktionen 
beschränken würde: Selbstdarstellung, Sachdarstellung und 
Sollensdarstellung im Hinblick auf die Mehrfachadressiertheit eines 
Programms. Wenn man dabei jedoch noch die zahlreichen Unterfunktionen 
berücksichtigt, die sich aus der Funktionseinteilung von Kaack ergeben, 
komme man auf mehr als neun Funktionen.250  
Ob eine solche noch differenziertere Einteilung – linguistisch betrachtet – 
hilfreich für das Verständnis eines Parteiprogramms wäre, wage ich zu 
bezweifeln. Meines Erachtens ist die Tatsache, dass die Bühlerschen 
Funktionen von Sprache auch für Parteiprogramme gelten, selbstverständlich, 
d. h. man muss nicht ständig explizit erläutern, was diese oder jene 
Forderung einer Partei in ihrem Parteiprogramm über sie selbst aussagt oder 
dass eine Forderung einen Appell darstellt. Dann würden Bühlers Kategorien 
zum Selbstzweck der Linguistik. Wichtiger scheint mir zu sein, wie 
politische Parteien ihre gesellschaftliche Realität beschreiben und bewerten 
und dadurch gleichzeitig versuchen, ihre Denkschemata bzw. Ideologien in 
der Gesellschaft durchzusetzen, also zu Selbstverständlichkeiten zu machen 
oder – wie Teun van Dijk es nennt – ihre Vorstellungen zu einem 
gemeinsamen Basiswissen, zu einem neuen Common Ground251 zu machen, 
so dass sich auch der politische Gegner im politischen Diskurs diesen 
Sprachregelungen anschließen muss, um überhaupt im gesellschaftlichen 
Diskurs ernst genommen zu werden. Ein gelungenes Beispiel dafür ist der 
politische Erfolg der CDU durch ihr Konzept der sozialen Marktwirtschaft, 
dem sich die SPD – wie zu zeigen sein wird – Ende der 1950er Jahre nicht 
mehr verschließen konnte, sie bis dahin allerdings mit ihrer radikalen 
Sprache und ihren sozialistischen Forderungen zunehmend als 
gesellschaftliche Bedrohung empfunden und stigmatisiert wurde.       
 
 
 
                                                 
250
 Vgl. Hermanns 1989, a.a.O., S. 118f.  
251Vgl. van Dijk, Teun: Discourse, Knowledge and Ideology: Reformulation Old Questions, 
a.a.O., Essen 2002, S. 2-8  
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6.4.1  Nach außen gerichtete und wirkende Funktionen von 
Parteiprogrammen 
 
 
6.4.1.1   Werbefunktion 
 
Die wichtigste Funktion eines Parteiprogramms ist die Werbefunktion, denn 
es sollen so viele Wählerstimmen und Mitglieder wie möglich für die eigene 
Partei angesprochen und gewonnen werden.252 Zwar beklagen die Parteien 
vor allem, dass ihre Parteiprogramme immer weniger gelesen werden. Bis 
vor kurzem seien noch die aktuellen Wahlprogramme gelesen worden, dies 
sei seit zehn bis fünfzehn Jahren jedoch kontinuierlich zurückgegangen. Das 
geringste Interesse rufen mittlerweile die Grundsatzprogramme hervor, die 
von der Bevölkerung als Ansammlung von Leerformeln bzw. 
Selbstverständlichkeiten empfunden würden (so noch der Geschäftsführer der 
Mülheimer SPD, Arno Klare, im Gespräch am 17.06.2003). Allerdings kann 
dennoch von einer indirekten Werbewirkung der Parteiprogramme 
gesprochen werden, da sie die argumentative Grundlage für sämtliche 
parteipolitische Schriften und Reden bilden. Die Grundsatzprogramme bilden 
das ideologische Fundament jedes Parteimitglieds, das vor die Öffentlichkeit 
tritt und in die Politik konkret eingreift. Die Wahlprogramme stellen die 
konkret geplanten Maßnahmen einer Partei zur Lösung aktueller politischer 
Probleme dar, die sich gleichzeitig im Einklang mit dem Grundsatzprogramm 
befinden sollen. 
Die Parteien erhoffen sich von ihren Programmdiskussionen auf Parteitagen 
sowie der Berichterstattung darüber in den Massenmedien einen hohen 
Werbeeffekt. Dabei spielt die Pressearbeit eine wesentliche Rolle. So kürzte 
z.B. die SPD in ihrer Parteizeitung zur Bundestagswahl 2002 „Politik für 
Deutschland“ (Ausgabe Juni 2002) ihr gesamtes Regierungsprogramm auf 
eine Doppelseite mit vielen Fotos ausgeschmückt im Boulevardstil (S. 4 f.), 
um so ihr Programm der Wahlbevölkerung näher zu bringen. 
Auch Tillmann sieht in der Werbefunktion die Hauptfunktion von 
Parteiprogrammen, wobei er auch feststellt, dass Parteiprogramme von der 
umfassenden inhaltlichen Festlegung ihrer Ziele und Werte geprägt sind und 
den Lesern zunächst eine wichtige politische Orientierungshilfe liefern, aber 
vor allem zum Ziel haben, das eigene Image zu pflegen.  
Laut Tillmann soll durch Parteiprogramme erreicht werden,  
                                                 
252Vgl. Vgl. Kaack, a.a.O. S. 402 
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„(...) dass im Bewusstsein der potentiellen Wähler Meinungsdispositionen, Einstellungen und 
Glaubensannahmen erzeugt und/oder verfestigt werden, die eine (emotional und rational 
determinierte) Verknüpfung der eigenen Partei mit möglichst positiven Konnotationen 
zulassen.“253  
 
Um im Zusammenhang mit einer Grundsatzdiskussion um potentielle Wähler 
zu werben, brachte die CDU z.B. einen Diskussionsleitfaden heraus, in dem 
den Parteipolitikern Verhaltenhinweise für Veranstaltungen sowie für den 
Umgang mit den Medien gegeben wurden.254     
 
 
 
6.4.1.2   Profilfunktion  
 
Neben der Werbefunktion stellt die Profilfunktion die zweitwichtigste nach 
außen gerichtete Funktion dar, die eng mit der Werbefunktion verbunden ist. 
Sie ist ein Unterziel der Werbefunktion, so Tillmann, der in diesem 
Zusammenhang noch das Ziel der Polarisierung nennt.255 Mit der 
Profilfunktion ist gemeint, dass sich die Parteien mit ihren Programmen von 
ihren politischen Gegnern abgrenzen und das eigene Parteiprofil schärfen 
wollen.256 Die Profilschärfung erfolgt vor allem durch die positive 
Selbstcharakterisierung, der Selbstdarstellung bezüglich ihrer Kompetenz in 
den jeweiligen Fachressorts sowie durch Hinweise auf die Kontinuität 
bezüglich ihrer politischen Herkunft (z.B. die Geschichte der SPD von der 
Arbeiterpartei zur so genannten Volkspartei).257  
In den Aktions-, Fach-, Wahl- und Regierungsprogrammen bezieht sich die 
parteipolitische Profilierung vor allem auf konkrete Sachfragen und 
gesellschaftspolitische Probleme, in denen die jeweiligen Parteien ihre 
Kompetenzen in den verschiedenen Bereichen herauszustellen versuchen. 
Abstrakter erfolgt die Profilierung der Parteien in den Grundsatz-
programmen, in denen die Parteien vor allem die demokratischen Grundwerte 
(bei SPD und CDU vor allem Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität) 
definieren und sich von den anderen Parteien abzugrenzen versuchen.  
Heiner Geißler sieht als Hauptziel eines Grundsatzprogramms  
                                                 
253Tillmann, Alexander: Ausgewählte Textsorten politischer Sprache. Eine linguistische 
Analyse parteilichen Sprechens, Göppingen 1989, S. 136  
254Vgl. CDU- Bundesgeschäftsstelle (Hrsg.): Im Gespräch: Ein neues Grundsatzprogramm. 
Materialien 1. Leitfaden zur Diskussion, 1/1993, S. 34 f.  
255Vgl. Tillmann, a.a.O., S. 138 
256Vgl. Kaack, a.a.O., S. 402 
257Vgl. Tillmann, a.a.O., S. 140 ff. 
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„(...) uns schärfer von den anderen Parteien abzugrenzen, uns im Programmtext selbst mit 
dem Sozialismus auseinanderzusetzen, der These die Antithese gegenüberzustellen. Dazu 
tritt der Wunsch, unsere eigene Identität möglichst knapp und prägnant darzustellen, die 
politische Konzeption der CDU gewissermaßen auf eine Formel zu bringen.“258 
 
Verhaltenshinweise und Tipps für Podiumsdiskussionen, Streitgespräche 
usw. zur Profilierung und Abgrenzung vom politischen Gegner finden sich 
auch in dem o. g. CDU-Diskussionsleitfaden (z.B. „‚C’hristlich oder 
‚S’ozialistisch - Wer bietet Orientierung für die Zukunft?“).259   
 
 
 
 
 
6.4.1.3   Agitationsfunktion  
 
Eng mit der Profilierungsfunktion und der damit verbundenen Abgrenzung 
vom politischen Gegner ist die Agitationsfunktion verknüpft, denn 
Parteiprogramme bereiten auch die sachliche und wertorientierte 
Auseinandersetzung mit den anderen Parteien im öffentlichen Diskurs vor. 
Diese Agitationsfunktion, die aus der parteipolitischen Konkurrenz resultiert, 
ist bei den weitgehend abstrakten Grundsatzprogrammen relativ wenig 
ausgeprägt. Dennoch ist auch das grundwertorientierte Profil, das von den 
Grundsatzprogrammen ausgeht, im Wahlkampf von Bedeutung, wenn es 
darum geht, polarisierende Slogans wie z.B. Freiheit statt Sozialismus 
(Wahlkampfslogan der CDU im Bundestagswahlkampf von 1976) in der 
Öffentlichkeit zu verbreiten. Daher spricht Gruner in diesem Zusammenhang 
von einer „inszenierten Polarisierung“.260     
Heiner Geißler spricht zwar nicht direkt im Zusammenhang mit 
Parteiprogrammen vom „temporären Zwang zur Übertreibung“, aber seine 
Ausführungen lassen sich durchaus auf sie als Ausgangsbasis für die 
Agitationsfunktion übertragen. So stellt Geißler 1984 über eine seiner 
Äußerungen selbstkritisch fest, eine politische Übertreibung verwendet zu 
haben, als er die Grünen als „Melonenpartei - außen grün und innen rot“ 
                                                 
258Geißler, Heiner: Das Grundsatzprogramm - Instrument einer gestaltenden Politik. In:  
Weizsäcker, Richard von (Hrsg.): CDU Grundsatzdiskussion. Beiträge aus Wissenschaft und 
Politik, Bonn 1977, S. 237 
259Vgl. CDU- Bundesgeschäftsstelle (Hrsg.): Im Gespräch: Ein neues Grundsatzprogramm. 
Materialien 1. Leitfaden zur Diskussion, 1/1993, S. 11 
260Gruner, Paul-Hermann: Inszenierte Polarisierung, organisiertes Trugbild - Sechs Thesen 
zur Sprache des Wahlkamps. In: Opp de Hipt 1991, S. 23-37  
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bezeichnet hatte. Geißler wollte mit seiner Bezeichnung der Grünen seine 
Einschätzung umreißen, die Grünen verfolgten neben Zielen des 
Umweltschutzes auch systemverändernde (also revolutionäre, Anm. d. Verf.) 
Ziele. Peter Glotz warf ihm daraufhin vor, ins Freund-Feind-Schema 
zurückgefallen zu sein.261 Diese inszenierte Polarisierung durch Übertreibung 
erfolgt aufbauend auf der Berücksichtigung und Auseinandersetzung mit dem 
Grundsatzprogramm und den anderen Parteiprogrammen der politischen 
Gegner und bietet den Politikern ein wichtiges rhetorisches und damit 
wahltaktisches Instrument. 
     
 
 
 
 
6.4.1.4    Operationsbasisfunktion 
 
Parteiprogramme bilden laut Kaack  
„(…) auch die Operationsbasis für die Sachforderungen der Partei, die Basis, von der aus die 
Parteien in die Auseinandersetzungen um die Konkretisierung der politischen Forderungen 
gehen.“262 
Dies bedeutet, dass die Parteipolitiker ihr jeweils gültiges Parteiprogramm in 
den politischen Diskussionen mit ihren jeweiligen Koalitionspartnern und 
politischen Gegnern als Ausgangsbasis benutzen sollen, wenn es 
beispielsweise um die Formulierung politischer Kompromissentscheidungen 
geht. Hier kann das gültige Parteiprogramm nicht einfach ignoriert werden, 
sondern bietet vielmehr Orientierung und gibt konkrete 
Handlungsanweisungen.    
 
 
 
 
                                                 
261Geißler, Heiner: Sprache und Politik. Kampf um Begriffe. In: Stötzel, Georg: Germanistik 
- Forschungsstand und Perspektiven. Vorträge des Deutschen Germanistentages 1984. 
Sektion A IV: Sprachkritik und Sprachbewertung, Berlin, New York 1985, S. 225f. 
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6.4.2  Nach innen gerichtete und wirkende Funktionen von 
Parteiprogrammen 
 
6.4.2.1    Integrations- und Identifikationsfunktion 
 
Die für die Binnenstruktur einer Partei wichtigste Funktion von 
Parteiprogrammen bildet die Integrationsfunktion. Ein Parteiprogramm soll 
für alle Parteimitglieder, alle Interessengruppen innerhalb der Partei und die 
verschiedenen Parteiflügel eine gemeinsame Richtlinie bilden, nach der jeder 
Parteipolitiker, ob auf Bundes-, Landes- oder Kommunalebene seine 
Handlungen und Forderungen richten soll.263  
Laut Strauss schaffen Programme  
„(...) die gemeinsame Grundlage für weltanschauliche Standortbestimmungen und haben 
eine gewisse Nähe zu (dogmatischen) Bekenntnisschriften. Für die Parteiangehörigen 
erfüllen sie Orientierungsfunktion und dienen als Anweisung zum praktischen politischen 
Handeln.“264  
 
Dabei sollen sich möglichst alle Parteimitglieder, unabhängig welcher 
Interessengruppe oder Parteiflügel sie angehören, mit den Parteiprogrammen 
soweit wie möglich identifizieren können. Dies bezeichnet Kaack als 
Identifikationsfunktion, die eng mit der Integrationsfunktion verknüpft ist. 
Bei Grundsatzprogrammen ist die Identifikationsfunktion noch wichtiger als 
bei den anderen Programmen.  
Theo Waigel schreibt hierzu:  
„Aufgabe der Grundsatzprogramme im innerparteilichen Verhältnis ist es, den 
Parteimitgliedern eine Art Heimat zu gewährleisten, die ihnen das Zugehörigkeitsgefühl auch 
dann ermöglicht, wenn sie in der einen oder anderen tagespolitischen Frage eine von der 
Mehrheit abweichende Meinung vertreten. Grundsatzprogramme sind also – kurz 
ausgedrückt – die Grundlage für die Identität einer Partei.“265  
 
 
 
 
 
                                                 
263Vgl. Kaack, a.a.O., S. 402 
264Strauss, G.: Sprachspiele, kommunikative Verfahren und Texte in der Politik. Versuch 
einer Textsortenspezifik, in: ders.: Der politische Wortschatz: zur Kommunikations- und 
Textsortenspezifik, Tübingen 1986, S. 59   
265Waigel, Theo: Parteiprogramme. Möglichkeiten und Grenzen der Programmpolitik, in:  
    Politische Studien: Zweimonatszeitschrift für Zeitgeschichte und Politik, 305/1989, S. 348 
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6.4.2.2     Herrschaftsfunktion  
 
In jedem Parteiprogramm ist abzulesen, welcher Parteiflügel sich bei den 
innerparteilichen Diskussionen jeweils durchgesetzt hat.266 Daher hat ein 
Parteiprogramm für die Parteiführung auch eine Herrschaftsfunktion. Die 
Parteiführung muss zwar z.B. den Unterorganisationen einräumen, eigene 
Anträge zu stellen, diese müssen jedoch im Einklang mit dem aktuell 
gültigen Grundsatzprogramm stehen und dürfen den dort festgelegten 
Grundsätzen nicht widersprechen. Die gemeinsame parteipolitische 
Grundlage, die durch das Grundsatzprogramm festgelegt wird, soll auch zu 
einer automatisierten Angelegenheit für die Parteimitglieder werden.  
Kaack stellt hierzu kritisch fest, dass dies  
„(...) eine Perversion dessen (sei; Anm. d. Verf.), was bei Berücksichtigung der 
innerparteilichen Demokratie wünschenswert ist.“267  
 
Die Parteiführungen können demnach über ihre Grundsatzprogramme ‚Denk- 
bzw. Sprechverbote’ erteilen, indem sie darauf hinweisen, dass sich das 
betreffende Parteimitglied außerhalb der Parteigrundsätze bewegt. Als 
Beispiel kann hier der Konflikt zwischen der Parteiführung der FDP und 
Jürgen Möllemann, stellvertretender Vorsitzender der FDP, im Frühjahr 2002 
genannt werden, in dem Möllemann aufgrund seiner heftigen und 
antisemitischen Kritik an Friedmann, dem stellvertretenden Vorsitzenden des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, von der Parteiführung gerügt wurde 
und der Streit sich auch auf die programmatische Ebene ausbreitete.   
Das Berliner SPD-Grundsatzprogramm von 1989 z.B. wurde maßgeblich 
vom linken Flügel der SPD um Oskar Lafontaine geprägt. Durch die 
parteipolitische Entwicklung und den Sieg der ‚Pragmatiker’ um Gerhard 
Schröder ist die seit 1999 geforderte Neuformulierung eines Grundsatz-
programms eine logische Konsequenz. Da sich die aktuellen politischen 
Entscheidungen zum Teil nicht mehr mit den Forderungen des bisherigen 
Grundsatzprogramms vereinbaren lassen, wird diese Neuformulierung für die 
innerparteiliche Führung Schröders, auch wenn er nicht mehr 
Parteivorsitzender ist, immer notwendiger.  
                                                 
266Vgl. Ballnuß, Petra: Leitbegriffe und Strategien der Begriffsbesetzung in den Grundsatz-
programmen von CDU und SPD, in: Diekmannshenke, Hajo / Klein, Josef (Hrsg.): Wörter in 
der Politik: Analysen zur Lexemverwendung in der politischen Kommunikation, Opladen 
1996, S. 40 
267Kaack, a.a.O. S. 403 
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Die Grundsatzprogramme haben normalerweise eine längere Geltungsdauer, 
weil sie sich nicht direkt auf tagespolitische Entscheidungen beziehen, wohl 
aber eine Richtlinie vorgeben, worauf es der Partei zukünftig ankommen soll.   
Daher sind die Formulierungen in Grundsatzprogrammen noch eher 
Ergebnisse parteiinterner Kompromisse und langwieriger Diskussionen der 
Parteiflügel und Interessengruppen als Regierungs- oder Wahlprogramme, 
die nur befristet Geltung haben. Die Diskussionsphase gerade von 
Grundsatzprogrammen ist von entscheidender Bedeutung innerhalb der 
Partei. Die Parteimitglieder sollen bei diesen Diskussionen einerseits bei der 
Stange gehalten werden und andererseits sich mit den neuen Richtlinien 
konstruktiv auseinandersetzen.  
Schröder erläuterte in seiner Rede zur Arbeit der Grundsatzprogramm-
kommision hierzu:  
„Dass die intensive Programmdiskussion gleichsam die inhaltliche Grundlage dafür legt, 
sozialdemokratische Politik nicht nur in das Fundament unserer Grundwerte einzubetten, 
sondern auch dafür, allen Mitgliedern und den Menschen diese Übereinstimmung zwischen 
den grundlegenden Zielvorstellungen und der praktischen Politik auch zu verdeutlichen, liegt 
auf der Hand. Gerade weil die Diskussion unseres Grundsatzprogramms den Blick auf die 
Geschichte und Zukunft erfordert, wird sie uns auch erlauben, manche Missverständnisse des 
politischen Alltags auszuräumen, unter anderem, dass die Instrumente, die wir in der 
Vergangenheit zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit gefordert und angewandt haben, schon 
gleichbedeutend wären mit dem Grundwert der Gerechtigkeit selber. Mit anderen Worten: 
Die Instrumente müssen sich verändern dürfen, sonst wird die Realisierung des Grundwertes 
zweifelhaft.“268   
 
Aus diesem langen Zitat soll deutlich werden, was alles auch innerparteilich 
berücksichtigt werden muss, wenn in einem Grundsatzprogramm neue Wege 
formuliert werden sollen, um traditionelle parteipolitische Werte (hier: 
Gerechtigkeit) anzustreben. Außerdem wird hier ein Dilemma der Politik 
Schröders offensichtlich: Laut eigener Aussage ist es zu 
„Missverständnissen“ gekommen. Unter „Missverständnissen“, so wird hier 
unterstellt, ist gemeint, dass sich Schröders Politik über die Grenzen des 
Berliner Grundsatzprogramms von 1989/98 hinaus orientiert hatte und nun 
auf ein neues, seine Politik legitimierendes Fundament berufen muss.  
Außerdem war es im Juli 1999 nach dem so genannten Schröder-Blair-Papier 
zu heftigen innerparteilichen Grundsatzdiskussionen gekommen, und 
Schröder wurde der Vorwurf gemacht, neoliberale Ziele anzustreben und 
                                                 
268Schröder Gerhard:  Einleitende Rede Schröders zur Arbeit der Grundsatzkommision vom 
09.12.1999; abgedruckt auf der Internet-Seite der SPD, www.spd.de, S. 2 
 121 
damit sich von den sozialdemokratischen Grundwerten erheblich zu 
entfernen. Insofern hatte Schröder viel Porzellan in der Partei zerschlagen. 
Die dann ab Dezember 1999 erfolgte Grundsatzprogrammdiskussion sollte 
eher in der Lage sein, größere Teile der Parteimitglieder zu integrieren als 
dies in Schröders Alleingang möglich gewesen war. 
Hiermit ist bereits die nächste innerparteiliche Funktion von Partei-
programmen angesprochen: die Legitimationsfunktion. 
 
 
6.4.2.3   Legitimationsfunktion 
 
Wer sich auf das gültige Grundsatz- oder Wahlprogramm berufen kann bei 
seinen Forderungen, Anträgen oder konkreten politischen Maßnahmen, der 
gilt als legitimiert.269 Daher ist die Ausarbeitung des neuen 
Grundsatzprogramms für Gerhard Schröder auch so wichtig, denn so lange 
das Berliner Programm 1989/98 noch gültig ist, könnte ihm vom linken 
Parteiflügel ständig der Vorwurf gemacht werden, er bewege sich außerhalb 
der parteipolitischen Grundsätze. 
 
 
 
6.4.2.4   Stimulationsfunktion 
 
Parteiprogramme sollen darüber hinaus auch die Bedürfnisse der 
Parteimitglieder stimulieren. Die Stimulationfunktion ist eng mit der nach 
außen gerichteten Agitationsfunktion verbunden, sie bildet genauer gesagt die 
Voraussetzung für die Agitation nach außen, denn mit dem Parteiprogramm 
sollen die Veränderungswünsche und -forderungen der Parteimitglieder 
stimuliert werden, mit dessen Argumentationsgrundlage sie in den 
politischen Diskurs mit dem/den politischen Gegner/n gehen können. 
 
 
 
 
Kaack hat folgendes Schema zu den Funktionen der verschiedenen 
Parteiprogramme entworfen, aus dem der Intensitätsgrad der jeweiligen 
Funktion bei den verschiedenen Grundtypen der Parteiprogramme 
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verdeutlicht wird (X = geringste Intensität, XX = stärkerer Intensitätsgrad, 
XXX = maximaler Intensitätsgrad): 
 
 
Funktionen  Grundsatz- Aktions- Wahl-  Regierungs- 
   programm programm programm  programm 
a) nach außen         
1. Werbungfunkt.     X  XX  XXX  XX 
2. Profilfunktion      XX  XXX  XXX  XXX 
3. Agitationsfunkt.     X  XX  XXX  XX 
4. Operationsbasis     X  XX  XX  XXX 
 
b) nach innen 
1. Integrationfunkt.     XXX XX  XX  X 
2. Identifikationsfunkt. XXX X  X  X 
3. Stimulationsfunkt.    X  XXX  XXX  XX 
4. Herrschaftsfunkt.     XX  XX  XXX  XX 
5. Legitimationsfunkt.  XXX XX  X  X270 
 
 
 
Welche Typen von Parteiprogrammen und welche dominanten äußeren und 
inneren Funktionen vorliegen, ist abhängig von den innen- und außen-
politischen Bedingungen, in denen sie entstehen. Die Politikwissenschaft hat 
z.B. für die Zeit nach 1945 festgestellt, dass die Parteien in bestimmten 
Zeiten ähnliche Parteiprogrammtypen mit ähnlichen Themen erstellt haben. 
Des Weiteren haben die verschiedenen Parteien ein unterschiedliches 
Verhältnis zu den Parteiprogrammen überhaupt. Es gibt ausgesprochen 
programmatische Parteien, die sich lange, intensiv und immer wiederkehrend 
um ihre Programmatik kümmern, so wie die SPD, und Parteien, die lange auf 
ein Grundsatzprogramm verzichten, so wie die FDP. Außerdem kann 
konstatiert werden, dass der Stellenwert von Parteiprogrammen von Land zu 
Land, je nach politischer Tradition, unterschiedlich ist. So haben die 
europäischen Parteien eine sehr stark ausgeprägte Tradition der 
Parteiprogramme, in denen sie ihre Wertvorstellungen und Ideologien 
vorstellen und begründen, während in den USA sowohl die Republikaner als 
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auch die Demokraten aufgrund ihrer Tradition eher auf eine intensive 
Programmatik verzichten.271 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.5    Programmarbeit in den Parteien 
 
In allen Parteiprogrammtypen werden Strategien des Begriffe-Besetzens 
angewendet. Sowohl für die Erarbeitung von Grundsatzprogrammen als auch 
für die anderen Parteiprogrammtypen werden Parteiprogrammkommissionen 
gebildet.272  Es kann jedoch davon ausgegangen werden, dass sich sowohl der 
Vorsitzende (hier: bis März 2004 Gerhard Schröder) als auch die anderen 
Mitglieder der Programmkommission nicht selbst in einen gemeinsamen 
Arbeitsraum setzen und an treffenden Formulierungen feilen, was eigentlich, 
wenn man kritisch darüber nachdenkt, wünschenswert wäre. Schönbohm 
(CDU) erläuterte bereits 1973 die Programmkommissionsarbeit, an der mit 
erheblichem Einfluss Parteiangestellte beteiligt seien. Diesen 
Parteiangestellten kommt laut Schönbohm die Aufgabe zu, der 
Programmkommission und dem Parteivorstand zuzuarbeiten. Diese Zuarbeit 
reicht bis zur detaillierten Formulierung des Programms.273          
In vielen linguistisch-semantischen Veröffentlichungen ist sehr vage und 
weitgehend spekulativ von der Existenz so genannter Semantik-Experten 
(Klein: „semantische Strategen in den Parteizentralen“274) die Rede. Sowohl 
die Linguistik als auch die Politikwissenschaft hat keine genaueren 
Erkenntnisse darüber, welche Art von Menschen sich hauptberuflich mit der 
Formulierung von Parteiprogrammen beschäftigen: Haungs stellt bedauernd 
fest, dass in der CDU viele Berufspolitiker in den Kommissionen für die 
Formulierung von  Programmvorlagen auf Parteitagen arbeiteten und dass 
                                                 
271Kunz, Rainer/Maier, Herbert/Stammen, Theo: Programme der politischen Parteien in der 
Bundesrepublik, München 1975, S. 28      
272Vgl. u.a. Leitantrag zum Grundsatzprogramm vom SPD-Parteitag, Berlin, 7. bis 9. 
Dezember 1999; Beschlüsse - Antragsbereich Programmdebatte, Beschluss P 1, S. 2  
273Vgl Schönbohm, Wulf: Über die Schwierigkeiten bei der Formulierung von politischen 
Programmen. In: Materialien zur Tagungs- und Seminararbeit der Politischen Akademie 
Eichholz, 27/1973, S. 59 
274Klein 1989, a.a.O., S. 21  
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dies in der SPD wahrscheinlich auch so sei, dass aber diesbezüglich 
einschlägige Untersuchungen fehlen und deshalb die wirkliche Bedeutung 
der Arbeit der Programmkommissionen nicht richtig einzuschätzen sei.275 
Auch Bodo Hombach, der bereits als Wahlkampfberater von Johannes Rau 
verantwortlich für den Bundestagswahlkampfslogan versöhnen statt spalten 
war sowie vor seiner Funktion als Kanzleramtsminister 1998 das 
Wahlkampfteam von Gerhard Schröder leitete und mitverantwortlich für das 
damalige Wahlkampfprogramm unter dem Slogan Innovation und 
Gerechtigkeit war sowie als eigentlicher Urheber des so genannten Schröder-
Blair-Papiers gilt, bringt kaum genauere Einsichten in die Arbeit der 
Programmkommissionen und vor allem ihren Hintermännern.  
In seinem 1991 veröffentlichten Aufsatz „Semantik und Politik“ erläutert er 
in Ansätzen die große Bedeutung der Semantik und der Kommunikations-
techniken für die Parteien: 
„Die Parteien in der Bundesrepublik haben in den letzten Jahren gegenüber den USA, dem 
großen Vorreiter moderner Politkommunikation, aufgeholt: Bei ihnen zeigt sich ein großer 
Professionalisierungsschub. Beispiele gibt es hierfür viele: Der Auf- und Ausbau von 
eigenen Kommunikationsstäben bzw. Presseabteilungen, der Einsatz von 
Semantikspezialisten, die Erforschung der Wählermeinungen und vor allem die Inszenierung 
der Wahlkämpfe sind eindrucksvolle Belege. Diese Entwicklung zeigt sich bei allen 
Parteien.“276   
 
Wer aber wird nach welchen Kriterien und Qualifikationen von den Parteien 
als Semantikspezialisten ausgewählt? Sind das Linguisten, Politologen, 
Werbefachleute mit oder ohne Parteibuch und wie sieht genau ihre Arbeit 
aus?   
Letztere Frage erhellt ein Aufsatz von Bremerich-Vos, auf den auch Ballnuß 
hinweist. Bremerich-Voß hatte das Privileg, einen bisher unveröffentlichten 
parteiinternen Aufsatz von führenden SPD-Politikern zu analysieren. In dem 
Aufsatz „Semantischer Vergleich zwischen den Koalitionsparteien und der 
SPD“, 1985 während der Programmkommissionsarbeit am Berliner 
Grundsatzprogramm von 1989 verfasst, wird, so Bremerich-Vos, deutlich, 
dass „(...) mehrere Strategien insbesondere des Besetzens von Begriffen 
erwogen werden (...)“, so z.B. um „Positivformeln (...) der eigenen Partei“, 
„Leitbegriffe in einzelnen Politikfeldern“ und „Semantische Kampflinien der 
                                                 
275Haungs, Peter: Die CDU. Prototyp einer Volkspartei, in: Mintzel, Alf / Oberreuter 
Heinrich (Hrsg.): Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 1992, S. 214f. 
276Hombach, Bodo: Semantik und Politik. In: Liedtke, Frank / Wengler, Martin / Böke, 
Karin (Hrsg.): Begriffe besetzen. Strategien des Sprachgebrauchs in der Politik, Opladen 
1991, S. 36 
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Parteien (CDU und SPD) gegeneinander“.277 Anscheinend geht es in den 
Programmkommissionen und bei ihren Hinterleuten sehr professionell zu. Es 
werden dabei wohl auch die Ergebnisse der politischen Semantikforschung 
berücksichtigt.    
Aufschluss über die Programmarbeit und die Entwicklung von 
Wahlkampfslogans liefert mittlerweile auch Oskar Lafontaine in seinem 
Buch „Das Herz schlägt links“, in dem er über die Wahlkampagne der SPD 
für die Bundestagswahl 1998 schreibt: 
„Unser Wahlkampf stand unter dem Motto ‚Die neue Mitte’, ein Begriff, den Willy Brandt 
im Oktober 1972 eingeführt hatte: ‚Dort, wo die Einsicht in die Notwendigkeit ... vom 
Bewahren durch Veränderung verstanden worden ist, dort ist die neue politische Mitte.’ 
Gerhard Schröder und ich hatten gemeinsam dafür plädiert, bevor die Kandidatenfrage 
entschieden war. Gerhard Schröder befand sich sowieso nach Meinung der Öffentlichkeit in 
der ‚neuen Mitte’, und im Fall meiner Nominierung hätte der Slogan mitgeholfen, mein 
Image dort aufzubessern, wo es in der öffentlichen Wahrnehmung Schwachstellen hatte. 
Zuvor hatten wir in Hannover schon den Slogan ‚Die neue Kraft’ getestet. Wir mussten aber 
feststellen, dass dies auch ein Werbespruch der Firma Siemens war. ‚Die neue Kraft’ wurde 
Siemens überlassen, und wir blieben bei ‚Die neue Mitte’.  
Franz Müntefering hatte vorgeschlagen, die SPD solle den Begriff ‚Innovation’ besetzen, 
und die Werbefachleute (Werbeagentur KNSK BBDO, Hamburg, die den 
Bundestagswahlkampf auch auf die Person Gerhard Schröder zuschnitt, Anm. des 
Verfassers) hatten ausgetestet, dass dieser Begriff bei der Bevölkerung sehr gut ankam. Mit 
dem Begriff ‚soziale Gerechtigkeit’ wurde die SPD ohnehin identifiziert.“278 
 
Dass die Parteien Werbeagenturen beauftragen, ist mittlerweile 
selbstverständlich. Dennoch bleibt es bemerkenswert, dass die Parteien, wie 
hier die SPD, Schlüsselbegriffe (hier: Innovation), die einerseits in 
Zusammensetzung mit anderen Begriffen als Wahlslogans dienen, anderseits 
auch eine tragende Funktion für die Programminhalte haben sollen, von den 
Werbeagenturen bezüglich ihrer Wirksamkeit bei der Bevölkerung 
überprüfen lassen.                     
Zu der Erarbeitung des Regierungsprogramms 1998 schreibt Lafontaine: 
„Es war unsere Absicht, im Programm relativ klar festzulegen, wie die Regierungsarbeit in 
den nächsten Jahren aussehen sollte. Daher beauftragten wir die Büroleiterin Gerhard 
Schröders, Sigrid Krampitz, und meinen Büroleiter, Joachim Schwarzer, sowie weitere 
                                                 
277Bremerich-Vos, Albert: Nachrichten aus einer Semantik-Werkstatt. In: Sprachreport 
4/1990, S. 10 (8-11) 
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Mitarbeiter, das Material zu sichten und zu sammeln und den Programmentwurf zu 
erarbeiten.“279  
 
Interessant wäre es nun, zu ermitteln, welche Leute sich hinter den 
Büroleitern als „weitere Mitarbeiter“ verbergen.  
 
 
 
 
 
 
 
6.6   Sprachliche Form von Parteiprogrammen  
 
Wie bereits aus der Beschreibung der Funktionen von Parteiprogrammen 
deutlich geworden, kann grundsätzlich bei allen verschiedenen 
Parteiprogrammtypen festgestellt werden, dass es sich  
„(...) stets um verbale Artikulierungen des Standpunktes und der politischen Zielsetzung von 
Parteien handelt, mithin Sprache als unabdingbares Medium zu verstehen ist, in dem sich die 
programmatische Artikulation einer Partei im Programm sowohl nach innen gegenüber den 
Mitgliedern als auch nach außen gegenüber den Wählern und Bürgern vollzieht.“280 
 
Auch und gerade in Parteiprogrammen werden Strategien des Begriffe-
Besetzens verwendet. Dabei versuchen die Parteien mit ihren parteitypischen 
Begriffen, den Fahnenwörtern, und ihren Begriffsverwendungen so viel 
Zustimmung der Wahlbevölkerung wie möglich zu erhalten. Dabei geht es 
auch darum, sich vom politischen Gegner abzugrenzen, ihm eine falsche 
Begriffsverwendung zu unterstellen oder ihn zu verunglimpfen usw. Sowohl 
Grundsatzprogramme als auch die anderen Programmtypen müssen an die 
bisherigen parteitypischen Begriffsverwendungen anknüpfen, da die Parteien 
unter einem Traditions- und Kontinuitätsdruck gegenüber ihren Mitgliedern 
und Sympathisanten stehen. Gleichzeitig sind die Parteien genötigt, in ihren 
Parteien neue Begriffe und deren Verwendungen einzuführen, um ihre 
Gegenwarts- und Zukunftsorientierung unter Beweis zu stellen. 
Parteiprogramme, insbesondere Grundsatzprogramme, stellen immer – wenn 
auch mit unterschiedlicher Intensität – „Sprachnormierungsversuche“ dar, 
                                                 
279Ebd., S. 98 
280Kunz, Rainer/Maier, Herbert/Stammen, Theo: Programme der politischen Parteien in der  
Bundesrepublik, München 1975, S. 28f. 
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denn in ihnen werden sowohl alte und neue Begriffe und deren Bedeutungen 
eingeführt oder beibehalten, in jedem Fall aber „festgeschrieben“.281      
Bodo Hombach stellt dabei fest, dass der Erfolg von Begriffen in der Politik 
davon abhänge, ob sie in der Bevölkerung oder in bestimmten sozialen 
Gruppen verankert seien. Die Parteien wüssten zwar durch die Ergebnisse der 
Demoskopie, wie bestimmte Begriffe bei welchen sozialen Gruppen 
ankämen, es sei jedoch ebenso wichtig, neue Ideen und Konzepte zu 
entwickeln, die einerseits zwar wissenschaftlich untermauert sein müssten, 
andererseits müssten die gewählten Begriffe aber auch die Stimmungslage 
innerhalb der Bevölkerung sowie die soziokulturellen Veränderungen 
berücksichtigen.282  
Insofern richten sich die Parteien bei der Prägung von Begriffen nach 
aktuellen Erfordernissen, Stimmungen, Zeiterscheinungen, gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, kulturellen, technischen Veränderungen usw. 
Jagen die politischen Parteien daher nur dem Zeitgeist hinterher oder spiegeln 
sich in ihnen vielmehr die jeweilig aktuellen gesellschaftlichen Bedürfnisse 
wider? 
Die Parteien messen im alltäglichen politischen Geschäft sowie bei der 
Formulierung ihrer Parteiprogramme ihren Strategien des Begriffe-Besetzens 
eine wesentliche Rolle bei. Ohne ein Pessimist sein zu müssen, kann man 
sich Teubert durchaus bei seinen kritischen Schlussfolgerungen zum 
Verhältnis von Formulierungen in der Politik und den ihnen zu Grunde 
liegenden Sachverhalten anschließen: 
„Vielfältige Ursachen haben dazu beigetragen, daß in den letzten Jahrzehnten in der 
öffentlichen Auseinandersetzung über politische und gesellschaftliche 
Positionen die Fragen der sprachlichen Formulierung immer mehr an Vorrang gewonnen 
haben gegenüber den infrage stehenden Sachverhalten. Bevor eine Partei oder ein 
Interessenverband mit seinen Ansichten an die Öffentlichkeit tritt, sorgen aufwendige 
Untersuchungen dafür, daß die Positionen mehrheitsfähig formuliert werden. Die Geschäfte 
der Meinungsforscher, Public-Relations-Stellen und Werbeagenturen verzeichnen 
überproportionale Wachstumsraten. Zwar ist Sprache immer zur Durchsetzung von 
Interessen instrumentalisiert worden, aber mit der voranschreitenden Professionalität wurde 
eine Wirksamkeit erreicht, die alles Bisherige in den Schatten stellt.“283    
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 Vgl. Hermanns, Fritz: Deontische Tautologien. Ein linguistischer Beitrag zur 
Interpretation des Godesberger Programms (1959) der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands. In: Klein, Josef: Politische Semantik. Bedeutungsanalytische und 
sprachkritische Beiträge zu politischen Sprachverwendung. Opladen 1989, S. 73    
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 Hombach, a.a.O., S. 42  
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 Teubert, Wolfgang: Politische Vexierwörter. In Klein, Josef (Hrsg.): Politische Semantik: 
bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur politischen Sprachverwendung. 
Opladen 1989, S. 65 
 128
Ob das erfolgreiche Begriffe-Besetzen gewissermaßen eine Garantie für den 
politischen Wahlerfolg darstellt, ist in Zeiten der Massenmedien und ihren 
eigenen Gesetzesmäßigkeiten (Bilder-Demokratie, Politikerimage usw.), 
jedoch fraglich, wie Kuhn zurecht hinweist.284   
 
Kunz/Maier/Stammen haben eine sinnvolle politologische Klassifizierung der 
Aussagen von Parteiprogrammen zur Inhaltsanalyse erstellt, die, wenn sie mit 
den linguistisch-semantischen Untersuchungskriterien verknüpft wird, ein 
angemessenes Instrumentarium zur Untersuchung der Grundsatz-, Wahl- und 
Regierungsprogramme liefern kann. Kunz/Maier/Stammen stoßen auf drei 
Klassen von Aussagen in Parteiprogrammen: 
„1. auf wertende Aussagen oder auf die Aussage von Werten. Die Parteien streben in ihrem 
politischen Programm verschiedene Werte an, die explizit oder aber implizit in den anderen 
Zielaussagen enthalten sein können. Man kann unter den Werten, die in einem Programm 
erscheinen - wie etwa Freiheit, Gleichheit, Gerechtigkeit, Qualität des Lebens etc. -, auch 
eine Rangfolge oder Hierarchie aufstellen (...). Manchmal wird klar zwischen Grundwerten 
und abgeleiteten Werten differenziert, mitunter aber ist die Rangfolge erst durch eine 
genauere Interpretation zu ermitteln. (....) 
2. Die zweite Gruppe von Aussagen in Parteiprogrammen könnte man als Sachaussagen im 
Zusammenhang von Realanalysen bezeichnen. Ein Parteiprogramm als Handlungsanweisung 
für eine politische Partei kann im Grunde nicht ohne eine Analyse der jeweiligen Gegenwart 
auskommen, aufgrund der erst die Forderungen und Handlungsziele verständlich werden 
können. Speziell für Grundsatzprogramme, die also den grundsätzlichen Standort einer Partei 
in einer Epoche und in einer Gesellschaft umreißen wollen, sind derartige Realanalysen 
besonders wichtig. (...) Im Unterschied zu den Grundsatzprogrammen können 
Aktionsprogramme, die ja in der Regel auf ein Grundsatzprogramm bezogen sind und dessen 
Wertvorstellungen sowie auch Realanalyse teilen, ohne eine ausführliche Formulierung einer 
solchen Realanalyse auskommen. 
3. Als dritte Aussageform wird man schließlich in den Parteiprogrammen sogenannte 
präskriptive Aussagen finden, d. h. Forderungen, die eine Partei aufstellt als Ziele des 
Handelns und der Handlungsorientierung. Diese Forderungen ergeben sich in der Regel 
>>aus einem Vergleich von Werten und der Realität<<, die in der Realanalyse mit 
deskriptiven Sätzen beschrieben und analysiert worden sind. Dabei kann gelten: >>Radikale 
Parteien stellen eine größere Diskrepanz zwischen Werten und Realität fest und stellen 
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 Vgl. Kuhn, Fritz: Begriffe besetzen. Anmerkungen zu einer Metapher aus der Welt der 
Machbarkeit, in: Liedtke, Frank / Wengeler, Martin / Böke, Karin (Hrsg.): Begriffe besetzen. 
Strategien des Sprachgebrauchs in der Politik. Opladen 1991, S. 90f. 
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weitergehende Forderungen; konservative Parteien ermitteln eine geringere Diskrepanz 
zwischen Sein und Sollen und erheben Forderungen geringerer Reichweite<<.“285  
 
Nach linguistischen Kategorien ließen sich diese drei Aussagetypen auf die 
Bühlerschen Unterscheidung der deskriptiven, der evaluativen und der 
appellativen („Ausdruck, Appell, Darstellung“) Funktion von Sprache 
übertragen.286 
Wie bereits deutlich geworden, lassen sich jedoch die Funktionen des 
politischen Sprachgebrauchs auf zwei Funktionen reduzieren, nämlich auf 
einerseits die deskriptive und andererseits die deontische Funktion. Die 
deontische Funktion umfasst die evaluative und die appellative Funktion. Das 
liegt daran, dass, ein Sachverhalt, wenn er in der Öffentlichkeit von einem 
Politiker bewertet bzw. evaluiert wird, auch immer einen Appell an den oder 
die Adressaten impliziert, sich seiner Meinung anzuschließen. 
          
  
 
 
7. Methodisches Vorgehen bei der Untersuchung der Parteiprogramme 
 
Vor jeder linguistischen Untersuchung bestimmter Texte und Textformen 
müssen methodische Vorentscheidungen getroffen werden. Was steht im 
Mittelpunkt des wissenschaftlichen Interesses?  
Bei der Untersuchung der Grundsatzprogramme und entscheidender 
Parteiprogramme soll die Entwicklung der Ideologiesprache der beiden 
etablierten so genannten Volkparteien SPD und CDU der Bundesrepublik 
aufgezeigt werden. Warum diese Differenzierung der Parteiprogramme? Die 
Priorität wird bei der Untersuchung auf die Grundsatzprogramme gelegt, weil 
in ihnen vornehmlich das ideologische Gesamtbild einer Partei formuliert ist, 
auf das sich jedes andere Programm beziehen muss. In Ermangelung von 
Grundsatzprogrammen am Anfang der Geschichte der Bundesrepublik wird 
auf die ersten Programme der Parteien zurückgegriffen. Bei der FDP handelt 
es sich um einen Sonderfall: Sie hat bis heute kein Grundsatzprogramm, so 
dass auf andere wesentliche Parteiprogramme zurückgegriffen werden 
                                                 
285Kunz/Maier/Stammen, S. 29ff. Kunz/Maier/Stammen zitieren Raschke, J.: Parteien, 
Programme und „Entideologisierung“, in: aus politik und zeitgeschichte, Beilage zum 
Parlament. 21. Februar 1970, S. 11 
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 Vgl. Bühler, Karl: Sprachtheorie. Die Darstellungstheorie der Sprache. Mit einem 
Geleitwort von Friedrich Kainz, Stuttgart, New York 1982, S. 28f.   
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müsste, wenn ihre programmatische Ideologie ins wissenschaftliche Visier 
genommen werden sollte.    
Für die Untersuchung der Ideologiesprache der beiden etablierten so 
genannten Volksparteien der Bundesrepublik Deutschland kommen zunächst 
die politischen Symbole, also die so genannten Grundwerte, in Betracht: In 
der Bundesrepublik Deutschland gelten Menschenwürde, Freiheit, Frieden, 
Demokratie, Gerechtigkeit, Gleichheit, Solidarität als die allgemeinen 
verfassungsmäßigen demokratischen Grundwerte. Da in den ersten 
Parteiprogrammen, vor allem der CDU, vornehmlich wirtschaftspolitische 
Programme beschlossen wurden, in denen den Grundwerten eher 
nebensächlicher oder wie z.B. im Ahlener Wirtschaftsprogramm von 1947 
gar kein Stellenwert beigemessen wurde, wird sich die linguistische 
Untersuchung hierbei auch nicht an den Grundwerten ausrichten.  Daneben 
existieren thematische Bereiche und Begrifflichkeiten (wie z.B. Sozialismus 
oder soziale Marktwirtschaft), in denen besonders gut das ideologische 
Denken der Parteien deutlich wird. Es wird noch zu zeigen sein, dass sich 
sowohl die thematischen Bereiche als auch die Begrifflichkeiten ändern. 
Vorläufig sollen folgende Untersuchungsbereiche genannt werden: 
Wirtschaftspolitik, Außenpolitik, später auch die Umweltpolitik. 
 
Im Hinblick auf die am Anfang des Kapitels 5 zitierten Diskursdefinitionen 
und den damit verbundenen methodischen Forderungen für die 
Diskursanalyse halte ich die „Diskurshistorische Methode“ von Wodak / 
Nowak / Pelikan / Gruber / Cillia zur Diskursanalyse für sinnvoll, wenngleich 
auch nicht jeder Arbeitsschritt in ähnlich intensiver Form immer eingehalten 
werden kann. Folgende Arbeitsschritte ergeben sich zusammengefasst: 
„ - möglichst genaues Erfassen von Setting und Kontext, 
  - möglichst genaue Textbeschreibung auf allen sprachlichen Ebenen mit  
    Rücksicht auf Textsortenspezifika, 
  - Konfrontation des Textinhaltes mit den bekannten historischen Ereignissen  
    und Fakten (dem aktuellen Forschungsstand entsprechend), 
  - Konfrontation des Berichteten mit den tatsächlichen Ereignissen oder  
    referierten Berichten, 
  - Einbeziehung von Erkenntnissen aus Nachbarwissenschaften in die  
    Textanalyse (z.B. Geschichtswissenschaft, Soziologie, Publizistik etc.), 
  - Unterscheidung mehrerer Analyseebenen: allgemeine settingbedingte  
    Muster (etwa Zeitung, Auseinandersetzung, Politikersprache usw.); 
    Vergangenheitsdiskurs; Wir-Diskurs (Herstellung von Ingroup und  
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    Outgroup); Vorurteilsdiskurs.“287       
 
Dieser methodische Zugriff erscheint mir insgesamt gesehen praktikabler als 
isolierte textanalytische Diskursuntersuchungen, da sich hierbei der 
Untersuchende nicht mit dem vorliegenden Text allein auseinandersetzt, 
sondern den gesellschaftspolitischen Kontext seiner Entstehung mit 
einschließt. Somit ergibt sich für die semantische Diskursanalyse die 
Prämisse, interdisziplinär zu arbeiten, wobei die Gefahr des oberflächlichen 
und/oder einseitigen Umgangs mit außerlinguistischen Forschungs-
ergebnissen nicht geleugnet werden kann. Das liegt vor allem daran, dass 
jeder, der zeitgenössische Diskurse analysiert, selbst in einer bestimmten 
Weise ideologisch gebunden ist. Das bedeutet zwar nicht, dass der 
Analysierende nicht in der Lage ist, zu seinen eigenen Vorstellungen, 
Haltungen und Meinungen eine selbstkritische Distanz einzunehmen, aber 
das ideologische Vorverständnis erschwert die objektive bzw. 
objektivierende Analyse.    
 
Vor der Einzelanalyse der Parteiprogramme wird der jeweilige 
gesellschaftspolitisch-historische Kontext unter Berücksichtigung wissen-
schaftlicher Ergebnisse der Politologie, der Geschichtswissenschaft und 
teilweise der Soziologie miteinbezogen, um erstens den Zugang zu den in 
ihrer Zeit verhafteten Programmen zu erleichtern und zweitens, um sich aus 
der Voreingenommenheit des aus der Gegenwart heraus Analysierenden zu 
lösen. Durch die Berücksichtigung des historisch-politischen Kontextes wird 
z.B. verständlicher, warum sich sowohl SPD als auch CDU unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg für die Planwirtschaft einsetzten.    
      
Bei der Analyse der Parteiprogramme müssen verschiedene Regeln der 
linguistischen Textanalyse berücksichtigt werden, wobei ich mich an den von 
Brinker systematischen Analyseschritten orientiere: 
„Schritt 1: 
Analyse des Kontextes unter folgenden Aspekten: 
- Beschreibung der kontextuellen Merkmale (Kommunikationsform/  
                                                 
287Gruber, Helmut/ Wodak, Ruth: Österreich und seine „Nazi-Hanseln“. Vom 
massenmedialen Umgang mit Neonazismus und Auschwitzlüge in Österreichs 
auflagenstärkster Tageszeitung, in: Reiher, Ruth (Hrsg.): Sprache im Konflikt Zur Rolle der 
Sprache im sozialen, politischen und militärischen Auseinandersetzungen. Berlin, New York 
1995 (=  Sprache, Politik,  Öffentlichkeit; Bd. 5); Gruber und Wodak beziehen sich auf ihre 
Forschungsergebnisse in: Wodak, Ruth / Nowak, Peter / Pelikan, Johanna / Gruber, Helmut / 
de Cillia, Rudolf / Mitten, Richard: Wir sind alle unschuldige Täter. Diskurshistorische 
Studien zum Nachkriegsantisemitismus, Frankfurt a.M. 1990      
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  Handlungsbereich, insbesondere im Hinblick auf die geltenden Interaktions- 
  bedingungen 
- Reflexion der Konsequenzen, die sich daraus für die Textkonstitution  
  ergeben 
 
Schritt 2:  
Analyse der Textfunktion (und ggf. weiterer untergeordneter kommunikativer Funktionen 
des Textes) unter folgenden Gesichtspunkten: 
- Bestimmung der Textfunktion (und ggf. weiterer Funktionen) aufgrund  
  sprachlicher, nicht-sprachlicher und kontextueller Indikatoren 
Als sprachliche Indikatoren kommen in Frage: sog. explizit performative Formeln und 
äquivalente Satzmuster, Modi, bestimmte Adverbien und Partikelwörter, sowie 
Einstellungsbekundungen. Als nicht-sprachliche Indikatoren können die graphische bzw. 
drucktechnische Textgestaltung, Abbildungen usw. fungieren. Kontextuelle Indikatoren sind 
der situative, insbesondere der institutionelle Rahmen des Textes (Handlungsbereich), das 
Weltwissen (Hintergrundwissen über die Thematik), das Textsortenwissen 
(Hintergrundwissen über die Textsorte, der der Text zugeordnet werden kann) usw. 
- Bestimmung der Relationen zwischen der Textfunktion und weiteren  
  kommunikativen Funktionen (den sog. Zusatzfunktionen) 
- Bestimmung des Grades an Direktheit bzw. Indirektheit in bezug auf die  
  Signalisierung der Textfunktion 
- Beschreibung der Relation zwischen Textfunktion und wahrer Intention des  
  Emittenten (wenn sich überhaupt ein Unterschied feststellen lässt) 
 
Schritt 3: 
Analyse der thematischen (und grammatischen) Textstruktur unter folgenden Aspekten: 
- Bestimmung des Textthemas und evtl. vorhandener Teilthemen (auf einer  
  nicht zu hohen Abstraktionsstufe) 
Bei der textanalytischen Bestimmung des Themas können wir von den zentralen 
Textgegenständen ausgehen, wie sie unter textgrammatischer Perspektive in den 
verschiedenen Formen der Wiederaufnahme zum Ausdruck kommen (Analyse der 
Wiederaufnahmestruktur als Trägerstruktur für die thematische Struktur). Sind mehrere 
Themen vorhanden, so ist die Rangordnung der Themen (die Themenhierarchie) 
herauszuarbeiten. Das Hauptthema ist aufgrund des Kompatibilitäts- und des 
Ableitbarkeitskriteriums zu ermitteln. 
- Beschreibung der Themenentfaltung und des thematischen Entfaltungstyps  
  (deskriptiv, narrativ, explikativ, argumentativ) 
- Beschreibung der Art (Modalität) der Themenbehandlung (sachbetont,  
  meinungsbetont, wertend, ernsthaft, spaßig, ironisch usw.) (...) 
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- Beschreibung der die Thematik ausdrückenden sprachlichen (und ggf.                                                                                               
  nicht-sprachlichen) Mittel im einzelnen. 
Dazu gehören u.a.: die Bedeutungsanalyse tragende Lexeme (sog. Schlüsselwörter), die 
Analyse der sprachlichen Realisierung thematischer Entfaltungstypen (d.h. ihrer sprachlich-
stilistischen Ausformung im engeren Sinn), die Analyse nicht-sprachlicher Textteile (Bilder 
und dgl.) im Hinblick auf ihre thematische Funktion.“288 
 
Wenn man sich diesen langen Forderungskatalog für eine linguistische 
Textanalyse anschaut, bekommt nicht nur der Verfasser Zweifel, diese 
Schritte für jedes Programm einzuhalten; zumal hier nicht das Ziel verfolgt 
wird, jedes Parteiprogramm bis ins letzte Detail zu untersuchen. So werde ich 
mich mit folgendem begnügen: 
Schritt 1 soll sehr detailliert erfolgen, insbesondere die Beschreibung des 
jeweiligen gesellschaftspolitischen und historischen Kontextes, in dem die 
jeweiligen Parteiprogramme entstanden sind. 
Schritt 2 hinsichtlich der Bestimmung der Textfunktion wurde bereits in 
einem gesonderten Kapitel zu den allgemeinen Funktionen von 
Parteiprogrammen behandelt. Es muss nicht für jedes Parteiprogramm geklärt 
werden, ob z.B. in ihm eher die nach außen gerichtete Werbungsfunktion 
oder die nach innen gerichtete Identifikationsfunktion überwiegt. Bei der 
Textanalyse werden auffällige sprachliche Indikatoren untersucht, 
insbesondere die Einstellungsbekundungen und die Bedeutungs-
komponenten der so genannten Schlüsselbegriffe der Parteiprogramme. 
Darüber hinaus werden auffällige Satzmuster und Modi bei immanenten 
Textinhalten analysiert.   
Schritt 3 soll unter bestimmten Gesichtspunkten befolgt werden und zwar 
dem Ziel dieser Arbeit untergeordnet. So können für jedes Programm das 
zentrale Thema und die sekundären, aber ebenfalls wichtigen Teilthemen  
geortet werden, oft sogar durch den Titel bzw. den einleitenden Slogan des 
Programms und das Inhaltsverzeichnis. Darauf aufbauend sollen die 
Grundwerte und die parteitypischen Fahnenwörter in ihrer Entwicklung 
untersucht werden.       
   
    
 
  
 
 
                                                 
288Brinker, Klaus: Linguistische Textanalyse. Eine Einführung in Grundbegriffe und 
Methoden. Berlin 1997 (4. Aufl.), S. 146f. 
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III. 
 
 
Historisch-politische Voraussetzungen des Parteiensystems der 
Bundesrepublik Deutschland  
 
 
 
1. Geschichtliche Bedingungen für die Entstehung des Parteiensystems 
in der Bundesrepublik  
 
Noch in der Weimarer Republik hatte Deutschland ein Vielparteiensystem. 
Dies erklärt sich aus der Zeit des Deutschen Kaiserreichs, in der dem 
Deutschen Reichstag und den Landtagen aufgrund der konstitutionellen 
Monarchie besondere Aufgaben zukamen. Den Parteien kam vor allem die 
Beratung der kaiserlichen Regierung bei der Gesetzgebung zu. Ihr 
eigentliches Machtinstrument war das Budgetbewilligungsrecht, mit dem 
Ausgaben z.B. für das Militär verhindert oder ermöglicht werden konnten. Im 
so genannten Burgfrieden von 1914, der eingeleitet wurde mit den Worten 
des Kaisers Wilhelm II., er kenne keine Parteien mehr, sondern nur noch 
Deutsche, kam den Parteien und vor allem der SPD eine große Macht zu, als 
sie die Kriegskredite genehmigten. Im Grunde verhinderte die 
konstitutionelle Monarchie aber, die übrigens bis 1914 von der Mehrheit der 
Bevölkerung befürwortet wurde, dass die Parteien eine Verantwortung 
tragende Rolle im Staat einnahmen.289 Die sich selbst als revolutionär 
bezeichnende SPD wartete vergeblich auf eine sich von selbst entwickelnde 
revolutionäre Situation. Trotz Sozialistengesetz zwischen 1878 und 1890 
konnten die SPD-Reichstagsabgeordneten auf ihre Immunität bauen. Man 
gefiel sich in der Rolle des Vaterlandsverräters, des Staatsfeindes usw., ohne 
das monarchische System entscheidend anzugreifen oder zu schwächen. 
Innerhalb der SPD-Führung kam es zu langwierigen Diskussionen, ob die für 
notwendig befundenen gesellschaftlichen Veränderungen auf revolutionären 
oder auf evolutionären Wegen beschritten werden sollten. Dieser theoretische 
Streit zwischen Revisionisten (Eduard Bernstein) und Revolutionären 
(Kautsky) ging allerdings an den wirklichen Problemen der Arbeiter vorbei. 
Es zeigte sich vielmehr, dass sich die der SPD nahe stehenden 
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Gewerkschaften in der Praxis Schritt für Schritt für verbesserte 
Arbeitsbedingungen und höhere Löhne einsetzten, also reformistisch 
orientiert waren. Unter anderem sann man unter den Revisionisten und 
Reformisten innerhalb der SPD-Führung darüber nach, welche Vorteile z.B. 
die kaiserliche imperialistische Kolonialpolitik für die deutschen Arbeiter 
haben könnten. Man hatte es sich auch ohne Revolution in der Monarchie 
bequem gemacht. 
Insgesamt konzentrierten sich die Parteien im Parlament auf kleinere 
Interessenbereiche, außerhalb der Parlamente auf ihre Parteiorganisationen 
und auf ideologische Parteiprogrammatik. Hesse/Ellwein sprechen bei den 
Parteien des Kaiserreichs über eine tendenzielle „Abwehrhaltung gegenüber 
dem Staat“,290 da sie nicht in die staatlichen Aufgabenbereiche 
miteinbezogen waren. 
Durch das uneingeschränkte Verhältniswahlrecht entwickelte sich nach 1918 
eine große Parteienlandschaft mit unterschiedlichster Zielsetzung. Jede kleine 
Partei konnte im Reichstag vertreten sein, so dass faktisch nie eine Partei 
allein die Regierung übernehmen konnte. Die größeren Parteien wie z.B. die 
SPD behalfen sich mit Koalitionen, was auch in den ersten zehn bis zwölf 
Jahren der Republik mehr oder weniger gut gelang. Das Hauptproblem war 
der so genannte Antiparteieneffekt innerhalb der Bevölkerung, der, solange 
noch die Integrationsmechanismen der größeren demokratischen Parteien 
(Mehrheit im Parlament, Stellung der Regierung, parteipolitische Beamte 
innerhalb der Ministerien sowie die Parteiorganisationen) funktionierten, 
aufgehalten werden konnte. Als jedoch die Krise der Republik die 
Koalitionsmöglichkeiten der demokratischen Parteien aushebelte und der 
Faschismus als antidemokratische Alternative den weit verbreiteten 
Parteienverdruss innerhalb der Bevölkerung und weiten Teilen der 
Verwaltungs- und Justizbeamten ausnutzen konnte, wurde das demokratische 
Vielparteiensystem von der Alleinherrschaft der NSDAP abgelöst. 
Während des Nationalsozialismus litten vor allem die Sozialdemokraten und 
Kommunisten unter der staatlichen Verfolgung; innere und äußere 
Emigration waren die Folge, wenn sie nicht in Arbeitslagern, 
Konzentrationslagern oder in den Gefängnissen einsitzen mussten oder 
ermordet wurden. 
Durch die Erfahrungen aus dem Ende der Weimarer Republik und die 
Entscheidungen der Alliierten wurden nach 1945 nur noch wenige Parteien 
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zugelassen. Durch das personenbezogene Verhältniswahlrecht verhinderte 
man von Anfang an, dass sich wieder ähnlich viele Parteien an den Wahlen 
beteiligen konnten.291  
Da die Alliierten nach der gemeinsamen Besetzung Berlins davon ausgingen, 
dass Berlin auch weiterhin die Hauptstadt eines künftigen deutschen Staates 
sei, entwickelte sich die Formierung alter und neuer Parteien bereits im Juni 
1945 von Berlin aus. Die Sowjets wiesen die Gründung von vier Parteien an, 
anknüpfend an die parteipolitische Tradition und die deutsche Geschichte: 
Kommunisten, Sozialdemokraten, Liberale und Christlich-Konservative 
wurden zugelassen. Die Nationalisten wurden aus verständlichen Gründen 
dabei nicht zugelassen. Zwar gingen sowohl die Sowjets als auch die 
Westalliierten von einer schablonenartigen deutschen Parteiengeschichte aus, 
aber sie achteten strikt darauf, ob sich eine Antrag stellende Gruppierung in 
dieses Schema einordnen ließ oder nicht. Viele deutsche politische 
Bewegungen, die sich im Untergrund oder im Ausland zwischen 1933 und 
1945 formiert hatten, wurden so übergangen bzw. nicht berücksichtigt, denn 
die meisten Widerstandsgruppen bestanden aus den verschiedensten Parteien 
der Weimarer Republik, die unterschiedlichste Vorstellungen von einem 
politischen System eines Nachkriegsdeutschland hatten: Die Vorstellungen 
reichten von einem Arbeiterstaat über die Wiedereinführung der Monarchie 
bis zu einer Rückkehr zu einem Ständesystem. Einen Vorteil jedoch hatte die 
Formierung der Widerstandsgruppen im Ausland: Die Parteien hatten durch 
die Emigration intensive internationale Kontakte zu ihnen nahe stehenden 
Parteiorganisationen anderer Länder geknüpft, so dass der Einfluss des 
Auslands auf die Neugründung der deutschen Parteien auch ohne die 
maßgeblichen Vorgaben der Alliierten nicht zu unterschätzen ist.  
Die Lizenzierung der Parteien war sehr komplex. Nicht nur über die 
Gründung einer Partei auf lokaler oder auf Landesebene entschieden die 
Alliierten, sondern über jede öffentliche Veranstaltung. Jede Rundfunkrede 
musste erst durch die Zensur der jeweiligen Besatzungsmacht. Dabei mussten 
Themen wie die Außenpolitik oder die Besatzungspolitik der Alliierten ganz 
ausgespart werden.292 
Da Berlin für die Parteiorganisationen der günstigste Standort war zur 
Neuformierung, erfolgte dort bereits am 11. Juni 1945 die Gründung der 
KPD, am 14. Juni die Gründung der SPD, gefolgt  von der CDU am 23. Juni 
(in Bayern CSU) und der LDP, der Liberal-Demokratischen Partei Anfang 
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Deutschland, Opladen 1992, 7.Aufl., S. 161 
292Vgl. Kaack, a.a.O., S. 157f.  
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Juli (in den Westzonen später FDP). Dabei sind zwei wesentliche 
Veränderungen gegenüber der Parteienlandschaft der Weimarer Republik 
festzustellen: Erstens waren die Liberalen, die seit dem Kaiserreich gespalten 
waren in Linksliberale und Nationalliberale, zum ersten Mal wieder vereint in 
einer Partei. Zweitens wurde das christlich-konservative Lager in der CDU 
vereint, die Spaltung von Katholiken und Protestanten wurde politisch 
überwunden. Zwar wurde das katholische Zentrum wieder gegründet, es 
konnte jedoch nicht mehr an seine vormalige Stellung anknüpfen. Die CDU 
entwickelte sich zu einer bürgerlichen Sammlungspartei, in der neben 
Christlich-Konservativen sowohl Rechtsliberale als auch später ehemalige 
Nationalsozialisten eine politische Heimat fanden. Sowohl von alliierter Seite 
als auch von bürgerlicher Seite hatte man aus den Erfahrungen der Weimarer 
Republik die Erkenntnis gezogen, dass eine künftige innenpolitische 
Stabilität in großem Maße davon abhängig war, ob sich die vormals 
gespaltenen bürgerlichen Parteien in einer Partei zusammenschließen, um 
sich gegen die erwartete Stärke der Sozialdemokratie behaupten zu 
können.293 
Trotz aller parteipolitischen Veränderungen blieb bis auf die Nationalisten 
das politische und ideologische Spektrum in Deutschland unverändert. Es 
stellte sich jedoch schnell nach den ersten Wahlen heraus, dass der CDU und 
der SPD eine besondere Stellung in der Bundesrepublik Deutschland zukam. 
Sie konnten nicht nur die meisten Wählerstimmen hinter sich vereinigen, 
sondern sich auch auf eine große Mitgliederschaft stützen, die die 
flächendeckende Parteiorganisation erheblich begünstigte.294                          
Der FDP kam in dieser Konstellation von Anfang an eine Rolle zu, die ihr 
allein aufgrund der Wählerstimmen nicht zukam. Das lag daran, dass zwar 
CDU und SPD sowohl im Bund als auch in den Ländern oft eine 
parlamentarische Mehrheit erlangten, jedoch für die Bildung einer Regierung 
auf einen Koalitionspartner angewiesen waren. Die in der Bundesrepublik 
links- und rechtsextremen Parteien, wie z. B. die DKP (nach dem Verbot der 
KPD) und die NPD, schieden für Koalitionen grundsätzlich aus. Außerdem 
verhinderte die Fünf-Prozent-Klausel meist ihren Einzug in die Parlamente, 
so dass ihnen von vornherein eine Grenze gesetzt war, eine tragende Rolle 
auf staatlicher oder auf Landesebene zu bekleiden. Bis Ende der siebziger 
Jahre blieb es in der Bundesrepublik bei einem Drei-Parteiensystem in den 
Parlamenten. Die sich aus der außerparlamentarischen Opposition 
                                                 
293Vgl. ebd., S. 157f. 
294Vgl. Kaack, Heino: Geschichte und Struktur des deutschen Parteiensystems, Opladen 
1971, S. 157ff.  
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entwickelnden alternativen und grünen politischen Gruppen begannen sich 
nun an Wahlen zu beteiligen und schafften den Einzug in die Parlamente, 
wobei Die Grünen oft mehr Wählerstimmen als die FDP erhielten.295                        
 
 
 
 
 
2.    Staatsrechtliche Bedingungen des Parteiensystems 
 
Laut Art. 21, Abs. 1 des Grundgesetzes kommt den Parteien in der 
Bundesrepublik Deutschland als zentrale Funktion die Mitwirkung am 
politischen Willensbildungsprozess zu („Die Parteien wirken bei der 
politischen Willensbildung des Volkes mit“). Dies ist in der deutschen 
Verfassungsgeschichte ein bis dahin noch nicht vorgekommenes Novum. Bis 
weit ins 20. Jahrhundert hatte die Hegelsche Staatstheorie in weiten Teilen 
der deutschen Gesellschaft, wenn auch größtenteils nicht bewusst, das 
politische Denken bestimmt:  
Georg Wilhelm Friedrich Hegel galt mit ausdrücklicher Unterstützung der 
preußischen Regierung als preußischer Staatsphilosoph. Hegel hatte unter 
Berücksichtigung der antiken Philosophie (insbesondere der aristotelischen 
Metaphysik), aufklärerischer und kritischer Positionen (z.B. Rousseau, Kant) 
sowie historischer Betrachtungsweisen (z-B. Montesquieu, Vico, Herder) 
eines der bedeutendsten Systeme der europäischen Philosophie entwickelt. In 
seiner „Encyclopädie der philosophischen Wissenschaften im Grundrisse“ 
von 1817 versuchte er, die Philosophie mit den Naturwissenschaften und der 
modernen wissenschaftlichen Methodik zu versöhnen (z.B. Locke, 
Hobbes).296 
Als Rechts- und Staatsphilosoph entwickelte Hegel 1821 in „Grundlinien der 
Philosophie des Rechts, oder Naturrecht und Staatswissenschaft im 
Grundrisse“ ein umfassendes System der allgemeinen Ethik, der Rechts-, 
Gesellschafts- und Staatsphilosophie. Hegel wendete die ideellen Kategorien 
der Logik an, um Beschreibungsformen der verschiedenen 
Entwicklungsstufen des Geistes zu benennen. Aus der Natur habe sich der 
„subjektive Geist“ im individuellen Menschen zu einem freien 
Selbstbewusstsein entwickelt. Der „subjektive Geist“ erlange als „objektiver 
                                                 
295Vgl. Hesse/Ellwein, a.a.O., S.162f.  
296
 Vgl. Jens, Walter (Hrsg.): Kindlers Literaturlexikon, Bd. 7, München 1989-92, Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel. Encyclopädie der philosophischen Wissenschaften im Grundrisse. 
S. 514ff.  
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Geist“ durch die Sozialisation in Familie, Gesellschaft und Staat seine 
Verwirklichung. Die höchste zu erreichende Stufe sei der „absolute Geist“ in 
der Kunst, Religion und Philosophie. Die Verwirklichung des Absoluten 
erfolgte nach Hegel im dialektischen Dreischritt ‚These, Antithese, 
Synthese’. Die Rechtssphäre sei demnach der Verwirklichungsbogen des 
„objektiven Geistes“, in dem die Entwicklungsschritte des „an-und-für-sich 
freien Geistes“ in den Grundlinien abgeschritten würden. 
Das abstrakte Recht, gemeint ist das formale, erreiche eine höhere Stufe der 
Moralität durch eine einheitliche Rechtsprechung. Die inneren Triebkräfte 
seien an die Subjektivität des Willens gebunden, worin auch ihre Freiheit 
bestünde. Für eine Tat sei bei einer moralischen Beurteilung der Vorsatz 
entscheidend. Das Gewissen entscheide, was richtig oder falsch, gut oder 
böse sei, ohne dass dabei Objektivität eine Rolle spiele. Durch die Sittlichkeit 
werde das Böse überwunden und das subjektiv Gewollte mit dem objektiv 
Geltenden in Übereinstimmung gebracht. Die Sittlichkeit sei demnach die 
Synthese des Objektiv-Äußeren mit dem Subjektiv-Inneren in Familie, 
bürgerlicher Gesellschaft und Staat, welche die Hauptformen der in der Welt 
konkretisierten Freiheiten darstellten. Die bürgerliche Gesellschaft sei ein 
System allseitiger Abhängigkeit, das zwischen den verschiedenen 
individuellen Interessen vermittle. Im Staat und in der Verfassung verschaffe 
sich der allgemeine Wille nach einer Wirkmacht und Organisation Ausdruck, 
an deren Spitze der Monarch stehe. Für Hegel bedeutete der Staat (und 
besonders die konstitutionelle Monarchie) die Verwirklichung der sittlichen 
Idee, der preußische Staat die Verwirklichung der Freiheit. 
Hegels Rechts- und Staatsphilosophie war weitgehend eine politische 
Philosophie, die sich nicht eindeutig den Idealen der Französischen 
Revolution, der nachnapoleonischen Restauration oder der bürgerlichen 
Gesellschaft des konstitutionellen Preußens zuordnen ließ. Hegel sah die 
Aufgabe der Revolution darin, die Freiheit des Menschen in einem Staat 
anzustreben, dessen Verfassung vernunftbestimmt sei. Er stellte sich jedoch 
gegen eine Unterbrechung der Kontinuität.297 Seiner Meinung nach konnte 
die Gesellschaft nur das anstreben und verwirklichen, was vorher auch schon 
als Idee in ihr entwickelt worden sei. Der Fortgang und Ablauf der 
Geschichte sei daher von den Entwicklungen der Ideen abhängig und nicht 
von gesellschaftlichen Bedingungen oder Taten.298 
                                                 
297
 Vgl. Jens, Walter (Hrsg.): Kindlers Literaturlexikon, Bd. 7, München 1989-92, Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel. Grundlinien der Philosophie des Rechts oder Naturrecht und 
Staatswissenschaft im Grundrisse. S. 517 
298Abweichend dazu Friederici, Hans Jürgen: Ferdinand Lassalle. Eine politische 
Biographie. Berlin (Ost), 1985, S. 18. Friederici schreibt hier in marxistischer Manier vom  
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Hegel begriff den Staat also als Verwirklichung der sittlichen Idee, und der 
Monarch verkörperte ihn substantiell. Der Staat und seine (von der 
Monarchie gegründeten und nach ihrem Willen handelnden) Institutionen  
gehörten laut Hegel der Sphäre des „Allgemeinen“ an, während er die 
Parteien der Sphäre des „Besonderen“ zuordnete. Durch diese 
Kategorisierung des Staates als Allgemeinem und der Parteien als 
Besonderem wurde dem Monarchen und seiner Regierung die 
Überparteilichkeit, im Sinne des Gemeinwohls zu handeln, bescheinigt, 
während den Parteien unterstellt wurde, sich erstens nur für die Interessen 
partikularer sozialer Gruppen einzubringen und zweitens sich 
unzulässigerweise in staatliche, dem Allgemeinwohl dienende Befugnisse 
einzumischen. Insofern wurden die Parteien als Gefährdung des 
Allgemeinwohls angesehen, politische Konflikte als störende Elemente. Die 
Vorstellung, dass die Parteien als Vertreter bestimmter sozialer Gruppen nur 
partikulare Interessen vertreten, ergab die Zuordnung der Parteien in den 
Bereich der Gesellschaft, der im Staat als dem Allgemeinwohl dienende 
Institution nichts zu suchen hatte, geschweige denn Funktionen übernehmen 
durfte.299   
Im Gegensatz zu dieser Staatsauffassung sind diese Funktionen der 
politischen Parteien geradezu fundamental für die Demokratie. 
Mit der ausdrücklichen Erwähnung der Parteien im Grundgesetz sollte, so 
Kaack, einem Anti-Parteien-Effekt, wie aus der jüngsten Geschichte am Ende 
der Weimarer Republik durch die Alleinherrschaft der Nationalsozialisten 
erfahren, vorgebeugt werden. „Politische Willensbildung des Volkes“ ist nur 
im Zusammenhang mit Art. 20, Abs. 2, Satz 2 des Grundgesetzes zu 
verstehen: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus.“ Der Begriff 
„Willensbildung“ wird nicht näher im Grundgesetz erläutert, so dass das 
Verständnis im normalen Sprachgebrauch entscheidend ist. Den Parteien, die 
als einzige politische Kraft explizit im Grundgesetz im Zusammenhang mit 
der politischen Willensbildung genannt werden, kommt demnach eine 
dominante verfassungsrechtlich garantierte Stellung zu.300 Laut Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts kommt den Parteien der „Rang einer 
verfassungsrechtlichen Institution“ (BVerfGE 2/13) zu.301  Dennoch haben 
sie nicht das Monopol der Meinungsbildung inne, vielmehr steht ihnen ‚nur’ 
                                                                                                                                                        
Kampf der Klassen als treibender Kraft der Geschichte.  
299
 Vgl. Oberreuter, Heinrich: Politische Parteien: Stellung und Funktion im 
Verfassungssystem der Bundesrepublik. In: Mintzel, Alf/Oberreuter Heinrich (Hrsg.): 
Parteien in der Bundesrepublik Deutschland, Opladen 1992, S. 17 
300Vgl. Kaack., a.a.O., S. 366 
301Vgl. Hesse/Ellwein, a.a.O., S. 164  
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die „Mitwirkung“ in diesem Prozess zu. Hier sprechen auch andere 
verfassungsmäßigen Rechte dagegen, wenn man z.B. an das Recht der freien 
Meinungsäußerung, die Pressefreiheit und die Zusammenschlüsse von Teilen 
der Bevölkerung in Interessengemeinschaften wie z.B. Gewerkschaften, 
Kirchen und anderen religiösen Gemeinschaften, Verbänden oder Vereinen 
denkt.302    
Das Grundgesetz sieht darüber hinaus noch andere Regelungen für die 
Parteien vor:  
„Ihre Gründung ist frei“ (Art. 21, Abs. 1, Satz 2);  
„Ihre innere Ordnung muss demokratischen Grundsätzen entsprechen“ (Art. 21, Abs. 1, Satz 
3);  
„Sie müssen über die Herkunft ihrer Mittel Rechenschaft geben.“ (Art. 21, Abs. 1, Satz 4);  
„Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, 
die freiheitliche demokratische Grundlage zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig. Über die 
Verfassungswidrigkeit entscheidet das Bundesverfassungsgericht.“ (Art. 21, Absatz 2)   
  
Auch wenn den Parteien der Rang einer verfassungsrechtlichen Institution 
zukommt, sind sie nicht direkt staatliche Organisationen. Sie nehmen 
vielmehr eine Stellung zwischen Staat und Gesellschaft ein, denn eine strikte 
Unterscheidung zwischen staatlicher und gesellschaftlicher Sphäre ist bei den 
Parteien laut Henke nicht möglich. Henke erklärt dies folgendermaßen:  
„Die Unterscheidung von Staat und Gesellschaft ist die Unterscheidung eines institutionell-
statischen und eines lebendig-dynamischen Bereichs der öffentlichen Ordnung.“303  
 
Da jedoch die gewählten Vertreter der Parteien z.B. staatliche 
Führungspositionen in den Ministerien der verschiedenen Ressorts bekleiden, 
ist diese Unterscheidung für die Parteien nicht zutreffend.304  
Durch die Doppelrolle der Parteien wird von ihnen erwartet, dass sie  
„(...) politische Führung und Handlungsfähigkeit des demokratischen Staates zur Lösung 
zentraler gesellschaftlicher Probleme (...) gewährleisten. Dazu müssen (sie) politische 
Konzepte, Programme und Handlungsalternativen formulieren (politische Artikulation), die 
zentralen Probleme, Interessen, Weltanschauungen und politischen Vorstellungen 
gesellschaftlicher Gruppen berücksichtigen (politische Integration), den ständigen Dialog 
mit dem Bürger und den gesellschaftlichen Gruppen suchen (politische Kommunikation) und 
                                                 
302Vgl. Kaack, a.a.O., S. 365f. 
303Henke, Wilhelm: Das Recht der politischen Parteien, Göttingen 1961, S. 1 
304Vgl. Kaack, a.a.O. S. 368; vgl. auch Hesse/Ellwein, S. 165  
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entsprechendes Führungspersonal für politische Ämter und Mandate zur Verfügung stellen 
(Personalauswahl).“305  
 
Was unterscheidet aber eine Partei von anderen politischen Vereinigungen? 
Da das Grundgesetz hierauf keine Antwort kennt und lediglich darauf 
hinweist: „Das Nähere regeln Bundesgesetze“ (Art. 21, Abs. 3), war die 
Formulierung eines Parteiengesetzes notwendig, das allerdings bis zum 24. 
Juli 1967 auf sich warten ließ. Grund dieser ungeregelten Verfassungslücke 
waren vor allem die unüberbrückbaren Gegensätze der Parteien des 
Deutschen Bundestages hinsichtlich der Frage der Parteienfinanzierung.306     
Im Parteiengesetz (BGBI 1967) wird Art. 21, Abs. 1, Satz 3 des 
Grundgesetzes näher erläutert. In elf Paragraphen wird festgelegt, was unter 
innerparteilicher Demokratie zu verstehen ist, sowie, welche Regelungen 
erforderlich sind, um diese demokratischen Grundsätze zu gewährleisten. Des 
Weiteren wird in neun Paragraphen bestimmt, wie die Parteien ihre 
Rechenschaft über ihre Finanzierung vornehmen sollen. Zwei Paragraphen 
regeln die Bestimmungen für ein Parteienverbot, und schließlich werden auch 
die Bedingungen für die Wahlkampfkostenerstattung formuliert.307     
 
 
 
 
 
2.1    Definition des Begriffs Partei laut Parteiengesetz 
 
Im Parteiengesetz wird genau definiert, welche Eigenschaften eine politische 
Partei haben soll. Dies ist deshalb so wichtig, da die Parteien, wie bereits 
erwähnt, unter dem besonderen Schutz des Grundgesetzes stehen und ihre 
Definition für ein etwaiges Parteienverbot entscheidend ist. Das 
Parteiengesetz definiert den Begriff Partei § 2, Abs. 1 folgendermaßen: 
„Parteien sind Vereinigungen von Bürgern, die dauernd oder für längere Zeit für den Bereich 
des Bundes oder Landes auf die politische Willensbildung Einfluss nehmen und an der 
Vertretung des Volkes im Deutschen Bundestag oder einem Landtag mitwirken wollen, 
wenn sie nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Verhältnisse, insbesondere nach der Zahl 
                                                 
305Geißler, Heiner: Das Verhältnis zwischen Bürgern und Parteien - aus der Sicht der 
Parteien: CDU. In: Raschke, J. (Hrsg.): Bürger und Parteien. Ansichten und Analysen einer 
schwierigen Beziehung, Opladen 1982, S. 265; vgl. auch Hesse/Ellwein, die Geißler in 
diesem Zusammenhang auch zitieren, S. 162   
306Vgl. u.a. Kaack, a.a.O., S. 367 und Hesse/Ellwein, a.a.O., S. 164 
307Vgl. Kaack, a.a.O., S. 369  
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ihrer Mitglieder und nach ihrem Hervortreten in der Öffentlichkeit eine ausreichende Gewähr 
für die Ernsthaftigkeit dieser Zielsetzung bieten. Mitglieder einer Partei können nur 
natürliche Personen sein.“308   
  
Zentral bei dieser Begriffsbestimmung ist die Aufgabe der Parteien, wie sie 
auch aus dem Grundgesetz hervorgeht, Einfluss auf die politische 
Willensbildung des Volkes Einfluss zu nehmen. Als wichtigster Ausgangs-
punkt dieser Einflussnahme werden die Parlamente (Landtage, Bundestag) 
angesehen. Um im Landtag oder Bundestag vertreten zu sein, muss eine 
Partei sich auch an Landtags- oder Bundestagswahlen beteiligen.309 Laut § 2, 
Abs. 2 des Parteiengesetzes verwirkt eine politische Vereinigung das Recht, 
als Partei angesehen zu werden,  
„(...) wenn sie sechs Jahre lang weder an einer Bundestagswahl noch an einer Landtagswahl 
mit eigenen Wahlvorschlägen teilgenommen hat.“310                     
 
Des Weiteren wird die Ernsthaftigkeit der Zielsetzung der Parteien 
angesprochen, ohne aber exakte Beurteilungsmaßstäbe dafür auch zu liefern. 
Als Beurteilungskriterien gelten nur die Organisation, die Mitgliederzahl und 
das öffentliche Auftreten der Partei. 
Ergänzende Bestimmungen, wann eine politische Vereinigung eine politische 
Partei ist, lassen sich darüber hinaus in § 2, Abs. 3 des Parteiengesetzes 
nachlesen:  
„Politische Vereinigungen sind nicht Parteien, wenn erstens ihre Mitglieder oder die 
Mitglieder ihres Vorstands in der Mehrheit Ausländer sind oder zweitens ihr Sitz oder ihre 
Geschäftsleitung sich außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes befindet.“311      
 
Hier, wie auch im deutschen Staatsbürgerrecht, wird den ausländischen 
Mitbürgern konsequent die gleichberechtigte politische Mitwirkung auf 
Landes- und Bundesebene verwehrt. 
Darüber hinaus lösen § 1, Abs. 1-3 letzte Unterscheidungsprobleme zwischen 
politischen Vereinigungen und politischen Parteien. § 1, Abs. 1 definiert Art. 
21, Abs. 1, Satz 1 des Grundgesetzes und damit die Aufgabe der Parteien 
enger:  
„Die Parteien sind ein verfassungsrechtlich notwendiger Bestandteil der freiheitlich 
demokratischen Grundordnung. Sie erfüllen mit ihrer freien, dauernden Mitwirkung an der 
                                                 
308BGBI 1967 I, S. 774 , § 2,1 
309Vgl. Kaack, a.a.O., S. 369f.  
310BGBI 1967 I, S. 774, § 2,2  
311BGBI 1967 I, S. 774 § 2,3  
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politischen Willensbildung des Volkes eine ihnen nach dem Grundgesetz obliegende und von 
ihm verbürgte öffentliche Aufgabe.“312  
 
Allerdings erst in § 1, Abs. 2 des Parteiengesetzes werden die einzelnen 
Funktionen der Parteien konkret genannt. Die Parteien sollen demnach auf 
die öffentliche Meinung Einfluss nehmen, die politische Bildung anregen und 
vertiefen, die aktive Teilnahme der Bürger an der Politik fördern, 
qualifizierte Bürger fördern zur Übernahme von gesellschaftlicher 
Verantwortung, sich an Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen durch 
die Aufstellung von Bewerbern beteiligen, Einfluss nehmen auf die politische 
Entwicklung und auf die Regierung, ihre politischen Ziele in die politische 
Willensbildung einbringen und schließlich für eine lebendige Verbindung 
zwischen den Staatsorganen und dem Volk Sorge tragen.       
Da die Einflussnahme auf die politische Meinungsbildung des Volkes durch 
die Parteien nicht allein durch die parlamentarischen Diskussionen oder 
Wahlkampfauftritte und deren Berichterstattung in den öffentlichen Medien 
erfolgen kann, sieht das Parteiengesetz in § 1, Abs. 3 vor, dass die politischen 
Parteien ihre politischen Ziele in politischen Programmen offenlegen:  
„Die Parteien legen ihre Ziele in politischen Programmen nieder.“313  
 
Außerdem enthält das Parteiengesetz die Regelung, dass die Programme vom 
Parteitag beschlossen werden sollen:  
„Der Parteitag beschließt (...) über die Parteiprogramme (...).“314      
 
 
                                                 
312BGBI 1967 I, S. 773, § 1,1 
313BGBI 1967 I, S. 773, § 1,3 
314BGBI 1967, § 9,3  
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IV. 
Analyse der Programmatik der beiden so genannten Volksparteien SPD 
und CDU 
 
 
1.  Geschichte, Tradition und Entwicklung der SPD bis zur Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland 1949 
Die Gründung des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins (ADAV) unter 
Führung von Ferdinand Lassalle 1863 wird allgemein als Geburtsstunde der 
deutschen Arbeiterbewegung angesehen. Nach dem frühen Tod von 
Ferdinand Lassalle und ausgehend von einer Führungskrise innerhalb des 
ADAV entwickelte sich seit 1869 in Eisenach unter Führung von August 
Bebel und Wilhelm Liebknecht eine stärker marxistisch orientierte Partei, die 
Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP). Nach der Vereinigung der 
SDAP mit dem ADAV 1875 zur Sozialistischen Arbeiterpartei (SAPD) in 
Gotha blieben die innerparteilichen Gegensätze bestehen: auf der einen Seite 
die Lassalleaner, die auch weiterhin Lassalles Theorien wie z.B. der Idee der 
Gründung von Produktivassoziationen und der Schaffung eines „sozialen 
Königtums“ (Lorenz von Stein) nachhingen, und auf der anderen Seite der 
Parteiflügel um Bebel und Liebknecht, der die Marxsche Geschichts- und 
Gesellschaftstheorie vertrat.315 Die SAPD folgte in ihren Anfängen weniger 
den Theorien von Marx als denen von Lassalle, weshalb sich auch Marx und 
Engels vom Gothaer Programm distanzierten.316 Die Ursache für den großen 
Einfluss der Theorien Lassalles lag nicht nur an der größeren Mitgliederzahl 
des ADAV als der SDAP, sondern auch daran, dass eine internationalistisch 
geprägte Kommunismustheorie bis in die 1870er Jahre bei der Arbeiterschaft 
nicht gut ankommen konnte, zumal im 19. Jahrhundert in Deutschland neben 
der sozialen und der demokratischen die nationale Frage die öffentliche 
Diskussion dominierte.317           
Neben der wirtschaftlichen Ausbeutung der Arbeiterschaft waren die 
gesellschaftliche Ausgrenzung, die politische Unterdrückung und politische 
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 Vgl. Como, Frank: Die Diktatur der Einsicht. Ferdinand Lassalle und die Rhetorik des 
deutschen Sozialismus. Frankfurt a.M. 1991, S. 56f. 
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Verfolgung der sozialdemokratischen Parteiorganisationen die prägenden 
Erfahrungen der Sozialdemokraten. Bereits kurz nach der Gründung des 
Deutschen Kaiserreichs 1871 griff seit 1878 die Bismarcksche 
Sozialistengesetzgebung entscheidend in das alltägliche Leben der 
Parteimitglieder ein, so dass durch die weiter laufende Untergrundarbeit die 
Partei als eine Art Ghetto-Partei bezeichnet werden kann. Die Partei erfüllte 
für ihre Mitglieder und ihre Sympathisanten nicht nur politische Funktionen, 
sondern bald auch soziale durch die Gründung von Unterorganisationen und 
Gewerkschaften. Die Partei blieb bis 1914 eine reine Arbeitermilieupartei. 
Der Vorwurf, Vaterlandsverräter zu sein, traf viele Sozialdemokraten tief, so 
dass ein großer Teil der SPD-Fraktion im Deutschen Reichstag den 
Kriegskrediten 1914 zustimmte, auch wenn dieses Verhalten die dauerhafte 
Spaltung der Arbeiterbewegung beschleunigte (SPD - USPD/KPD). Die 
Bewilligung der Kriegskredite war jedoch nur Auslöser und nicht die 
eigentliche Ursache für die Spaltung. Vielmehr hatten sich die 
Konfliktgräben zwischen dem national, parlamentarisch orientiertem und 
dem als realpolitisch geltenden ADAV-Flügel und dem marxistisch-
internationalistisch orientierten SDAP-Flügel namentlich im 
Revisionismusstreit zwischen Eduard Bernstein und Karl Kautsky fortgesetzt. 
1916 formierte die spätere USPD eine eigene Reichstagsfraktion, 1917 wurde 
die Partei offiziell gegründet. Unmittelbar nach dem Krieg war der Auslöser 
der Parteiabspaltung hinfällig geworden, so dass sich der linke Flügel der 
USPD der neu gegründeten KPD anschloss und die eher gemäßigt geltenden, 
pazifistisch orientierten Mitglieder der USPD wieder in die SPD eintraten.318  
Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs war die bedeutendste Erfahrung der 
Sozialdemokratie die Übernahme der Regierungsverantwortung. Die SPD 
stellte mit Friedrich Ebert den ersten Reichspräsidenten der noch jungen 
Weimarer Republik und bildete zusammen mit dem katholischen Zentrum 
und der bürgerlich-fortschrittlichen Deutschen Demokratischen Partei (DDP) 
sowie der nationalliberalen Deutschen Volkspartei (DVP) die 
Reichsregierung von 1918 bis 1923 und von 1928 bis 1930.319 Dabei musste 
die SPD die Weimarer Republik gegen links- und rechtsextreme Angriffe 
verteidigen, was ihr letztlich nicht gelingen konnte, weil, so Lepsius, der 
Zusammenbruch der Republik zurückzuführen war auf den Zerfall des 
bürgerlich-liberalen Milieus und dessen Beeinflussung durch das 
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Gedankengut des Nationalsozialismus.320 Mit dem Ermächtigungsgesetz im 
März 1933 hörte nicht nur die Weimarer Republik auf zu existieren, sondern  
vorerst auch die Etablierung der Sozialdemokraten in der deutschen Politik. 
Die Sozialdemokraten verweigerten als einzige Partei im Deutschen 
Reichstag ihre Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz, wobei hinzugefügt 
werden muss, dass die Fraktionsmitglieder der KPD an der Abstimmung 
nicht mehr teilnehmen konnten, da sie wie auch einige sozialdemokratische 
Abgeordnete bereits verhaftet waren. Zwischen 1933 und 1945 waren die 
politische Verfolgung, der politische Widerstand im Untergrund oder in der 
Emigration sowie die innere Emigration Erfahrungen, die Sozialdemokraten 
und Kommunisten miteinander verbanden.   
 
      
1.1  Die programmatische Entwicklung der SPD nach dem Zweiten 
Weltkrieg  
 
Die Programmentwicklung der SPD seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
ist nur zu verstehen im Zusammenhang mit ihrer Parteigeschichte. Diese ist 
ausgehend von den nach Kunz/Maier/Stammen analysierten fünf Phasen (bis 
zu den 1970er Jahren) in acht Phasen einzuteilen:  
„1. die Nachkriegssituation 
 2. die Oppositionsrolle bis zum Godesberger Programm 
 3. das Godesberger Programm 
 4. das Regierungsbündnis der ‚Großen Koalition’ 
 5. die Kanzlerschaft der SPD“321 
 6. die Oppositionsrolle bis zum Berliner Programm 
 7. das Berliner Programm und die weitere Oppositionsrolle 
 8. die Kanzlerschaft unter Gerhard Schröder und die erneute  
     Programmreform.322 
 
Als erste Partei konnte die SPD ihre Parteiorganisation auf gesamtdeutscher 
Ebene wieder aufbauen. Das lag vor allem an der bis 1933 ausgeprägten und 
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starken Parteiorganisation. Viele ehemalige aktive Mitglieder kamen 
entweder aus der Emigration zurück oder meldeten sich wieder nach ihrem 
Abtauchen aus dem Untergrund. In vielen Orten organisierten sich die 
Ortsverbände bereits vor der Kapitulation Deutschlands am 7./8. Mai 1945. 
So hielt z.B. Kurt Schumacher bereits am 6. Mai seine erste programmatische 
Rede zur Gründung des Ortsvereins Hannover.323     
Es wird berichtet, dass nach 1945 sogar die alten Mitgliedsbücher wieder 
ausgegraben wurden, was vor allem dort, wo noch alte Genossen lebten, zu 
einer zügigen Aufnahme der örtlichen Parteiarbeit führte. Der Hauptgrund für 
die Schnelligkeit beim Auf- und Ausbau der Parteiorganisation war, dass die 
bis 1933 offiziellen Parteigruppen trotz Parteiverbots und Verfolgung der 
Parteimitglieder während des Nationalsozialismus den Kontakt untereinander 
aufrechterhalten konnten. Das hatte zur Folge, dass die bisher im Untergrund 
intensive Parteiarbeit nunmehr nur noch öffentlich gemacht werden musste. 
Obwohl die Westalliierten seit April 1945, zunächst unbefristet, jegliche 
politische Betätigung der Deutschen untersagt hatten, fand die 
Neuorganisation der SPD illegal statt, bis die Amerikaner im August, die 
Engländer im September und die Franzosen erst im Dezember 1945 den 
demokratischen Parteien die Lizenz zur politischen Betätigung gaben. 
Ohne auf die Einzelheiten der innerparteilichen Entwicklungen und 
Kontroversen der SPD bis 1949 näher eingehen zu wollen, müssen dennoch 
einige relevante geschichtspolitische Hintergründe erläutert werden, um die 
programmatische Entwicklung der SPD bis zu den im Mai 1946 in Hannover 
beschlossenen „Politischen Leitsätzen“ verstehen zu können.     
Direkt nach dem Krieg standen sich drei Gruppen innerhalb der 
Parteiführung konkurrierend gegenüber: a) das so genannte „Büro 
Schumacher“ in Hannover, geführt von dem ehemaligen 
Reichstagsabgeordneten Kurt Schumacher (die SPD-Parteizentrale wählte 
zunächst diese Bezeichnung, weil die Briten erst im September 1945 die 
Gründung von Parteien lizenzierten); b) der so genannte „Zentralausschuß 
der SPD“ in Berlin unter Leitung des ehemaligen Reichstagsabgeordneten 
Otto Grotewohl. Dem Zentralausschuss gehörten auch Max  Fechner und 
Gustav Dahrendorf an. Diese Gruppe stützte sich auf die SPD Berlins und 
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des gesamten sowjetischen Sektors und strebte vor allem den 
Zusammenschluss der Arbeiterklasse an; damit konsequenterweise die 
Vereinigung von SPD und KPD; c) die dritte Gruppe bildete der noch von 
1933 bestehende gewählte Rest des SPD-Vorstandes unter Führung von Hans 
Vogel, der bereits im Oktober 1945 verstarb. Während des Krieges im 
Londoner Exil und auch nach dem Krieg war diese Gruppe zwar juristisch 
gesehen legitimiert und ihr Mandat offiziell noch gültig, aber ihr Einfluss war 
de facto gering, zumal sie die Führung einer Gesamtorganisation der Partei 
nicht für sich beanspruchen konnte, weil die Alliierten zum einen dies gar 
nicht erlaubten und zum anderen ein vereinigtes Deutschland dafür die 
Voraussetzung bildete. Erst im Mai 1946 wurde Kurt Schumacher in 
Hannover zum offiziellen Parteivorsitzenden der SPD der drei westlichen 
Zonen gewählt.324 Zwischen Berlin, Hannover und London entwickelte sich 
daher direkt nach dem Krieg eine Konkurrenz um die Führung der 
Gesamtpartei. Dabei zeigte sich, dass zwischen dem ehemaligen 
Parteivorstand in London und dem „Büro Schumacher“ mehr politische 
Übereinstimmungen vorlagen als mit der Berliner Gruppe. Der Grund der 
Differenzen zwischen Hannover und London auf der einen Seite und Berlin 
auf der anderen bestand vor allem in der unterschiedlichen Einschätzung der 
KPD und der Sowjetunion. Während Grotewohl bzw. der Berliner 
„Zentralausschuß“ und viele Mitglieder der Ortsverbände in der sowjetischen 
Zone sich teilweise aktiv für eine Zusammenarbeit mit der KPD aussprachen, 
wendete sich Schumacher grundsätzlich gegen eine Vereinigung von KPD 
und SPD, dem sich die Vertreter der Parteiführungen in den Westzonen 
mehrheitlich anschlossen. 
Oft wird herausgestellt, dass die in der sowjetischen Zone andere 
Einschätzung dieser Frage das Ergebnis der sowjetischen Besatzungspolitik 
gewesen sei. Bei dieser Einschätzung sind vor allem zwei Gründe 
hervorzuheben: Erstens ermöglichten die Sowjets eine schnellere 
Reaktivierung der politischen Tätigkeit und Organisation der Parteien als die 
anderen Alliierten, wobei die KPD – von den Sowjets gefördert oder nicht, 
bleibt offen – sich als erste in einem nationalen Aufruf an das deutsche Volk 
wandte, in dem sie sich teilweise von der sowjetischen Besatzungspolitik 
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distanzierte und die Gründung eines antifaschistischen Parteienblocks 
vorschlug.325 Zweitens bemühten sich die Sowjets, durch das Drängen auf 
eine Vereinigung von KPD und SPD eine in breiten Teilen der Bevölkerung 
verankerte marxistisch-orientierte Arbeiterpartei zu gründen, als sich deutlich 
zeigte, dass die KPD nicht den Zulauf bekam, wie man ihn sich erhofft hatte. 
Außerdem hatte man unter den Sowjets und den deutschen Kommunisten 
anscheinend begründete Hoffnungen, dass auch unter den Sozialdemokraten 
durch die gemeinsamen Erlebnisse (Verfolgung, Inhaftierung, Arbeitsdienst, 
Flucht usw.) eine gewisse Bereitschaft zu einer Vereinigung der beiden 
Parteien bestand.326     
Bereits am 6. Mai 1945 erklärte Schumacher jeder Form einer 
„Einheitspartei“ eine klare Absage.327 Schumachers Entscheidung war 
weniger ideologisch als außenpolitisch begründet. Seine Kritik an den 
Bestrebungen der KPD lag darin begründet, dass er der KPD vorwarf, sie sei 
von der Sowjetunion beeinflusst und unselbständig. Die von der KPD in 
ihrem Aufruf propagierte nationale Politik sei lediglich Taktik, eine 
vereinigte Partei von KPD und SPD könne sich nach kurzer Zeit nicht mehr 
dem sowjetischen Einfluss entziehen, und die Kommunisten würden die 
Sozialdemokraten bald aus ihren Parteipositionen verdrängen und so die 
Parteiführung allmählich in ihre Hände bekommen. Auf einer juristisch 
gesehen noch illegalen Tagung in Wenningsen bei Hannover im Oktober 
1945, an der alle drei Führungsgruppen der SPD teilnahmen, erklärte 
Schumacher in Bezug auf eine mögliche Vereinigung der beiden Parteien 
deutlich:  
„Wir deutschen Sozialdemokraten sind nicht britisch und nicht russisch, nicht amerikanisch 
und nicht französisch. Wir sind die Vertreter des deutschen arbeitenden Volkes und damit 
der deutschen Nation. (...) Die Unterwerfung unter eine Einheitspartei wäre die Parteinahme 
für die eine gegen alle anderen Siegermächte (...) Die Sozialdemokratie denkt nicht daran, 
sich den außenpolitischen Zielen einer Siegermacht zu opfern. (...) Wir sind als bewusste 
Internationalisten bestrebt, mit allen internationalen Faktoren im Sinne des Friedens, des 
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Ausgleichs und der Ordnung zusammenzuarbeiten. Aber wir wollen uns nicht von einem 
Faktor ausnützen lassen. Im Sinne der deutschen Politik ist die Kommunistische Partei 
überflüssig. Ihr Lehrgebäude ist zertrümmert, ihre Linie durch die Geschichte widerlegt.“328            
 
Bei dem Zitat wird die außenpolitische Komponente der Ablehnung 
besonders deutlich. Grotewohl sagte zwar zu, eine Vereinigung mit der KPD 
in der sowjetisch besetzten Zone ohne Absprache mit den anderen 
Parteiführungen nicht vornehmen zu wollen, aber er konnte sich aus 
verschiedenen Gründen an diese Zusage nicht halten.329 Auch die SPD in den 
Westsektoren Berlins lehnte die Vereinigung ab. Zudem wäre eine 
Befürwortung der Vereinigung seitens der SPD in den Westzonen auf den 
Widerstand der Westalliierten gestoßen, die sich von Anfang an geweigert 
hatten, der SED eine Lizenz auszustellen.  
Dass der ideologische Aspekt bei der Ablehnung der Vereinigung eigentlich 
nur vorgeschoben war, zeigte die programmatische Weiterentenwicklung der 
SPD. Auf dem Delegierten-Parteitag der SPD vom 9. bis 11. Mai 1946 in 
Hannover, auf dem Kurt Schumacher zum Parteivorsitzenden und Erich 
Ollenhauer zum stellvertretenden Parteivorsitzenden der SPD in den drei 
Westzonen gewählt wurden, wurden die auf Schumachers Initiative 
formulierten „Politischen Leitsätze“ beschlossen. Die „Politischen Leitsätze“ 
lösten zwar nicht das bislang noch gültige Grundsatzprogramm, das 
Heidelberger Programm von 1925, ab, aber sie sollten das durch den 
Nationalsozialismus und der damit verbundenen Unterdrückung der 
innerparteilichen Diskussion entstandene Programm- und Theoriedefizit 
überwinden. Das Heidelberger Programm war noch geprägt von den 
Theorien Kaustskys und Bernsteins, also von orthodox-marxistischen und 
revisionistisch-reformerischen Theorien mit dem angeblich unwiderlegbaren 
Postulat des „wissenschaftlichen Sozialismus“. Obwohl dieses Programm- 
                                                 
328
 Schumacher, Kurt: Programmatische Erklärungen vom 15. Oktober 1945. In: Flechtheim, 
Ossip K.: Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 1945, 3. Band, 
Berlin 1963, S. 7     
329
 Sowohl Kaack als auch Kunz / Maier / Stammen weisen auf Pressionen gegenüber der 
unteren und der oberen Parteiebene hin. Kaack geht noch weiter, wenn er feststellt, dass 
Grotewohl, den Vereinigungsplänen positiv gegenüberstand, aber deshalb sein Versprechen 
nicht hielt, weil er wusste, dass Schumacher seinen Plan grundsätzlich ablehnte. Vgl. Kaack, 
a.a.O., S. 162; vgl. Kunz / Maier / Stammen, a.a.O., S. 54    
 152
und Theoriedefizit bestand, änderte sich an der politischen Grundhaltung, die 
aus dem Heidelberger Programm hervorging, zunächst nichts.    
Das politische Hauptziel in der Themenhierarchie des Parteiprogramms der 
„Politischen Leitsätze“ ist die Einführung des demokratischen Sozialismus in 
Deutschland. Schumachers Ansicht nach sei die Weimarer Republik deshalb 
gescheitert, weil der Sozialismus nicht verwirklicht worden sei und die 
meisten Parteien die parlamentarische Demokratie abgelehnt hätten. Die SPD 
sei die einzige Partei gewesen, die nicht verantwortlich sei für die 
Machtergreifung durch die Nazis. Daher sei die SPD zur Führung der 
deutschen Politik berufen. Um dieses Ziel zu erreichen, wurden die 
„Politischen Leitsätze“ beschlossen. Vorab kann bereits festgestellt werden, 
dass sich die SPD bei ihren Forderungen in ihrer sozialistischen Tradition als 
Arbeiterpartei treu blieb: Sozialisierung der Industrien mit 
planwirtschaftlicher Komponente. 
 
 
1.2 Politische Leitsätze (1946) 
 
Die ‚Politischen Leitsätze’ sind folgendermaßen strukturiert: 
 
I. ohne Überschrift (Präambel) 
    (Unterkapitel: Sozialismus und Selbstverwaltung) 
II.  Die Sofortmaßnahmen 
(Unterkapitel: Agrar- und Bodenreform; Lastenausgleich – Finanz-reform) 
III. „Nur eine Demokratie“ 
 (Unterkapitel: Freiheit und Sozialismus) 
IV. Gegenwartforderungen  
 (Unterkapitel: Verwaltungsreformen; Kirche, Staat und Kultur; 
 Arbeitsrecht – Sozialfürsorge) 
V. Die deutsche Einheit  
 (Unterkapitel: Die alliierte Politik; Internationalisierung Europas; 
 Sofort anpacken)330 
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1.2.1  Präambel 
 
Die Präambel eines Parteiprogramms ist deshalb so wichtig, weil in ihr das 
weitgespannte politische Selbstverständnis einer Partei deutlich wird. 
Die SPD setzt sich zunächst mit der jüngsten deutschen Geschichte 
auseinander. Als Hauptschuldige an der politischen Entwicklung zwischen 
1918 und 1945 macht die SPD die Kapitalisten und antidemokratische 
Gruppen verantwortlich:  
„In der Periode zwischen zwei Weltkriegen haben überall die Kräfte des Hochkapitalismus 
und der Reaktion versucht, den sozialistischen Konsequenzen der Demokratie zu 
entgehen.“331  
 
In ihrer Realanalyse bestimmt die SPD deskriptiv die Feinde der Demokratie 
in der Weimarer Republik. Gleichzeitig wird in dieser darstellenden und 
beschreibenden Form der Eindruck erweckt, diese anonym wirkenden, da 
nicht bezeichneten, Kräfte des Hochkapitalismus und der Reaktion seien 
geflüchtet vor den Entwicklungen der Demokratie.      
Warum aus einem demokratisch-parlamentarischen System als Konsequenz 
der Sozialismus erwachsen soll, lässt sich nur verstehen, wenn man weiß, 
dass spätestens seit dem Heidelberger Programm 1925 für die 
Sozialdemokratie eine demokratische Staatsform die Grundvoraussetzung 
bildet, um die politische Macht in demokratischen Wahlen zu erlangen (Man 
bemerke dabei, dass sich die SPD hier von ihrer früheren Revolutionstheorie 
und der eng damit verbundenen  Diktatur des Proletariats gelöst hat!).  
Die Umformung der kapitalistischen bzw. marktwirtschaftlichen 
Wirtschaftsform in eine sozialistische gilt für die SPD im Heidelberger 
Programm als Hauptziel ihrer Regierungspolitik:  
„Die Arbeiterklasse kann ihren ökonomischen Kampf nicht führen und ihre wirtschaftliche 
Organisation nicht voll entwickeln ohne politische Rechte. In der demokratischen Republik 
besitzt sie die Staatsform, deren Erhaltung und Ausbau für ihren Befreiungskampf eine 
                                                 
331
 Politische Leitsätze, S. 163  
 154
unerläßliche Notwendigkeit ist. Sie kann die Vergesellschaftung der Produktionsmittel nicht 
bewirken, ohne in den Besitz der politischen Macht gekommen zu sein.“332  
 
Insoweit zeigt sich die ideologische Kontinuität zwischen dem Heidelberger 
Programm von 1925 und den „Politischen Leitsätzen“ von 1946.                   
Obwohl in diesem Zitat von der eigenen Ingroup, der Arbeiterklasse,  die 
Rede ist, wird nicht die 1. Person Plural benutzt, sondern die 3. Person Plural. 
Der beschreibende Charakter zur Realanalyse soll hierbei anscheinend nicht 
verletzt werden, um deutlich zu machen, dass die Sozialdemokratie politisch 
ihr Ziel erreicht hat. Gleichzeit wird präskriptiv suggeriert, dass die 
Demokratie der Arbeiterklasse die einzige Möglichkeit biete (unerläßliche 
Notwendigkeit), die Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
voranzutreiben. 
Als weitere Schuldige für die Entstehung des „Dritten Reiches“ und der 
darauf folgenden Ablösung der parlamentarischen Demokratie sieht die SPD 
das Bürgertum und Teile der Arbeiterschaft an:  
„Das Versagen des deutschen Bürgertums und jenes Teils der Arbeiterbewegung, der den 
klassenpolitischen Wert der Demokratie nicht erkannt hatte, bildet den historischen 
Schuldteil des deutschen Volkes.“333  
 
In dieser historischen Realanalyse wird pauschal eine gesamte 
Gesellschaftsschicht zu den Hauptschuldigen für die Entstehung und 
Verbreitung des Nationalsozialismus auserkoren, was zu einem großen Teil 
sicherlich berechtigt ist, aber wahltaktisch wohl eher unklug. Insofern wird in 
dem Programm die jüngere Geschichte nicht nur beschrieben und insofern 
bewertet, als der Nationalsozialismus verurteilt würde, sondern auch ganze 
soziale Gruppen bzw. ihr Verhalten bewertet, beurteilt und sogar 
vorjuristisch gewissermaßen verurteilt.  
Im Folgenden wird im ersten Kapitel das Dritte Reich verurteilt: 
„Mit denselben Methoden, mit denen das ‚Dritte Reich’ die Austragung der 
Klassengegensätze gewaltsam unterdrückt hatte, förderte es den Gegensatz der Nationen 
untereinander. Die unvermeidliche Folge der Diktatur war der Krieg und damit die 
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Zerstörung der bisherigen Grundlagen des wirtschaftlichen, staatlichen und kulturellen 
Lebens.“334 
 
Weiter wird analysiert, dass Deutschland durch die Kriegszerstörungen 
wirtschaftlich so ruiniert sei, dass es in der derzeitigen Situation nicht 
existieren könne.   
Es folgt nun die Erklärung, dass Deutschland die Verantwortung für das von 
den Nationalsozialisten verübte Unrecht tragen müsse. 
Ihre Hauptaufgabe sieht die SPD für die Zukunft darin, „(...) alle demokratischen Kräfte 
Deutschlands im Zeichen des Sozialismus zu sammeln.“335  
 
Die Durchsetzung des Sozialismus ist, so kann bereits hier festgestellt 
werden, das Hauptziel der SPD. Alle anderen Grundwerte sind für die SPD 
dem Sozialismus untergeordnet bzw. ergänzen das Sozialismusverständnis der 
SPD 1946. 
Wie der Sozialismus ohne Zwang eingeführt werden soll – das kann schon 
vorab festgestellt werden –, bleibt im Verlaufe des Programms unklar. 
Ebenso ungeklärt bleibt, wie die SPD auf rein demokratischer Grundlage ihre 
ökonomischen Ziele umsetzen will, denn sie schreibt präskriptiv vor:  
„Nicht nur die politischen Machtverhältnisse, sondern auch ihre ökonomischen Grundlagen 
müssen geändert werden.“336 
Politik und Wirtschaftssystem hängen für die SPD 1946 unmittelbar 
zusammen. Insofern hat der Begriff Sozialismus für die SPD nicht nur ein 
hohes deontisches Potential in seiner Sollensbedeutung, sondern ist für die 
SPD ein Muss mit höchstem präskriptivem Charakter, da sie keine 
Alternative zu ihrem politischen Konzept sieht.   
In welcher Weise sich die Sozialdemokraten eine Veränderung der 
„ökonomischen Grundlagen“ vorstellen, wird im Unterkapitel „Sozialismus 
und Selbstverwaltung“ deutlich. Zunächst geht die SPD von der These aus, 
dass in Deutschland nicht mehr der Kapitalismus als Wirtschaftsform  
gewählt werden dürfe, da er nicht in der Lage sei, die sozialen Bedürfnisse zu 
erfüllen:  
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„Das heutige Deutschland ist nicht mehr in der Lage, eine privatkapitalistische 
Profitwirtschaft zu ertragen und Ausbeutungsgewinne, Kapitaldividenden und Grundrenten 
zu zahlen. Die jetzt noch herrschenden Eigentumsverhältnisse entsprechen nicht mehr den 
sonstigen gesellschaftlichen Zuständen und Bedürfnissen. Sie sind zu dem schwersten 
Hemmnis der Erholung des Fortschritts geworden.“337                         
 
Es wird nicht gesagt: Das heutige Deutschland ist unseres Erachtens …, 
sondern „(…) Das heutige Deutschland ist (…)“. Durch die Wahl der 
Imperativform mit dem Hilfsverb sein soll eine Alternativlosigkeit zum 
sozialdemokratischen Wirtschaftskonzept suggeriert werden.   
Insofern wird die vermeintliche deskriptive Realanalyse nur zum Schein 
vorgenommen, die Präskription bzw. Denkvorschrift ist das eigentliche Ziel. 
   
Weiterhin wird in den Leitsätzen erläutert, die Mehrheit der Bevölkerung 
habe durch den Krieg alles verloren, während eine Minderheit reicher 
geworden sei. Dieser Zustand müsse durch eine neue Gesellschaftsordnung 
überwunden werden.  
Auf ökonomischem Gebiet stellt sich die SPD „(...) eine sozialistische 
Wirtschaft durch planmäßige Lenkung und gemeinwirtschaftlicher 
Gestaltung“338 vor, wobei sich die Produktion nach den allgemeinen 
Bedürfnissen richten soll. Gleichzeitig erteilt die SPD einer zentralistischen 
Planwirtschaft, die sich auf alle wirtschaftlichen Bereiche bezieht wie in der 
Sowjetunion eine klare Absage:  
„Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel erfolgt auf verschiedene Weise und in 
verschiedenen Formen. Es gibt für den Sozialismus keine Einförmigkeit und keine 
Unfreiheit, keinen kommandierenden Kasernensozialismus, keine Uniformität. Es gibt keine 
sozialistische Gesellschaft ohne die mannigfaltigsten Betriebsarten und Formen der 
Produktion. Der Sozialismus will soviel wirtschaftliche Selbstverwaltung wie möglich unter 
stärkster Beteiligung der Arbeiter und Verbraucher.“339 
 
Deskriptiv kann der Sozialismus als von der SPD 1946 angestrebte 
Wirtschaftsform definiert werden, in der die Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel durchgeführt wird und daneben verschiedene 
Unternehmungsformen existieren.  
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Insofern soll die planmäßige Lenkung durch die Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel wirtschaftliche Freiheit erst ermöglichen, was angesichts 
der damit notwendig werdenden Enteignungen der Produktionsmittel aus 
Privatbesitz nach heutigen Maßstäben der Beurteilung widersinnig klingen 
mag.  
 
Im Folgenden sollen die ‚Politischen Leitsätze’ der SPD hinsichtlich der 
Grundwerte und ihres Sozialismusverständnis untersucht werden. 
 
 
 
1.2.2  Sozialismus als Wirtschaftsform 
 
Der Begriff Sozialismus, so wie ihn die SPD 1946 verwendet, soll hier an 
erster Stelle analysiert werden, weil sich von ihm ausgehend die meisten 
anderen Grundwerte, die für die SPD zentral sind, ableiten lassen.  
Die SPD fordert 1946 unter dem Begriff Sozialismus traditionsgemäß vor 
allem die Planwirtschaft und eine weitgehende Verstaatlichung der 
Großindustrie. Im II. Kapitel „Die Sofortmaßnahmen“ ist dementsprechend 
von der Sozialisierung der Großindustrie die Rede. Zu dieser zählen die 
Sozialdemokraten den Bergbau, die Eisen- und Stahlindustrie, die chemische 
Industrie, die synthetische Industrie, die Versorgungsindustriebetriebe (z.B. 
Wasser, Strom usw.); im Prinzip sollen präskriptiv alle Industriebetriebe, die 
eine gewisse Größe überschritten haben, in Allgemeinbesitz umgewandelt 
werden:  
„(...) alle Teile der verarbeitenden Industrie, die zur Großunternehmung drängen, sind in das 
Eigentum der Allgemeinheit zu überführen.“340 
 
Die SPD will das Genossenschaftsprinzip für Kleinbetriebe des Handwerks, 
des Handels und der Landwirtschaft fördern, landwirtschaftlichen 
Großgrundbesitz auflösen und entweder auf bäuerliche Kleinbetriebe 
verteilen oder in genossenschaftlichen Gemeinbesitz umwandeln.   
Die sozialistische Lenkung soll aber noch viel weiter gehen: so soll die 
Verkehrspolitik, das Bank- und Kreditwesen sowie das Versicherungswesen 
verstaatlicht werden.341 
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Wie deutlich geworden, betrifft die geplante Umwandlung der 
Wirtschaftsform fast sämtliche Bereiche, wobei die Kleinbetriebe, solange sie 
klein bleiben, verschont werden sollen, denn der  
„(...) Klein- und Mittelbetrieb (...) hat in der von der Sozialdemokratie angestrebten 
Wirtschaftsordnung wichtige Aufgaben zu erfüllen und soll sich innerhalb dieser Grenzen 
entfalten.“342       
 
Wie diese Grenzen jedoch von den im Wettbewerb stehenden Kleinbetrieben 
eingehalten werden sollen, bleibt fraglich. Z.B. ein Handwerksbetrieb wird 
immer darauf ausgerichtet sein, Gewinne zu erwirtschaften. Soll der 
Kleinbetrieb dann, wenn seine Gewinne zu groß werden und er sich über die 
Größenordnung eines Mittelbetriebes erweitert, enteignet, verstaatlicht oder 
vergesellschaftet werden? Auf diese Fragen gibt das SPD-Programm keine 
Antwort.  
Zu den Sofortmaßnahmen gehört auch die Wohnungswirtschaft, die „(…) 
straffster öffentlicher Lenkung (…)“343 bedürfe. Durch die enormen 
Kriegszerstörungen besonders in den Städten ist die Forderung nach 
staatlichem Engagement beim Wohnungsbau verständlich. In folgender 
Formulierung wird jedoch deutlich, wie die SPD zum Privateigentum (z.B. 
Immobilien) steht:  
„In der Periode der Wohnungsnot ist der Gedanke der genügenden Unterbringung aller und 
nicht die Erhaltung der Bequemlichkeit einzelner entscheidend.“344    
 
Bequemlichkeit hat die deontisch negative Nebenbedeutung der 
Nutzlosigkeit. Der private Immobilienbesitz oder der private Vorteil, eine 
große Mietwohnung sich leisten zu können, ist demnach zwar bequem, aber 
gesellschaftlich nicht relevant.    
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die SPD Verstaatlichung, 
Planwirtschaft und Förderung des Genossenschaftswesens in fast allen 
wirtschaftlichen Bereichen fordert und lediglich den Klein- und 
Mittelbetrieben (wobei nicht festgelegt wird, wer darunter zählt bzw. wann 
man nicht mehr darunter zählt) die wirtschaftliche Selbständigkeit gestatten 
will.   
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1.2.3 Demokratie und Sozialismus 
 
Demokratie und Sozialismus sind für die SPD von 1946 eng miteinander 
verwoben, bedingen einander. Im III. Kapitel „Nur eine Demokratie“ wird 
das Demokratieverständnis der Sozialdemokraten deutlich. Dort heißt es:  
„Es gibt keinen Sozialismus ohne Demokratie (...)“ und „Wie der Sozialismus ohne 
Demokratie nicht möglich ist, so ist umgekehrt die Demokratie im Kapitalismus in steter 
Gefahr. Auf Grund der besonderen geschichtlichen Gegebenheiten und Eigenheiten der 
geistigen Entwicklung in Deutschland braucht die deutsche Demokratie den Sozialismus. Die 
deutsche Demokratie muß sozialistisch sein, oder die gegenrevolutionären Kräfte werden sie 
wieder zerstören.“345  
 
Sozialismus ist demnach für die SPD ohne Demokratie 1946 nicht denkbar. 
Der Kapitalismus hat als Begriff für eine Wirtschaftsform für die SPD ein 
erhebliches negatives deontisches Potential und ist für die SPD nicht nur in 
ihrer deskriptiven Realanalyse, sondern wohl auch als Empfindung eine 
Bedrohung der Demokratie. 
Diese 'Entweder-oder-Interpretation' der eigenen Realität ist ideologie-
gebunden, d.h. erfahrungsbezogen durchaus verständlich. Eine nicht-
sozialistische Demokratie scheint für die SPD nicht vorstellbar zu sein bzw. 
erscheint als nicht überlebensfähig. Hier wird aus SPD-Sicht implizit der 
Hauptgrund für die Katastrophe des Dritten Reichs geliefert: die 
imperialistischen Interessen der kapitalistischen Großunternehmen sowie die 
antisemitische, deutschnationale und antidemokratische Denktradition in 
Deutschland, die zum Erfolg des Nationalsozialismus 1933 verholfen haben 
sollen.      
Als Hauptaufgabe sieht die SPD an, die deutsche Bevölkerung von der 
Notwendigkeit des Sozialismus und den damit verbundenen o. g. 
wirtschaftspolitischen Veränderungen zu überzeugen. Dabei benutzt sie ein 
vulgärmarxistisches Vokabular:  
„Die deutsche Sozialdemokratie sieht ihre politische Aufgabe darin, die umstürzenden 
Veränderungen des gesellschaftlichen Seins, die unvermeidlich und notwendig sind, in das 
politische Bewußtsein der Massen zu übertragen und die Mehrheit des Volkes für den 
Sozialismus zu gewinnen.“346  
 
Denn, so könnte man hier im Sinne der sozialdemokratischen Ingroup 
hinzufügen: Das gesellschaftliche Sein bestimmt (ja) das Bewusstsein. Dieser 
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Logik folgend müsste sich in kürzester Zeit eine breite Mehrheit der 
Wahlbevölkerung für die Ziele der SPD aussprechen. Da sich die SPD dessen 
anscheinend sicher ist, spricht sie sich auch für das Ziel einer „starke(n), 
kampfbereite(n) Demokratie“347 aus. Stark und kampfbereit muss hier im 
Zusammenhang mit dem Ermächtigungsgesetz durch die Nationalsozialisten 
betrachtet werden, das das Ende der Weimarer Republik besiegelte. Dass die 
SPD in diesem Zusammenhang darauf hinweist, dass es für sie ebenso  „(…) 
keine bürgerliche und keine proletarische Demokratie (…)“ gebe, wie auch 
keinen „reformistischen oder (...) revolutionären Sozialismus“348, muss als 
Erklärung verstanden werden, warum sich die SPD von der Idee einer 
proletarischen Revolution verabschiedet. So entscheidet sich die SPD-
Führung 1946 für die Kompromissformel „Jeder Sozialismus ist revolutionär, 
wenn er vorwärtsdrängend und neugestaltend ist.“349, um den 
innerparteilichen Revisionismusstreit ad Acta zu legen. Der 
sozialdemokratischen Sprachregelung von 1946 nach ist eine Partei bereits 
dann revolutionär, wenn sie sich in der parlamentarischen Demokratie 
zukunftsorientiert für etwas Neues einsetzt. Damit ist dem Revolutionsbegriff 
eigentlich jede Schärfe genommen, mit der man ehedem ganze soziale 
Gruppen in Angst und Schrecken versetzen konnte: Revolutionsfurcht, 
Revolutionsangst, nicht nur das Gespenst des Kommunismus ging um, 
sondern auch das Gespenst der Revolution.  
Zwar sollte damit der Revolutionsbegriff entschärft werden, aber man wollte 
nicht auf ihn verzichten und konnte weiter alte ‚Kampfgenossen’ durch eine 
radikale Sprache ansprechen. Diese verbale Strategie, radikale politische 
Sprache und parlamentarisch geregelte und daran orientierte politisch 
gemäßigte Praxis kennzeichnet noch jahrzehntelang die Außendarstellung der 
SPD.  
Der Begriff Revolution birgt in der deutschen Gesellschaft ein gespaltenes 
deontisches Potential. Sowohl die Möglichkeit Die Revolution muss 
durchgeführt werden als auch Die Revolution muss verhindert werden sind 
signifikante konträre Wertungen ein- und dergleichen politischen Sachlage. 
Dass die SPD sich weiter zum Begriff Revolution bekennt, beweist, dass sie 
sich noch nicht als Volkspartei versteht, die versucht, verschiedene soziale 
Gruppen in sich zu vereinigen, wie z.B. die CDU bereits zu ihrer Gründung.   
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Warum aber entscheidet sich die SPD für die Demokratie, wenn doch der 
Sozialismus viel einfacher durch eine proletarische Revolution mit 
anschließender proletarischer Diktatur zu erreichen wäre?  
Für die SPD ist die Demokratie „(...) für alle Schaffenden die beste Form des 
politischen Kampfes“ und „ebenso eine sittliche wie eine machtpolitische 
Notwendigkeit.“350  
 
Auf die „sittliche“ Komponente bei der Forderung nach Demokratie wird im 
Zusammenhang mit dem Grundwert Freiheit noch eingegangen; was aber 
meint die SPD mit „machtpolitische(r) Notwendigkeit“? Eine Erklärung 
könnte lauten, dass die SPD-Führung (also vor allem Schumacher) sich 
darüber bewusst war, dass die Mehrheit der Bevölkerung eine von der SPD 
geführte proletarische Revolution nicht mittragen würde, ganz zu schweigen 
von den Interessen und voraussehbaren Widerständen vonseiten der 
Westalliierten. Die andere und meines Erachtens richtigere Erklärung leitet 
sich aus dem sozialdemokratischen Freiheitsverständnis ab:  
„Die deutsche Sozialdemokratie lehnt jeden Rückfall in totalitäres Denken und Handeln 
entschlossen ab.“351  
 
Machtpolitik und Moral haben insofern viel miteinander zu tun, da die SPD 
1946 glaubt, dass nur eine verfassungsrechtlich gesicherte Demokratie die 
Voraussetzung dafür liefert, dass die SPD dauerhaft an politischen 
Entscheidungsprozessen beteiligt sein kann.  
Die SPD will „(...) die freiwillige Eingliederung aus eigener Erkenntnis mit dem Recht der 
Kritik ihrer Anhänger.“352  
 
Da für die SPD der Sozialismus nur mit und in einer demokratischen 
Staatsform angestrebt werden soll, erklärt sie feierlich, dass es keinen 
Sozialismus „(...) ohne die Freiheit des Erkennens und die Freiheit der Kritik (...)“ 
gebe.353          
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1.2.4 Menschenwürde   
 
Explizit wird dieser Begriff in den ‚Politischen Leitsätzen’  nicht verwendet. 
Stattdessen ist im Unterkapitel „Lastenausgleich – Finanzreform“ des IV. 
Kapitels von der menschlichen Persönlichkeit die Rede, die ökonomisch 
befreit werden müsse:  
„Die deutsche Sozialdemokratie erstrebt mit ihrer Wirtschaftspolitik die ökonomische 
Befreiung der menschlichen Persönlichkeit.“354  
 
Die vollständige Würde des Menschen ist laut SPD nur zu erreichen durch 
die Abschaffung des kapitalistischen Systems:  
„Erst die Überwindung jeder Form der Ausbeutung wird den Menschen in den vollen Besitz 
seiner Rechte und zu Entfaltung seiner persönlichen Werte bringen.“355  
 
Welche Rechte und welche persönlichen Werte dies seien, wird in diesem 
Programm nicht gesagt.  
 
Im III. Kapitel „Nur eine Demokratie“ erläutert die SPD ihr Demokratie- und 
Sozialismusverständnis. In diesem Zusammenhang taucht wieder der Begriff 
der menschlichen Persönlichkeit auf:  
„Es gibt aber auch keinen Sozialismus ohne Menschlichkeit und ohne Achtung vor der 
menschlichen Persönlichkeit.“356  
 
Menschlichkeit sowie die Achtung vor der menschlichen Persönlichkeit sind 
also anzustrebende Werte, wobei aber noch nicht ausgeführt wird, was die 
SPD unter diesen Werten versteht.   
Erst die Ausführungen zu den Grundwerten Freiheit und Gleichheit in den 
Unterkapiteln „Kirche, Staat und Kultur“ sowie „Arbeitsrecht – 
Sozialfürsorge“ des IV. Kapitels „Gegenwartforderungen“ geben implizit 
Aufschluss über das sozialdemokratische Verständnis von Menschenwürde. 
So heißt es unter anderem im Unterkapitel „Kirche, Staat und Kultur“, wo in 
den Bereichen Religion, Kunst, Wissenschaft und Lehre, Schulwesen und 
Presse der Grundwert Freiheit gefordert wird, zum Schulwesen: 
„Die Schulen sollen die Jugend frei von totalitären und intoleranten Anschauungen erziehen 
im Geist der Humanität, der Demokratie, der sozialen Verantwortung und der 
Völkerverständigung.“357  
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Der Grundwert Menschenwürde, so kann hier behauptet werden, ist eng 
verknüpft mit den Begriffen Humanität, Menschlichkeit, die in Deutschland 
traditionell an das humanistische Erziehungsideal angelehnt sind. 
Im Unterkapitel „Arbeitsrecht – Sozialfürsorge“ werden implizit weitere 
Hinweise für das sozialdemokratische Verständnis von Menschenwürde 
geliefert. So heißt es zum Fürsorge- und Gesundheitswesen:  
„Zur Erhaltung der Gesundheit, zum Schutz der Mutterschaft, zur Versorgung gegen 
wirtschaftliche Folgen von Alter und Unfällen soll eine einheitliche Sozialversicherung 
geschaffen werden, bei der die Versicherten maßgebend mitzuwirken haben. Jugendfürsorge 
und Jugendwohlfahrt sind öffentliche Aufgaben. Die Opfer des Krieges und der Diktatur 
haben Anspruch auf ausreichende Hilfe.“358 
 
Zum anzustrebenden Grundwert Menschenwürde zählen die Sozial-
demokraten demnach auch die öffentliche Sorge in den Bereichen 
Gesundheit, Mutterschutz, Altersversorgung, Unfallschutz, Jugendfürsorge 
und -wohlfahrt sowie die finanzielle Unterstützung der Kriegsopfer und der 
politisch Verfolgten.             
 
 
1.2.5  Freiheit 
 
Die menschliche Persönlichkeit muss laut SPD ökonomisch befreit werden. 
Das setzt voraus, dass die Menschen ökonomisch gefangen sind, sonst 
müssten sie ja nicht erst befreit werden. Die Menschen sind laut SPD von der 
wirtschaftlichen Ausbeutung des kapitalistischen Systems gefangen. 
Insofern ist für die SPD auch die wirtschaftliche Freiheit abhängig davon, 
inwieweit der Sozialismus verwirklicht werden kann. 
Sich selbst charakterisierend verkündet das Programm feierlich, dass der „(…) 
Charakter der deutschen Sozialdemokratie (...) in ihrem kompromißlosen Willen zu Freiheit 
und Sozialismus.“ bestehe, den sie als einzige Partei in Deutschland der jüngsten 
Vergangenheit bewiesen habe.359 
Wie im vorigen Kapitel Demokratie und Sozialismus bereits erwähnt, lehnt 
die SPD jede Form des politischen Totalitarismus ab, um die Freiheit des 
Einzelnen zu gewährleisten. Der SPD geht es im Zusammenhang mit Freiheit 
aber auch um die Unabhängigkeit Deutschlands gegenüber dem Ausland, 
namentlich den Alliierten. 
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Des Weiteren wird der Begriff Freiheit im Unterkapitel „Kirche, Staat und 
Kultur“ des IV. Kapitels „Gegenwartsforderungen“ expliziert. Zu erwähnen 
sind hierbei die Forderung nach „Glaubens- und Gewissenfreiheit“, wobei die 
„Trennung von Kirche und Staat“ dafür sorgen soll, dass die Kirchen und 
andere „Weltanschauungsgemeinschaften“, „(...) in Freiheit die ihnen eigenen 
Aufgaben (...) erfüllen (...)“360 können.          
„Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sollen wieder frei sein (...)“361 und die 
Schüler sollen in öffentlichen Schulen „(...) frei von totalitären und intoleranten 
Anschauungen (...) im Geist der Humanität, der Demokratie, der sozialen Verantwortung und 
der Völkerverständigung“362 erzogen werden. Am Ende des Unterkapitels wird 
präskriptiv noch hinzugefügt:  
„Die Freiheit der Meinungsäußerung und der Kritik muß auch die Freiheit der Presse ihren 
Ausdruck finden.“363 
 
Der Grundwert Freiheit lässt sich für die SPD 1946 folgendermaßen 
zusammenfassen: Voraussetzung für Freiheit bildet demnach die a) 
ökonomische Befreiung der Menschen durch eine sozialistische 
Wirtschaftsform; b) Absage an jede Form des politischen Totalitarismus; c) 
Glaubens- und Gewissensfreiheit; d) Trennung von Kirche und Staat; e) 
Freiheit der Kunst, der Wissenschaft und Lehre; f) demokratische Erziehung 
der Schüler an den Schulen; g) Recht der freien Meinungsäußerung und 
Pressefreiheit.     
 
 
1.2.6 Frieden 
 
Das Thema Frieden spielt entsprechend den Erfahrungen des Zweiten 
Weltkriegs auch für die Sozialdemokraten eine wichtige Rolle. Zunächst wird 
in der Präambel postuliert, dass nur „(…) eine völlige Umgestaltung (…)“ 
der Wirtschaft im Sinne des Sozialismus die Freiheit und den Frieden 
sichere.364     
Die SPD versteht sich selbst als Partei des Friedens, so wie sie im III. Kapitel 
im Unterkapitel „Freiheit und Sozialismus“ verkündet.365 
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Für die SPD ist die deutsche Einheit eine wichtige Voraussetzung für den 
Frieden. Im V. Kapitel „Die deutsche Einheit“ erkennt die SPD daher die 
„(…) Pflicht zur Wiedergutmachung im Rahmen der wirtschaftlichen Möglichkeiten des 
deutschen Volkes (…)“366 an und setzt sich für die Bestrafung der Schuldigen 
und Kriegsverbrecher ein.  
Im Unterkapitel „Die alliierte Politik“ des gleichen Kapitels fordert die SPD 
eine einheitliche Politik der Besatzungsmächte gegenüber Deutschland und 
die „(…) Erhaltung Deutschlands als eines nationalen, staatlichen und wirtschaftlichen 
Ganzen (…)“367, um vor allem den jungen Menschen „(…) die Ideen des Friedens, 
der Demokratie und des Sozialismus nicht als Ergebnis des Zusammenbruchs des Dritten 
Reiches, sondern als selbstgewollte, höhere Notwendigkeit (…)“368 zu vermitteln. 
 
Deutschland soll in „(…) die neue internationale Organisation der Völker (…)“369 
eingegliedert werden, da es auf die internationale Unterstützung angewiesen 
sei. Welcher Art diese „internationale Organisation“ sein soll, wird im 
Unterkapitel „Internationalisierung Europas“ des gleichen Kapitels deutlich: 
„Die deutsche Sozialdemokratie erstrebt die Vereinigten Staaten von Europa, eine 
demokratische und sozialistische Förderation europäischer Staaten. Sie will ein 
sozialistisches Deutschland in einem sozialistischen Europa.“370  
 
Dass ein vereinigtes Europa auch gleichzeitig unter sozialistischem 
Vorzeichen entstehen soll, entspricht dem idealistischen, wenn nicht sogar 
utopischen Wunschdenken Schumachers und der SPD-Führungsriege. 
Verknüpft mit der präskriptiven Aussage „Nur so kann Europa zur Solidarität mit 
den Völkern aller Kontinente gelangen.“371 bekommt dieser Teil des Programms 
einen kategorischen Charakter. Wenn es also nicht zu einem sozialistisch 
vereinten Europa kommt, so könnte der Rückschluss gezogen werden, wird 
es auch keinen Frieden geben.  
Im letzten Abschnitt des Unterkapitels wird die sozialistische Internationale 
gepriesen, der die SPD-Mitgliederschaft als Ingroup angehört:  
„Die Sozialdemokratie steht in dem gemeinsamen Kampf der Sozialisten aller Länder gegen 
jede Form der Ausbeutung, des Imperialismus und des Faschismus, der Reaktion und des 
hegemonialen Nationalismus, die große geschichtsbildende Kraft, die Frieden und Freiheit 
für alle Völker sichern kann.“372  
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Dieser gemeinsame Kampf zeigt deutlich auf, auf was sich Ingroup und 
Outgroup einstellen müssen. Wer zu der eigenen Gruppe, zur SPD gehört, hat 
internationale Partner, die Outgroup, also diejenigen, die nicht der SPD 
angehören, muss sich jedoch auf einen internationalen Gegner, die 
Sozialisten aller Länder einstellen.     
 
Der Grundwert Frieden lässt sich für die SPD 1946 folgendermaßen 
zusammenfassen: Grundvoraussetzung für Frieden bildet a) die Einführung 
einer sozialistischen Wirtschaftsform in Deutschland; b) die deutsche Einheit; 
c) die Anerkennung der Kriegsschuld mit der Anerkennung von 
Reparationszahlungen; d) die sozialistischen und demokratischen vereinigten 
Staaten von Europa; e) der sozialistische Kampf für den Frieden.     
 
 
 
1.2.7  Gerechtigkeit und Gleichheit 
 
Soziale Gerechtigkeit soll durch die sozialistische Wirtschaftsform erreicht 
werden, wobei der Grundwert Gleichheit für die SPD eine herausragende 
Rolle spielt, um überhaupt Gerechtigkeit zu gewährleisten. Explizit wird 
soziale Gerechtigkeit nur einmal genannt und zwar im Zusammenhang mit 
der geforderten „Agrar- und Bodenreform“ im gleich lautenden Unterkapitel 
des II. Kapitels „Sofortmaßnahmen“. Dabei soll der Großgrundbesitz wie 
bereits beschrieben in genossenschaftlichen Allgemeinbesitz oder auf 
bäuerliche Kleinbetriebe übertragen werden. Das bilde, so die SPD,  
„(…) die Voraussetzung der sozialen Gerechtigkeit auf dem Lande.“373  
 
Wie bereits angedeutet ist die sozialdemokratische Vorstellung von 
Gerechtigkeit nicht zu unterscheiden von der von ihr in sämtlichen Bereichen 
geforderten Gleichheit. So ist der später formulierte CDU-Vorwurf der 
Gleichmacherei zumindest für die SPD von 1946 nicht unberechtigt. 
Interessant erscheinen in diesem Zusammenhang die SPD-Forderungen nach 
einem „Lastenausgleich“ und einer „Finanzreform“ (Vgl. Unterkapitel 
„Lastenausgleich - Finanzreform“ des II. Kapitels „Sofortmaßnahmen“), in 
denen es u. a. heißt:  
„Der Lastenausgleich zwischen den Besitzenden und den Nichtbesitzenden ist so 
vorzunehmen, daß ein soziales Niveau ohne Privilegierte und ohne Benachteiligte 
entsteht.“374  
                                                 
373Ebd., S. 164  
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Die SPD will also eine soziale Egalität der verschiedenen sozialen Gruppen, 
ob Bildungsbürgertum, Besitzbürgertum, Arbeiterschicht, Adel usw. Dass es 
ihr auch darum geht, das „Existenzminimum“375 dabei zu sichern, sei hier 
erwähnt, aber wie diese soziale Egalisierung vorgenommen werden soll (z.B. 
durch Enteignung des Privateigentums), wird hier nicht gesagt, sondern 
völlig ausgeblendet. 
Weiter verdeutlicht wird der Grundwert Gleichheit in den Unterkapiteln 
„Verwaltungsreformen“, „Kirche, Staat und Kultur“ und „Arbeitsrecht - 
Sozialfürsorge“ des IV. Kapitels „Gegenwartsforderungen“. So heißt es zu 
den geforderten Verwaltungsreformen:  
„Alle Staatsbürger sind ohne Ansehen des Herkommens, des Glaubens, der Rasse oder des 
Geschlechts nach Maßgabe der Gesetze und entsprechend ihrer Befähigung und ihrer 
Leistungen zu den öffentlichen Ämtern zugelassen.“376  
 
Außerdem wird auf die Gleichheit vor dem Recht gedrungen:  
„Alle Bürger müssen vor dem Gesetz gleich sein.“377  
 
Dabei soll jede Form von Ausnahmegerichten abgeschafft werden.   
Beim Thema Bildung wird zwar nicht explizit das Wort Gleichheit oder das 
entsprechende Adjektiv gleich verwendet, aber durch die Wahl der 
Pluralform Allen Deutschen bezieht sich die SPD auf  eben diese Gleichheit: 
„Allen Deutschen stehen die Bildungsmöglichkeiten allein entsprechend ihrer Befähigung 
offen. Sie sind unabhängig von Bekenntnis, Staat und Besitz.“378 
 
Hier wird einschränkend „entsprechend ihrer Befähigung“ hinzugefügt, 
womit deutlich gemacht wird, dass man zwar eine soziale Gleichheit anstrebt, 
dass es aber durchaus intellektuelle Unterschiede zwischen den Menschen 
gibt, die auch durch gleiche soziale Bedingungen nicht aufgehoben werden 
können. Die Wahl des Indikativs vermittelt inhaltlich den Eindruck, als wenn 
dieser Zustand bereits der Realität angehöre und gar keine Forderung der 
SPD sei. Bei näherer Betrachtung erweckt aber gerade die gewählte 
Beschreibungsform höchste Präskriptivität. Wer so formuliert, der schließt 
Kritik im Vorhinein aus, für den ist in dieser Hinsicht Kritik illegitim.     
                                                                                                                                                        
374Ebd., S. 165 
375Vgl. ebd., S. 165 
376Ebd., S. 166 
377Ebd., S. 166 
378Ebd. 
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Diese Art der Chancengleichheit (die die SPD 1946 bereits intendiert, aber 
als Begriff noch nicht kennt) wird übertragen auf das Arbeitsrecht, wo es 
heißt, dass jedem Bürger die Möglichkeit gegeben werden solle, durch Arbeit 
seinen Lebensunterhalt zu verdienen:  
„Jedem wird die gleiche Möglichkeit für seine Berufswahl und Berufsausbildung 
gegeben.“379  
 
Ob die Wahl des Futur I hier ganz richtig ist, ist eine andere Frage, zumal 
fraglich ist, ob die SPD - hätte sie 1949 die Bundesregierung gestellt - diese 
Forderung hätte selber erfüllen können. Auch hier ist die Wahl der 
beschreibenden Indikativsform Ausdruck präskriptiver Intention. Wer gegen 
diesen Grundsatz ist, bewegt sich in moralisch zu verurteilenden 
Denkkategorien.    
Die Grundwerte Gerechtigkeit und Gleichheit sind für die SPD 1946 im 
eigentlichen Sinne Synonyme. Die SPD hat im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich keine andere Vorstellung von Gerechtigkeit als die der sozialen 
Gleichheit. Lediglich im individuellen Bereich muss auch die SPD 
einräumen, dass es unterschiedliche „Befähigungen“ gibt, die z.B. bei der 
Bildung berücksichtigt werden müssen. 
 
 
 
1.2.8  Solidarität  
 
Der Begriff und Grundwert, der eigentlich von jeher eine große Rolle in der 
Sozialdemokratie gespielt hat und auch noch spielt, spielt in den Politischen 
Leitsätzen kaum eine Rolle. Einmal wird der Begriff nur direkt genannt und 
zwar im Zusammenhang mit der „Internationalisierung Europas“ und den 
geforderten (sozialistischen) „Vereinigten Staaten von Europa“, nur so könne 
Europa zur Solidarität mit den Staaten anderer Kontinente gelangen. Diese 
Form des Gebrauchs des Begriffs Solidarität ist für die SPD ein untypischer, 
denn normalerweise, ob in der Vergangenheit seit dem 19. Jahrhundert, bis in 
die Gegenwart war und ist Solidarität ein Kampfbegriff der Arbeiterklasse 
gegenüber dem herrschenden kapitalistischen System. In diesem 
Zusammenhang ist der indirekte Bezug auf die üblichere Bedeutung der 
sozialdemokratischen Solidarität im gleichen Unterkapitel „Internationali-
sierung Europas“ des V. Kapitels „Die deutsche Einheit“ traditionellerer Art: 
                                                 
379Ebd.  
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„Die Sozialdemokratie steht in dem gemeinsamen Kampf der Sozialisten aller Länder gegen 
jede Form der Ausbeutung (...)“380  
 
In dem bereits an anderer Stelle zitierten Abschnitt wird wie eh und je auf die 
‚sozialistische Pauke' gehauen. Hier wird direkt auf alte Kampfgesänge 
angespielt: Sozialisten aller Länder vereinigt Euch, Völker hört die Signale 
.... Alles altbekannte Weisen, die jeder gute alte Sozialdemokrat erkennen 
wird, wenn er wieder zum Parteitag geht. Man denke hier etwa an die nach 
innen gerichtete Identifikationsfunktion von Parteiprogrammen, die nicht zu 
unterschätzen ist, denn alte Parteimitglieder oder Sympathisanten sollen ja 
bei der Stange gehalten werden. 
                                                 
380Ebd., S. 168 
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2.  Gründung und programmatische Entwicklung der CDU nach dem 
Ende des zweiten Weltkriegs  
 
In allen Besatzungszonen Deutschlands entwickelte sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg nahezu gleichzeitig die Formierung einer neuen christlich 
geprägten Partei, wobei man zwischen folgenden Parteigruppen 
unterscheiden muss: der Berliner CDU, der norddeutschen CDU, der 
bayrischen CSU und der rheinischen CDU. Auf dem ersten Parteitreffen in 
Bad Godesberg zeigte sich, dass sich zwar alle Parteigruppen unabhängig 
voneinander gegründet, aber relativ ähnliche Grundauffassungen ausgebildet 
hatten. Zentral war für alle Parteigruppen die Forderung nach einer 
Vereinigung aller demokratischen und sozialen Kräfte für den politischen 
und wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands. Parteipolitisch strebte man 
eine Partei an, die nicht wie das Zentrum an eine Konfession gebunden sein 
und auch nicht ausschließlich konservativer Natur sein sollte, sondern auch 
darüber hinausgehend Wählergruppen ansprechen sollte. Als erste in diese 
Richtung zielende Programmatik gilt der Kölner Programmentwurf vom 19. 
März 1945381, der für die Christlich-Demokratische Volkspartei (CDVP) 
entworfen worden war.382     
Zwischen den einzelnen Parteigruppen gab es besonders in der 
Zusammensetzung der aktiven Parteipolitiker Unterschiede: Während die 
Berliner CDU hauptsächlich durch ehemalige Mitglieder des Zentrums sowie 
der DDP, der christlichen Gewerkschaften und der DVP geprägt war, 
stammten die meisten Mitglieder der norddeutschen CDU aus eher 
konservativ-liberalen und deutschnationalen Kreisen.  
Sonderfall war und blieb die bayrische CSU, die sich zum einen aus den 
hauptsächlich katholisch-konservativen Mitgliedern und Mitgliedern der 
ehemaligen Bayrischen Volkspartei (BVP) bildete. Bemerkenswert ist vor 
allem das Drängen der CSU auf eine weitgehende Autonomie der Länder, 
auch wenn man grundsätzlich für die Einheit Deutschlands eintrat.  
Die rheinische CDU, zunächst Christlich-Demokratische Volkspartei wurde 
am 17. Juni 1945 in Köln gegründet. Zunächst dominierten ehemalige 
Zentrumsmitglieder, die die Zentrumspartei wieder gründen wollten. Man 
orientierte sich an der Labour Party, um die Partei sowohl für christlich als 
auch für sozialistisch geprägte Anhänger zu öffnen. Hauptsächlicher 
Hinderungsgrund waren die Protestanten in Köln, die man nicht übergehen 
                                                 
381Vgl. Kaack, a.a.O., S. 170. Kaack bezieht sich auf Schwering, Leo: Frühgeschichte der 
Christlich-Demokratischen Union. Recklinghausen 1963, S. 55f. 
382Vgl. ebd. 
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konnte. Dementsprechend wurde der Gedanke eines christlichen Sozialismus 
im Gegensatz zu der Berliner Gruppe wieder fallengelassen. Adenauer und 
die Kölner CDU bekannten sich zwar zu sozialen Reformen, sozialen 
Arbeitsmethoden sowie sozialer Verantwortung, sie wollten sich aber vom 
Sozialismus und von sozialistischen Überzeugungen deutlich abgrenzen. 
Außerdem wollte man im Rheinland nicht als Weltanschauungspartei gelten 
und sah sich selbst als Partei des Ausgleichs zwischen Wirtschafts- und 
Arbeitnehmerinteressen. Bei dem erwähnten ersten Reichstreffen der 
Unionsgruppen konnte man sich mühsam auf einen Kompromiss hinsichtlich 
des Sozialismusproblems und des Parteinamens einigen. Fortan galt der 
„Sozialismus aus christlicher Verantwortung“, und man nannte sich 
Christlich-demokratische Union. Der Begriff Union wurde deshalb gewählt, 
weil damit dokumentiert werden sollte, dass hier beide Konfessionen in einer 
Partei vereint waren. Den Parteinamen CDU nahmen alle Parteigruppen an, 
bis auf die bayrische Christlich-Soziale Union.383 
Eigentlich war diese Partei in ihren Anfängen innerlich zerrissen und 
gespalten, so dass eine Einigung im Nachhinein schier unmöglich 
erscheint.384 Kaack bezieht sich treffend auf folgendes Zitat, um diese 
Zerrissenheit der CDU zu charakterisieren:  
„Diese Partei (die CDU) ist sozialistisch und radikal in Berlin, klerikal und konservativ in 
Köln, kapitalistisch und reaktionär in Hamburg und gegenrevolutionär und partikularistisch 
in München.“385    
                     
Der innerparteilichen Gespaltenheit zufolge konnte die CDU in den ersten 
Nachkriegsjahren bis zur Gründung der Bundesrepublik Deutschland auch 
keine gemeinsame Parteiprogrammatik vorweisen. Großen Einfluss, auch auf 
die Parteigruppen außerhalb des Rheinlandes, hatte das Ahlener 
Wirtschaftsprogramm, das Konrad Adenauer auf dem ersten Parteitag der 
CDU in der britischen Besatzungszone als „Markstein in der Geschichte des 
deutschen Wirtschafts- und Soziallebens“386 bezeichnet hatte. Das Programm 
wurde jedoch nie von einem Gremium der Gesamt-CDU behandelt oder 
verabschiedet. Bereits 1949 wurde das Ahlener Wirtschaftsprogramm, das 
stark vom linken Arbeitnehmerflügel geprägt war, durch die Verabschiedung 
der Düsseldorfer Leitsätze (Ludwig Erhards Konzept von der sozialen 
                                                 
383
 Vgl. Kaack, a.a.O., S. 170ff. 
384Vgl. Kaack, a.a.O., S. 172 
385Vgl. ebd.; Kaack zitiert hier aus L'ordre, Paris, vom 21. September 1946 nach: Sopade, 
Querschnitt, Bd. I, April 1947, Bl. 41 
386Vgl. Mommsen, Wilhelm: Deutsche Parteiprogramme. München 1960, S. 576; Mommsen 
zitiert aus Deuerlein, Ernst: CDU/CSU 1945-1957. Köln 1957, S. 78  
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Marktwirtschaft) bedeutungslos. Dennoch soll hier kurz auf das Ahlener 
Wirtschaftsprogramm eingegangen werden, weil durch dieses deutlich wird, 
wie weit sich Teile der CDU an sozialdemokratische Positionen angenähert 
hatten, obwohl sich der so genannte christliche Sozialismus  auch in diesem 
Programm nicht durchsetzen konnte. 
 
 
 
2.1  Das Ahlener Wirtschaftsprogramm (1947)   
 
Im Ahlener Wirtschaftsprogramm formulierte die CDU der britischen 
Besatzungszone ausschließlich ihre wirtschafts- und sozialpolitischen 
Positionen. Alle anderen Fragen, wie Bildungspolitik, Außenpolitik, 
Ausformulierung der Grundwerte wurden in diesem Programm nicht erörtert. 
Insofern war das Ahlener Wirtschaftsprogramm ein konkretes 
Handlungsprogramm, wie die durch den Krieg zerstörte deutsche Wirtschaft 
wieder aufgebaut werden sollte und nach welchen Grundsätzen. 
 
Das Programm war folgendermaßen strukturiert: 
Präambel / Einleitung (ohne Überschrift) 
I.   Die deutsche industrielle Wirtschaft in der Vergangenheit. 
II.  Neue Struktur der deutschen industriellen Wirtschaft. 
III. Neugestaltung des Verhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer   
      im Betriebe. 
IV. Planung und Lenkung der Wirtschaft 
V.  Bei allen Reformen der deutschen Wirtschaft.387 
 
 
 
 
2.1.1  Neuordnung der Wirtschaft und persönliche Freiheit 
 
Direkt in den ersten Zeilen des Programms, in der Präambel, wird das 
kapitalistische Wirtschaftssystem in der Realanalyse in einem deskriptiven 
Satz beschrieben und gleichermaßen verurteilt:  
„Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozialen Lebensinteressen des 
deutschen Volkes nicht gerecht geworden.“388  
                                                 
387Das Ahlener Wirtschaftsprogramm, in: Mommsen, Wilhelm: Deutsche Parteiprogramme. 
München 1960, S. 576-582  
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Nach dem wirtschaftlichen Zusammenbruch Deutschlands aufgrund der 
„verbrecherischen Machtpolitik“ der Nationalsozialisten sei eine 
„Neuordnung von Grund aus“ notwendig.389  
Die Ausrichtung der Wirtschaft solle nicht mehr das „kapitalistische Gewinn- 
und Machtstreben“ sein, sondern „nur das Wohlergehen unseres Volkes“. Die 
zu schaffende Wirtschafts- und Sozialordnung solle sich an der „Würde des 
Menschen“, dem „materiellen Aufbau“ und dem „inneren und äußeren 
Frieden“ orientieren.390 
 
Interessanterweise wird die wirtschaftliche Freiheit in engen Zusammenhang 
mit der persönlichen Freiheit gebracht.  
So heißt es in dem betreffenden Abschnitt:  
„Ausgangspunkt aller Wirtschaft ist die Anerkennung der Persönlichkeit. Freiheit der Person 
auf wirtschaftlichem und Freiheit auf politischem Gebiet hängen eng zusammen. Die 
Gestaltung und Führung der Wirtschaft darf dem Einzelnen nicht die Freiheit seiner Person 
nehmen.“391    
 
Um dies zu gewährleisten, beschließt die CDU des britischen Sektors für die 
wirtschaftliche Ausgestaltung Deutschlands folgende Grundsätze, die hier 
vollständig wiedergegeben werden sollen, um anschließend die einzelnen 
Punkte zusammenzufassen: 
„Stärkung der wirtschaftlichen Stellung und Freiheit des Einzelnen. Verhinderung der 
Zusammenballung wirtschaftlicher Kräfte in der Hand von Einzelpersonen, von 
Gesellschaftern, privaten oder öffentlichen Organisationen, durch die die wirtschaftliche oder 
politische Freiheit gefährdet werden könnte. Kohle ist das entscheidende Produkt der 
gesamten deutschen Volkswirtschaft. Wir fordern die Vergesellschaftung der 
Bergwerke.“392    
 
Die wirtschaftliche Stellung und Freiheit des Einzelnen sowie die politische 
Freiheit kann demnach nur gestärkt werden, wenn die Zusammenballung 
wirtschaftlicher Kräfte in der Hand von Einzelpersonen verhindert wird.     
Man forderte also vor allem die Vergesellschaftung der Bergwerke, die man 
am ehesten als Monopolbetriebe ansah.  
Im I. Kapitel „Die deutsche industrielle Wirtschaft in der Vergangenheit“ 
wird die Wirtschaftsform vor und während des Nationalsozialismus 
                                                                                                                                                        
388Ahlener Wirtschaftsprogramm, S. 576  
389Vgl. ebd., S. 576f. 
390Vgl. ebd., S. 577 
391Ebd. 
392Ebd., S. 577 
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analysiert. Erstens wird festgestellt, dass die deutsche Wirtschaft von 1918 
bis 1945 mit anderen wirtschaftlich starken Ländern vergleichbar, wenn sie 
ihnen nicht sogar auf technischem, wissenschaftlichen und industriellen 
überlegen war. Zweitens habe das wirtschaftliche System aber im Verhältnis 
zwischen der Industrie, dem Staat und den Arbeitnehmern erhebliche Mängel 
aufgezeigt. Besonders hinsichtlich der Schlüsselindustrien wie dem Bergbau 
hätten sich vor 1933 wirtschaftliche Monopole entwickelt, die für die „(…) 
Öffentlichkeit undurchsichtig und unkontrollierbar(…)“ geworden seien. 
Zwar seien die größeren industriellen Betriebe „(…) der Sache nach, wenn 
auch nicht dem Namen nach Staatsbetriebe (…)“ gewesen, wovon die 
Arbeitnehmer jedoch nicht partizipiert hätten:393  
„Der Arbeitnehmer war gegenüber seinem Betriebe machtlos. Es gab keine Lohnbewegung, 
keine Lohnerhöhung, keinen Wechsel des Arbeitsplatzes, kein Mitspracherecht bei der 
Führung der Betriebe. Es herrschte in vollem Umfange ein getarnter Staatssozialismus.“394 
 
Um dies zu ändern, wurden neben der Vergesellschaftung der Bergwerke im 
II. Kapitel „Neue Struktur der deutschen industriellen Wirtschaft“ dem 
uneingeschränkten Kapitalismus eine klare Absage erteilt, wobei man sich 
mit folgender Formulierung gleichzeitig deutlich und polemisch von der SPD 
abzugrenzen versuchte:  
„Die neue Struktur der deutschen Wirtschaft muß davon ausgehen, daß die Zeit der 
unumschränkten Herrschaft des privaten Kapitals vorbei ist. Es muß aber ebenso vermieden 
werden, daß der private Kapitalismus durch den Staatskapitalismus ersetzt wird, der noch 
gefährlicher für die politische und wirtschaftliche Freiheit des Einzelnen sein würde.“395 
 
Mit Staatskapitalismus bezeichnet die CDU wohl den von der SPD 
angestrebten Staatssozialismus. Diese deutliche Distanzierung zur SPD zeigt, 
wie tief die Ablehnung bei den CDU-Gründungsmitgliedern gegenüber 
marxistisch-sozialistischen Theorien verwurzelt war. 
Die neue Wirtschaftsform solle konkret folgendermaßen strukturiert sein: 
1. Entflechtung der Konzerne:  
„Konzerne und ähnliche wirtschaftliche Gebilde, die nicht technische, sozial oder 
wirtschaftlich absolut notwendig sind, sind zu entflechten und in selbständige 
Einzelunternehmungen zu überführen.“396       
 
2. Verbot von Unternehmungen monopolartigen Charakters: 
                                                 
393Vgl. ebd., S. 577f. 
394Ebd., S. 578 
395Ebd., S. 579 
396Ebd., S. 579 
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„Unternehmungen monopolartigen Charakters, Unternehmungen, die eine bestimmte Größe 
überschreiten müssen, verleihen eine wirtschaftliche und damit eine politische Macht, die die 
Freiheit im Staate gefährden kann. Dieser Gefahr muß dadurch vorgebeugt werden, daß 
entsprechende Kartellgesetze erlassen werden. Darüber hinaus soll bei diesen 
Unternehmungen das machtverteilende Prinzip eingeführt werden, damit jede mit dem 
Gemeinwohl unverträgliche Beherrschung wesentlicher Wirtschaftszweige durch den Staat, 
Privatpersonen oder Gruppen ausgeschlossen wird.“397  
 
Konkrete weitere Forderungen betreffen: a) Beteiligung des Staates, der 
Länder, der Gemeinden, der Genossenschaften und der Arbeitnehmer an 
diesen Unternehmungen; b) gesetzliche Begrenzung des privaten 
Aktienbesitzes.398   
 
3. Vergesellschaftung der eisenschaffenden Großindustrie 
4. Ausbau des Genossenschaftswesens und Förderung wirtschaftlicher  
   Stiftungen 
5. Gesetzliche Kontrolle des Geld- und Bankwesens 
6. Förderung der Klein- und Mittelbetriebe 
7. Schutz von rechtmäßig erworbenem Eigentum.399 
8. Einführung von Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer an grund-
legenden Fragen der wirtschaftlichen Planung und der sozialen Gestaltung400 
(Ausführliche Erläuterung im III. Kapitel des Programms „Neugestaltung des 
Verhältnisses zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Betriebe.“).  
 
Dabei war folgendes vorgesehen: Vertretung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten, Berufung langjähriger, verdienstvoller Betriebsangehörige in 
die Betriebsvorstände, Stärkung und verstärkte Mitwirkung des Betriebsrates, 
Beteiligung der Arbeitnehmer an den Unternehmenserträgen.401 
Die wirtschaftliche Umgestaltung war also weitgehend an den Arbeitnehmer-
interessen orientiert. Auffällig ist, und hierin unterscheidet sich das 
Programm hauptsächlich von der SPD-Programmatik, dass nicht von der 
Verstaatlichung, sondern nur von der Vergesellschaftung der Betriebe die 
Rede war.  
Kaack schreibt daher:  
                                                 
397Ebd., S. 579 
398Vgl. ebd., S. 579 
399Vgl. ebd., S. 579  
400Vgl. Kaack, a.a.O., S. 176 
401Vgl. Ahlener Wirtschaftsprogramm, a.a.O., S. 580f. 
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„Es war auf keinen Fall ein sozialistisches Programm oder auch dem Sozialismus 
nahestehendes Programm, auch vom sogenannten christlichen Sozialismus war hier nicht die 
Rede.“402 
Obwohl sich die CDU des britischen Sektors im folgenden IV: Kapitel 
„Planung und Lenkung der Wirtschaft“ von der SPD abgrenzt, sind dennoch 
einige Parallelen zu erkennen. In diesem Kapitel wird die Planung und 
Lenkung der Wirtschaft nahezu kategorisch für längere Zeit gefordert, wobei 
der SPD implizit unterstellt wird, sie betrachte diese Form der 
Wirtschaftspolitik nur als Selbstzweck, während sie, die CDU, diese 
ausschließlich zielgerichtet einsetzen werde:  
„Planung und Lenkung der Wirtschaft wird auf lange Zeit hinaus in erheblichem Umfange 
notwendig sein, es ist aber ein Unterschied, ob die Planung und Lenkung im Hinblick auf die 
Schwierigkeiten der wirtschaftlichen Lage erfolgt oder von Fall zu Fall als notwendig 
betrachtet wird, oder ob die Planung und Lenkung der Wirtschaft als Selbstzweck angesehen 
wird. Planung und Lenkung wird auch in normalen Zeiten der Wirtschaft in gewissem 
Umfange notwendig sein, was sich aus unserer Auffassung ergibt, daß die Wirtschaft der 
Bedarfsdeckung des Volkes zu dienen hat.“403   
       
Die Aufgabe, die Wirtschaft zu planen und zu lenken, will die CDU des 
britischen Sektors selbst verwalteten Wirtschaftskammern übertragen, die der 
parlamentarischen Kontrolle unterliegen sollen.404      
Bei aller Distanzierung von einer „Planung und Lenkung der Wirtschaft als 
Selbstzweck“, bleibt das Ahlener Wirtschaftsprogramm insofern schwammig, 
als in ihm nicht formuliert und festgelegt wird, wann geplant und gelenkt 
werden soll und wann nicht.  
Hauptunterschied zur SPD-Programmatik ist die bereits genannte geplante 
Vergesellschaftung und nicht die Verstaatlichung der Großbetriebe. 
Ansonsten sind starke Parallelen erkennbar vor allem hinsichtlich der 
Förderung des Genossenschaftswesens, der Förderung der Klein- und 
Mittelbetriebe und der Planung und Lenkung der Wirtschaft.  
 
 
 
 
                                                 
402Kaack, a.a.O., S. 176  
403Ahlener Wirtschaftsprogramm, S. 581 
404Vgl. ebd., S. 581 
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2.2 Die Entwicklung der CDU-Programmatik von 1947 bis 1949 
 
Als das Ahlener Wirtschaftsprogram  1946 entstand, war die CDU noch in 
ihren Parteiaufbau involviert. Durch das Programm konnten vor allem 
christlich orientierte Arbeitnehmer gewonnen werden, die sich nicht den 
Sozialdemokraten oder der wieder entstehenden Zentrumspartei anschließen 
wollten. Dass die neue Partei durch ein Wiedererstarken des Zentrums 
gefährdet war, war ein ernstzunehmendes Problem, zumal vor dem Ahlener 
Wirtschaftsprogramm viele ehemalige Zentrumspolitiker, die mit der 
uneinheitlichen Linie der CDU unzufrieden waren, sich wieder verstärkt für 
ein neues Erstarken der Zentrumspartei einsetzten. Aus dem innerparteilichen 
Streit um die Führung der Partei ging jedenfalls Konrad Adenauer als Sieger 
hervor. Am 5. Februar 1946 wurde er zum Vorsitzenden der rheinisch-
westfälischen CDU und am 28. Februar 1946 zum Vorsitzenden der CDU in 
der britischen Zone gewählt. Nachdem er von seinen Parteifreunden zum 
Vorsitzenden und Präsidenten des Parlamentarischen Rates vorgeschlagen 
und 1948 tatsächlich gewählt wurde, konnte kein innerparteilicher 
Widersacher mehr verhindern, dass er 1949 der kommende Bundeskanzler-
kandidat der CDU sein würde. Adenauers innerparteilicher Hauptgegner war 
bis Ende 1947 der Vorsitzende der Berliner CDU, Jakob Kaiser, der die 
bereits erwähnte Politik eines christlichen Sozialismus vertrat, außenpolitisch 
sich für Deutschlands Neutralität und eine Vermittlerrolle zwischen Ost und 
West („Deutschland als Brücke zwischen Ost und West“) einsetzte und sich 
nicht gegen die Sowjetunion wenden wollte, um so Deutschlands Einheit zu 
retten. Seine Ausgleichspolitik mit den Sowjets scheiterte jedoch vor allem 
deshalb, weil die SED mit Hilfe der Sowjetunion die CDU auf ihren Kurs 
festzulegen versuchte. Die Sowjets setzten Kaiser zusammen mit Ernst 
Lemmer ab, und Kaiser ging Ende 1947 nach West-Berlin. Durch das 
Scheitern seiner außenpolitischen Vorstellungen verlor er auch seine 
innerparteiliche Machtstellung. Kaiser war bis dahin nicht nur in Berlin 
unumstritten gewesen, sondern hatte vor allem im Rheinland und in Hessen 
Einfluss auf die gewerkschaftlichen Mitglieder der CDU.405  
Ganz im Gegensatz zu Kaiser strebte Adenauer von Anfang an eine 
Westorientierung Deutschlands an, lehnte die Überlegung, Berlin wieder zur 
Hauptstadt zu machen, ab, und forderte die Verlegung der Hauptstadt auf das 
Rhein-Main-Gebiet. Frühzeitig, bereits 1946, griff Adenauer die Idee von 
einer europäischen Integration auf und schlug sogar eine enge 
Zusammenarbeit zwischen der deutschen, französischen und belgischen 
                                                 
405Vgl. Kaack, a.a.O. S. 177 
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Wirtschaft vor. Sozialismus, Sozialisierung und Planwirtschaft lehnte 
Adenauer kategorisch ab. Trotz des planwirtschaftlich geprägten Ahlener 
Wirtschaftsprogramms von 1947 konnte Adenauer sich zusammen mit 
Ludwig Erhard in der CDU durchsetzen, deren Vorsitz er als gewählter 
Bundeskanzler auf Bundesebene 1950 (bis 1950 gab es noch keine CDU-
Bundespartei) auch übernahm.406 Die CDU als Bundespartei spielte neben 
der Bundestagsfraktion der CDU/CSU auch in der Folgezeit nur eine 
untergeordnete Rolle.407 So soll Adenauer noch 1959 in einer Sitzung des 
Bundesvorstands gesagt haben: 
 „Was man bei uns Bundespartei nennt ... Das ist ein Wesen, das in Wirklichkeit gar nicht 
existiert.“408  
 
Da Adenauer als Bundeskanzler vor allem darauf bedacht war, außen-
politischen Handlungsspielraum zu haben, störte ihn auch nicht die 
weitgehende Autonomie der Landes- und Kreisparteien in der 
Personalpolitik. Es zeigte sich jedoch schon bald, dass die Bundespartei 
hauptsächlich aus dem Kanzleramt geführt wurde. Die praktische 
Regierungspolitik ersetzte die bundesparteiliche Programmarbeit der CDU, 
wobei Adenauers Westpolitik und Erhards soziale Marktwirtschaft die 
Programmatik wesentlich bestimmten.      
Bereits 1946 hatten in den westlichen Besatzungszonen Landtagswahlen 
stattgefunden, bei denen die CDU und CSU vor der SPD als stärkste Kraft 
hervorgingen. Zwar bildeten viele Parteigruppen der CDU in den Landtagen 
anfangs noch häufiger Koalitionen mit der SPD und sogar mit der KPD, aber 
bereits im Frankfurter Wirtschaftsrat zeigte sich, welche Parteien aufgrund 
gemeinsamer wirtschaftspolitischer Vorstellungen in Zukunft auf 
Bundesebene koalieren würden: CDU/CSU und FDP/DP.409 
Dass in den Westzonen Deutschlands wieder ein marktwirtschaftliches 
System eingeführt würde, wurde spätestens nach dem Inkrafttreten des 
Marshallplans 1947 deutlich. Auf der Basis der „Direktive JCS 1779“ der 
amerikanischen Militärregierung sollte Westeuropa durch weitgehende 
finanzielle Unterstützung so schnell wie möglich wiederaufgebaut werden.410 
                                                 
406Vgl. Kaack, a.a.O., S. 179f.; vgl. auch Mintzel / Oberreuter, a.a.O., S. 173f. 
407Vgl. Mintzel / Oberreuter, a.a.O., S. 174 
408Ebd., Mintzel/Oberreuter zitieren aus: Buchhaas, Dorothee: Die Volkspartei. 
Programmatische Entwicklung der CDU 1950-1973. Düsseldorf 1981, S. 205, Anm. 11  
409Vgl. Gabriel, Oscar, W.: CDU/CSU. In: Greiffenhagen, Martin/Greiffenhagen, Sylvia 
(Hrsg.): Handwörterbuch der politischen Kultur der Bundesrepublik Deutschland. 
Wiesbaden 2002 (2. Aufl.), S. 68 
410Vgl. Ambrosius, Gerold: Das Wirtschaftssystem. In: Benz, Wolfgang (Hrsg.): Die 
Bundesrepublik Deutschland. Geschichte in drei Bänden. Bd. 1: Politik. Frankfurt a.M. 1983, 
S. 267 
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Durch den Marshallplan wurde der Gegensatz zwischen den Westzonen und 
der Ostzone weiter vertieft.411 
Die Direktive des Marshallplans sei deshalb vor der Analyse der 
Düsseldorfer Leitsätze, also Erhards Programm der sozialen Marktwirtschaft, 
genannt, weil durch sie im Prinzip bereits wesentliche Vorgaben für ein 
neues Wirtschaftssystem in Deutschland vorgegeben wurden, die, wie später 
deutlich werden wird, von Erhard lediglich im Detail ausgestaltet wurden. 
Das soll nicht Erhards konzeptionelle Leistung schmälern, sondern darauf 
hinweisen, dass so grundsätzliche Regelungen wie das Verbot von Kartellen, 
Entflechtung von Großunternehmen, weitgehend freier Wettbewerb, 
weitgehender Verzicht auf staatliche Eingriffe, Anerkennung und Zulassung 
von Genossenschaften, Gewerkschaften, Betriebsräten, Tarifverträgen usw. 
bereits im Marshallplan vorgegeben waren. Die SPD-Forderung nach 
umfassender Sozialisierung und Verstaatlichung wurde durch den 
Marshallplan bereits mehr oder weniger verworfen. Bereits 1948, also noch 
vor der Gründung der Bundesrepublik, legte der 1947 von CDU und FDP als 
parlamentarisches Organ gegründete Frankfurter Wirtschaftsrat, in dem 
Ludwig Erhard seit März Direktor der Verwaltung für Wirtschaft war, die 
Währungsreform für den Sommer 1948 durch das „Leitsätzegesetz“ fest, 
womit eine gemäßigte kapitalistische Wirtschaftsordnung in den Westzonen 
eingeführt wurde.412 
Mit der von Ludwig Erhard und Alfred Müller-Armack konzipierten sozialen 
Marktwirtschaft und der Währungsreform 1948 wird auch heute noch das so 
genannte Wirtschaftswunder verbunden.  
Obwohl heute noch dieses Wirtschaftswunder fast durchweg positiv 
dargestellt wird, war die Währungsreform mit der Entscheidung zu einer 
kapitalistischen Wirtschaftsform mit hohen Risiken und für die Bevölkerung 
schmerzhaften Nebeneffekten verbunden. Vor allem die Bevölkerungsteile, 
die Immobilien-, Grundstücks- und Sachwerte besaßen, blieben von der 
Währungsreform verschont und wurden erst später in den Lastenausgleich 
einbezogen. Jedoch diejenigen, vor allem Arbeitnehmer, die nur über 
Sparguthaben verfügten, waren nicht nur benachteiligt, sondern verloren fast 
ihr gesamtes Vermögen. Die Sparguthaben wurden im Verhältnis zehn zu 
eins (10 Reichsmark = 1 Deutsche Mark) getauscht.413     
 
 
                                                 
411Vgl. Kaack, a.a.O., S. 179ff. 
412Vgl. Ambrosius, S. 267f. 
413Vgl. Valentin, Veit: Geschichte der Deutschen. Mit einem Abriß zur deutschen 
Geschichte der Gegenwart von 1945 bis zur Gegenwart. Köln 1979, S. 236 
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2.3  Düsseldorfer Leitsätze (1949) – Die Ideologie von der sozialen 
Marktwirtschaft als Verwirklichung der wahren Wirtschaftsdemokratie  
 
 
Die Düsseldorfer Leitsätze waren das eigentliche Regierungs- bzw. 
Wahlprogramm der CDU für die Bundestagswahl 1949. Genau genommen, 
obwohl die CDU als Regierungspartei und Adenauer als Bundeskanzler noch 
nicht gewählt worden waren, bedeuten die Düsseldorfer Leitsätze im 
eigentlichen Sinne eine Erläuterung dessen, was vorher im Wirtschaftsrat 
bereits beschlossen worden war. Mit den Düsseldorfer Leitsätzen konnte sich 
die Bevölkerung nun darüber informieren, was in Zukunft wirtschafts-
politisch in ihrem Land geschehen würde. Das zeigt sich auch in der Wahl 
des sprachlichen Stils des Programms: Die Düsseldorfer Leitsätze sind 
weniger ein Appell an die Bevölkerung, im August 1949 die CDU zu wählen, 
sondern entspricht weitgehend dem Sprachstil eines Gesetzestextes, der 
entweder noch so zu formulieren ist, oder ihm entnommen zu sein scheint.  
Demzufolge heißt es in der Einleitung der Kurzfassung auch:  
„Der 20. Juni 1948 brachte den Umschwung. Die Währungsreform allein hat ihn nicht 
herbeigeführt. Sie schaffte die technischen Voraussetzungen. Der wesentliche Impuls aber 
kam aus der Inkraftsetzung marktwirtschaftlicher Grundsätze. Diese marktwirtschaftlichen 
Grundsätze wurden durch die von der CDU vertretene „soziale Marktwirtschaft“ am 20. Juni 
1948 zur Grundlage der deutschen Wirtschaft gemacht.“414  
 
Man könnte hier getrost hinzufügen: „(...) ohne die SPD zu fragen.“       
 
Die Leitsätze der sozialen Marktwirtschaft Erhards und seiner Mitarbeiter aus 
der Kurzfassung geben in kurzer Form das gesamte ideologische Profil der 
sozialen Marktwirtschaft von der CDU 1949 wieder. In Ermangelung eines 
Grundsatzprogramms bis in die 1970er Jahre bilden die Leitsätze das zentrale 
Programm der CDU. Die Ideologie von der sozialen Marktwirtschaft hat in 
der Bundesrepublik Deutschland den höchsten politischen Stellenwert 
erhalten. Sie ist gewissermaßen das wirtschaftspolitische Grundgesetz der 
Bundesrepublik. Von der CDU wird sie 1949 als Verwirklichung der wahren 
Wirtschaftsdemokratie verstanden.  Diesem Wirtschaftskonzept haben sich 
nacheinander alle etablierten demokratischen Parteien der BRD 
untergeordnet. Das liegt auch und vor allem an dem so genannten 
Wirtschaftswunder, das nahezu zur Vollbeschäftigung und zu einem 
                                                 
414Düsseldorfer Leitsätze (1949). In: Heck, Bruno (Hrsg.): Die CDU und ihr Programm. 
Programme, Erklärungen, Entschließungen. Sankt Augustin bei Bonn 1979, S. 26 
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allgemeinen, bisher in diesem Maße nicht erreichten Wohlstand führte. Bis 
zur Ablösung bzw. Reformierung des Ideengutes der sozialen 
Marktwirtschaft durch die Globalisierungsideologie in den 1990er Jahren, 
war der Kampf der etablierten politischen Parteien vor allem darauf 
ausgerichtet, wer die soziale Marktwirtschaft entweder sozialer oder 
wirtschaftsorientierter gestaltete. Bezogen auf den Kampf der beiden großen 
Volksparteien CDU und SPD war zumindest bis 1998 die jeweilige 
wirtschafts- und sozialpolitische Ausrichtung weitgehend davon geprägt, dass 
die CDU vor allem den Aspekt der Wirtschaftskompetenz für sich 
reklamieren konnte, während der SPD eher die sozialpolitische Kompetenz 
zugeschrieben wurde.    
 
 
 
Das Programm ist folgendermaßen strukturiert: 
 
Überschrift der Kurzfassung: Wirtschaftspolitische Leitsätze der CDU 
- Präambel / Einleitung (ohne Überschrift) 
- Was versteht die CDU unter sozialer Marktwirtschaft? 
- Zur Verwirklichung der sozialen Marktwirtschaft stellen wir folgende  
   Leitsätze auf: 
- Leistungswettbewerb und Monopolkontrolle 
 
Überschrift der Langfassung: Wirtschaftspolitische Leitsätze der CDU 
- Einleitung / Präambel 
- Was versteht die CDU unter sozialer Marktwirtschaft? 
- Zur Verwirklichung der sozialen Marktwirtschaft stellen wir folgende 
   Leitsätze auf: 
- Leitsätze der CDU für die zukünftige Landwirtschaftspolitik 
- Sozialpolitische Leitsätze der CDU 
- Wohnungsbauprogramm der CDU.415 
 
Bei der Untersuchung der Düsseldorfer Leitsätze stehen die Vorstellungen 
der CDU zur Wirtschafts- und Sozialpolitik natürlich im Vordergrund, wobei 
allerdings eingeräumt wird, dass den Kapiteln „Was versteht die CDU unter 
sozialer Marktwirtschaft“ und den Leitsätzen zur sozialen Marktwirtschaft 
der größte Raum in der Untersuchung gegeben wird, da in ihnen die 
‚Kernideologie’ der sozialen Marktwirtschaft verankert ist, die in der 
                                                 
415Vgl. Düsseldorfer Leitsätze, S. 26-45   
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Bundesrepublik Deutschland spätestens seit den 1960er Jahren bis heute in 
jeder wirtschaftspolitischen Diskussion von den etablierten Parteien  
beschworen, verteidigt, gefordert wird. Die „Sozialpolitischen Leitsätze der 
CDU“, die eng auf die Ideologie der sozialen Marktwirtschaft bezogen sind, 
werden ebenso intensiv untersucht, während die Leitsätze zur 
Landwirtschaftspolitik und Wohnungsbauprogramm der CDU nicht in die 
Untersuchung eingehen, da sie ausschließlich konkrete Forderungen für die 
künftige Handlungsweisen enthalten, die sich in ihren Grundsätzen auf die 
Leitsätze zur sozialen Marktwirtschaft beziehen. Dass die CDU für die 
Bundestagswahl ein Wohnungsbau- und ein Landwirtschaftsprogramm 
vorstellt, ist aus der Situation der Nachkriegszeit, geprägt von Wohnungsnot 
und Engpässen in der Lebensmittelversorgung ohnehin verständlich. Eine 
Untersuchung dieser Kapitel im Rahmen dieser Arbeit würde m. E. die 
Zielsetzung dieser Arbeit überschreiten. 
 
 
 
 
 
 
2.3.1  Präambel  
      
In der Präambel bzw. Einleitung der Langfassung wird der wirtschaftliche 
Umschwung als Beweis für die Richtigkeit des Konzeptes der eingeführten 
sozialen Marktwirtschaft angesehen:  
„Dies beweist eindeutig die Tatsache, daß in der Ostzone, wo die Währungsreform nicht mit 
der marktwirtschaftlichen Politik verbunden wurde, der Umschwung, den wir im vereinigten 
Wirtschaftsgebiet erzielten, nicht eintrat.“416 
Noch bevor in dem Programm darauf eingegangen wird, was die CDU nun 
eigentlich unter der sozialen Marktwirtschaft versteht, reagiert die CDU auf 
den Vorwurf, ihre „(...) Wirtschaftspolitik führe zurück zu kapitalistischen Formen und 
zu altem Liberalismus unsozialer, monopolistischer Prägung.“417:  
„Nichts liegt der CDU ferner als ein solcher Weg. Aufbauend auf dem Ahlener Programm 
erstrebt sie die soziale Marktwirtschaft.“418 
 
                                                 
416Ebd., S. 28f. 
417Ebd., S. 29  
418Ebd., S. 29 
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Hier geschieht, was in der Folgezeit der Bundesrepublik in 
Parteiprogrammen häufig festzustellen ist: Man behauptet eine 
programmatische Kontinuität, die es in der dargestellten Weise nicht gibt. 
Dass die Düsseldorfer Leitsätze eine klare Absage an jede Form der 
Wirtschaftsplanung und -lenkung sind, soll hier nur kurz vorweggenommen 
werden. Abgesehen davon, war das Ahlener Wirtschaftsprogramm nicht von 
den Parteigruppen der Westzonen gemeinsam verabschiedet worden, so dass 
jetzt programmatisch eigentlich keine Rücksicht hätte genommen werden 
müssen, zumal unter der neuen wirtschaftspolitischen Zielsetzung eine 
tatsächliche inhaltliche programmatische Kontinuität nur sehr schwer hätte 
hergestellt werden können. 
 
 
 
 
 
2.3.2  Die Ideologie der sozialen Marktwirtschaft 
 
Im Folgenden sollen die Kapitel „Was versteht die CDU unter sozialer 
Marktwirtschaft?“ und „Zur Verwirklichung der sozialen Marktwirtschaft 
stellen wir folgende Leitsätze auf“ analysiert werden, wobei die Leitsätze aus 
der Kurzfassung vollständig zitiert werden. 
Zunächst aber zu der Erklärung, was die CDU unter der jetzt so bezeichneten 
sozialen Marktwirtschaft versteht:  
„Die >>soziale Marktwirtschaft<< ist die sozial gebundene Verfassung der gewerblichen 
Wirtschaft, in der die Leistung freier und tüchtiger Menschen in eine Ordnung gebracht wird, 
die ein Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen und sozialer Gerechtigkeit für alle 
erbringt.“419    
               
Deskriptiv beschreibt die CDU ihre Wirtschaftskonzeption und bewertet es 
zugleich. Einem Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen und sozialer 
Gerechtigkeit soll sich, so wird unterstellt, kein Adressat entziehen können. 
Die Wahl des Superlativs Höchstmaß bezweckt die ausschließliche positive 
deontische Bedeutung des Begriffs soziale Marktwirtschaft.   
Um diese Ordnung zu gewährleisten, spricht die CDU von einem System der 
„Freiheit und Bindung“ durch „echten Leistungswettbewerb und 
unabhängige Monopolkontrolle“. Unter „echtem Leistungswettbewerb“ 
versteht die CDU die „freie Konkurrenz“ in einer Wirtschaftsordnung, die 
                                                 
419Ebd., S. 29 
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gewährleistet, dass „gleiche Chancen“ und „faire Wettkampfbedingungen“ 
für die Betriebe und Unternehmen vorliegen. Was die CDU unter 
„Monopolkontrolle“ versteht, wird in den Leitsätzen deutlich. 
 
 
 
2.3.3  Planwirtschaft als Freiheitsberaubung 
 
Wichtiger als die Erklärung, was die CDU unter der sozialen Marktwirtschaft 
im Detail versteht, scheint ihr in der Einleitung zu sein, dem politischen 
Gegner, hauptsächlich der SPD, wirtschaftlichen Irrglauben vorzuwerfen und 
die Planwirtschaft als wirtschaftliche Konzeption zu verwerfen. Der 
Abschnitt, in dem sich die CDU gegen die Planwirtschaft wendet, ist ein so 
genannter Glücksfall für die linguistische Ideologieanalyse. Daher soll diese 
Abschnitt vollständig wiedergegeben werden und die sprachlichen Mittel, mit 
denen die CDU ihre Ablehnung verdeutlicht, durch Kursivschrift 
hervorgehoben werden, um so den ideologischen Diskurs zu analysieren. Die 
Diskursanalyse wird nach jedem Satz betrieben, so dass die Sätze nummeriert 
werden. In der Einleitung des Abschnittes verkündet die CDU: 
„Die >>soziale Marktwirtschaft<< steht im scharfen Gegensatz zum System der 
Planwirtschaft, die wir ablehnen, ganz gleich, ob in ihr die Lenkungsstellen zentral oder 
dezentral, staatlich oder selbstverwaltungsmäßig organisiert sind.“420 
 
Das in seinem deontischen Gehalt von der SPD positiv bewertete 
ideologische Fahnenwort Planwirtschaft wird von der CDU negativ beurteilt 
und im Folgenden als Stigmawort verwendet, um der SPD Inkompetenz in 
wirtschaftlichen Fragen vorzuwerfen. Planwirtschaft steht also laut CDU im 
scharfen Gegensatz zu der von ihr vertretenen sozialen Marktwirtschaft und 
ist ihrer Ansicht nach kategorisch abzulehnen (gewissermaßen als CDU-
internes Gesetz), wobei Erhard und seine programmatischen Helfer 
offensichtlich die Tatsache übergehen, dass ein nicht geringer Anteil der 
CDU-Mitgliedschaft zu diesem Zeitpunkt noch planwirtschaftliche Ziele 
vertreten.    
 
Zusammenfassend ergibt sich folgendes deskriptiv und deontisch negatives 
Bild der CDU von Planwirtschaft:421 
                                                 
420Vgl. Düsseldorfer Leitsätze, S. 30  
421Vgl. die folgenden zusammenhängenden 14 Sätze in Düsseldorfer Leitsätze, S. 30  
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(1) „Das System der Planwirtschaft beraubt den schaffenden Menschen seiner 
wirtschaftlichen Selbstbestimmung und Freiheit.“  
Planwirtschaft beraubt demnach die schaffenden Menschen ihrer 
Selbstbestimmung und Freiheit Hier soll eine deontische Selbstver-
ständlichkeit geschaffen werden: Da Freiheitsberaubung und Beraubung der 
Selbstbestimmung grundsätzlich abgelehnt werden müssen, muss 
konsequenterweise auch die Planwirtschaft abgelehnt werden, wenn diese 
ihre Zielsetzung ist.  
 
(2) „Die Planwirtschaft bringt die Unternehmer in Abhängigkeit von der Staats- und 
Selbstverwaltungsbürokratie und verwandelt sie dadurch in Beamte und Kommissare.“  
 
Bürokratie hat den deontisch negativen Aspekt der Ineffektivität und 
Langsamkeit: Ein Antrag, ein Gesetz, ein Urteil gerät z.B. in die Mühlen der 
Bürokratie. Vor allem durch die Komposita Selbstverwaltungs- und 
bürokratie werden die bereits bestehenden negativen Assoziationen verstärkt: 
Die Bürokratie verwaltet sich selbst - hier wird das metaphorische Bild des 
Beamten transportiert, der eine Akte von einem Ende des Flurs zum anderen 
trägt, um schließlich einen Wiederauffindungsantrag zu stellen, weil kein 
Beamter mehr weiß, wer die Akte im Moment hat. Wenn ein Unternehmer in 
Abhängigkeit von solchen Institutionen gerät, wird er demnach 
handlungsunfähig, was aber gegen den Sinn und Zweck des Unternehmers, 
der ja etwas unternehmen soll, gerichtet ist. Beamte und Kommissare als 
Vertreter der genannten ‚ineffektiven’ bürokratischen Institutionen stehen im 
Gegensatz zum schaffenden Unternehmer. Wenn der Unternehmer zum 
Beamten oder Kommissar wird, so wird - um der Metaphorik zu folgen - 
nichts mehr unternommen. 
 
(3) „Sie (die Planwirtschaft, Anm. d. Verf.) schaltet den Einfluß der Verbraucher auf die 
Erzeugung aus und bringt damit auch den Arbeitern und Angestellten keine Vorteile.“ 
 
Die Frage, ob der Verbraucher in der sozialen Marktwirtschaft in höherem 
Maße Einfluss nehmen kann, wird hier zwar nicht beantwortet, wird aber in 
dieser Aussage implizit behauptet. Wichtig bleibt festzuhalten, dass hier 
unterstellt wird, der Verbraucher hätte vorher Einfluss auf die 
Warenproduktion gehabt. Wenn man bedenkt, dass vor der Währungsreform 
die Waren regelrecht in den Firmenlagen gebunkert worden waren und 
dadurch den Verbrauchern gar nicht erst zum Kauf angeboten wurde, ist 
dieser Vorwurf gegen die Planwirtschaft der blanke Hohn. Wenn man keinen 
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Einfluss auf die Warenproduktion hat, dann bringt das angeblich keine 
Vorteile. Die Undifferenziertheit ideologischer Aussagen ist bekannt: 
Schwarz- oder Weißdenken gehört zum typischen ideologischen sprachlichen 
Inventar. Hier wird unterstellt und behauptet, ohne eine differenzierte 
argumentative Erläuterung der eigenen Aussagen zu geben. Es soll hier nicht 
abgesprochen werden, dass die Planwirtschaft bereits im Erfahrungshorizont 
von 1949 unter Abwägung der Vor- und Nachteile insgesamt negativ 
beurteilt werden konnte, vor allem was Warenvielfalt bzw. -mangel und der 
damit zusammenhängenden Entscheidungsunfreiheit bei der Wahl 
bestimmter Produkte betrifft, aber kann man daher kategorisch ausschließen, 
dass die Planwirtschaft auch Vorteile bietet? Die Antwort lautet nein, weil in 
der Planwirtschaft mit allen ihren Defiziten unter anderem auf die 
Bezahlbarkeit für die Verbraucher ausgerichtet ist. Das soll hier nicht weiter 
vertieft werden, auch soll hier kein Plädoyer für die Planwirtschaft gehalten 
werden.             
 
4) „Die Planwirtschaft hemmt die Erzeugung, indem sie in die Hand der Lenkungsstellen 
Machtvollkommenheiten legt, denen die Menschen in keiner Weise gewachsen sind.“  
 
Auch hier wird wieder kategorisch argumentiert: Erzeugungshemmung im 
Sinne von Hemmung der Produktion ist immer schlecht. Durch eine 
gehemmte Produktion entsteht Mangel in der Verfügung über bestimmte 
Waren. Das Ziel dieser ersten Aussage ist klar. Die Adressaten sollen die 
Überzeugung verinnerlichen, dass Planwirtschaft schlecht ist, weil sie unter 
anderem die Warenproduktion einschränkt. Dass den Lenkungsstellen 
Machtvollkommenheiten zukommen, ist in mehrdeutiger Form negativ. Zum 
einen ist Lenkungsstelle ein anonymer Begriff, der in Verbindung mit 
Machtvollkommenheiten das Bild eines großen, anonymen, 
entpersonalisierten Verwaltungsapparates vermittelt, der über alles 
entscheidet, ohne dass man als Einzelner irgendwie noch Einfluss nehmen 
könnte. Diesem riesigen Apparat mit seinen enormen Kompetenzbereichen 
(Machtvollkommenheiten) können die im Vergleich dazu klein erscheinenden 
Menschen nicht bzw. in keiner Weise gewachsen sein. Der dann folgende 
Satz soll diese dargestellte Unterlegenheit des Menschen begründen:       
 
(5) „Sie mutet ihnen Aufgaben zu, die ihre Einsicht weit übersteigen.“  
 
Den Menschen wird in der Planwirtschaft, so die CDU, wenn sie eine so 
genannte Lenkungsstelle bekleiden, etwas zugemutet. Wenn jemandem etwas 
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zugemutet wird, dann ist das eine Zumutung und eine Zumutung muss 
selbstverständlich im deontischen Sinne verhindert, beseitigt, gestoppt 
werden, denn das ist die Sollensbedeutung des Begriffs Zumutung. Dass diese 
Zumutung Aufgaben beinhaltet, die die Einsicht der Menschen weit 
übersteigt, hätte hier eigentlich nicht mehr erwähnt werden brauchen, denn 
wir wissen ja bereits aus dem Satz zuvor, dass in den Lenkungsstellen 
Machtvollkommenheiten liegen, denen der Einzelne nicht gewachsen ist. 
Aber auch hier wird eine Regel für die Ausbreitung einer Ideologie befolgt: 
die Regel der häufigen Wiederholung eines zentralen Gedankens.     
 
(6) „Stattet man die Lenkungsstellen mit den umfassenden Vollmachten aus, die zur Lösung 
ihrer Aufgabe notwendig sind, so führt dies zur Diktatur der Verwaltungsbeamten und zum 
Ende der Demokratie und des Rechtes.“ 
 
Dass die Lenkungsstellen in der Planwirtschaft Machtvollkommenheiten 
übertragen bekommen und dies negativ zu bewerten ist, wissen wir bereits. 
Um eine wörtliche Wiederholung zu vermeiden und dennoch der Regel der 
Wiederholung zu folgen, wird hier das begriffliche Synonym für 
Machtvollkommenheiten in Form von umfassende Vollmachten verwendet. 
Wer eine Vollmacht hat, der kann in dem Bereich entscheiden, was zu tun ist, 
worauf sich die Vollmacht bezieht. Vollmachten bergen die Gefahr in sich, 
missbraucht zu werden; das ist die deontisch negative Eigenschaft dieses 
Begriffes. Wenn diese Vollmachten auch noch umfassend sind, wird erstens 
die Gefahr des Missbrauchs immens und zweitens wird derjenige, der 
umfassende Vollmachten innehat, unkontrollierbar. Wenn diese umfassende 
Vollmachten diesen anonymen, ineffektiven Behörden der Lenkungsstellen 
übertragen werden, in denen Verwaltungsbeamte und keine Unternehmer die 
Entscheidungen treffen, dann wird - um auf das bereits genannte Bild 
zurückzukommen - nichts mehr unternommen, sondern verwaltet; denn so 
könnte man schlussfolgern: die in den Lenkungsstellen Tätigen heißen ja 
nicht umsonst Verwaltungsbeamte und nicht Unternehmerbeamte. Diese 
Verwaltungsbeamten, die ihrer Tätigkeit des Verwaltens mit umfassenden 
Vollmachten versehen nachkommen, sind laut CDU Diktatoren (Diktatur der 
Verwaltungsbeamten). Von der Diktatur hat man in Deutschland des Jahres 
1949 genug erlebt; damit will man nichts mehr zu tun haben. Wer im 
Nachkriegsdeutschland eine irgendwie geartete Form der Diktatur anstrebt, 
und dies wird hiermit implizit der SPD auf verwaltungstechnischer Ebene 
hinsichtlich der Planwirtschaft unterstellt, darf auch nicht - das ist die 
logische nicht ausgesprochene Schlussfolgerung - an einer Bundesregierung 
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beteiligt werden. Das zusätzlich erwähnte Ende der Demokratie und des 
Rechtes, wozu diese Verwaltungsdiktatur führen soll, ist die den Adressaten 
vermittelte bedrohliche Konklusion. Der implizite Appell ist unübersehbar: 
‚Wählt nicht die SPD, sonst gefährdet Ihr die Demokratie und das Recht und 
Ihr lebt bald in einer Diktatur!’    
 
(7) „Versucht man aber die Lenkungsstellen einer demokratischen Aufsicht zu unterwerfen, 
können sie ihre Aufgabe nicht lösen, weil die Natur der Aufgabe schnelles Handeln erfordert 
und keine umständlichen Kontrollen verträgt.“ 
 
Mit demokratischer Aufsicht wird der bisher negativ gezeichnete Begriff 
Lenkungsstelle mit einem deontisch positiven Begriff konfrontiert. Eine so 
gezeichnete machtvollkommene, mit umfassenden Vollmachten ausgestattete, 
quasi diktatorische Lenkungsstelle, die zum Ende der Demokratie und des 
Rechtes führt, lässt sich ja gerade nicht von einer demokratischen Aufsicht 
unterwerfen, sonst wäre sie keine Diktatur der Verwaltungsbeamten. Weil 
die Lenkungsstellen aber so übermächtig sind, müssen sie, wollte man sie 
demokratisch kontrollieren, erst unterwerfen. Das Problem wird hier auf eine 
hypothetische Ebene transferiert, ohne den Konjunktiv zu benutzen, um 
erneut die bereits unterstellte Ineffektivität der Beamten zu wiederholen. 
Demokratisch kontrollierte Beamte sind also erst recht nicht in der Lage, so 
schnell zu handeln wie ein Unternehmer. Hier wird noch hinzugefügt, dass 
eine demokratische Aufsicht zu umständlichen Kontrollen führen würde, was 
in der Natur der Aufgabe liege. Demokratische Aufsicht bedeutet insofern 
umständliche Kontrolle und wer will schon freiwillig etwas Umständliches, 
Langsames und Ineffizientes, wenn man das positive Gegenteil erhalten 
kann?   
 
(8) „Die Planwirtschaft kann weder das Problem der höchstmöglichen Produktion noch das 
Problem einer gerechten Verteilung der Erzeugnisse meistern.“  
 
Beide genannten Probleme sind in der Nachkriegszeit der Bundesrepublik 
gesellschaftlich relevant. Eine höchstmögliche Produktion, so wird hier 
unterstellt, haben beide wirtschaftlichen Konzepte (Planwirtschaft / soziale 
Marktwirtschaft) zum Ziel. Wie sieht es aber mit der gerechten Verteilung 
der Erzeugnisse aus? Gerechte Verteilung hört sich an wie gerechtes 
Verschenken. Soll hier den Ideologen der Planwirtschaft unterstellt werden, 
sie wolle Industrieprodukte gerecht verschenken? Offensichtlich geht es der 
CDU auch darum, unterschwellig diesen Eindruck zu vermitteln. Klar ist 
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jedoch, dass die CDU mit ihrer sozialen Marktwirtschaft selbst weder etwas 
verteilen, noch etwas verschenken will, sondern bei ihrer Zielsetzung eher 
von der Möglichkeit, Waren zu erwerben, spricht.  
Mit Genuss liest sich das Verb meistern in diesem Zusammenhang. Wer 
Probleme meistert, so wird unterstellt, der gilt als kompetent. Ein 
Handwerksmeister z.B. ist ein Meister seines Fachgebiets. Man kann jedoch 
auch Meister seines Fachs sein, ohne den Titel Meister in seiner 
Berufsbezeichnung zu führen, sondern z.B. ein berühmter Künstler sein, der 
für seine Kunstwerke ausgezeichnet wird. Eine Fußballnationalmannschaft 
kann Fußballweltmeister werden. In allen Fällen, in denen der Begriff 
Meister und das zu ihm gehörende Verb meistern verwendet wird, stehen sie 
in dem Zusammenhang, dass jemand etwas besonderes geleistet hat oder 
leisten kann. Wenn jedoch wie hier behauptet wird, dass ein 
Wirtschaftskonzept gesellschaftlich und wirtschaftlich relevante Probleme 
nicht meistern kann, dann sind diejenigen, die es vertreten, inkompetent und 
haben entweder etwas nicht geleistet oder werden es nicht leisten. Insofern 
wird der SPD Problemlösungsinkompetenz unterstellt.     
 
(9) „Sie kann letzten Endes nicht auf die Lenkung des Absatzes verzichten und beschränkt 
damit den Verbraucher in der freien Bestimmung über sein Einkommen.“ 
 
Hier werden Denkregeln aufgestellt, denen in ihrer scheinbaren Logik kaum 
zu widersprechen ist. Wenn a der Fall ist, kommt b. Wenn b so ist, wie wir 
denken, muss auch c sein usw. Spielen wir also dieses ‚logische’ Denken 
einmal nach: Wer die Wirtschaft und die Warenproduktion lenkt, muss auch 
den Absatz der Produkte lenken, sonst bliebe er vielleicht auf seinen 
Produkten sitzen. Wenn der Absatz aber gelenkt wird, dann muss auch das 
Einkommen der Verbraucher zu den Produkten gelenkt werden. Jetzt erhalten 
wir auch die Begründung, warum die Planwirtschaft angeblich eine 
Beraubung der Freiheit und Selbstbestimmung sein soll: Dem Verbraucher 
wird laut CDU in der Planwirtschaft ein Teil seines Einkommens einfach 
weggenommen, um den Absatz zu lenken. Die Formulierung, dass der 
Verbraucher in der freien Bestimmung über sein Einkommen beschränkt 
wird, ist dabei ausgesprochen harmlos, wenn man an die eingangs erwähnte 
Freiheitsberaubung durch die Planwirtschaft denkt. 
 
(10) „Statt einer freiheitlichen Ordnung entsteht mit zwingender Folgerichtigkeit die Diktatur 
oder das Chaos.“ 
 
 190
Gegensatzpaare werden im politischen Konkurrenzgeschäft immer schon 
häufig benutzt, da sie oftmals diffizile gesellschaftliche Probleme auf 
einfache sprachliche Alternativformulierungen reduzieren: z.B. Freiheit statt 
Sozialismus, Kinder statt Inder. 1949 ist sich die CDU anscheinend bereits 
über die sprachstrategischen Vorteile polarer Ausdruckspaare im Klaren: 
Statt freiheitlicher Ordnung entsteht Diktatur oder Chaos und dies nicht nur 
mit Folgerichtigkeit, sondern mit zwingender Folgerichtigkeit. 
Folgerichtigkeit reichte den Formulierungskünstlern der CDU wohl nicht 
aus. Das ist wahltaktisch auch nicht unklug, denn die CDU-Gedanken zur 
Planwirtschaft können unter Umständen von der Wahlbevölkerung, den 
Adressaten, als richtig, und dementsprechend die oben zitierte Konsequenz 
der Planwirtschaft als folgerichtig angesehen werden. Das heißt aber noch 
nicht, dass die Befürchtung Wahrheit werden müsste, dass sie zwingend 
wäre. Es könnte auch ein Zustand denkbar sein, in dem eine Planwirtschaft 
zwar existierte, aber ohne zwangsläufig zu einer Diktatur oder zum Chaos zu 
führen. Wenn die CDU-Sprachstrategen es aber schaffen, in der  
Wahlbevölkerung mehrheitlich die Überzeugung durchzusetzen, dass 
Planwirtschaft zwangsläufig gleichzusetzen ist mit Diktatur oder Chaos, 
dann gewinnen sie auch die Wahl. Die CDU erhielt zusammen mit der CSU 
in der Bundestagswahl 1949 zwar nur 31 Prozent der Stimmen, war jedoch 
stärkste Fraktion im deutschen Bundestag und konnte gemeinsam mit der 
FDP, die 11,9 Prozent erhielt, die erste Koalitionsregierung bilden.422          
 
Nach einem intentionsbedingten Absatz, geht es weiter um die 
Planwirtschaft: 
(11) „Ein geschichtlich fast tragischer Irrtum ist es, zu glauben, daß arme Volkswirtschaften 
bzw. Völker sich zur Überwindung der Not der Planwirtschaft bedienen müssen, während 
die Marktwirtschaft nur reichen Volkswirtschaften zieme.“  
 
Der fast tragische Irrtum bezieht sich auf das marxistisch-kommunistische 
Konzept der Sozialisierung und der dann zu erfolgenden Planwirtschaft, also 
vom Sozialismus zum Kommunismus. Der Irrtum ist nur deshalb fast 
tragisch, weil er, das wird implizit deutlich, durch die soziale 
Marktwirtschaft und den Marshallplan aufgehalten worden ist. Hier wird 
zumindest der sozialistischen und kommunistischen Zielsetzung attestiert, 
dass sie die Not der Bevölkerung bekämpfen will. Damit wird die vorher 
angemahnte Gefahr einer Diktatur oder des Chaos bzw. des Endes der 
Demokratie zumindest in der Zielsetzung der Sozialisten und Kommunisten 
                                                 
422Vgl. Mommsen, Wilhelm, a.a.O., Ergebnisse der Bundestagswahlen 1949-1957, S. 797  
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entkräftet: Der Sozialismus und der Kommunismus wollen zwar eigentlich 
das Gute, erzielen aber durch ihre Wirtschaftskonzeption etwas Schlechtes.  
 
(12) „Das Gegenteil ist richtig. Arme Volkswirtschaften können sich den Luxus und die 
Verschwendung der Planwirtschaft nicht leisten, während reiche Volkswirtschaften meist zu 
spät die Fehler des Systems der Planwirtschaft erkennen.“  
 
Dass das Gegenteil richtig sein soll, wurde schon durch die vorhergegangene 
Diktion, Planwirtschaft sei ein Irrtum deutlich. Dass aber Planwirtschaft als 
Luxus und Verschwendung gelten sollen, ist auch in der CDU-Diktion neu. 
Luxus und Verschwendung zumindest auf staatlicher Ebene muss abgelehnt 
werden, so viel ist klar. In dem Diskurs der CDU über die Planwirtschaft 
wird eines besonders klar: Es findet eine Steigerung der deontisch negativen 
Attribute, mit denen die Planwirtschaft belegt wird, statt, je weiter der 
Diskurs fortschreitet. Dass das System der Planwirtschaft in der CDU-Sicht 
als fehlerhaft erscheint, ist wiederum eine Wiederholung des bisher 
Geschriebenen. 
 
 (13) „Wirtschaftliche Not kann man durch zwei Verfahren zu überwinden suchen: die 
Planwirtschaft will die Armut gerecht verwalten und verteilen, die Marktwirtschaft will 
durch den Leistungswettbewerb auf allen Stufen die Armut überwinden.“  
 
Dieser Satz ist der bisherige Gipfel der Absurdität. Wenn doch das Ziel 
beider Wirtschaftskonzeptionen, sowohl der Planwirtschaft als auch der 
sozialen Marktwirtschaft, die Beseitigung und Überwindung wirtschaftlicher 
Not ist, dann ist die Behauptung, die Planwirtschaft wolle die Armut gerecht 
verwalten und verteilen eine Verleumdung. Wirtschaftliche Not ist 
bedeutungsgleich mit sozialer Armut. Insofern ist das Zitat eine groteske, 
rhetorische Meisterleistung: Man stelle sich das Bild z.B. eines Lenin vor, der 
sagt: „Ich will die wirtschaftliche Not unseres Volkes durch die gleichmäßige 
Verteilung der Armut auf alle überwinden. Daher nehme ich ein wenig 
Armut von diesen und von jenen und verteile sie auf diejenigen, die weniger 
arm sind. Alle Armut wird dann gerecht verteilt, diese wird dann strengstens 
verwaltet, denn wir wollen den errungenen wirtschaftlichen armen Wohlstand 
nicht mehr gefährden.“ Ich gebe zu, dass meine Assoziationen bei diesem 
rhetorischen CDU-Meisterwerk selbst sehr phantasievoll sind, aber dies wäre 
eine mögliche realistische Umsetzung dieser sprachlichen Groteske.          
Dass die wirtschaftliche Konzeption der CDU den CDU-Chefideologen 
selbst als erfolgversprechender erscheint, ist dabei nicht zu kritisieren, wohl 
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aber dass sie dabei - gewollt oder nicht - hier ihr prädikatives Attribut sozial 
vergisst, wenn sie mit ihrer marktwirtschaftlichen Konzeption die Armut auf 
allen Stufen überwinden will. Bisher hieß es gebetsmühlenartig, man wolle 
die Marktwirtschaft, aber nur eine soziale. Sicher, mit der Zielsetzung, die 
Armut überwinden zu wollen, ist man bereits sozial ausgerichtet, aber der 
Verzicht auf die Formulierung soziale kann auch anders ausgelegt werden.  
 
(14) „Es ist würdiger und erfolgreicher, sich durch einen Notstand durchzuarbeiten als 
durchzuhungern.“ 423   
 
Sowohl die Anspielung auf das in breiten Gesellschaftsschichten erfahrene 
Hungern ist unübersehbar als auch die Anspielung auf die Arbeit des 
Wiederaufbaus. Der wirtschaftliche Notstand der Nachkriegszeit war für 
viele Menschen geprägt von durcharbeiten (z.B. die Trümmerfrauen) und 
durchhungern, da die Lebensmittelversorgung in den Städten nicht 
gewährleistet war bzw. große Teile der Bevölkerung durch die Inflation nicht 
in der Lage waren, Lebensmittel zu erwerben (z.B. durch Tauschgeschäfte).     
Hier wird aber auch der spätere Quasi-Grundwert der CDU Leistung 
vorweggenommen: Derjenige, der auch in größter Not für sich und seine 
Familie arbeitet, besitzt demnach Würde und wird auf Dauer erfolgreicher 
sein, als derjenige, der sich in dieser Situation ‚auf die faule Haut legt’. Im 
Umkehrschluss müsste es dann heißen, dass derjenige, der sich durchhungert 
ohne durchzuarbeiten, würdelos ist bzw. weniger Würde hat als derjenige, 
der durcharbeitet. Hier wird bereits ein wesentlicher Teil der CDU-Ideologie 
zum Grundwert Menschenwürde geliefert, was sich 1949 bereits abzeichnet.  
Implizit in diesem diskursiven Zusammenhang ist, dass in dieser wertenden 
Aussage der Vorwurf steckt, die Planwirtschaft sei in ihrer Zielsetzung 
würdeloser als die soziale Marktwirtschaft.   
 
 
 
 
 
                                                 
423Vgl. die 14 Sätze in: Düsseldorfer Leitsätze, S. 30   
 193 
2.3.4  Die soziale Marktwirtschaft in der Auseinandersetzung mit der 
freien Marktwirtschaft 
 
In dem direkt darauf folgenden Kapitel nach der Präambel „Was versteht die 
CDU unter sozialer Marktwirtschaft?“ geht es der CDU darum, sich vom 
Wirtschaftsliberalismus abzugrenzen.  
Die diskursive Auseinandersetzung mit dem politischen Gegner bzw. dem 
politischen Konkurrenten ist m. E. in Parteiprogrammen, wenn sie wie hier 
zur Abgrenzung der eigenen  Programmatik vorgenommen wird, 
verbindlicher, denn in den Programmkommissionen wird jede Formulierung 
überprüft, ob sie tatsächlich das ausdrückt, was die Partei auch will. Das 
bedeutet nicht, dass sich die Politiker z.B. in Reden, Interviews oder 
Diskussionsrunden nicht an die Parteitagsbeschlüsse zu der 
Parteiprogrammatik halten würden, obwohl auch dies manchmal geschieht, 
sondern, dass ihre Äußerungen immer das Ergebnis eines – wenn auch 
manchmal einstudierten – unmittelbaren Sprechaktes sind und dadurch 
entweder nur Teilaspekte der Parteiprogrammatik berücksichtigen oder sich 
darüber hinaus bewegen. Unmittelbare Sprechakte der Politiker können 
jedenfalls nicht diesen Grad der Verbindlichkeit erreichen wie ein 
Parteiprogramm. 
Nun geht es der CDU 1949 darum, ihr Konzept von der sozialen 
Marktwirtschaft von der freien Marktwirtschaft, dem Kapitalismus 
abzugrenzen:     
 (1) „Die >>soziale Marktwirtschaft<< steht aber auch im Gegensatz zur sogenannten 
>>freien Wirtschaft<< liberalistischer Prägung.“424  
 
Die soziale Marktwirtschaft soll dementsprechend ein Wirtschaftskonzept 
sein, das sich von den Lehren Adam Smiths, also von der Lehre vom freien 
Spiel der Kräfte, abgrenzt.  
 
(2) „Um einen Rückfall in die >>freie Wirtschaft<< zu vermeiden, ist zur Sicherung des 
Leistungswettbewerbs die unabhängige Monopolkontrolle nötig.“  
 
Wenn man einen Rückfall vermeiden will, bedeutet dies, dass das, was einmal 
war, schlecht gewesen sein soll. Der Leistungswettbewerb soll gesichert 
werden durch eine unabhängige Monopolkontrolle. Das wiederum setzt 
                                                 
424Düsseldorfer Leitsätze, S. 30; vgl. die folgenden 11 Sätze in: Düsseldorfer Leitsätze, S. 
30f.    
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voraus, dass es Wirtschaftsmonopole gab und gibt, die den Markt 
beherrschen. 
(3) „Denn so wenig der Staat oder halböffentliche Stellen die gewerbliche Wirtschaft und 
einzelne Märkte lenken sollen, so wenig dürfen Privatpersonen und private Verbände 
derartige Lenkungsaufgaben übernehmen.“ 
 
Dieser Satz erscheint zunächst relativ unspektakulär, er zeigt jedoch ganz im 
Gegenteil eine enorme intellektuelle Leistung der Ideologen der sozialen 
Marktwirtschaft (z.B. Ludwig Erhard). Eigentlich ist der Satz genau falsch 
herum konstruiert. Er müsste m.E. eigentlich so lauten: „Denn so wenig 
Privatpersonen und private Verbände die gewerbliche Wirtschaft und 
einzelne Märke lenken sollen, so wenig dürfen der Staat oder halböffentliche 
Stellen derartige Lenkungsaufgaben übernehmen.“ Es wurden hierbei nur die 
Prioritäten vertauscht. Es stellen sich hierbei mindestens zwei Fragen:  
1. Welche wirtschaftspolitischen Erfahrungen hatte man in Deutschland bis 
zum Ende des zweiten Weltkriegs gemacht?   
2. Worin lag während der Gründungszeit der CDU die innerparteiliche 
Konfliktlinie?  
Beide Fragen lassen sich leicht beantworten. Bis zum Ende des zweiten 
Weltkriegs kann man eine erhebliche Machtansammlung einzelner 
Wirtschaftsunternehmen, wie z.B. Krupp, feststellen, die erstens durch den 
Krieg enorme Profite erwirtschaften konnten, gleichzeitig das Monopol ihrer 
Wirtschaftsgüter (bei Krupp Kanonen, Panzer, Waffen) innehatten und 
drittens sich an der Ausbeutung von Kriegsgefangenen und jüdischen und 
nichtjüdischen Zwangsarbeitern beteiligten. Insofern gab es unter Sozial- und 
Christdemokraten einen gewissen Konsens darüber, dass Wirtschafts-
monopole in der künftigen Bundesrepublik in dieser Form nicht mehr 
existieren dürfen. In der CDU ging die Auseinandersetzung noch im Ahlener 
Wirtschaftsprogramm um die Frage, wie weit Vergesellschaftung und 
planwirtschaftliche Lenkungsmechanismen die Macht der Wirtschafts-
monopole einschränken bzw. zerschlagen können. Dass sich der rechte 
Flügel, der sich gegen Vergesellschaftung und gegen Planwirtschaft wendete, 
in der CDU durchgesetzt hat, ist bereits deutlich geworden. Wie die 
Ideologen der sozialen Marktwirtschaft aber die Absage an eine staatliche 
Planung und Lenkung der Wirtschaft begründen, ist hierbei interessant: Aus 
der Erfahrung heraus, dass u. a. die Lenkung der Wirtschaft durch 
Wirtschaftsmonopole zu Kriegstreiberei und unendlichen Leid der Menschen 
geführt hat, kommt die CDU zu dem Schluss, dass staatliche Lenkung nicht 
besser sein könne, da sie nach ähnlichen Regeln funktionieren würde.              
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(4) „Die freie Wirtschaft alten Stils hat es den Unternehmern erlaubt, sich zu Kartellen und 
Marktverbänden zusammenzuschließen, um die Preise zu diktieren, die Erzeugung nach 
Belieben einzuschränken und den Wirtschaftskampf mit Mitteln der Gewalt, der 
Verdrängung und der Schadenszufügung mit Sperren, Kampfpreisen und Boykott zu 
führen.“  
 
Der bisher existierende Kapitalismus wird dementsprechend mit negativen 
Attributen belegt: Zusammenschluss zu Kartellen und Marktverbänden, 
Preisdiktate, Einschränkung der Erzeugung, Wirtschaftskampf mit Gewalt, 
Verdrängung, Schadenszufügung mit Sperren, Kampfpreisen, Boykott. Die 
gewollte Wirkung dieser Auflistung von Negativeigenschaften ist klar: Die 
Adressaten sollen den bisherigen Kapitalismus ablehnen und die soziale 
Marktwirtschaft befürworten. 
 
(5) „Dabei wurde der Gedanke des Wettbewerbs verfälscht, verschleiert und seiner 
motorischen Wirkung beraubt.“  
 
Hier wird auf die so genannte Selbstregulierung des Marktes angespielt, die 
durch Wirtschaftsmonopole ausgehebelt werden können. Das deontisch 
negative Potential der gewählten Verben verfälschen, verschleiern, berauben 
ist dabei in der Lage, folgende implizit mitschwingende Handlungs-
anweisungen an die Adressaten zu vermitteln. Wenn etwas verfälscht worden 
ist, so muss es wieder in den ursprünglichen, originalen Zustand gebracht 
werden; wenn etwas verschleiert worden ist, muss es entschleiert werden, so 
dass man es wieder erkennen kann; wenn etwas seiner Eigenschaften beraubt 
worden ist, muss es ihm zurückgegeben werden.  
 
(6) „Nur allzu oft waren nicht gleiche oder gerechte Startbedingungen für alle 
Marktbeteiligten verwirklicht.“ 
 
Wenn die Startbedingungen nicht gleich und nicht gerecht waren, so waren 
sie ungleich und ungerecht. Was aber ungleich und ungerecht ist, muss 
abgestellt und verändert werden. 
 
(7) „So kam es in der freien Wirtschaft alten Stils oft zu wirtschaftlicher Ausbeutung der 
Schwachen durch die Mächtigen und zu wirtschaftlichem Gewalt- und Schädigungskrieg.“  
 
Die Formulierung der wirtschaftlichen Ausbeutung der Schwachen durch die 
Mächtigen ist dabei sehr allgemein, wenn nicht sogar euphemistisch im 
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Zusammenhang mit dem genannten wirtschaftlichem Gewalt- und 
Schädigungskrieg. Wirtschaftliche Ausbeutung kann verschiedene 
Dimensionen haben. So ist man sich heute einig darüber, dass die gesamte 
Geschichte der Industrialisierung von der Ausbeutung der Arbeiterschaft 
geprägt war. Gerade deshalb hätte hier im Sinne der political correctness das 
Schicksal der Zwangsarbeiter, die unter bisher nie gekannten unmenschlichen 
Arbeitsbedingungen im Dritten Reich arbeiten mussten, erwähnt werden 
müssen. Stattdessen verschweigt die CDU diesen Teil der historischen 
Schuld und erhebt im Prinzip alle Deutschen zu Opfern der bisher geltenden 
Wirtschaftsform:   
 
(8) „Die Leidtragenden waren die wirtschaftlich und sozial Schwachen, insbesondere die 
Verbraucher.“ 
 
Die Verbraucher werden als Leidtragende in der Vergangenheit 
hochstilisiert, die zahlreichen Opfer des Nationalsozialismus hierbei jedoch 
nicht erwähnt. Dieses Leid zu verschweigen bzw. stattdessen die 
Verbraucher, denen gewiss ein großes Maß an sozialer Benachteiligung 
zukommt, als Opfer hochzustilisieren, ist, falls nicht so gewollt, jedoch 
politisch unbedacht.         
 
(9) „Weil wir die unsozialen Auswüchse einer solchen >>freien<< Wirtschaft vermeiden 
wollen, weil wir in ihr eine verfälschte Marktwirtschaft sehen, fordern wir neben dem 
Leistungswettbewerb die Monopolkontrolle.“  
 
Der Begriff Monopolkontrolle ist für die CDU 1949 anscheinend eine Art 
Zauberwort. Bisher wird eigentlich nicht deutlich, worin sich die soziale 
Marktwirtschaft von der freien Wirtschaft unterscheidet, bis auf die 
Monopolkontrolle, die erst in den Leitsätzen zur sozialen Marktwirtschaft 
näher erläutert wird. Die freie Wirtschaft hat laut CDU zu unsozialen 
Auswüchsen geführt, die dementsprechend beseitigt werden müssen. Dass 
dabei die Monopolkontrolle allein geeignet ist, glaubt auch die CDU nicht, 
was hier aber nicht deutlich wird.  
 
(10) „Erst eine wirksame Monopolkontrolle verhindert, daß Privatpersonen und private 
Verbände Lenkungsaufgaben in der Wirtschaft übernehmen können.“  
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Im Prinzip liegt hier nicht nur eine Wiederaufnahme eines bisherigen 
Gedankens vor, sondern eine fast wörtliche Wiederholung von Satz (3), 
wobei hier die Lösung des Problems hinzugefügt worden ist.  
 
(11) „Erst die Monopolkontrolle führt dazu, daß der Verbraucher mittelbar Art und Umfang 
der Produktion bestimmt und damit zum Herrn der Wirtschaft wird.“  
 
Wenn das kleine Wörtchen mittelbar nicht wäre, das hier ganz unscheinbar in 
den Satz eingefügt worden ist, könnte man der CDU undifferenzierte 
‚Schönwetterpolitik’ unterstellen. Der Verbraucher soll laut CDU den 
Umfang der Produktion bestimmen, wenn auch mittelbar. Der 
Gesamteindruck soll hergestellt werden, dass der Verbraucher, also das Volk, 
in der sozialen Marktwirtschaft die entscheidende wirtschaftliche Macht 
darstellt. Er, der Verbraucher, soll angeblich zum Herrn der Wirtschaft 
aufsteigen, wobei im zweien Teil des Nebensatzes, der durch die 
Konjunktion und mit dem ersten Nebensatz verbunden ist, das Adverb 
mittelbar fortgelassen wird. Soll hier der Wähler getäuscht werden, oder ist 
dies Ausfluss der eigenen idealistischen bzw. utopischen Auffassung einer 
heilen Wirtschaftswelt? 
 
(12) „Dadurch führt die von uns geforderte Wirtschaftsordnung neben den im Ahlener 
Programm genannten Mitteln zu wahrer Wirtschaftsdemokratie und deshalb nennen wir sie 
>>soziale Marktwirtschaft<<.“ 425        
 
Wenn dem Verbraucher so viel Einfluss und Macht in der Wirtschaft 
zukommen sollte und dies demokratisch-institutionell reglementiert würde, 
dann könnte von einer Form der Wirtschaftsdemokratie gesprochen werden.  
Was ist aber eine wahre Wirtschaftsdemokratie? Gibt es auch eine falsche? 
Insofern ist der Ausspruch, dass Ideologie immer das sei, was die anderen 
haben, und man selber im Besitz der Wahrheit ist, grundlegend. Was die 
CDU unter wahrer Wirtschaftsdemokratie, die in der sozialen 
Marktwirtschaft verwirklicht sein soll, wird durch die Leitsätze zur sozialen 
Marktwirtschaft deutlich.      
 
 
 
 
 
                                                 
425
 Vgl. die 12 Sätze in: Düsseldorfer Leitsätze, S. 30f. 
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2.3.5 Die sozialen Grundwerte der CDU 1949 in den ‚sozialpolitischen 
Leitsätzen’: soziale Gerechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde, Familie, 
Gleichheit, Solidarität 
 
 
„Sozialpolitische Leitsätze der CDU  
 Im Bewußtsein christlicher Verantwortung bekennt sich die CDU zu einer gesellschaftlichen 
Neuordnung auf der Grundlage sozialer Gerechtigkeit, gemeinschaftsverpflichtender Freiheit 
und echter Menschenwürde. 
Sie erstrebt eine umfassende Sozialpolitik für alle wirtschaftlich und sozialabhängigen 
Volksschichten. 
 Diese Grundsätze verlangen vom Staat, die herrschenden wirtschaftlichen und sozialen 
Notstände zu beseitigen und ein gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten 
herbeizuführen Dabei müssen die natürlichen Rechte und Freiheiten des Einzelnen wie aller 
Gesellschaftsgruppen geschützt werden.“426 
 
So lautet die Einleitung des Kapitels „Sozialpolitische Leitsätze der CDU“ in 
den Düsseldorfer Leitsätzen. Entgegen dem eigenen Bekenntnis zu den drei 
genannten Grundwerten, bekennt sich die CDU außerdem noch zu den 
Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität.         
Die Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und 
Solidarität sind durch ihre Bedeutungsbreite eng miteinander verbunden, so 
dass z.B. eine gruppenspezifisch ideologiegebundene Form zur Herstellung 
von Menschenwürde gleich der Umsetzung mehrerer anderer Grundwerte 
bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und manchmal sogar müßig, die 
Grundwerte detailliert auszudifferenzieren. Ich werde also auf die Abschnitte 
bzw. Punkte der Leitsätze eingehen, in denen explizit von dem jeweiligen 
Grundwert die Rede ist, und auch die Abschnitte bzw. Punkte der Leitsätze 
berücksichtigen, in denen zwar der Grundwert an sich nicht genannt wird, 
textanalytisch aber darauf geschlossen werden kann, dass der jeweilige 
Grundwert gemeint ist. 
 
       
 
                                                 
426Düsseldorfer Leitsätze, S. 40f. 
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2.3.5.1  Familie 
 
Als erster Grundwert, und das ist insofern bemerkenswert, weil er gar nicht in 
dem einleitenden Bekenntnis der CDU erwähnt wird, wird die Familie 
genannt. Für die CDU ist die Familie die „(…) wichtigste staats- und 
gesellschafterhaltende Gemeinschaft“, deren Rechte und Pflichten sie vertiefen und 
gesetzlich schützen sowie die geistigen und materiellen Voraussetzungen 
„(…) für ihren natürlichen Bestand und die Erfüllung ihrer Aufgaben (…)“427 herstellen 
will. 
Fraglich bleibt jedoch, warum die CDU nicht bereits in der Einleitung erklärt, 
dass die Erhaltung, der Schutz und die Versorgung der Familie das wichtigste 
sozialpolitische Ziel der CDU sei. Wenn dieses ‚Versehen’ (Ich glaube nicht, 
dass dies ein Versehen war!) überhaupt zu erklären ist, dann m. E. nur 
dadurch, dass die CDU der Wahlbevölkerung 1949 nicht allzu ‚weltfremd’ 
bzw. realitätsfern vorkommen möchte. Ich unterstelle hier, dass die deutsche 
Gesellschaft 1949 mehrheitlich andere Sorgen hatte als gerade ein 
sozialpolitisches Familienkonzept. Viele Ehemänner und Kindesväter waren 
in Kriegsgefangenschaft oder gehörten zu den Kriegsopfern, während die 
Ehefrauen bzw. ledigen Mütter vielfach ihre Kinder allein versorgen mussten. 
Was nutzte diesen also der Schutz und die geistige Unterstützung der 
Familie? Sicher, wenn man einen anderen Familienbegriff wählt und auch 
Alleinerziehende darunter zählt, dann würde diese sozialpolitische Forderung 
verständlich; es spricht auch in den Ausführungen der CDU in ihrem 
sozialpolitischen Programm von 1949 nichts direkt dagegen. Aber im 
christlich-politischen Verständnis ist die Familie genau festgelegt: Mann, 
Frau, mindestens ein Kind. Das ist m. E. auch der Grund, warum die 
angeblich wichtigste sozialpolitische Forderung der CDU in den 
sozialpolitischen Leitsätzen so kurz ausfällt. Die CDU will niemanden mit 
ihrem weitgehend konservativen Familienkonzept belästigen, da sie gewählt 
werden will.               
 
 
 
 
 
                                                 
427Düsseldorfer Leitsätze, S. 41 
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2.3.5.2 (Soziale) Gerechtigkeit 
 
Explizit ist von Gerechtigkeit (bzw. gerecht) nur in Punkt 3. der 
sozialpolitischen Leitsätze „3. Angemessene Entlohnung“ die Rede, die 
sicherlich ein, wenn nicht sogar das Kernelement jeder Definition von 
(sozialer) Gerechtigkeit ist. Dort heißt es:  
„Die Arbeitnehmer haben (...) Anspruch auf einen gerechten Anteil am Ertrag des 
Unternehmens.“428  
 
Was sich die CDU konkret darunter vorstellt, wird bereits einige Zeilen 
vorher deutlich:  
„Der Lohn muß der Arbeitsleistung entsprechen und soll nicht nur für eine angemessene 
Lebensführung des Arbeitnehmers, zu der auch die Teilnahme am Kulturleben gehört, 
ausreichen, sondern auch die Gründung und Erhaltung einer Familie sichern.“429  
 
Insofern unterscheidet sich die CDU-Definition eines gerechten Lohns nicht 
wesentlich von der SPD-Definition.  
Implizit steckt die (soziale) Gerechtigkeit in den sozialpolitischen Leitsätzen 
oft im Detail, so z. B. in Punkt „1. Das Recht auf Arbeit“, in dem die CDU 
jedem Menschen attestiert, „(…) ein natürliches Recht auf Arbeit (…)“ zu haben, 
was sie „(…) durch eine auf Vollbeschäftigung abzielende Wirtschaftspolitik“430 
erreichen will. Wenn es dieses natürliche Anrecht auf Arbeit gibt, dann ist es 
auch recht und billig, davon auszugehen, dass dies auch gerecht ist. Das 
„Recht auf Arbeit“ soll aber nicht zur „Pflicht zur Arbeit“ verwandelt 
werden, da damit die die freie Berufswahl und die freie Arbeitsplatzwahl 
aufgehoben würde.431 
In Punkt „10. Lastenausgleich und Bodenreform“ ist zwar auch nicht direkt 
von Gerechtigkeit die Rede, aber von einer „soziale(n) Rechtsforderung“: 
„Der Lastenausgleich ist keine Fürsorgeangelegenheit, sondern eine soziale Rechtsforderung, 
insbesondere für die Vertriebenen und Kriegsgeschädigten.“432 
 
 Wenn die CDU diesen Lastenausgleich für eine von ihr vertretene „soziale 
Rechtsforderung“ hält, dann ist erstens davon auszugehen, dass sie diese 
nicht nur für legitim, sondern auch für sozial gerecht hält. 
                                                 
428Düsseldorfer Leitsätze, S. 42 
429Düsseldorfer Leitsätze, S. 42 
430Düsseldorfer Leitsätze, S. 41 
431Düsseldorfer Leitsätze, S. 41 
432Düsseldorfer Leitsätze, S. 43 
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Die (soziale) Gerechtigkeit wird von der CDU vor allem in dem Grundwert 
Solidarität näher erläutert, während Gleichheit sich lediglich auf die 
Gleichstellung von Mann und Frau bezieht. 
 
 
 
 
2.3.5.3  Gleichheit  
 
Der Grundwert Gleichheit wird bei der CDU in den sozialpolitischen 
Leitsätzen zweimal bezogen auf die Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern im Arbeitsleben. So heißt es in dem bereits erwähnten Punkt „1. 
Das Recht auf Arbeit“:  
„Der Frauenarbeit kommt erhöhte Bedeutung zu. Den Frauen ist in der Wirtschaft und 
Verwaltung grundsätzlich gleiches Recht wie den Männern einzuräumen.“433  
 
Einschränkend wird jedoch hinzugefügt:  
„Den Frauen darf jedoch keine Arbeit zugemutet werden, die ihrer Wesensart 
widerspricht.“434  
 
Was die CDU jedoch unter Arbeiten versteht, die der „Wesensart“ von 
Frauen widerspricht, wird nicht gesagt. Anscheinend gibt es einen geheimen 
christlich-demokratischen Kodex, welche Arbeiten eine Frau verrichten darf 
und welche nicht. 
Im ebenfalls bereits erwähnten Punkt „3. Angemessene Entlohnung“ der 
sozialpolitischen Leitsätze heißt es zur Vereinbarung der Tariflöhne zwischen 
Vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber:  
„Eine unterschiedliche Entlohnung von Männern und Frauen darf bei gleicher Arbeit und 
Leistung nicht mehr vereinbart werden.“435  
 
Mehr hat die CDU 1949 zum Grundwert Gleichheit sozialpolitisch nicht zu 
sagen. Ob die CDU den Begriff Gleichheit vermeiden wollte, glaube ich 
zumindest auf das Jahr 1949 bezogen eher nicht. Es zeigt sich bei der 
Analyse der sozialpolitischen Leitsätze aber, dass die CDU die meisten 
Grundwerte unter ihrem Verständnis von Solidarität, also unter dem 
christlichen Verständnis von Nächstenliebe, subsumiert.  
                                                 
433Düsseldorfer Leitsätze, S. 41 
434Düsseldorfer Leitsätze, S. 41  
435Düsseldorfer Leitsätze, S. 42 
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2.3.5.4.  Solidarität 
 
Höchsten Stellenwert räumt die CDU in ihrer sozial- und wirtschafts-
politischen Konzeption der sozialen Marktwirtschaft einer „(…) grundlegende(n) 
Neuordnung des Verhältnisses von Unternehmern und Arbeitnehmern“436 ein. Was hat 
dies aber mit Solidarität zu tun? Sehr viel, wenn man sich die folgenden 
Sätze aus der Einleitung der sozialpolitischen Leitsätze zu der 
gesellschaftlichen „Neuordnung“ durchliest:  
„Es gilt, die bestehenden Gegensätze zu überwinden und neue Formen der Zusammenarbeit 
im Sinne echter Partnerschaft, leistungsgemeinschaftlicher Verbundenheit und beiderseitiger 
Verantwortung für das gemeinsame Werk zu entwickeln. Die Verwirklichung des Rechts der 
Arbeitnehmer auf Mitberatung, Mitwirkung und Mitbestimmung soll dabei in 
betriebsgerechter Form unter Wahrung der echten Unternehmerverantwortung gesichert 
werden.“437          
 
Hier werden bereits Begrifflichkeiten der sozialen Marktwirtschaft 
vorweggenommen, denen von den verschiedensten Seiten euphemistische 
Zuschreibungen vorgeworfen wurden: so z.B. die so genannte 
Sozialpartnerschaft, die hier noch als neue Form der Partnerschaft gefordert 
wird. Wichtig bleibt festzustellen, dass die CDU 1949 Gegensätze, gemeint 
sind wohl die unter den SPD- und KPD-Anhängern tief verwurzelten 
Klassengegensätze, überwinden will, also ein harmonisches 
Gesellschaftsidyll anstrebt, in dem Reiche und weniger Reiche, Unternehmer, 
Arbeiter und Angestellte an einem „gemeinsame(n) Werk“ arbeiten; 
insgesamt also ein auf ein gesellschaftliches Solidaritätsprinzip aufbauendes 
Gesellschaftskonzept.  
Der zweite Satz des Zitats wird deshalb mit aufgeführt, weil durch ihn das 
„gemeinsame Werk“ näher beleuchtet wird: Mitberatung, Mitwirkung und 
Mitbestimmung auf Seiten der Arbeitnehmerschaft und echte Verantwortung 
auf Seiten der Unternehmerschaft sollen zu diesem solidarischen 
Gesellschaftsidyll der bisher noch nicht eingeführten begrifflichen 
Sozialpartnerschaft führen.  
Am Ende der sozialpolitischen Leitsätze heißt es:  
„Die Durchführung einer fortschrittlichen Sozialpolitik soll der inneren Befriedung unseres 
Volkes dienen, das Vertrauen der breiten Schichten in die neue demokratische Ordnung 
                                                 
436Vgl. Düsseldorfer Leitsätze, S. 41  
437Düsseldorfer Leitsätze, S. 41 
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stärken und den Willen zur Mitarbeit am Wiederaufbau unseres Staats- und Volkslebens 
fördern.“438   
Dem Misstrauen gegenüber der neuen demokratischen Grundordnung soll 
durch die Sozialpolitik der CDU begegnet, und so das Vertrauen in die neue 
demokratische Grundordnung gestärkt werden. 
Dieses Ziel der inneren Befriedung der Gesellschaft ist nicht nur 
sozialgeschichtlich verständlich, sondern liegt auch tief in der Psyche des 
Menschen mit dem Wunsch nach Geborgenheit und Sicherheit begründet.   
Das auf der Solidarität der sozialen Gruppen aufbauende sozialpolitische 
Konzept der CDU soll hier, wie keines der demokratischen Parteien, 
verunglimpft noch in seiner Intention kritisiert werden. Wer würde sich eine 
tatsächlich bestehende soziale Harmonie und Ausgewogenheit nicht 
wünschen? Diesen Wunsch, eine gesellschaftliche Harmonie-Utopie zu 
analysieren, die den interessenbedingten Gegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit, wenn nicht verleugnen, so doch überdecken will, muss Aufgabe und 
Zweck auch einer vornehmlich linguistischen Untersuchung sein. 
Der Grundwert Solidarität wird in den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU 
in zwei konkreten Punkten berührt und gefordert. In Punkt „6. 
Sozialversicherung“ erläutert die CDU ihr Ziel einer funktionsfähigen 
Sozialversicherung:  
Dabei müsse die Sozialversicherung „(…) zur Sicherung ihrer Leistungsfähigkeit und 
unter Berücksichtigung der Eigenwüchsigkeit der einzelnen Versicherungszweige im Sinne 
echter Solidarität weiter entwickelt werden.“439  
Um dies zu erreichen, seien „(…) auf dem Gebiete der vorbeugenden 
Gesundheitsfürsorge und der Bekämpfung der Volkskrankheiten alle Volkskreise 
heranzuziehen.“440       
 
Unter echter Solidarität versteht die CDU 1949 also die gemeinschaftliche 
Teilhabe an einem staatlich eingeführten Sozialversicherungssystem, dem 
alle sozialen Gruppen und Schichten angehören sollen, um die Gesundheit 
der Bevölkerung zu erhalten und zu schützen sowie die Krankheiten zu 
bekämpfen. 
Eine konkrete soziale Gruppe, für die Solidarität - implizit -  gefordert wird, 
sind die Kriegsopfer und Kriegsheimkehrer in Punkt „7. Versorgung der 
Kriegsopfer und Kriegheimkehrer“ der sozialpolitischen Leitsätze.  
Dort heißt es:  
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„Es ist Pflicht der Gemeinschaft, für die Ansprüche der Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenden aufzukommen. Den Kriegsbeschädigten, den Kriegerwitwen, 
Kriegereltern und Kriegerwaisen ist eine ausreichende gesetzliche Versorgung zu 
gewährleisten. Den Kriegsbeschädigte und Kriegsheimkehrern ist die Wiedereingliederung 
ins Wirtschaftsleben durch Berufsausbildung und Umschulung zu erleichtern.“441 
 
Die zweite konkrete soziale Gruppe, der laut CDU Solidarität zukommen 
soll, sind die Heimatvertriebenen in Punkt „8. Einordnung der 
Heimatvertriebenen“:  
„Die Einordnung der Heimatvertriebenen in unser Wirtschaftsleben muß als Pflicht des 
ganzen Volkes angesehen werden. Jede Art von Selbsthilfe soll größtmögliche Förderung 
erfahren, damit die Heimatvertriebenen in freizügiger Weise am Wirtschafts- und 
Gesellschaftsleben teilnehmen können.“442  
 
 
 
2.3.5.5  Menschenwürde 
 
Die CDU bezieht den Grundwert Menschenwürde in ihren sozialpolitischen 
Leitsätzen explizit und implizit hauptsächlich auf das Arbeitsrecht:  
„Die christliche Arbeitsordnung geht von der Würde des arbeitenden Menschen aus. Sie 
unterscheidet sich grundsätzlich von einer Auffassung, die den Menschen nur nach seiner 
Arbeitskraft wertet. Die menschliche Arbeit ist keine Ware, sondern sittliche Leistung und 
Grundlage der körperlichen und seelischen Entfaltung des Menschen.“443  
 
Davon ausgehend leitet sie auch das bereits erwähnte Recht auf Arbeit ab.  
Die CDU erklärt in Punkt 2. „Freie Berufswahl, freier Arbeitsplatzwechsel 
und Sicherung des Arbeitsplatzes“, dass bei „unverschuldeter 
Arbeitslosigkeit (...) die Arbeitslosen und ihre Familien vor wirtschaftlicher Not 
ausreichend geschützt werden“444 müssen.  
Dieser Punkt könnte ebenso gut auf den Grundwert Solidarität bezogen 
werden, die Einschränkung bei unverschuldeter Arbeitslosigkeit deutet 
jedoch auf einen leistungsorientierteren Solidaritätsbegriff hin: Für die CDU 
muss man sich erst einen Anspruch auf gesellschaftliche bzw. staatliche 
Solidarität erwerben, man muss sich also der Solidarität würdig erweisen. 
Insofern kann hier von einer leistungsorientierten Menschenwürde 
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gesprochen werden. Nur denjenigen und ihren Familien wird demnach 
überspitzt betrachtet Menschenwürde und Solidarität zuteil, die sich selbst 
der Gesellschaft gegenüber als würdig erwiesen haben bzw. der Gesellschaft 
solidarisch gedient haben.    
Weitere Konkretisierungen zum Grundwert Menschenwürde liegen vor in 
Punkt „4. Arbeitszeit“ und Punkt „5. Arbeits-, Jugend- und Frauenschutz“.  
Bei der Arbeitszeit sollen sich die gesetzlichen und tariflichen Regelungen zu 
„(…) Normalarbeitstag, Pausen, Freizeit und Urlaub (...) nach Maßgabe neuzeitlicher 
wissenschaftlicher Erkenntnisse“ orientieren. „Sonntage und gesetzliche Feiertage gelten 
als Ruhetage.“445 
Die Ausführungen der CDU, nach welchen Kriterien sie die Arbeitszeiten der 
Arbeiter und Angestellten regeln will, hat insofern viel mit Menschenwürde 
zu tun, als die Abschaffung menschenunwürdig langer Arbeitszeiten eine seit 
den Anfängen der deutschen Arbeiterbewegung grundlegende Forderung 
war. Was tut aber die CDU? Sie lässt sich in ihrem Programm nicht auf eine 
konkrete Arbeitsstundenzahl ein, sondern will wissenschaftlich prüfen lassen, 
wie viel Arbeitszeit einem Menschen zuzumuten ist. Daran lässt sich zwar 
nicht eindeutig eine Position zugunsten der Wirtschaft erkennen, die ein 
natürliches Interesse daran hat, ihre Arbeiter und Angestellte so lange wie 
möglich arbeiten zu lassen, aber zumindest eine solche Tendenz. Die CDU 
will hier den ‚schwarzen Peter’ an die Wissenschaften abgeben, wohl in der 
Hoffnung, dass die Ergebnisse für die Wirtschaft nicht allzu arg ausfallen 
mögen. 
Der Punkt „5. Arbeits-, Jugend- und Frauenschutz“ bezieht sich auf die 
Verbesserungen der Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer, auch eine Frage 
der Menschenwürdigkeit.  
So soll die „(…) Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft der Arbeitnehmer (...) durch 
Verbesserung des Arbeitsvorganges und der betrieblichen sozialen Einrichtungen gefördert 
werden.“446  
 
Was konkret verbessert werden soll und welche sozialen Einrichtungen in 
den Betrieben geschaffen werden sollen, wird in dem Programm jedoch nicht 
gesagt. Ebenso sei der „(…) gesetzliche Jugend-, Frauen- und Mutterschutz (...) 
auszubauen“,447 ohne dass formuliert würde, wie dieser Schutz konkret 
aussehen soll. Allein bei den direkt darauf folgenden Ausführungen zu den 
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Lehrlingen, bekommt man als Leser eine halbwegs konkrete Vorstellung, 
was die CDU will:  
„Das Lehrverhältnis dient der gründlichen praktischen und theoretischen Ausbildung des 
jungen Menschen. Durch Gesetz ist der Mißbrauch jugendlicher Arbeitskraft zu verhindern 
und die Berufsausbildung im Betrieb und der Berufsschule sicherzustellen.“448    
 
 
 
 
 
2.3.5.6  Freiheit 
 
Der Grundwert Freiheit wird von der CDU in der Sozialpolitik ausschließlich 
auf die Berufs- und Arbeitsplatzwahl bezogen:  
Punkt „2. Freie Berufswahl, freier Arbeitsplatzwechsel und Sicherung des 
Arbeitsplatzes“:  
„Die Berufswahl soll grundsätzlich frei sein. (...) Die Arbeitsvermittlung darf die persönliche 
Freizügigkeit nicht beschränken, Dienstverpflichtungen sind abzulehnen. Das Arbeitsrecht 
muß dem Charakter des Treueverhältnisses zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern 
gerecht werden und politische und religiöse Entscheidungsfreiheit des Arbeitnehmers 
respektieren.“449      
 
 
 
 
 
2.3.5.7  Frieden    
 
Dass in den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU überhaupt der Grundwert 
Frieden im außenpolitischen Zusammenhang erwähnt wird, erstaunt 
zunächst. Allerdings hegt die CDU in Punkt „12. Internationale 
Sozialpolitik“ bereits langfristige Einigungsbestrebungen zu einem geeinten 
Europa:  
„Die Wiederaufnahme der Beziehungen zur Internationalen Arbeiterorganisation ist zu 
erstreben. Ein großzügige Internationale Sozialpolitik wird wesentlich dazu beitragen, die 
                                                 
448Düsseldorfer Leitsätze, S. 42 
449Düsseldorfer Leitsätze, S. 41f. 
 207 
Beziehungen der Völker zueinander zu verbessern und den Zusammenschluß zu einem neuen 
Europa zu erleichtern.“450 
 
Dabei will die CDU Beziehungen zur Internationalen Arbeiterorganisation 
knüpfen, wohl auch, um die beschriebenen Gegensätze zwischen Kapital und 
Arbeit zu überwinden. 
 
                                                 
450Düsseldorfer Leitsätze,  S. 43 
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3. Die Entwicklung der Grundsatzprogrammatik der SPD bis zum 
Godesberger Programm (1959)  
 
Bereits kurz nach dem Krieg war innerhalb der SPD die Forderung nach 
einem neuen Grundsatzprogramm laut geworden. Dass das marxistisch-
orthodoxe Heidelberger Programm von 1925 durch den Nationalsozialismus 
und den zweiten Weltkrieg überholt gewesen sei, so heißt es in der 
politikwissenschaftlichen Literatur relativ einmündig, sei bei den meisten 
SPD-Mitgliedern unbestritten gewesen.451 
Wolf-Dieter Narr setzt das Grundsatzprogramm einer Partei in dem Sinne, 
dass in ihm die politische Ideologie einer Partei formuliert sei, gleich mit der 
„politischen Theorie“452, die aus dem „finalen Inhalt“453 des Wollens 
erwachse und aus einem „System von Zielsetzungen“454 bestehe. 
Für Narr bestehen vor allem drei Gründe für die Notwendigkeit der SPD nach 
dem zweiten Weltkrieg ein neues Grundsatzprogramm zu erarbeiten: 
Erstens habe für die SPD eine Gefahr des empirischen Fatalismus und/oder 
des ethischen Utopismus bestanden.455            
Zweitens seien innerparteiliche Gründe entscheidend gewesen. Die 
Parteibasis sei politisch verwirrt gewesen. Ein neues Grundsatzprogramm 
sollte dazu beitragen, dem „(…) Tagesopportunismus zu entrinnen“,456 die 
politische Zukunft verantwortlich zu gestalten, nachdem viele alte 
sozialdemokratische Ziele erreicht worden seien und der vor dem zweiten 
Weltkrieg bestehende „unerschütterliche Zukunftsglaube“457 in der Partei 
verloren gegangen sei.  
Drittens sollte die Formulierung eines neuen SPD-Grundsatzprogramms dem 
Zweck der politischen Kommunikation in folgender Hinsicht dienen: 
                                                 
451
 Vgl. u.a. Flechtheim, O.K. (Hrsg.): Die Parteien der Bundesrepublik Deutschland, 
Hamburg 1973, S. 83; vgl. auch Narr, Wolf-Dieter: CDU – SPD. Programm und Praxis  seit 
1945, Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz, 1966, S. 129  
452
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129; Narr bezieht sich auf: Kelsen, Hans: Sozialismus und Staat, 
Leipzig 1923 (2.Aufl.), S. 4 
453
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129; Narr bezieht sich auf die Einleitung von Erik Wolf in: 
Radbruch, Gustav (Hrsg.: Wolf, Erik): Rechtsphilosophie. Stuttgart 1956, S. 17ff., S. 36ff.     
454
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129; Narr bezieht sich auf Schmid, Carlo: Die verlorene Revolution, 
Hamburg 1948, in: Uhlig, S.A.W.: Hat die SPD noch eine Chance?, München 1956,   S. 68     
455
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129; Narr bezieht sich auf: Weisser, Gerhard: Fundamente und 
Utopien eines sozialistischen Parteiprogramms, in: Das sozialistische Jahrhundert. 4. Jg. 
3/49, S. 70-74, S. 71   
456
 Narr, a.a.O., S. 129 
457
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Zorn, Rudolf: Soziale Neuordnung als 
sozialistische Gegenwartsaufgabe. Parteitag der SPD 1948, S. 138ff.  
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„Um die ‚Politik rational zu machen’458; um aus wissenschaftlicher Analyse mit 
sozialistischem Zielverständnis in der sozialevolutionären Epoche459 des Sozialismus 
wissenschaftlich abgesichert und ethisch bestimmt zugleich, handeln zu können;460 um 
schließlich neue Anhänger vor allem in den vielgenannten und vielbedachten, aber immer 
noch kaum fassbaren Mittelschichten zu gewinnen.“461 
 
Zwar kam es auf dem Düsseldorfer Parteitag von 1948 zu dem Beschluss, 
dass der Parteivorstand eine Programmkommission einsetzen sollte, die 
geforderte Programmdiskussion wurde aber nicht umgesetzt, so dass für die 
Bundestagswahl 1949 weiterhin die Politischen Leitsätze von 1946 galten. 
Nach den ersten Bundestagswahlen hielt 1950 Carlo Schmidt auf dem 
Hamburger Parteitag ein unter den Delegierten intensiv diskutiertes Referat 
mit programmatischer Konzeption über die geistigen Grundlagen des 
Sozialismus. Aber die Tatsache, dass man bereits zwei Jahre zuvor die 
Neuformulierung eines Grundsatzprogramms beschlossen hatte, wurde 
schlichtweg übergangen.462  
Diese Umstände führen zu der Frage, warum in der SPD-Führung auf ein 
neues Grundsatzprogramm verzichtet wurde, obwohl man selbst das 
Heidelberger Programm als nicht mehr zeitgemäß empfand und zum anderen 
die SPD sich traditionell als programmatische Partei verstand.  
Stattdessen wurde angesichts der bevorstehenden Bundestagswahlen 1953 
auf dem Dortmunder Parteitag am 28. September 1952 ein konkretes 
Aktionsprogramm beschlossen, das auf dem Berliner Parteitag am 24. Juni 
1954 erweitert wurde. Dieses Aktionsprogramm zeigt jedoch durch das 
Vorwort Kurt Schumachers und die dort verfasste Präambel deutliche 
Merkmale eines Vorläufers eines neuen Grundsatzprogramms. An ihm kann 
                                                 
458
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Schumacher, Kurt: Die Sozialdemokratie 
im Kampf für Freiheit und Sozialismus. Rede auf dem Parteitag 1948, S.31 
459
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Brill, H. L.: Der Kern der 
Sozialrevolutionäre, in: Das sozialistische Jahrhundert, v. 22.10.1948, 3.Jg., S. 337. Narr 
erläutert in seiner Anmerkung: „Brill unterscheidet in der Parteigeschichte eine >heroische<, 
eine >tragische< und eine jetzt bevorstehende >sozialrevolutionäre< Epoche des 
Sozialismus, die Zeit, in der sein Programm praktisch wird.“     
460
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr zitiert in seiner Anmerkung: Radbruch: 
Rechtsphilosophie. a.a.O., S. 113: „Seit der Sozialismus nicht mehr zum Warten verdammt, 
sondern zum Handeln berufen ist, dringt diese aktivistische Einsicht auch in seine Theorie 
mehr und mehr ein. Die empirisch-kausale, materialistische Geschichtsauffassung sucht 
unbewußt oder bewußt ihre Ergänzung in einer teleologischen Sozial- und Rechtsphilosophie 
des Sozialimus.“ Narr erläutert weiter, genau dies sei der Fall gewesen. In allen geistig regen 
Gruppen sei diese Hinwendung zum Teleologischen im ethischen Sinne schon in der 
Emigration zu beobachten gewesen.     
461
 Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Heberle, Rudolf: das Theorem Gemeinschaft 
und Gesellschaft in der Soziologie der politischen Parteien, in: Kölner Zeitschrift für 
Soziologie und Sozialpsychologie (ZfS), 7. Jg. 1955, S. 426-442, S. 431f.  
462
 Vgl. Flechtheim, a.a.O., S. 83   
 210
abgelesen werden, wie weit die innerparteiliche Diskussion fortgeschritten 
war.     
Eine Erklärung für die fehlende Grundsatzdiskussion lautet, dafür sei die Zeit 
noch nicht reif gewesen.463 Schumacher begründete das Fehlen eines 
Programms damit, man befinde sich in einer „Periode des Übergangs“, in der 
noch alles im Fluss sei und man nicht ausreichend eine bestimmte Tendenz 
erkennen könne.464 Eine ausreichende Analyse der gesellschaftspolitischen 
Realität als Grundlage einer neuen sozialistischen Theorie sei laut 
Schumacher nicht vorgenommen worden.465 Die wirkliche Macht liege 
darüber hinaus ohnehin bei den Besatzungsmächten.466       
Eine zweite komplexe Begründung für das Fehlen eines neuen 
Grundsatzprogramms habe die Führungsriege der Sozialdemokraten, so Narr, 
in dem unmittelbaren Gegenwartscharakter des Sozialismus gesehen: „>>In 
der drängenden Fülle der Alltagssorgen habe man keine Zeit mit 
programmatischen Untersuchungen<<467 verlieren dürfen. >>Über die 
programmatischen Prinzipien<<468 wurde der Wille, die Gegenwart zu 
beherrschen, gestellt. Und schließlich schien es doch klar, >>was wir im 
Grundsatz wollen<<469, so daß es immer noch Zeit hatte, in ruhigeren Tagen 
zeitgemäße Richtlinien zu formulieren.“470  
Den dritten Grund, warum kein neues Grundsatzprogramm formuliert wurde, 
sieht Narr darin, man habe es schlicht vergessen, man sei nicht auf den 
Gedanken gekommen, weil man sich durch die jüngste Vergangenheit 
bestätigt und als ‚moralischer Sieger’ gefühlt habe, die Parteitradition habe 
sich von selbst verstanden.  
                                                 
463Vgl. Flechtheim, a.a.O., S. 83   
464Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Schuhmacher, Kurt: Aufgaben und Ziele 
der deutschen Sozialdemokratie. Rede auf dem Parteitag in Hannover 1946, in: Turmwächter 
der Demokratie, Bd. 1, Frankfurt a. M. 1952, S. 71-101, S. 75  
465Vgl. Narr, a.a.O., S. 129.; Narr bezieht sich auf: Schumacher, Kurt: Internationalität als 
Grundlage sozialistischer Politik (Juni 1953: Rede bei der Wiederbegründung der 
sozialistischen Internationale in Frankfurt), in: Turmwächter der Demokratie, Bd. 2., a.a.O., 
S. 317   
466Vgl. Narr, a.a.O., S. 129f.; Narr bezieht sich auf: Schoettle, Erwin: Zur politischen 
Strategie der Sozialdemokratie, in: Sozialistische Monatshefte, 2. Jg., 4/1947, S. 1-4, S. 1  
467Vgl. Narr, a.a.O., S. 130; Narr bezieht sich auf: Parteivorstands-Entschließungen auf der 
2. Godesberger Vorstandssitzung der SPD (10./11.12.1948), Sopade, Dez. 1948, Bl. 81  Vgl. 
Narr, S. 130.  
468Vgl. Narr, a.a.O., S. 130; Narr bezieht sich auf: Futardo, Melo: Deutsche Politik – von 
Portugal gesehen. Sopade, mai 1947, Bl. 65    
469
  Vgl. Narr, S. 130. Narr bezieht sich auf: Schumacher, Kurt: Die Sozialdemokratie im 
Kampf. Parteitag 1948, S. 165 
470
 Narr, S. 130 
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Erich Ollenhauer sagte daher auf dem Parteitag 1947:  
„Unsere Ideen waren stärker als der Terror (...) Wir sind wieder da. Wir wollen diesmal den 
Weg von der Idee zur Wirklichkeit bis zum siegreichen Ende gehen.“471 
 
Das Gefühl, dass sich die eigenen, bereits vor dem Nationalsozialismus 
existierenden Ideen, als richtig erwiesen hätten, ist mit dem vierten von Narr 
genannten Grund eng verknüpft: Narr erkennt eine „sozialpsychologische 
Blindheit“ der Führungsriege der Partei, die man auch als ideologische 
Verblendung bezeichnen könnte. Narr meint damit die in der Nachkriegszeit 
durchgängig existierende Vorstellung der meisten Sozialdemokraten, der 
Sozialismus stünde kurz bevor und läute eine neue Ära, ein sozialistisches 
Jahrhundert ein. Man sei in der SPD in jener Weise konservativ gewesen, als 
dass man in seinen Forderungen alles verlangte, was die Sozialdemokratie 
jemals erreichen wollte.472 Die Zeit, in der man in Eduard Bernsteins Sinne, 
das sozialistische Ziel durch schrittweise Reformen erreichen würde, schien 
vorbei. Die SPD forderte alles auf einmal, erreichte auf Bundesebene dadurch 
nichts und zeigte als Opposition einen vehementen ideologiegebundenen 
‚Starrsinn’ gegenüber der Regierungskoalition. Der Grund für diesen 
Starrsinn liege an der von der SPD stets selbst geforderten, aber jetzt 
unterlassenen marxistischen Analyse der gesellschaftlichen Realität. Zwar 
habe man um die Notwendigkeit einer neuen Analyse gewusst, so Narr, sie 
aber dennoch unterlassen. Narr erläutert in programmatischer Hinsicht, dass 
man sich in der SPD zwar prinzipiell der marxistischen Analyse als Methode 
verpflichtet gefühlt habe, dass man aber keine Bindung an den Marxismus 
feststellen könne, insbesondere keine Bindung an den dialektischen und den 
historischen Marxismus.473 Mittlerweile wird daher auch das sozialdemo-
kratische Sozialismusverständnis der Nachkriegszeit ‚Vulgärmarxismus’ 
genannt. 
                                                 
471
 Zitiert nach Narr, a.a.O., S. 142f.; Narr zitiert Ollenhauer, Erich: Eröffnung des Parteitags 
1947, S. 13ff., S. 4  
472
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 143 
473
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 143 
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Fünftens sei eine zu hohe Vorstellung von der eigenen Partei verbreitet 
gewesen. Leider erläutert Narr diesen Aspekt nicht hinreichend.474 Dennoch 
sehe ich in ihm einen wesentlichen Grund für das Nichtzustandekommen 
eines neuen Grundsatzprogramms, und zwar den ‚Traditionsdruck’, unter 
dem die Neuformulierung eines jeden Parteiprogrammtyp steht. Bei der 
Aufstellung neuer Theorien, Überzeugungen, Werte, Forderungen usw. stellt 
der Abschied von alten Theorien, Überzeugungen, Werten und Forderungen 
für die Parteien das Hauptproblem dar. Denn einerseits muss nach außen 
dargestellt werden, dass die neuen programmatischen Richtlinien die 
richtigen sind und andererseits, dass die alten nicht falsch gewesen seien. 
Wenn man sich allerdings innerhalb der SPD fast allen Programmpunkten 
des Heidelberger Programms von 1925 verpflichtet fühlte und man die 
Führungsriege der Partei vor und bis 1933 auch weiterhin als politische 
Autoritäten ansah, dann verwundet es nicht, dass kein neues 
Grundsatzprogramm angestrebt wurde. 
Sechstens habe die Nichtformulierung eines neuen Grundsatzprogramms ihre 
Ursache in der kategorischen Vorstellung gehabt, es müsse vollständig 
wissenschaftlich abgesichert sein. Narr kritisiert diese Wissenschafts-
gläubigkeit und die eng damit verbundene übertriebene Überzeugung, alle 
gesellschaftlichen und menschlichen Realitätsbereiche in ein Programm 
einzufassen, das auf Jahre hinaus gelten soll: 
„Als ob es nötig gewesen wäre, ein programmatisches Paladium für 30 Jahre unerschütterlich 
aufzurichten; als ob es nicht besser gewesen wäre, wenn anders man den Sozialismus als 
Tagesaufgabe verstand, immer sofort zu revidieren, umzuformulieren und tagespolitisch 
zuzuspitzen. Die wissenschaftlich abgesicherte, ganzheitliche Vorstellung von einem 
Grundsatzprogramm erinnert nicht nur an die alte Wissenschaftsgläubigkeit, die insgeheim 
die erkannte Trennung von Sein und Sollen überwand, sondern bildete ein weiteres 
merkwürdig statisches Element der sozialdemokratischen Vorstellungswelt. Es hat den 
Anschein, als ob man glaubte, man könne die Prozessualität der Geschichte im 
Grundsatzprogramm zum Stillstand bringen. Da man aber den Prozeß nicht zu übersehen 
vermochte, verzichtete man vorläufig ganz. Von einem Theorie-Praxis-Denken, in dem 
Interpretation und verändernde Handlung dialektisch gekoppelt sind, war keine Spur mehr zu 
finden.“475 
                                                 
474
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 144 
475
 Narr, S. 144 
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Wenn ich mich dem auch weitgehend anschließe, würde ich bezogen auf den 
letzten Satz nicht so weit gehen. Für die SPD-Führung, wie auch für die 
Mitgliederschaft, hatte sich nach 1945 an den gesellschaftlichen 
Voraussetzungen nicht viel seit 1925 geändert. Bis mindestens 1950 war 
auch nicht abzusehen, in welcher Weise das Konzept der sozialen 
Marktwirtschaft in der Lage war, die Gesellschaft zu befrieden. Insofern ist 
zu verstehen, dass sich die Gesellschaft auch nach 1945 für die SPD als eine 
in Klassen gespaltene Gesellschaft darstellte, der Kapitalismus im 
betriebenen marktwirtschaftlichen System der BRD auch weiterhin der 
Hauptfeind der Arbeiterklasse darstellte. Wofür sollte also ein neues 
Grundsatzprogramm geschrieben werden, wenn sich die gesellschaftlichen 
Voraussetzungen – von den Kriegszerstörungen und den damit verbundenen 
wirtschaftlichen Schäden aller sozialen Gruppen abgesehen – grundsätzlich 
noch nicht verändert hatten? Den verbürgerlichten Arbeiter gab es bis in die 
1950er Jahre noch nicht. 
Siebtens liegt eine ganz praxisorientierte Begründung vor: Der politische 
Willensbildungsprozess zur Formulierung eines Grundsatzprogramms ist 
zäh.476 Besonders die Programmkommissionen für Grundsatzprogramme sind 
von vielen Schwierigkeiten betroffen, gilt es doch, die verschiedenen 
Parteiflügel auf einen programmatischen Nenner zu bringen. 
Bevor ein Grundsatzprogramm beschlossen werden kann, durchläuft es 
einige Etappen, wie z.B. die Zwischenberichtvorlage vor dem Parteitag, die 
Sammlung,  Auswertung und Miteinbeziehung von Änderungsanträgen usw. 
Gerade die SPD ist für diese demokratischen, aber langwierigen 
Programmdiskussionen bekannt.  
Ein Grundsatzprogramm fällt nicht einfach vom Himmel, sondern es bedingt 
– wie gesehen – einen vorangehenden Prozess innerparteilicher 
Diskussionen. Das Godesberger Programm ist das Musterbeispiel für eine 
derartige Vorarbeit. Zwischen 1946 und 1959 wurde in Dortmund das 
Aktionsprogramm von 1952 (erweitert auf dem Berliner Parteitag von 1954) 
beschlossen und vom Parteivorstand die Schrift „Sicherheit für Alle“ 
                                                 
476
 Vgl. Narr, a.a.O., S. 145 
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veröffentlicht, die als Wahlprogramm für die dritte Bundestagswahl 1957 
diente. 
Laut Carlo Schmid musste die SPD „ideologischen Ballast“ abwerfen. Zu 
dem rein äußerlich bestehenden „ideologischen Ballast“ gehörten die rote 
Fahne, die Anrede Genosse und das innerparteiliche Duzen, was aus Gründen 
der Parteitradition und der damit verbundenen Identifikation und Integration 
der Parteimitglieder auch heute noch üblich ist und nicht abgelegt wurde 
(Schröder redet bezeichnenderweise die Parteimitglieder meistens mit 
Freundinnen und Freunde auf Parteitagen an!). Wichtiger aber war es, den 
marxistisch-sozialistischen „ideologischen Ballast“ zu überwinden, denn mit 
ihm konnte die CDU/CSU die Ängste der Wähler vor einer sowjetisch 
geprägten Diktatur schüren.  
Die innerparteiliche Diskussion um die ideologische Ausrichtung der SPD 
fand seit 1953 durchgängig von den Ortsvereinen bis zur Parteispitze statt. 
Der Parteivorstand setzte zwei Kommissionen zur Auswertung der 
Programmdebatte ein, ohne dass deren Ergebnisse innerhalb und außerhalb 
der Partei ausgewertet worden wären, so dass diese kaum wahrgenommen 
wurden. Entscheidender als die Vorbereitungen zu einem neuen 
Grundsatzprogramm war in den 1950er Jahren die Modifikation des 
Dortmunder Aktionsprogramms auf dem Berliner Parteitag:  
Das Aktionsprogramm von 1954 enthält bereits wesentliche Ansätze des 
Godesberger Programms.  Auf dem Berliner Parteitag wurde darüber hinaus 
eine Kommission gewählt zur Ausarbeitung eines neuen 
Grundsatzprogramms.477        
  
In meiner Untersuchung des Godesberger Programms werde ich mich in 
weiten Teilen auf die sehr aufschlussreichen und grundlegenden Ergebnisse 
von Fritz Hermanns478 beziehen, werde aber darüber hinaus im Voraus die 
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 Vgl. Maier, Herbert: Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD). Einführung, in: 
Kunz/Maier/Stammen, a.a.O., S. 60 
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 Hermanns, Fritz : Deontische Tautologien. Ein linguistischer Beitrag zur Interpretation 
des Godesberger Programms (1959) der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, in Klein,  
Josef (Hrsg.): Politische Semantik. Bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur 
politischen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 69-149 
 215 
Ursprünge für die ideologischen Implikationen und Neuerungen des 
Godesberger Programms der SPD einbeziehen. 
Es wird vor allem deutlich, dass der Topos, die SPD habe sich quasi über 
Nacht vom Marxismus und Sozialismus gelöst und sich von der Arbeiter- zur 
Volkspartei entwickelt, eine naive Vorstellung von der SPD als 
Programmpartei darstellt.   
So schreibt z.B. Pirker, auf den sich auch Hermanns bezieht: 
„In der Presse wurde das Ergebnis des Godesberger Programms allgemein als die große 
Wende in der Geschichte der SPD dargestellt. Eine solche Interpretation konnte nur auf 
Unkenntnis des tatsächlichen Weges der SPD nach Hitler beruhen. Die einzelnen Kapitel des 
Godesberger Programms waren nichts anderes als das Fazit aus der Politik der Partei in den 
vergangenen Jahren und entsprachen im Wortlaut beinahe (ganz) den Entschließungen und 
Proklamationen in den letzten Jahren.“479   
 
Die meisten politikwissenschaftlichen Autoren schließen sich der Ansicht an, 
dass das Godesberger Programm „keine neuen Aspekte“ vermittle,480 dass es  
keinen „(...) plötzlichen, radikalen Bruch mit der Parteitradition“ bezeichne481 
usw.  
Eins lässt sich jedoch nicht von der Hand weisen: seine Wirkung sowohl auf 
die Mitglieder als auch auf die politische Öffentlichkeit.  
Narr schreibt hierzu:  
„Mit dem Godesberger Programm legte die Partei endgültig das traditionalistische Gewand 
einer schon längst nicht mehr marxistischen, sondern nur noch mit vulgärmarxistischem 
Flitter behängten Partei ab.“482      
 
Das musste für marxistisch orientierte Traditionalisten innerhalb der SPD, die 
sich bisher immer noch auf das Heidelberger Programm von 1925 berufen 
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 Pirker, T.: Die SPD nach Hitler. Die Geschichte der sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands 1945-1964, München 1965, S. 282    
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 Vgl. Narr, a.a.O., S. 212  
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konnten, der endgültige Verlust der politischen Heimat bedeuten. So schreibt 
Kaack hierzu:  
„Die Sozialdemokraten, die 1959 schon längere Zeit der Partei angehört hatten und in den 
Traditionen dieser Partei aufgewachsen waren, die ihre Anhänger von der frühen Jugend bis 
zur Bahre zu begleiten pflegte, konnten sich nur schwer und erst allmählich damit abfinden, 
daß einige der geheiligten Grundsätze – für die Masse der Mitglieder plötzlich, in 
Wirklichkeit aber in Folge eines langwierigen Prozesses – fallengelassen wurden, so daß für 
sie das bisherige Weltbild einstürzte.“483 
 
Oft kann man nachlesen, dass die SPD sich durch das Godesberger 
Programm von einer Arbeiterpartei zu einer Volkspartei entwickelt habe. 
Richtig ist auf jeden Fall, wie Kaack bemerkt, dass sich die SPD bis in die 
Nachkriegszeit in ihrem Selbstverständnis als Arbeiterpartei verstanden habe, 
tatsächlich sie jedoch seit der Weimarer Republik zu einer Arbeiter- und 
Angestelltenpartei und einer Partei der unteren Beamtenschaft geworden sei. 
Insofern habe für die Ideologen der Partei das Dilemma bestanden, einerseits 
zwar eine Volkspartei werden zu wollen, aber andererseits nicht ihre Rolle als 
führender politischer Vertreter der Arbeiterschaft aufzugeben. Man versuchte 
sogar zeitweilig, durch den Begriff Arbeitnehmerpartei dieses Problem zu 
umgehen.484     
In diesem Zusammenhang ist Mintzels Hinweis interessant, dass die SPD-
Mitglieder 1977 bei einer Umfrage altersbedingt jeweils verschiedene 
Bedeutungen dem Begriff Volkspartei zuordneten: So verstanden die 
jüngeren Mitglieder unter Volkspartei eine Partei des „ganzen Volkes“, 
während die älteren unter  Volkspartei eher eine Partei des „gewöhnlichen 
Volkes“ begriffen.485 
Sowohl Mintzel als auch Hermanns, der sich auf ihn bezieht, kommen zu 
dem Schluss, dass der Begriff Volkspartei irreführend sei. Sowohl 
sozialwissenschaftlich als auch linguistisch betrachtet, und ich schließe mich 
dem an, ist er nicht haltbar, da es Volksparteien in dem Sinne, dass die 
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 Kaack, a.a.O., S. 420; Kaack bezieht sich für seine Interpretation auf: Eichler, Willi: 
Grundwerte und Grundforderungen im Godesberger Grundsatz-Programm der SPD. Beitrag 
zu einem Kommentar. Bonn 1962   
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 Vgl. Kaack, a.a.O., S. 420 
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 Vgl. Mintzel, A.: Die Volkspartei. Typus und Wirklichkeit. Ein Lehrbuch. Opladen 1984, 
S. 36  
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gesamte Bevölkerung in einer Partei repräsentiert ist, nicht gibt – und wenn, 
nur zwangsweise in einer Einheitspartei in einem nicht-demokratischen Staat.  
Demgegenüber drückt in diesem Zusammenhang der Begriff Volksideologie 
aus, dass die SPD sich einerseits von der marxistischen Ideologie 
verabschiedet hat, deshalb jedoch nicht gleichzeitig auch ideologiefrei ist. 
Volksideologie impliziert vielmehr, dass sich die SPD zum einen in jeder 
Hinsicht zu der Verfassung der Bundesrepublik bekennt und sich zum 
anderen in weiten Teilen den innen-, außen-, wirtschafts- und sozial-
politischen Entscheidungen der CDU in der Vergangenheit anschließt (z.B. 
Bejahung der sozialen Marktwirtschaft, der westeuropäischen Integration, der 
Bundeswehr usw.). Daher spricht Pirker von einer westdeutschen 
„Generalideologie“, die im Grundsatzprogramm der SPD in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland ihre „klarste Artikulation“ gefunden habe 
und einen „Mythos der Demokratie“ beschwöre, der sich in einer „(…) 
ritualisierten Anrufung bestimmter Werte und Ziele“ zeige.486 Stammen weist 
auf die Problematik des Verblassens der „Hochideologien“ (K. Lenk) wie 
Sozialismus, Kommunismus, Liberalismus usw. hin, um kritisch 
anzumerken, dass man daher nicht auch gleichzeitig von einem 
Verschwinden des Ideologischen, also einer „Entideologisierung“ sprechen 
könne. Vielmehr handle es sich in der Bundesrepublik um eine  
„Einheitsideologie“ (z.B. soziale Marktwirtschaft als Begriff für einen 
kapitalistischen Wohlfahrtsstaat und ein die großen Parteien vereinender 
Antikommunismus), die sich in den 1950er Jahren zwischen den großen 
Parteien herausgebildet habe:487  
„Fest steht auf jeden Fall zweifelsfrei, daß in dieser Epoche die ideologischen Gegensätze 
zwischen den Parteien in der Bundesrepublik abgeschliffen und entschärft waren – was nicht 
selten in nahezu identischen, werbewirksam formulierte Wahlslogans sich manifestierte.“488 
 
Insofern ist die Liedzeile von Stefan Stoppok nicht ganz falsch, wenn er 
singt: „sie lassen uns wählen alle vier jahre zwischen orange und 
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 Vgl. Pirker, a.a.O., S. 276f. 
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 Vgl. Stammen, Theo: Systematische Einleitung. In: Kunz/Maier/Stammen, a.a.O., S. 46 
488
 Ebd., S. 47 
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apfelsine“489, denn die Programme der etablierten so genannten 
Volksparteien der Bundesrepublik unterscheiden sich seit dem Ende der 
1950er Jahre nur noch in Nuancen und Prioritäten.  
Das Grundgesetz und die Entscheidung zur sozialen Marktwirtschaft bildet 
die ‚geistige Klammer’, innerhalb derer sich die Programmatik der jeweiligen 
Partei bewegen kann. Eine Partei, die sich außerhalb dieser ‚geistigen 
Klammer’ bewegt, wird vom Großteil der Bevölkerung abgelehnt, ignoriert 
und nicht gewählt. Der bereits erwähnte Common Ground (T. van Dijk),490 
der sich eigentlich auf das gemeinsam geteilte Basiswissen einer Gesellschaft 
bezieht und auf sie bezogen prä-ideologische Überzeugungen und Haltungen 
impliziert, vergrößert sich, je weiter die Geschichte voranschreitet und je 
länger in einer Gesellschaftsform politische Kontinuität anhält; anders 
ausgedrückt: Grundgesetz und soziale Marktwirtschaft, zu denen sich der 
Großteil der Bevölkerung und die etablierten Parteien bekennen, können 
heute noch relativ problemlos als ideologisch bedingte politische 
Entscheidungen identifiziert werden. Was jedoch heute noch als Ideologie 
identifizierbar ist, kann in der Zukunft unhinterfragt zum Common Ground 
werden.   
Nun ist bereist vieles vorweggenommen worden, was noch nicht eigenständig 
analysiert worden ist. Bevor das Grundsatzprogramm der SPD im Detail 
untersucht wird, soll jedoch noch mit Hilfe der politologischen 
Untersuchungen geklärt werden, warum die SPD „ideologischen Ballast“ 
(Carlo Schmid) abwerfen wollte bzw. musste.    
Bevor es zur Konstituierung eines neuen Grundsatzprogramms in der SPD 
kam, hatte die SPD personalpolitische Probleme. Nach Kurt Schumachers 
Tod 1952 war Erich Ollenhauer im Parteivorstand als Parteivorsitzender und 
als Kanzlerkandidat nachgerückt. Ollenhauer blieb bei den Wählern in seiner 
Ausstrahlung, seinem mangelnden Charisma umstritten, auch wenn er sich 
für die Umwandlung der SPD zu einer Volkspartei und die Ausarbeitung 
                                                 
489Stoppok, Stefan: Verstand sei still, 1. Zeile des 11. Songs der CD „Stoppok“, München 
1990  
490van Dijk, Teun: Auszug aus seinem Vortrag des LAUD-Symposiums 2002: Discourse, 
Knowledge and Ideology: Reformulation old Questions, in: Abstracts of the LAUD-
Symposium 2002: The Language of Politico-Social Ideologies, zusammengestellt von 
Gosselke, Caroline / Ramsauer, Heike / Trappmann, Gabriele, Essen 2002  
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eines neuen Grundsatzprogramms stark machte. Die Parteimitglieder lasteten 
dem ‚Parteiapparat’, also dem Vorstand den Mangel an attraktiven, d.h. 
charismatischen Regierungskandidaten an. Auch aus diesem Grund ist die 
erneute Wahlniederlage von 1957 zu verstehen. Der Wahlkampf war geprägt 
von der Außenpolitik. 1956 hatte die Sowjetunion den ungarischen Aufstand 
niedergeschlagen, was Adenauers Politik der Westintegration nicht nur 
rechtfertigte, sondern als einzig denkbare Alternative erschienen ließ. 
Gleichzeitig war die wirtschaftliche Situation durch die soziale 
Marktwirtschaft, durch das Wirtschaftswunder und die damit einhergehende 
fast vollständige Vollbeschäftigung stabilisiert, so dass die SPD-Forderung 
nach planwirtschaftlicher Lenkung ihre Legitimationskraft verlor. 
Die Kritik der SPD an der Bundesregierung war differenzierter geworden, 
konnte man der Bundesregierung doch kein wirtschaftspolitisches Versagen 
anlasten. Außenpolitisch waren die Neutralitätsforderungen der SPD zu 
langfristig angelegt und für die Wähler unüberschaubar. Der CDU-
Wahlkampfsslogan von 1957 „Keine Experimente“ war der SPD in dieser 
Phase der Bundesrepublik eindeutig überlegen. 
Immerhin konnte die SPD drei Prozent der Stimmen hinzugewinnen, musste 
sich jedoch gleichzeitig mit einem weiteren Stigma abfinden: Die SED hatte 
den westdeutschen Kommunisten nach dem Verbot der KPD empfohlen, die 
SPD zu wählen, was die CDU/CSU hemmungslos in ihrer Wahlpropaganda 
verwertete. Die CDU/CSU war nach der Bundestagswahl 1957 mit mehr als 
50 Prozent der Wählerstimmen auf dem Zenit ihrer politischen Macht 
angekommen.491      
Die SPD stand also vor der Notwendigkeit, neue Wählerschichten 
anzusprechen, wollte sie doch nicht nur als säkularisierte Arbeiterpartei 
wahrgenommen werden. Erstens musste sich die Partei auch programmatisch 
für die christlich Gläubigen beider Konfessionen öffnen und von dem 
Leitsatz, Religion sei Opium für das Volk, Abstand nehmen. Zweitens 
musste das altsozialdemokratische Ziel der Sozialisierung der Wirtschaft 
aufgegeben werden, um sich strikt von jedem Verdacht, kommunistische 
Politik zu verfolgen, abzugrenzen und zu befreien. Dies ging nur durch die 
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 Vgl. Maier, Hermann: Sozialdemokratische Partei Deutschlands. Einführung, in: 
Kunz/Maier/Stammen, a.a.O., S. 60f.  
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Abwendung von der marxistischen Theorie, die mittlerweile nur noch 
rudimentär als ideologisches Fundament diente. Drittens musste die SPD 
unter dem Eindruck der jüngsten außenpolitischen Ereignisse und des Kalten 
Krieges die Bundeswehr, die sie zuvor ablehnte, nunmehr befürworten. 
Alle drei Bereiche, in denen die SPD vollständig auf die Linie des 
übermächtigen politischen Gegners einschwenkte, hatten sich als richtig 
erwiesen. Die soziale Marktwirtschaft hatte mehr oder weniger Wohlstand 
für alle gebracht. Die Westintegration, der Schutz der USA als mächtigster 
Bündnispartner und die Gründung der Bundeswehr hatten Sicherheit und 
Frieden in den unfriedlichen Zeiten des Kalten Krieges gebracht. Die 
christlich geprägte Sozialpolitik der christlichen Parteien hatte 
ursozialdemokratische Forderungen ohne die SPD umgesetzt und die Kirchen 
mit sozialen Aufgabenbereichen in den Sozialstaat integriert, so dass die SPD 
ihre ablehnende Haltung gegenüber den Kirchen nicht aufrechterhalten 
konnte.492 Hermanns spricht daher von einem dreifachen Salto mortale der 
SPD.493        
Hermanns erklärt in diesem Zusammenhang zwei große Problembereiche, 
unter denen das Godesberger Programm formuliert werden musste, ohne 
politischen Schaden einzubüßen:  
1. Das Problem des Einschwenkens auf die Linien des Gegners  
2. Das Problem der Parteitradition494 
 
Während der reformerische Flügel um Willy Brandt, Helmut Schmidt, Fritz 
Erler und Herbert Wehner eher ein kurzfristig angelegtes Aktionsprogramm 
forderte, trieb Erich Ollenhauer die Formulierung eines neuen 
Grundsatzprogramms entschieden voran. Nach dem Parteitag von 1958 in 
Stuttgart setzte nach dem ersten Programmentwurf durch den Vorsitzenden 
der Programmkommission, Willi Eichler, eine intensive Programmdiskussion 
auf allen Parteiebenen ein. Der erste Entwurf wurde geringfügig abgeändert, 
vor allem das Kapitel „Die staatliche Ordnung“, das Adolf Arndt neu 
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formulierte. Der zweite Entwurf des neuen Grundsatzprogramms wurde 
schließlich auf dem außerordentlichen Parteitag in Bad Godesberg vom 13. 
bis 15. November 1959 mit nur 16 Gegenstimmen angenommen. Mit dem 
Godesberger Programm wurde endgültig das Heidelberger Programm von 
1925 überwunden, nach dem sich die SPD offiziell als klassenbewusste und 
klassenkämpferische Arbeiterpartei verstand, die eine sozialistische 
Wirtschaftsordnung anstrebte.495        
 
 
 
 
3.1  Das Godesberger Programm (1959) 
 
Folgende Fragen stehen bei der Untersuchung des Godesberger Programms 
hinsichtlich der bereits erläuterten Prämissen, unter denen die SPD ein neues 
Grundsatzprogramm ausarbeitete, im Vordergrund:  
1. Worin zeigt sich der Wandel der SPD von einer Arbeiterpartei zu einer so 
genannten Volkspartei in ihrem neuen Grundsatzprogramm? 
2. In der politikwissenschaftlichen Literatur ist durchgängig die Rede von 
der Aufgabe der bis dahin wesentlichen ideologischen Grund-
einstellungen der SPD als sozialistische Partei. Dementsprechend gilt das 
linguistische Interesse der Frage, in welchen Themen- und Sachbereichen 
sich genau die politische Ideologie der SPD verändert und in welcher 
Weise die SPD sprachlich damit im impliziten politischen Diskurs 
umgeht. 
3. Wenn das Godesberger Programm die Abkehr von ursozialdemo-
kratischen Werten war, dann drängt sich folgende Frage auf: Wie war es 
möglich, den Traditionsbruch dennoch – wie Hermanns herausstellt – als 
Traditionspflege den Parteimitgliedern gegenüber zu vermitteln? 496      
                                                 
495
 Vgl. Maier, a.a.O., S. 61 
496
 Vgl. Hermanns 1989, a.a.O., S. 86 
 222
Zur besseren Übersicht, gebe ich das Inhaltsverzeichnis des Godesberger 
Programms vollständig wieder: 
 
Einleitung / Präambel  
 
Grundwerte des Sozialismus 
 
Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft 
 
Die staatliche Ordnung 
Unterkapitel: 
Landesverteidigung 
 
Wirtschafts- und Sozialordnung 
Unterkapitel: 
Stetiger Wirtschaftsaufschwung 
Einkommens- und Vermögensverteilung 
Agrarwirtschaft 
Die Gewerkschaften in der Wirtschaft 
Soziale Verantwortung 
Frau – Familie – Jugend 
 
Das kulturelle Leben 
Unterkapitel: 
Religion und Kirche 
Die Schule 
Die Wissenschaft 
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Die Kunst 
 
Internationale Gemeinschaft 
 
Unser Weg497 
 
 
 
3.1.1  Präambel 
 
Bevor auf das Programm hinsichtlich der sozialwirtschaftlichen Ideologie der 
SPD, ihres Grundwerteverständnisses, der sprachlichen Form und des 
inhaltlichen Aufbaus eingegangen wird, soll zunächst die Präambel zitiert 
werden, weil sie das ideologische Fundament einer Partei ausmacht bzw. die 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, ökologischen und außenpolitischen 
Voraussetzungen ausmachen, von denen eine Partei ausgeht. Präambeln, so 
spätestens seit dem Godesberger Programm, sind kaum zu überbieten in ihrer 
Feierlichkeit, sie erinnern an Predigten, sie erscheinen als quasi-religiöse 
Glaubenssprüche:  
„Das ist der Widerspruch dieser Zeit, daß der Mensch die Urkraft des Atoms entfesselte und 
sich jetzt vor den Folgen fürchtet; 
daß der Mensch die Produktivkräfte aufs höchste entwickelte, ungeheure Reichtümer 
ansammelte, ohne allen einen gerechten Anteil an dieser gemeinsamen Leistung zu 
verschaffen; 
daß der Mensch sich die Räume dieser Erde unterwarf, die Kontinente zueinander rückte, 
nun aber in Waffen starrende Machtblöcke die Völker mehr voneinander trennen als je zuvor 
und totalitäre Systeme seine Freiheit bedrohen. 
                                                 
497
 Das Godesberger Programm ist in zahlreichen Publikationen veröffentlicht worden. Ich 
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Darum fürchtet der Mensch, gewarnt durch die Zerstörungskriege und Barbareien seiner 
jüngsten Vergangenheit, die eigene Zukunft, weil in jedem Augenblick an jedem Punkt der 
Welt durch menschliches Versagen das Chaos der Selbstvernichtung ausgelöst werden kann. 
Aber das ist auch die       
H o f f n u n g  dieser Zeit, daß der Mensch im atomaren Zeitalter sein Leben erleichtern, von 
Sorgen befreien und Wohlstand für alle schaffen kann, wenn er seine täglich wachsende 
Macht über die Naturkräfte nur für friedliche Zwecke einsetzt; 
daß der Mensch den Weltfrieden sichern kann, wenn er die internationale Rechtsordnung 
stärkt, das Mißtrauen zwischen den Völkern mindert und das Wettrüsten verhindert; 
daß der Mensch dann zum erstenmal in seiner Geschichte jedem die Einteilung seiner 
Persönlichkeit in einer gesicherten Demokratie ermöglichen kann zu einem Leben in 
kultureller Vielfalt, jenseits von Not und Furcht. 
Diesen Widerspruch aufzulösen, sind wir Menschen aufgerufen. In unsere Hand ist die 
Verantwortung gelegt für eine glückliche Zukunft oder für die Selbstzerstörung der 
Menschheit. 
Nur durch eine neue und bessere Ordnung der Gesellschaft öffnet der Mensch den Weg in 
seine Freiheit; 
Diese neue und bessere Ordnung erstrebt der demokratische Sozialismus.“498 
 
Da die SPD in ihrer Präambel ihr grundsätzliches Bild der außersprachlichen 
Realität formuliert, fand ich es in diesem Zusammenhang interessant, wie der 
Text heute auf Leser wirkt, ohne den historisch-politischen Hintergrund 
seines Entstehens und seines Funktionszusammenhangs zu kennen.       
Daher habe ich die Schülerinnen und Schüler eines Deutsch-Grundkurses der 
Jahrgangsstufe 11 am Berufskolleg Wesel im Herbst 2002 gebeten, ihren 
ersten Leseeindruck zu formulieren, ohne dass ich ihnen mitteilte, um welche 
Textsorte es sich handelt, von welcher Partei und aus welchem Jahr die 
Präambel stammt. Zusammenfassend ergab sich folgender erster 
Leseeindruck:  
Die Welt, in der wir leben, ist dem Verfasser nach unsozial und bedroht 
durch Atomkraft, Atomwaffen, Wettrüsten, totalitäre Systeme und durch die 
menschliche Energie zur Selbstzerstörung. Er appelliert indirekt an die Leser, 
sich für den „demokratischen Sozialismus“ einzusetzen. Die meisten 
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Schülerinnen und Schüler gingen davon aus, dass dieser Text zur Zeit des 
Kalten Krieges von Sozialisten oder Kommunisten geschrieben sein müsse, 
wobei sie tendenziell davon ausgingen, dass es sich entweder um einen Text 
der DKP bzw. KPD oder der SED handle. Betont wurde außerdem die 
Feierlichkeit, in der der Text verfasst ist, sowie die finale Position der 
angeblichen ‚Lösung’ der vielfältigen Probleme: des demokratischen 
Sozialismus.  
Ohne die weiteren Ergebnisse des Unterrichts, der sich danach auch mit dem 
ersten Kapitel „Grundwerte des Sozialismus“ beschäftigte, weiter vertiefen 
zu wollen, sei angemerkt, dass die Schülerinnen und Schüler es nicht für 
möglich hielten, dass es sich um einen Text der SPD handelt, die sich heute 
medientauglich mit Schlagworten wie Modernität und Innovation in das 
gesellschaftliche Bewusstsein drängt und kaum von den Zielen der CDU zu 
unterscheiden ist.  
Auffällig ist in der Präambel zunächst die Aufzählung der „Widersprüche 
unserer Zeit“, eingeleitet jeweils durch die Konjunktion „daß“ und jeweils 
abgetrennt durch ein Semikolon, um die innere Köhärenz des Absatzes zu 
intensivieren. Inhaltlich lassen sich die drei Widersprüche folgendermaßen 
analysieren:  
1. Die Wissenschaft habe sich mit der Atomphysik intensiv beschäftigt, 
Atomenergie nutzbar gemacht usw. Es zeige sich jedoch, dass die 
Wissenschaft die damit zusammenhängenden Gefahren eventuell nicht 
beherrschen könne und man Atomenergie bzw. –waffen fürchten müsse.     
Signifikante sprachliche Mittel: Die Metapher Der Mensch entfesselte die 
Urkraft des Atoms drückt einerseits aus, dass die Wissenschaft nur 
aufgrund größter Anstrengungen einige Rätsel der Atomenergie auflösen 
konnte. Die Atomenergie war quasi gefesselt in ihrer 
Undurchschaubarkeit und ihrer Komplexität. Urkräften, die entfesselt 
werden lastet jedoch die Nebenbedeutung der Unbeherrschbarkeit an. 
Die deontische Nebenbedeutung ist demnach, dass man die Atomenergie 
ablehnen soll, weil sie aufgrund ihrer Undurchschaubarkeit und der 
bislang bekannten und unbekannten Gefahren die Menschheit bedroht.  
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2. Zwar hätten sich die Produktivkräfte, also die Gesamtheit des 
naturwissenschaftlichen Wissens und seiner technischen Nutzung, 
optimal entwickelt und dadurch seien „ungeheure Reichtümer“, also hohe 
Kapitalmengen, erwirtschaftet worden, aber die Verteilung des 
Reichtums sei ungerecht. 
3. Trotz technischer und wirtschaftlicher Modernität der Großmächte gebe 
es keinen Frieden. Die SPD bewertet die Ostblockstaaten als „totalitäre 
Systeme“, die die Freiheit des Menschen bedrohen. Insofern wird das 
Bild des in Freiheit lebenden Menschen im Westen und des in Unfreiheit 
lebenden Menschen im Osten sprachlich gezeichnet und gleichzeitig 
indirekt an die Leser appelliert, sich für die existierende Freiheit 
einzusetzen, sich gegen den Kommunismus zu wenden. Signifikante 
sprachliche Mittel: Bezug auf die Bibel (Der Mensch unterwarf sich die 
Räume dieser Erde -> „Der Mensch mache sich die Welt untertan“). 
Außerdem der Gegensatz des Zueinanderrückens der Kontinente und der 
Trennung durch die Machtblöcke. 
Im Absatz nach den genannten ‚Widersprüchen’ wird zunächst noch ein 
düsteres Zukunftsbild beschrieben: Der Mensch habe aufgrund der 
Kriegserfahrungen und des Holocaust („Barbareien“) Angst vor der Zukunft 
(„Darum fürchtet der Mensch...“), auch weil er wisse, dass eine zukünftige 
Krise zwischen den Staaten zum Atomkrieg und damit zum „Chaos der 
Selbstvernichtung“ führe. 
Das nun folgende positive Zukunftsbild („Aber das ist auch die Hoffnung 
dieser Zeit...“) fällt ungleich hinter dem düsteren Zukunftsbild zurück, denn 
die in dem Absatz angesprochenen Erleichterungen und der „Wohlstand“ 
durch die friedliche Nutzung der Atomenergie machen gegenüber den 
Gefahren nur einen Trost aus, etwa nach dem Motto : ‚Zwar leben wir auf 
einem Pulverfass, aber das Pulver darin ist fruchtbar. Ihr dürft zwar rauchen, 
aber bloß kein Feuer anzünden.’      
Frieden erhofft sich die deutsche Sozialdemokratie trotz des den Weltfrieden 
bedrohenden Kalten Krieges. Der Frieden soll durch die Stärkung einer 
„internationale(n) Rechtsordnung“, durch die Minderung des „Mißtrauens 
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zwischen den Völkern“ und durch die Verhinderung des „Wettrüsten(s)“ 
gesichert werden.  
Demokratie soll jedem Einzelnen die „Entfaltung seiner Persönlichkeit“ 
ermöglichen in einem „Leben in kultureller Vielfalt, jenseits von Not und 
Furcht“. Hier wird indirekt an die Erfahrungen des Dritten Reiches und des 
Zweiten Weltkriegs angeknüpft und die existierende demokratische 
Staatsform der BRD als Garant für diese Ziele ausgemacht.  
Dass der SPD die Veränderungen der gesellschaftlichen Ordnung jedoch 
nicht weit genug gehen, wird nur zwei Zeilen später deutlich: 
„Nur durch eine neue und bessere Ordnung der Gesellschaft öffnet der Mensch den Weg in 
seine Freiheit. Diese neue und bessere Ordnung erstrebt der demokratische Sozialismus.“499 
 
Spätestens hier wird noch einmal – zumindest verbal – in  das revolutionäre 
Herz der sozialistisch geprägten Parteimitglieder gezielt. Wenn eine neue 
gesellschaftliche Ordnung angestrebt werden soll, dann – so kann man 
jedenfalls davon ausgehen – ist die bisher bestehende mangelhaft und stark 
verbesserungswürdig.  
Ob die SPD 1959 mit ihrem Godesberger Programm wirklich eine andere 
bzw. neue Gesellschaftsordnung anstreben will und wenn ja, welche, ist, wie 
zu zeigen sein wird, nicht nur fraglich, sondern zweifelhaft. 
 
 
 
3.2  Grundwerte des (demokratischen) Sozialismus: Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität    
 
Ich übernehme die Kapitelüberschrift aus dem Grundsatzprogramm nicht nur, 
um dieses wichtige Kapitel des Parteiprogramms zu analysieren, sondern 
auch um weitere historisch-politische Bezüge zu der SPD-Ideologie 
herzustellen. Wie geht also die SPD in ihrem Grundsatzprogramm mit ihrer 
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eigenen Geschichte um, um einerseits Schluss zu machen mit marxistischen 
Altlasten, von denen sich die Mehrheit der Führungsriege der SPD distanziert 
hat, und um andererseits programmatische Kontinuität gegenüber den 
Parteimitgliedern zu proklamieren?         
Signifikant ist, dass in der gleichnamigen Kapitelüberschrift des 
Grundsatzprogramms der Zusatz demokratisch geflissentlich fortgelassen 
wurde. Der Erwartungshaltung des Lesers und potentiellen Wählers 
entsprechend müsste es inhaltlich und sprachlich nun dahin gehen, dass jetzt 
typisch sozialistische Kampfparolen und Slogans in diesem Kapitel nach alter 
Tradition vermittelt würden. Statt der Solidarität in einer klassenlosen 
Gesellschaft strebt die SPD jetzt nur noch eine Gesellschaftsform an,  
„(...) in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in Freiheit entfalten und als dienendes Glied 
der Gemeinschaft verantwortlich am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben der 
Menschheit mitwirken kann.“500  
 
In den folgenden zwei Abschnitten werden die weiteren Grundwerte 
Gerechtigkeit, Menschenwürde und Solidarität aufgeführt. Freiheit und 
Gerechtigkeit sollen demnach einander bedingen, denn  
„(...) die Würde des Menschen (liege, Anm. d. Verf.) im Anspruch auf Selbstverantwortung 
ebenso wie in der Anerkennung des Rechtes seiner Mitmenschen, ihre Persönlichkeit zu 
entwickeln und an der Gestaltung der Gesellschaft gleichberechtigt mitzuwirken“.501   
 
Der Warenhauscharakter dieses anzustrebenden Gesellschaftsideals entsteht 
dadurch, dass 1959 die meisten Forderungen bereits durch Gesetze 
sanktioniert waren. Inwiefern durch bestimmte gesellschaftliche Normen der 
Adenauer-Ära weiter bestehende Unfreiheiten und Ungleichheiten 
existierten, kann hier nur angedeutet werden, ist aber in den zitierten Zeilen 
auch nicht intendiert. Mit diesen für heutige Ohren verstandenen 
Selbstverständlichkeiten will die SPD 1959 ausdrücken, dass sie sich im 
demokratischen Sinne im Einklang mit der politischen Verfassung der BRD, 
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dem Grundgesetz, befindet und sich dadurch legitimiert für die Umsetzung 
der genannten Grundwerte stark macht. 
Im folgenden Abschnitt des Kapitels wird auf den Ursprung des als 
demokratisch bezeichneten Sozialismus, den die SPD nunmehr anstrebt, 
eingegangen: 
„Der demokratische Sozialismus, der in Europa in christlicher Ethik, im Humanismus und in 
der klassischen Philosophie verwurzelt ist, will keine letzten Wahrheiten verkünden – nicht 
aus Verständnislosigkeit und nicht aus Gleichgültigkeit gegenüber den Weltanschauungen 
oder religiösen Wahrheiten, sondern aus der Achtung vor den Glaubensentscheidungen des 
Menschen, über deren Inhalt weder eine politische Partei noch der Staat zu bestimmen 
haben.“502 
 
Hermanns Kritik, dass es als europäische Partei trivial sei, die Verwurzelung 
in Christentum, Humanismus und klassischer Philosophie überhaupt 
anzuführen, ist zwar berechtigt, greift hier jedoch zu kurz. Sicher, es fehlt 
hier der explizite Hinweis auf die marxistische Denktradition (Die Wörter 
Marx, marxistisch, Marxismus werden im Grundsatzprogramm an keiner 
Stelle genannt), implizit wird hier die Abkehr vom Marxismus 
vorgenommen. Die SPD relativiert ihre eigenen politischen Anschauungen 
über das real existierende Referenzobjekt BRD, indem sie darauf verweist, 
„keine letzten Wahrheiten verkünden“ zu wollen. Insofern öffnet sich die 
SPD selbst den Weg, sich auch zukünftig, programmatisch neu orientieren zu 
können. Bei aller berechtigten Kritik, dass der Marxismus nicht mehr benannt 
wird, verschweigt oder vergisst Hermanns, dass in der SPD seit ihrer 
Gründung konkurrierende ideologische Flügel nebeneinander existierten.  
Noch in ihren Anfängen beklagten sich Marx und Engels z.B. darüber, dass 
im Gothaer Programm der SAP mehr Theorien von Lassalle vertreten würden 
als von ihnen. Auch der im Kapitel „Geschichte und Tradition der SPD“ 
genannte Revisionismusstreit zwischen Bernstein und Kautsky zeigt deutlich, 
dass die Geschichte der SPD nicht konsequenterweise mit dem Marxismus 
gleichzusetzen ist. Hier sollte sich auch der politische Linguist um 
wissenschaftliche Genauigkeit bemühen. Wenn sich die SPD auf Trivialitäten 
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einigt, um ihren historisch-politischen Ursprung zu benennen, dann ist dies 
auch Ausdruck der nach innen gerichteten Integrations- und Identifikations-
funktion von Parteiprogrammen, womit sich jeder der Parteimitglieder 
identifizieren können muss. Wenn sich die SPD also auch für christlich 
motivierte Wähler öffnen will, was sie nicht erst seit dem Godesberger 
Programm getan hat, dann ist es notwendig, auf andere Ursprünge als den 
Marxismus hinzuweisen.  
Um es genau zu nehmen, hätte die SPD in diesem Abschnitt von den 
französischen Frühsozialisten angefangen über Lorenz von Stein, der ein 
soziales Königtum forderte, über Lassalle, Marx und Engels bis zu Kautsky 
und Bernstein einen detaillierten Überblick über die theoretischen und 
politischen Ursprünge der Partei geben müssen, um glaubwürdig zu 
erscheinen. 
Eine weitere Kritik von Hermanns betrifft folgende Formulierung über die 
Ursprünge des Sozialismus im letzten Kapitel des Godesberger Programms. 
Hier heißt es: 
„Die sozialistische Bewegung erfüllte eine geschichtliche Aufgabe. Sie begann als ein 
natürlicher und sittlicher Protest der Lohnarbeiter gegen das kapitalistische System.“503 
 
Hermanns zieht in Zweifel, dass der „(...) Sozialismus zuerst bloß eine (vorwiegend 
sogar moralisch motivierte) Protestbewegung hätte sein wollen, und nicht alsbald, in seinem 
Selbstverständnis, eine Bewegung auf dem Weg zum Sieg im Klassenkampf (...).“504  
 
Auch hier hätte Hermanns genauer recherchieren müssen: Den französischen 
Frühsozialisten wie Claude-Henri Saint-Simon, Charles Fourier, den 
Vertretern des christlichen Sozialismus Louis Blanc und Pierre-Joseph 
Proudhon sowie den frühen Kommunisten Etienne Cabet (ikarischer 
Kommunismus) und Auguste Blanqui war gemein, dass sie sich vor allem 
über die Leiden und Nöte der Arbeiter empörten, die offensichtlichen Mängel 
des Kapitalismus verurteilten und dessen Untergang prophezeiten. Alle 
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beanspruchten, eine gerechtere soziale Ordnung schaffen zu wollen, aus der 
jede Form der Ausbeutung verbannt bleiben sollte. 
Alle frühen sozialistischen wie kommunistischen Theorien, so vielfältig sie 
auch waren, ließen sich auf drei Hauptmerkmale reduzieren: Erstens, die 
erlangende Gesellschaftsordnung sollte auf gesellschaftlichem Eigentum 
beruhen und der Gemeinschaft dienen. Zweitens, die staatliche Wirtschaft 
sollte durch eine geplante Produktion gelenkt werden, um die Bedürfnisse 
aller zu befriedigen. Drittens, die Wirtschaft und die Regierung sollten 
demokratisch geführt werden. Obwohl der französische Frühsozialismus 
seinem Wesen nach eine Ideologie der Arbeiterbewegung war, blieb er ihr 
durch seine Abstraktheit und Realitätsferne fremd, weswegen er auch 
utopischer Sozialismus genannt wird. Utopisch war er vor allem daher, da er 
allein intellektuell begründet war und keine Rücksicht auf statistische und 
wissenschaftliche Erkenntnisse nahm zur Beurteilung der sozialen und 
ökonomischen Realität. Er ließ viele entscheidenden Fragen offen: Sollte die 
zu erlangende Staatsform mit Gewalt oder gewaltlos erreicht werden? War 
dafür eine Revolution notwendig oder reichten staatliche Reformen aus? 
Sollte die sozialistische oder kommunistische Staatsform förderalistisch oder 
zentralistisch aufgebaut sein? Sollte sie anarchistisch oder revolutionär-
diktatorisch geführt werden? Sollte die Ökonomie in Gütergemeinschaften 
oder in assoziierte Kleinproduktionen gefasst werden?505             
Das Thema Klassenkampf war nicht nur in den Anfängen sozialistischer 
Theorien in Frankreich noch nicht entschieden. Auch in Deutschland kann 
man vor und nach 1848 und der Veröffentlichung des Kommunistischen 
Manifests nicht zwingend von Klassenkampf sprechen, wenn sich z.B. 
Theoretiker wie Lorenz von Stein Gedanken um eine gerechtere 
Gesellschaftsordnung in Deutschland Gedanken machten. 1844 brachen z.B. 
in Schlesien Weberunruhen aus, weil Textilfabrikanten wie die Firma 
Zwanziger in Peterswaldau im Zuge der Börsenkrise 1843/44 die 
Umsatzverluste allein durch Lohnsenkungen ausgleichen wollten. Unterstützt 
wurden sie von sozialkritischen Publizisten wie Wilhelm Wolff in Form von 
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Weber-Unterstützungsvereinen.506 Aber was wollten die Weber? Sie wollten 
jedenfalls keinen Klassenkampf, sondern eine Erhöhung ihrer Löhne. 
Dennoch gelten die Weberunruhen nicht zu Unrecht als erste Vorboten einer 
deutschen Arbeiterbewegung, denn sie richteten sich insofern auch gegen das 
bestehende kapitalistische System. In diesem Sinne ist die so gewählte 
Formulierung im Godesberger Programm richtig, wenn man denn die 
Proteste als sittlich bewerten möchte.   
Auch war der Einfluss Lassallescher Theorien noch einige Zeit nach der 
Vereinigung des ADAV und der SDAP zur SAPD 1875 in Gotha größer als 
der Bebels und Liebknechts, die einen Vulgärmarxismus vertraten. Erst 
während der Sozialistengesetzgebung zwischen 1878 und 1890 konnte sich 
der marxistisch orientierte Flügel innerhalb der SPD mehr oder weniger 
durchsetzen. Wenn dann noch berücksichtigt wird, dass DDR-Historiker wie 
Hans-Jürgen Friederici noch 1985 Lassalle vorwarfen, sein größter Fehler sei 
es gewesen, den Klassenkampf nicht als treibendes Moment der Geschichte 
anerkannt zu haben, sondern die Entwicklung der objektiven Idee der 
idealistischen Geschichtsauffassung Hegels,507 dann ergibt sich ein anderes 
Bild zu den Ursprüngen der Sozialdemokratie und ihrem anfänglichen 
Sozialismusverständnis. Die zwischenzeitliche Forderung Lassalles nach 
einem sozialen Königtum in Preußen lassen jedenfalls nicht auf einen 
Klassenkampf schließen. Ein großer Teil der Parteibasis, so darf auch nicht 
vergessen werden, war trotz politischer Verfolgung wegen ihres 
Engagements in der Arbeiterpartei während des Kaiserreichs kaisertreu und 
nicht klassenkämpferisch.  
Wie dem auch sei, eine pauschale Eingruppierung der SPD in die 
marxistische Schublade ist zwar nicht eindeutig falsch, aber bezüglich ihrer 
Anfänge wird man der Partei bei ihrem breiten Spektrum ihres theoretischen 
Fundaments nicht gerecht. Richtig ist, dass das zuletzt noch gültige 
Heidelberger Programm von 1925 marxistisch geprägt war und sich die 
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Parteiführung mit Hilfe des Godesberger Programms von Marx 
verabschieden wollte. 
Zwar wendet sich die Partei mit diesem Programm von marxistischen 
Forderungen nach Revolution, Klassenkampf oder Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel ab, sie wählt aber weiterhin das alte kämpferische 
traditionelle sozialdemokratische Vokabular, um die gesellschaftliche 
Realität zu beschreiben und zu deuten. So heißt es in den direkt darauf 
folgenden Zeilen:  
„Die gewaltige Entfaltung der Produktivkräfte durch Wissenschaft und Technik brachte einer 
kleinen Schicht Reichtum und Macht, den Lohnarbeitern zunächst nur Not und Elend.“508  
 
Diese Gegensatzpaarbildung ist typisch für die Anprangerung der sozialen 
Verhältnisse durch Angehörige der Arbeiterbewegung, seien sie 
Sozialdemokraten, Sozialisten oder Kommunisten. Wenn einer reich ist, 
müssen viele andere arm sein. Eine Grauzone in der Bewertung von 
gesellschaftlicher Realität gibt es in diesem Denkschema nicht. Auch der nun 
folgende Satz spricht für diese Annahme:  
„Die Vorrechte der herrschenden Klasse zu beseitigen und allen Menschen Freiheit, 
Gerechtigkeit und Wohlstand zu bringen – das war und das ist der Sinn des Sozialismus.“509  
 
Wie diese Vorrechte zu beseitigen sein sollen, ohne eine sozialistische 
Revolution anzetteln zu wollen, bleibt auch mir bei vollständiger Lektüre des 
Grundsatzprogramms verschlossen. Wen die SPD in der demokratischen 
BRD, die das Soziale sogar in der Verfassung verankert hat und die freie 
marktwirtschaftliche Form z.B. durch Monopolkontrolle beschränkt, noch zur 
herrschenden Klasse zählt, ist den sozialdemokratischen Parteimitgliedern 
bewusst, die mit alten Kampfparolen bei der Stange gehalten werden sollen.  
Muss man so weit gehen wie Hermanns, der hiervon ausgehend ironisierend 
beschreibt, die SPD tue im Godesberger Programm so, als hätte sie alles das, 
was sich bisher in der BRD entwickelt habe, immer schon so gewollt, also 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität und Wohlstand für alle und dass es ein 
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bedauerliches Missverständnis gewesen sei, wenn man früher den 
Klassenkampf angestrebt habe?510 Ich glaube, auch hier vereinfacht 
Hermanns die Sachlage. Ohne direkte Hinweise zu geben, worin denn die 
Irrtümer in der Geschichte der Sozialdemokratie genau gelegen hätten, 
werden sie im Godesberger Programm erwähnt („manchen Irrtümern zum 
Trotz“). Sicher kann damit der Klassenkampf gemeint sein. Wenn die SPD 
jedoch nicht ganz zu Unrecht auf ihre Erfolge als ehemalige Arbeiterpartei 
hinweist, dann sollte auch dem Linguisten darüber hinaus einiges klar 
werden.  
Doch zunächst der im Godesberger Programm abgedruckte Erfolgskatalog 
der SPD:  
„Der einst schutz- und rechtlose Proletarier, der sich für einen Hungerlohn täglich sechzehn 
Stunden schinden mußte, erreichte den gesetzlichen Achtstundentag, den Arbeitsschutz, die 
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, Krankheit, Siechtum und für seinen Lebensabend. Er 
erreichte das Verbot der Kinderarbeit, der Nachtarbeit für die Frauen, den Jugend- und 
Mutterschutz und bezahlten Urlaub. Er erstritt sich die Versammlungsfreiheit, das Recht zum 
gewerkschaftlichen Zusammenschluß, das Tarifrecht und das Streikrecht. Er ist dabei, sein 
Recht auf Mitbestimmung durchzusetzen. Der einst das bloße Ausbeutungsobjekt der 
herrschenden Klasse war, nimmt jetzt seinen Platz ein als Staatsbürger mit gleichen 
anerkannten Rechten und Pflichten.“511  
 
Hermanns schreibt hierzu:  
„Die Arbeiter sind heute gleichberechtigt. Die Voraussetzungen für einen 
klassenkämpferischen Sozialismus sind damit entfallen. So dass sich nun unverfälscht zeigen 
kann, was der Sozialismus eigentlich schon immer gewesen ist und gewollt hat. Eben das, 
was im Godesberger Programm der SPD formuliert ist.512        
 
Welches Ziel verfolgt Hermanns? Die SPD, die sich nach über zehnjähriger 
Bedenkzeit nach dem Zweiten Weltkrieg ein neues Grundsatzprogramm 
verpasst, weil das alte und noch geltende mittlerweile verstaubt und veraltet 
ist, macht sich Gedanken über die gesellschaftliche Realität, die nun einmal 
anders aussieht als die gesellschaftliche Realität von 1925! Die SPD stellt 
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also fest, dass für sie ehedem zentrale sozialpolitische Forderungen, für die 
sie jahrzehntelang gekämpft hatte, in der neuen Staatsform BRD unter einer 
anderen Regierung als der SPD, der CDU, und auf andere Weise als sie 
ursprünglich geplant hatte, umgesetzt wurden. Insofern hatte der 
revisionistische und reformistische Flügel der SPD Recht behalten, seine 
sozialpolitischen Forderungen Schritt für Schritt umzusetzen. 
Noch in der Weimarer Republik war z.B. an eine paritätische Mitbestimmung 
in der Montanindustrie gar nicht zu denken, im Mai 1951 aber bereits 
Realität! Der sich aufzwingende Grund und die Legitimierung eines 
Klassenkampfes in Form einer sozialistisch geprägten Revolution war 
entfallen sowie die negativen Auswirkungen einer gesellschaftspolitischen 
Umwälzung wie in der DDR zwei Jahre vor dem Mauerbau direkt vor 
Augen. Die SPD musste sich nach ihrem Selbstverständnis von der SED und 
den Kommunisten der BRD inhaltlich und sprachlich abgrenzen und 
gleichzeitig den Versuch unternehmen, ihre eigene Identität zu wahren sowie 
die bisherigen sozialpolitischen Fortschritte als eigene Erfolge herausstellen.   
 
 
 
3.3  Was bedeutet Demokratischer Sozialismus? 
 
Wie bereits im Kapitel zu den Politischen Leitsätzen ausgeführt, existiert der 
Begriff des demokratischen Sozialismus bereits seit 1946. In dem Kapitel 
wurde gezeigt, dass die SPD bereits 1925 ihre frühere Revolutionstheorie und 
das Postulat der Diktatur des Proletariats aufgegeben hatte und ihre 
sozialistischen Ziele nur in einer Demokratie umsetzen wollte. Insofern ist 
der demokratische Sozialismus 1959 kein neues Fahnenwort, wie Hermanns 
behauptet.513 Richtig ist hingegen, wie zu zeigen sein wird, dass die SPD mit 
diesem Fahnenwort sich gegenüber der kommunistischen Verwendung des 
Fahnenworts Sozialismus besonders im Godesberger Programm abgrenzen 
will. 
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Demokratischer Sozialismus ist das Fahnenwort der SPD 1959, aber eben 
kein neues. Daher ist es auch, wie Hermanns gut analysiert hat, an  
exponierten und den textimmanenten Stellen des neuen Grundsatzprogramms 
strategisch günstig jeweils gesetzt – sowohl für die nach innen gerichteten 
Funktionen als auch für die nach außen gerichtete wichtigste Funktion eines 
Parteiprogramms, der Werbung. Wer dieses Programm liest, weiß, was die 
SPD unter dem Begriff demokratischer Sozialismus versteht und was nicht. 
Bereits in der Präambel taucht es in finaler Stellung in Form der 
ungewöhnlichen Inversion auf: zuerst wird das Objekt, dann das Prädikat und 
schließlich das Subjekt im Satz angeordnet:  
„Diese neue und bessere Ordnung erstrebt (:, Anm. d. Verf.)  
der demokratische Sozialismus.“  
 
Der eingefügte Doppelpunkt unterstreicht auch den Zeilensprung, also das 
Enjambement,  das die finale Stellung des Subjekts hervorhebt und hier 
Spannung und Feierlichkeit erzeugen soll. In Zeiten von HipHop oder Rap 
ein schweres Unterfangen mittlerweile, aber 1959 durchaus erfolgsorientiert.        
Wann wird das Fahnenwort demokratischer Sozialismus darüber hinaus im 
neuen Grundsatzprogramm der SPD verwendet? 
Im Kapitel „Grundwerte des Sozialismus“ heißt es:  
„Der demokratische Sozialismus, der in christlicher Ethik, im Humanismus und in der 
klassischen Philosophie verwurzelt ist (....)“514  
 
In dem Kapitel „Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“ 
werden „Grundforderungen“ abgeleitet:    
„Aus der Entscheidung für den demokratischen Sozialismus ergeben sich Grundforderungen, 
die in einer menschenwürdigen Gesellschaft erfüllt sein müssen:“515   
 
„Der demokratische Sozialismus erstrebt darum eine neue Wirtschafts- und 
Sozialordnung.“516 
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Kapitel: „Internationale Gemeinschaft:“ 
„Der demokratische Sozialismus ist immer von dem Gedanken der internationalen 
Zusammenarbeit und Solidarität erfüllt gewesen.“517 
 
„Die Entwicklungsländer haben Anspruch auf großzügige und uneigennützige Hilfe. Ihre 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung muß von den Ideen des demokratischen 
Sozialismus erfüllt werden, damit sie nicht neuen Formen der Unterdrückung verfallen.“518                       
 
Letztes Kapitel, „Unser Weg“, drittletzter Absatz und drittletzter Satz: 
„Darum ist die Hoffnung dieser Welt eine Ordnung, die auf den Grundwerten des 
demokratischen Sozialismus aufbaut, frei von Not und Furcht, frei von Krieg und 
Unterdrückung schaffen will, in Gemeinschaft mit allen, die guten Willens sind.“519 
 
Letzter Satz des gleichen und letzten Kapitels: 
„Auf deutschem Boden sammeln sich die Sozialisten in der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, die jeden in ihren Reihen willkommen heißt, der sich zu den Grundwerten des 
demokratischen Sozialismus bekennt.“520  
 
Man kann also feststellen, dass sowohl in den Anfangskapiteln, den so 
genannten Grundsatzkapiteln, als auch am Ende das Fahnenwort 
demokratischer Sozialismus verwendet wird; am Ende sogar auch in finaler 
Stellung, um die mittleren Kapitel thematisch und begrifflich einzurahmen. 
Jeder soll wissen: Die SPD will also den demokratischen Sozialismus! In den 
mittleren Kapiteln erfährt der Leser, was er genau unter dieser Begrifflichkeit 
zu verstehen hat. 
Ist demokratischer Sozialismus für die SPD gleichbedeutend mit 
sozialdemokratisch oder Sozialdemokraten? Denotativ bzw. inhaltlich ist es 
ein Synonym für den Parteinamen, aber das Substantiv Sozialismus löst 1959 
andere Assoziationen aus als das Adjektiv sozial. Hermanns weist in diesem 
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Zusammenhang zu Recht auf die unterschiedlichen Gewichtungen bezüglich 
der Konnotationen hin bei der chiastischen Wortumstellung der 
Wortbestandteile sozial und demokrat. Bei sozial-demokratisch liegt das 
Gewicht der Wahrnehmung auf demokratisch, weil es in der deutschen 
Sprache üblich ist, das Allgemeingültige am Ende, also rechts zu nennen. Es 
heißt im Deutschen schließlich Heiratsvermittler und nicht wie im 
Italienischen mediatore di matrimonio (wörtl. Übersetzung: Vermittler von 
Trauung). Auch wenn die Wortzusammensetzung in anderen Sprachen 
Einzug nimmt (z.B. im Italienischen: autoscuola statt scuola di macchina), 
steht doch das Allgemeine immer im Vordergrund eines Wortes: So glaubt 
man ableiten zu können, dass eine Partei, die sich selbst als 
sozialdemokratische bezeichnet, vor allem demokratisch ist und in ihrer 
Feinausprägung das Soziale in den Vordergrund ihrer politischen Zielsetzung 
stellt. Wenn die gleiche Partei ein Fahnenwort wählt, das aus dem Adjektiv 
sozial nun das Substantiv Sozialismus macht und nun stattdessen das 
Adjektiv demokratisch voranstellt zu demokratischer Sozialismus, dann 
ergeben sich andere Konnotationen, nämlich, dass diese Partei eine 
sozialistische ist, die auf demokratischen Wege den Sozialismus anstrebt. 
Genau das will die SPD 1959 nicht mehr, benutzt diesen Begriff aber 
weiterhin als Fahnenwort, mit dem sie zwar marxistisch-sozialistische 
Parteigenossen erreicht, aber andere, potentiell neue Wähler vermeintlich 
abschreckt.   
Der Begriff Sozialismus hat 1959 während des Kalten Krieges abschreckende 
Wirkung, er löst regelrecht Panik aus: „Sozialistisch ist das, was die da 
drüben in der Ostzone haben.“ Viele, die in sowjetischer Kriegsgefangen-
schaft waren, wie auch ihre Angehörigen, verbanden vor allem Diktatur, 
Gewaltherrschaft und Angst mit diesem Begriff (so noch einige Befragte der 
Kriegsgeneration in nicht-repräsentativen Gesprächen).  
Der Begriff Sozialismus ist das alte Fahnenwort der SPD, das 1959 nicht 
aufzugeben ist, obwohl es gleichzeitig ein Stigmawort nicht nur des 
politischen Gegners, sondern auch der Mehrheit der ‚Wirtschaftswunder-
Gesellschaft’ ist. Mit diesem Stigmawort konnte die CDU noch bis 1998 
Wahlkampf machen, indem sie der SPD fortdauernd unterstellte, 
wirtschaftsfeindlich, zu gewerkschaftsnah und wirklichkeitsfremd zu sein; 
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darüber hinaus noch 1959, die Zielsetzungen der SPD seien allzu nahe 
kommunistischen Vorstellungen. 
 
Wie unklug war die SPD, diesen Begriff weiter zu wählen? War sie sich nicht 
der abschreckenden Wirkung bewusst? Oder war vielmehr nicht die 
Begrifflichkeit für die Sozialdemokraten das Problem, sondern ihre 
deskriptive Bestimmung? Mit anderen Worten, die SPD, die sich selbst als 
äußerst programmatische Partei bezeichnet, war sich in ihrer Geschichte 
niemals darüber einig, was Sozialismus wirklich bedeuten sollte. Natürlich 
gab es die Verfechter der Vergesellschaftung sämtlicher Produktionsmittel, 
aber reformorientierte Gewerkschaftsvertreter und Revisionisten verstanden 
unter Sozialismus lediglich die stetige Verbesserung der sozialen Lage der 
Lohnabhängigen. Der so selbstverständlich gewordene Begriff Sozialismus, 
der alles das ausdrückte, wofür man überhaupt stand, konnte nicht einfach 
aufgegeben werden, denn es war 1959 noch nicht entschieden, wer die 
Begriffshoheit gewinnen würde: Kommunisten oder Sozialdemokraten. Man 
war sich lediglich darüber einig, dass das ungebremste kapitalistische System 
zu bekämpfen ist. Die Spaltung der Arbeiterbewegung zeigt genau hierin ihr 
Dilemma. Wie kann man sich trotz gleichen Vokabulars, ähnlich verwendet, 
dennoch sprachlich offensichtlich für jedermann voneinander absetzen?  
          
Deskriptiv und deontisch, also in seiner Sollensbedeutung, wird das 
Fahnenwort demokratischer Sozialismus ideologisch unmissverständlich 
ausgeführt:  
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die aus der gemeinsamen Verbundenheit folgende 
gegenseitige Verpflichtung, sind die Grundwerte des sozialistischen Wollens.“521  
 
Das Fahnenwort demokratischer Sozialismus soll also die so genannten 
Grundwerte-Lexeme Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität subsumieren. 
Erst, wenn herausgefiltert werden kann, was die SPD unter diesen drei 
                                                 
521SPD-GSP 1959, S. 2 
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Begriffen versteht, kann die ideologische Substanz dieses Fahnenworts 
ermittelt werden.                          
 
 
3.4  Die so genannten Grundwerte in der sozialdemokratischen 
Verwendungsweise   
 
Ein Parteiprogramm, zumal ein Grundsatzprogramm, ist immer eine 
Bündelung der für die jeweilige Partei entscheidenden, wesentlichen 
Forderungen und Überzeugungen. Die dort formulierten Sollens-Sätze gehen 
von bestimmten Prämissen aus (wie etwa gängige Überzeugungen der 
Adressaten) und werden durch darauf abgestimmte Argumentationen 
untermauert.  
Insgesamt erinnert das Godesberger Programm an das Grundgesetz. 
Teilweise werden ganze Phrasen sogar wörtlich übernommen. Daher wirkt 
das Grundsatzprogramm auch langweilig, da es Selbstverständlichkeiten 
auflistet, die jedem Leser klar sind. Welche Funktionen dies hat, ist klar: Für 
die nach außen gerichtete darstellende Profilfunktion bedeutet dies, dass die 
SPD eindeutig machen will, dass sie als Partei auf dem Boden der 
Verfassung steht. Gleichzeitig richten sich diese Paraphrasen auch an 
diejenigen Parteimitglieder, die sich von der SPD weitergehende 
sozialistische Forderungen erhoffen. Insofern übernehmen diese Paraphrasen 
auch eine innerparteiliche Herrschaftsfunktion.    
Die so genannten Grundwerte des Sozialismus werden am Anfang in der 
Präambel implizit und dann im ersten Abschnitt wie gesehen aufgeführt, um 
dem Leser diese wesentlichen Grundsätze der Sozialdemokratie nahe zu 
bringen, was durch ihren tautologischen Charakter nicht besonders schwierig 
ist. 
Hermanns vergleicht diese Trias mit der des Deutschlandliedes: Einigkeit 
(=Solidarität) und Recht (=Gerechtigkeit) und Freiheit. Hier werden die 
Begriffe und die damit verbundenen Werte in umgekehrter Reihenfolge 
genannt, um auch eine Rangfolge zwischen diesen zu festzulegen. Auch das 
Deutschlandlied ist eine Paraphrase der Parole Liberté, Egalité´, Fraternité 
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der Französischen Revolution. In der Trias der Französischen Revolution 
liegt eine Klimax vor, das heißt das wichtigste und am schwersten zu 
erlangende Ziel ist das der Brüderlichkeit. Laut Hermanns bildet die Trias des 
Godesberger Programms eine Anti-Klimax, in der die Freiheit das wichtigste 
Ziel darstellt. Dem schließe ich mich grundsätzlich an, aber, ob, wie 
Hermanns behauptet, Solidarität „(...) bloß noch der gemurmelte Ausklang der Trias, 
der sozusagen aus sozialistischem Pflichtgefühl, in Erinnerung an vergangene sozialistische 
Tradition nur noch nachgeschoben wird.“522 ist, muss meines Erachtens genauer 
geprüft werden. 
 
 
 
3.4.1 Solidarität 
 
Laut Hermanns erscheint Solidarität bereits im ersten Kapitel des 
Godesberger Programms (Grundwerte des Sozialismus) als entbehrlich, da es 
dort nur einmal in abgeleiteter Form gebraucht wird:  
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die aus der gemeinsamen Verbundenheit folgende 
gegenseitige Verpflichtung, sind die Grundwerte des sozialistischen Wollens.“523  
 
Wird hierdurch Solidarität zu einem bloßen Anhängsel, das 
erläuterungsbedürftig, kraftlos geworden ist? Ja, wenn man wie Hermanns 
sich auf den expliziten Gebrauch des Begriffes bei der Untersuchung 
beschränkt.  
Explizit wird dieses Wort tatsächlich fünfmal und nicht nur viermal (vgl. 
Hermanns, S. 93) im Godesberger Programm gebraucht: 
 
Kapitel „Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft":  
„Alle Völker müssen die gleiche Chance haben, am Wohlstand der Welt teilzunehmen. 
Entwicklungsländer haben Anspruch auf die Solidarität der anderen Völker.“524 
 
                                                 
522Hermanns 1989, a.a.O., S. 92  
523SPD-GSP 1959, S. 2 
524SPD-GSP 1959, S. 2 
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Kapitel  „Das kulturelle Leben“, Unterkapitel „Die Schule“:  
„Sport und körperliche Erziehung haben Anspruch auf allseitige Förderung durch Staat und 
Gesellschaft. Sie dienen der Gesundheit des einzelnen und sind wesentlich für die Formung 
des Geistes der Solidarität.“525  
 
Kapitel „Internationale Gemeinschaft“:  
„Der demokratische Sozialismus ist immer von dem Gedanken der internationalen 
Zusammenarbeit und Solidarität erfüllt gewesen. In einer Zeit internationaler Verflechtungen 
aller Interessen und Beziehungen kann kein Volk mehr für sich allein seine politischen, 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Probleme lösen. Die Sozialdemokratische Partei 
läßt sich von der Erkenntnis leiten, daß die kulturellen, wirtschaftlichen, rechtlichen und 
militärischen Aufgaben der deutschen Politik in enger Verbindung mit den anderen Völkern 
gelöst werden müssen.“526 
 
„Die demokratischen Staaten müssen ihre Solidarität mit den Entwicklungsländern 
bekunden.“527 
 
Kapitel „Unser Weg“:  
„Die Arbeiterschaft war in ihrem Kampf nur auf sich gestellt. Ihr Selbstbewußtsein wurde 
geweckt durch die Erkenntnis ihrer eigenen Lage, durch den entschlossenen Willen, sie zu 
verändern, durch die Solidarität in ihren Aktionen und durch die sichtbaren Erfolge ihres 
Kampfes.“528         
 
Das Adjektiv solidarisch wird zweimal verwendet: 
Kapitel „Unser Weg“ zum Verhältnis zu den Entwicklungsländern, den so 
genannten jungen Staaten: 
„Deshalb können sie (die alten politischen Kräfte; Anm. d. Verf.) auch nicht den Anspruch 
der jungen Staaten auf solidarische Hilfe erfüllen, die eben das Joch der kolonialen 
Ausbeutung abschütteln und die ihre nationale Zukunft in Freiheit aufbauen und am 
Wohlstand der Welt teilnehmen wollen.“529     
 
                                                 
525SPD-GSP 1959, S. 8 
526SPD-GSP 1959, S. 9 
527SPD-GSP 1959, S. 9 
528SPD-GSP 1959, S. 9 
529SPD-GSP 1959,S. 10 
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Kapitel „Wirtschafts- und Sozialordnung“, Unterkapitel „Gewerkschaften in 
der Wirtschaft“:  
„In der heutigen Wirtschaft sind die Arbeitnehmer denen ausgeliefert, die die 
Kommandostellen der Unternehmen und ihrer Verbände besetzen, wenn sie ihnen nicht in 
unabhängigen Gewerkschaften ihre solidarische, demokratisch geordnete Kraft 
entgegenstellen, um die Arbeitsbedingungen frei vereinbaren zu können.“530 
 
Solidarität wird als Grundwert also explizit in den Bereichen der 
außenpolitischen Unterstützung der ehemaligen Kolonien, der internationalen 
Zusammenarbeit mit sozialistischen Parteien, der Funktion der 
Gewerkschaften in der Wirtschaft und des Schulsports verwendet.  
Hermanns behauptet deshalb:  
„(...) mehr weiß das Godesberger Programm aus seinem dritten Grundwert nicht abzuleiten, 
mehr weiß es damit nicht mehr anzufangen.“531 
 
Dies kann Hermanns jedoch nur, weil er eine zu enge begriffliche 
Vorstellung des Wortes Solidarität anlegt. Dies erkennt man bereits an den 
von ihm vorgenommenen verkürzenden Zitaten, in denen der Grundwert 
Solidarität genannt und erläutert wird. Bei der Lektüre des Godesberger 
Programms hätte auch Hermanns deutlich werden können, dass es der SPD 
1959 insgesamt auf den gesellschaftlichen Konsens und damit auf Solidarität 
ankommt, denn implizit und indirekt wird wesentlich häufiger auf diesen 
Grundwert eingegangen, wenn man ein breiteres Bezeichnungsspektrum für 
diesen Begriff anlegt. 
Hermanns weist in seinem Aufsatz selbst auf die Betonung der feierlichen 
Wörter Bekenntnis und  Bejahung hin.  
So bekennt sich die SPD im Abschnitt „Die staatliche Ordnung“ „(...) zur 
Demokratie, in der die Staatsgewalt vom Volke ausgeht und die Regierung jederzeit dem 
Parlament verantwortlich ist und sich bewußt ist, daß sie ständig seines Vertrauens 
bedarf.“532, also im Sinne des Grundgesetzes Artikel 20, 67, 68.  
                                                 
530SPD-GSP 1959, S. 6 
531Hermanns, a.a.O., S. 93 
532SPD-GSP 1959, S. 3 
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Des Weiteren bekennt sie sich zu den „(…) Grundsätzen der Gemeindefreiheit 
einschließlich der bürgerschaftlichen Selbstverwaltung, die weiter auszubauen und auch 
finanziell zu sichern sind.“533  
Auch bekennt sich die SPD im Abschnitt „Landesverteidigung“ ausdrücklich 
zur Verfassung und ihrer Verteidigung durch die Bundeswehr:  
„Die Sozialdemokratische Partei bekennt sich zur Verteidigung der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung. Sie bejaht die Landesverteidigung.“534          
 
Am Schluss des Kapitels „Unser Weg“ betont das Grundsatzprogramm 
feierlich:  
„Auf deutschem Boden sammeln sich die Sozialisten in der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, die jeden in ihren Reihen willkommen heißt, der sich zu den Grundwerten und 
Grundforderungen des demokratischen Sozialismus bekennt.“535 
 
Die SPD „(...) bejaht den freien Markt, wo immer wirklich Wettbewerb herrscht“536 im 
Abschnitt „Stetiger Wirtschaftsaufschwung“; „Das private Eigentum des Bauern an 
Boden wird bejaht.“537 (Abschnitt: „Agrarwirtschaft“); im Abschnitt „Religion 
und Kirche“ „(...) bejaht (die SPD; Anm. d. Verf.) ihren öffentlich-rechtlichen 
Schutz.“538; und im Abschnitt „Internationale Gemeinschaft“ „(...) bejaht (die 
SPD; Anm. d. Verf.) diese Zusammenarbeit, die insbesondere dem wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt dienen muß.“539        
 
Sich bekennen und vermeintlich Selbstverständliches zu bejahen erfüllt im 
Godesberger Programm die besondere Aufgabe, sich mit der bestehenden 
Staats-, Wirtschafts- und Gesellschaftsform der Bundesrepublik Deutschland 
solidarisch zu erklären. Die SPD will jeden Zweifel ausräumen, sie kämpfe 
gegen die von der CDU und FDP geprägten politischen und wirtschaftlichen 
Entscheidungen der letzten Jahre seit der Gründung der Bundesrepublik. 
Staatspolitischer Konsens und Solidarität haben insofern viel miteinander zu 
tun, als sich die SPD bis dato und darüber hinaus mit dem Stigma des 
                                                 
533SPD-GSP 1959, S. 3 
534SPD-GSP 1959, S. 3 
535SPD-GSP 1959, S. 10 
536SPD-GSP 1959, S. 4  
537SPD-GSP 1959, S. 6 
538SPD-GSP 1959, S. 7 
539SPD-GSP 1959, S. 9 
 245 
Staatsfeindes auseinandersetzen musste. Daher wird im Godesberger 
Programm auch die Gemeinschaft und nicht mehr die Gegnerschaft zum 
bestehenden System hervorgehoben.    
Bereits im ersten Kapitel „Grundwerte des Sozialismus“ ist von der 
sozialdemokratischen Gemeinschaft die Rede: 
„Sie (die SPD; Anm. d. Verf.) ist eine Gemeinschaft von Menschen, die aus verschiedenen 
Glaubens- und Denkrichtungen kommen. Ihre Übereinstimmung beruht auf gemeinsamen 
sittlichen Grundwerten und gleichen politischen Zielen.“540           
 
Zwar wird hier nicht direkt der Grundwert Solidarität formuliert, aber in dem 
inhaltlichen Zusammenhang wird klar, dass Solidarität innerhalb der Partei 
gemeint ist. In diesem kurzen Abschnitt wird die Gemeinschaft der 
Parteimitglieder als Ingroup betont und gleichzeitig auf ihre verschiedene 
politische Herkunft hingewiesen. Solidarität ist dabei zwangsläufig 
notwendig, wenn man bedenkt, dass sich die Partei auch für christlich 
geprägte Bevölkerungsschichten, also vormals Mitglieder der Outgroup, mit 
dem Godesberger Programm öffnete und den bisherigen Dualismus zwischen 
sozialistischer Denktradition und christlichem Humanismus überwinden 
wollte. 
Im Kapitel „Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“ wird 
durch das Wort Gesamtheit indirekt auch auf die Gemeinschaft der deutschen 
Bevölkerung eingegangen und somit Solidarität eingefordert:  
„Das Interesse der Gesamtheit muß über dem Einzelinteresse stehen. In der von vom 
Gewinn- und Machtstreben bestimmten Wirtschaft und Gesellschaft sind Demokratie, 
soziale Sicherheit und freie Persönlichkeit gefährdet. Der demokratische Sozialismus erstrebt 
darum eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung.“541  
 
Auch hier flammt der alte sozialistische Kampfeswille auf, aber durch die 
Ausführungen in den Abschnitten des übergeordneten Kapitels „Wirtschafts- 
und Sozialordnung“ wird deutlich, dass die SPD lediglich die Macht der 
Großunternehmen beschränken will, ähnlich wie die CDU. Die SPD fordert 
also Solidarität aller Bevölkerungsteile im Interesse der Gesamtheit, ohne 
den Begriff Solidarität explizit zu nennen.  
                                                 
540SPD-GSP 1959, S. 2 
541SPD-GSP 1959, S. 2 
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Im Unterkapitel „Einkommens- und Vermögensverteilung“ des Kapitels 
„Wirtschafts- und Sozialordnung“ heißt es u. a.:  
„Es ist ein Zeichen unserer Zeit, daß sich das private Wohlleben privilegierter Schichten 
schrankenlos entfaltet, während wichtige Gemeinschaftsaufgaben, vor allem Wissenschaft, 
Forschung und Erziehung, in einer Weise vernachlässigt werden, die einer Kulturnation 
unwürdig ist.“542 
 
Zwar wird hier die bildungspolitische Realität der BRD durch die SPD auf 
bestimmte Weise interpretiert, aber was die SPD dort fordert, ist nichts 
anderes als Solidarität der verschiedenen gesellschaftlichen Bevölkerungs-
teile im Bereich der Bildungspolitik. 
Auch in den weiteren Unterkapiteln „Soziale Verantwortung“ und „Frau - 
Familie – Jugend“ wird indirekt zur Solidarität der Gesellschaft aufgefordert. 
So heißt es unter anderem: 
„Zur Bewältigung besonderer Lebensschwierigkeiten und Notlagen sind die allgemeinen 
sozialen Leistungen durch individuelle fürsorgerische Dienste und Leistungen der Sozialhilfe 
zu ergänzen.“543     
 
„Ein Familien-Lastenausgleich im Steuersystem, Mutterschaftshilfe und Kindergeld sollen 
die Familie wirksam schützen.“544  
 
Was sind diese sozialpolitischen Forderungen der SPD anderes als Aufrufe 
zur gesellschaftlichen Solidarität? Nichts anderes, sondern lediglich nicht mit 
dem Begriff Solidarität belegt. Kann man deswegen von einem „bloßen 
Anhängsel“ (Hermanns) des Grundwertes Solidarität sprechen? Ich glaube, 
nein. Auch der Linguist, der die quantitative Analyse eines Begriffes 
anwendet und damit dessen Bedeutungsspektrum herausfiltert, darf nicht die 
bedeutungsgleichen oder -ähnlichen Varianten des betreffenden Begriffes 
übersehen und muss die Analyse auch nach qualitativen Gesichtspunkten 
vornehmen, sonst verfällt sie in oberflächliche Betrachtungen und wird 
unwissenschaftlich tendenziös.  
Solidarität ist für die SPD also nicht mehr nur ein sozialistischer 
Kampfbegriff, sondern impliziert auch den gesellschaftspolitischen Konsens, 
                                                 
542SPD-GSP 1959, S. 5 
543SPD-GSP 1959, S. 7 
544SPD-GSP 1959, S. 7 
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indem sie sich zu der Verfassung der BRD und bestimmten politischen 
Entscheidungen bekennt und sie bejaht. Außerdem wird die gesellschaftliche 
Gemeinschaft  und das Interesse der Gesamtheit betont. 
 
 
 
3.4.2 Gerechtigkeit 
 
In der erwähnten Trias des demokratischen Sozialismus wird Gerechtigkeit 
als zweites genannt. Hermanns ist Recht zu geben, wenn er feststellt, dass 
Gerechtigkeit im Godesberger Programm ein von der Freiheit abgeleiteter 
Wert ist. So heißt es in dem Kapitel „Grundwerte des Sozialismus“ auch: 
„Freiheit und Gerechtigkeit bedingen einander. Denn die Würde des Menschen liegt im 
Anspruch auf Selbstverantwortung ebenso wie in der Anerkennung des Rechtes seiner 
Mitmenschen, ihre Persönlichkeit zu entwickeln und an der Gestaltung der Gesellschaft 
gleichberechtigt mitzuwirken.“545  
 
Ist aber Gerechtigkeit ein ‚bloß abgeleiteter Wert’ des Programms. Ich denke 
nicht, auch wenn der Begriff insgesamt nur achtmal546 zusammen mit 
Freiheit  explizit verwendet wird. 
Tatsächlich taucht der Begriff Gerechtigkeit explizit ausschließlich in 
Verbindung mit dem erstgenannten Grundwert Freiheit auf: 
 
Kapitel „Grundwerte des Sozialismus“:  
„Freiheit und Gerechtigkeit bedingen einander.“547  
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die aus der gemeinsamen Verbundenheit folgende 
gegenseitige Verpflichtung, sind die Grundwerte des sozialistischen Wollens.“548 
 
„Der Sozialismus ist eine dauernde Aufgabe - Freiheit und Gerechtigkeit zu erkämpfen, sie 
zu bewahren und sich ihnen zu bewähren.“549  
 
                                                 
545SPD-GSP 1959, S. 2 
546nicht siebenmal, wie Hermann falsch aufzählt. Vgl. Hermanns 1989, a.a.O., S. 94  
547SPD-GSP 1959, S. 2 
548SPD-GSP 1959, S. 2 
549SPD-GSP 1959, S. 2 
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Abschnitt „Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“: 
„Die Sozialisten wollen Freiheit und Gerechtigkeit verwirklichen, während die 
Kommunisten die Zerrissenheit der Gesellschaft ausnutzen, um die Diktatur ihrer Partei zu 
errichten.“550 
 
„Freiheit und Gerechtigkeit lassen sich durch Institutionen allein nicht sichern.“551 
 
Kapitel „Wirtschafts- und Sozialordnung“, Unterkapitel „Eigentum und 
Macht“ im Zusammenhang mit der Bildung von Kartellen und Verbänden, 
mit der Unternehmensführer der Großindustrie Einfluss auf den Staat und die 
Politik nehmen sollen: 
„Diese Entwicklung ist Herausforderung an alle, für die Freiheit und Menschenwürde, 
Gerechtigkeit und soziale Sicherheit die Grundlagen der menschlichen Gesellschaft 
sind.“552    
 
Kapitel „Unser Weg“: 
„Die Vorrechte der herrschenden Klasse zu beseitigen und allen Menschen Freiheit, 
Gerechtigkeit und Wohlstand zu bringen, das war und das ist der Sinn des Sozialismus.“553 
„Sie will die Kräfte, die durch die industrielle Revolution und durch die Technisierung aller 
Lebensbereiche entbunden werden, in den Dienst von Freiheit und Gerechtigkeit für alle 
stellen.“554  
 
„Die alten Kräfte erweisen sich als unfähig, der brutalen kommunistischen Herausforderung 
das überlegende Programm einer neuen Ordnung politischer und persönlicher Freiheit und 
Selbstbestimmung, wirtschaftlicher Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit 
entgegenzustellen.“555  
 
Das Adjektiv gerecht bzw. ungerecht tritt ebenso achtmal in folgenden 
Zusammenhängen auf: 
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Präambel bzw. „Einleitung“: 
„Das ist der Widerspruch unserer Zeit, (...) daß der Mensch die Produktivkräfte aufs höchste 
entwickelte, ungeheure Reichtümer ansammelte, ohne allen einen gerechten Anteil an dieser 
gemeinsamen Leistung zu verschaffen;“556     
 
Kapitel „Wirtschafts- und Sozialordnung“: 
„Ziel sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik ist stetig wachsender Wohlstand und eine 
gerechte Beteiligung aller am Ertrag der Volkswirtschaft, ein Leben in Freiheit ohne 
unwürdige Abhängigkeit und ohne Ausbeutung.“557 
 
Unterkapitel des gleichen Kapitels „Eigentum und Macht“: 
„Das private Eigentum an Produktionsmitteln hat Anspruch auf Schutz und Förderung, 
soweit es nicht den Aufbau einer gerechten Sozialordnung hindert.“558 
 
Unterkapitel „Einkommens- und Vermögensverteilung“: 
„Die Marktwirtschaft gewährleistet von sich aus keine gerechte Einkommens- und 
Vermögensverteilung.“559 
 
„Einkommen und Vermögen sind ungerecht verteilt.“560 
 
„Die Sozialdemokratische Partei will Lebensbedingungen schaffen, unter denen alle 
Menschen in freier Entschließung aus steigendem Einkommen eigenes Vermögen bilden 
können. Das setzt eine stetige Erhöhung des Sozialprodukts bei gerechter Verteilung 
voraus.“   
 
„Die Lohn- und Gehaltspolitik ist ein geeignetes und notwendiges Mittel, um Einkommen 
und Vermögen gerechter zu verteilen.“561 
 
Unterkapitel „Die Gewerkschaften in der Wirtschaft“: 
„Die Gewerkschaften kämpfen um einen gerechten Anteil der Arbeitnehmer am Ertrag der 
gesellschaftlichen Arbeit und um das Recht auf Mitbestimmung im wirtschaftlichen und 
sozialen Leben.“562  
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Hermanns polemisiert dazu:  
„Also wo es ums Geld geht, da hat für das Godesberger Programm der Begriff der 
Gerechtigkeit noch eine Funktion, ansonsten ist der argumentative Gebrauchswert von 
Gerechtigkeit im Godesberger Programm nicht bloß gering, er ist vielmehr gar nicht 
vorhanden, sieht man einmal von der Verwendung in der Doppelfunktion Freiheit und 
Gerechtigkeit ab, wo man, angesichts seiner sonstigen Funktionslosigkeit im Programm, 
vermuten muß, daß Gerechtigkeit vor allem als rhetorisch-pathetisches Füllwort dient.“563 
 
Die Frage, ob Hermanns mit seiner Einschätzung, Gerechtigkeit sei für die 
SPD bereits 1959 zu einem Füllwort geworden, richtig liegt, soll im 
Folgenden vertieft werden.  
Gerechtigkeit, näher definiert als soziale Gerechtigkeit, ist in der Tradition 
der Sozialdemokratie vielleicht sogar das wichtigste politische Ziel seit ihrer 
Gründung, und sie muss 1959 nicht mehr explizit darauf hinweisen. Wie 
bereits in den Ausführungen zu den Politischen Leitsätzen dargestellt, werden 
die Begriffe Gerechtigkeit und Gleichheit von der SPD synonym verwendet, 
denn die SPD konnte sich noch 1946 keine Gerechtigkeit ohne soziale 
Gleichheit vorstellen. 
 
Was versteht die SPD unter Gerechtigkeit über die explizite Erwähnung im 
Godesberger Programm hinaus? Erstens sicherlich die soziale Gleichheit, 
zweitens die Gleichberechtigung, drittens die Chancengleichheit. Außerdem, 
also viertens, sind noch andere bedeutungsähnliche Formulierungen, wie z.B. 
Mitbestimmung, Mitverantwortung, Beteiligung von allen oder jedem, 
Rechtsweg und Rechtsprechung im Godesberger Programm zu finden. 
Darüber hinaus lässt sich über die Darstellung dessen, was als ungerecht 
erachtet wird, ermitteln, was die SPD unter Gerechtigkeit versteht.   
 
Kapitel „Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“: 
„Alle Völker müssen die gleiche Chance haben, am Wohlstand der Welt teilzunehmen.“564  
 
Kapitel „Die staatliche Ordnung“: 
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„Die Sozialdemokratische Partei will in gleichberechtigtem Wettstreit mit den anderen 
demokratischen Parteien die Mehrheit des Volkes gewinnen, um Staat und Gesellschaft nach 
den Grundformen des Sozialismus zu formen."565 
„Die Gliederung der öffentlichen Gewalt in Bund, Ländern und Gemeinden soll die Macht 
verteilen, die Freiheit stärken und dem Bürger durch Mitbestimmung und Mitverantwortung 
vielfachen Zugang zu den Institutionen der Demokratie geben.“566 
 
„An der Rechtspflege sind ehrenamtliche Richter gleichberechtigt zu beteiligen. (...) 
Wirtschaftliche Überlegenheit oder Schwäche dürfen keine Folgen für den Rechtsweg oder 
für die Rechtsprechung haben.“567 
 
Kapitel „Wirtschafts- und Sozialordnung“, Unterkapitel „Stetiger 
Wirtschaftsaufschwung“: 
„Um alle Menschen am steigenden Wohlstand zu beteiligen, muß die Wirtschaft den 
ständigen Strukturveränderungen angepaßt werden, damit eine ausgeglichene 
Wirtschaftsentwicklung erreicht wird.“568  
 
Im Unterkapitel „Eigentum und Macht“ geht es eher um Ungerechtigkeiten 
des bestehenden wirtschaftlichen Systems: 
„Wer in den Großorganisationen der Wirtschaft die Verfügung über Millionenwerte und über 
Zehntausende von Arbeitnehmern hat, der wirtschaftet nicht nur, er übt Herrschaftsmacht 
über Menschen aus; die Abhängigkeit der Arbeiter und Angestellten geht weit über das 
Ökonomisch-Materielle hinaus.“569  
Wer aber Herrschaftsmacht ausübt, muss, so entspricht es dem deontischen 
Gehalt des Begriffs, bekämpft werden. 
 
„Mit ihrer durch Kartelle und Verbände noch gesteigerten Macht gewinnen die führenden 
Männer der Großwirtschaft einen Einfluß auf Staat und Politik, der mit demokratischen 
Grundsätzen nicht vereinbar ist.“570 
Durch Kartelle und Verbände haben laut SPD die führenden Männer der 
Großwirtschaft gesteigerte Macht und können dadurch Einfluss auf die 
Politik nehmen, was wiederum abzulehnen sei. 
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„Die Bändigung der Macht der Großwirtschaft ist darum zentrale Aufgabe einer 
freiheitlichen Wirtschaftspolitik. Staat und Gesellschaft dürfen nicht zur Beute mächtiger 
Interessengruppen werden.“571    
Hier zeigt sich, dass politische Sachverhalte wertend und vereinseitigend mit 
Metaphern beschrieben werden können, wenn ihr Usualitätsgrad hoch ist. 
Raubtiere werden im allgemeinen Sprachgebrauch gebändigt. Wenn, wie hier 
die Macht der Großwirtschaft laut SPD gebändigt werden muss, dann wird 
die Raubtiermetaphorik bewusst eingesetzt, um die deontische 
Selbstverständlichkeit herzustellen, dass die Großindustrie kontrolliert 
werden muss, um Machtmissbrauch zu verhindern. Staat und Gesellschaft 
werden in dieser Metaphorik konsequent als mögliche Beute der mächtigen 
Interessengruppen bezeichnet, was dementsprechend verhindert werden 
müsse.     
 
Unterkapitel „Die Gewerkschaften in der Wirtschaft“: 
„Die Mitbestimmung in der Eisen- und Stahlindustrie und im Kohlenbergbau ist ein Anfang 
zu einer Neuordnung der Wirtschaft. Sie ist zu einer demokratischen 
Unternehmensverfassung für die Großwirtschaft weiter zu entwickeln. Die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft muß sichergestellt 
werden.“572 
 
Unterkapitel „Soziale Verantwortung“: 
„Das gleiche Lebensrecht ist auch dadurch zu gewährleisten, daß bei Krankheit jeder 
unabhängig von seiner wirtschaftlichen Lage einen unbedingten Anspruch auf alle dem 
Stande der ärztlichen Wissenschaft entsprechenden Heilmaßnahmen hat.“573 
Präskriptionen werden häufig durch die Anwendung des Hilfsverbs sein 
vorgenommen, um den kategorischen Charakter stärker, aber gleichzeitig 
weniger offensichtlich als durch die Anwendung des Modalverbs müssen, zu 
betonen. Formulierungen wie es ist … oder es muss … bieten keine 
Alternativen, sondern sind als Denkvorschriften angelegt. 
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„Jeder hat ein Recht auf eine menschenwürdige Wohnung. (...) Sie muß deshalb auch 
weiterhin sozialen Schutz genießen und darf nicht nur privatem Gewinnstreben überlassen 
werden.“574 
 
„Die Bodenspekulation ist zu unterbinden, ungerechtfertigte Gewinne aus Bodenverkäufen 
sind abzuschöpfen.“575  
 
Unterkapitel „Frau - Familie – Jugend“: 
„Die Gleichberechtigung der Frau muß rechtlich, sozial und wirtschaftlich verwirklicht 
werden. Der Frau müssen die gleichen Möglichkeiten für Erziehung und Ausbildung, für 
Berufswahl, Berufsausübung und Entlohnung geboten werden wie dem Mann.“576  
 
Kapitel „Das kulturelle Leben“, Unterkapitel „Die Schule“: 
„Erziehung und Bildung sollen allen Menschen die Möglichkeit geben, ihre Anlagen und 
Fähigkeiten ungehindert zu entfalten.“577  
 
„Jedem Befähigten muß der Weg in weiterführende Schulen und Ausbildungsstätten 
jederzeit offenstehen.“578 
 
Kapitel „Internationale Gemeinschaft“: 
„Internationale Schiedsgerichte, Vergleichsverträge, Selbstbestimmungs-recht und 
Gleichberechtigung aller Völker, die Unverletzlichkeit der Staatsgebiete und die 
Nichteinmischung in die Angelegenheiten anderer Völker sollen den Frieden sichern, den 
eine Weltorganisation garantiert.“579  
 
„Die gleichberechtigte Zusammenarbeit (zwischen den Völkern, Anm. d. Verf.) und ein für 
alle Nationen offener Welthandel sind Voraussetzungen für das friedliche 
Zusammenleben.“580 
 
„Die Entwicklungsländer haben Anspruch auf großzügige und uneigennützige Hilfe.“581 
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Kapitel „Unser Weg": 
„Er (der ehemalige Proletarier; Anm. d. Verf.) ist dabei, sein Recht auf Mitbestimmung 
durchzusetzen. Der einst das bloße Ausbeutungsobjekt der herrschenden Klasse war, nimmt 
jetzt seinen Platz als Staatsbürger mit anerkannten gleichen Rechten und Pflichten.“582 
 
Zusammengefasst ergibt sich folgendes ideologisches Gerüst, was die 
Sozialdemokratie unter Gerechtigkeit versteht:  
Gerechtigkeit bleibt als Grundwert des demokratischen Sozialismus eine 
dauernde Aufgabe für die SPD. Sie sieht sich dabei im Gegensatz zu den 
Kommunisten, die ihrer Meinung nach gegen die Prinzipien der Freiheit und 
Gerechtigkeit verstoßen. Die SPD strebt Gerechtigkeit in der Großindustrie 
an. Ihrer Ansicht nach hätten sich aus der Herrschaftsmacht der 
Großunternehmen Abhängigkeiten der Arbeiter und Angestellten ergeben. 
Auch nehme diese Herrschaftsmacht unrechtmäßig Einfluss auf den Staat 
und die Politik und interpretiert sie deshalb als Beute der Großindustrie. Die 
Verteilung des Vermögens bzw. der Reichtümer sei ungerecht, die 
unregulierte Marktwirtschaft auch. Daher müssten die Vorrechte der 
herrschenden Klasse beseitigt, die Vermögen, das Sozialprodukt gerecht an 
alle verteilt und die Mitbestimmung der Bürger, der Gewerkschaften, der 
ehemaligen Proletarier gestärkt und ausgebaut werden. Das Ziel 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik sei stetig wachsender Wohlstand und 
eine gerechte Beteiligung aller am Ertrag der Volkswirtschaft, ein Leben in 
Freiheit ohne unwürdige Abhängigkeit und ohne Ausbeutung. 
 
Gleiche Chancen sollen alle Bürger in der Bildung haben. Die Frau, die 
Parteien und ehrenamtliche Richter sollen gleichberechtigt sein. Außerdem 
müsse die gesellschaftliche Gleichheit vor dem Gesetz gewährleistet werden. 
Jeder habe das gleiche Lebensrecht und das gleiche Recht auf eine 
menschenwürdige Wohnung.  
Alle Völker sollen international gleichberechtigt sein, die 
Entwicklungsländer haben laut der SPD einen Anspruch auf Hilfe.  
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3.4.3 Freiheit 
 
Hermanns bezeichnet Freiheit als das "summum bonum der SPD des Jahres 
1959"583, als "deontisches Grundwort".584 Freiheit ist das Fahnenwort, der 
Grundwert des Godesberger Programms neben demokratischer Sozialismus, 
von ihr werden alle anderen Grundwerte abgeleitet: Die SPD strebt Freiheit 
in nahezu allen politischen Bereichen an und daher auch Gerechtigkeit, 
Solidarität, Frieden, Demokratie usw. Freiheit kommt genau 38-Mal als 
Hauptwort, 21-Mal als Adjektiv und als Wortzusammensetzung in 
verschiedener Form insgesamt elfmal vor (zweimal freiheitlich, zweimal 
freiheitlich-demokratisch, einmal Gemeindefreiheit, einmal Freiheitsstreben, 
einmal unfrei, zweimal freigewählt, einmal Entscheidungsfreiheit, einmal 
Befreiung).       
In der Präambel des Godesberger Programms wird am Ende feierlich erklärt: 
„Nur durch eine neue und bessere Ordnung öffnet der Mensch den Weg in seine Freiheit. 
Diese neue und bessere Ordnung erstrebt der demokratische Sozialismus."585 
 
Hermanns erläutert hier, dass aus Gründen der Vereinfachung nicht der 
Gerechtigkeit und der Solidarität willen diese neue und bessere Ordnung 
angestrebt wird, sondern „(…) schlicht und einfach: um der Freiheit 
willen.“586 Durch den Parallelismus in der Endstellung von Freiheit und 
demokratischer Sozialismus in den beiden Sätzen bzw. Versen wird eine 
feierliche Gleichsetzung dieser Begriffe vorgenommen: Wer Freiheit will, 
muss demokratischen Sozialismus wollen. Warum diese Reduzierung auf den 
Grundwert Freiheit am Ende der Präambel vorgenommen wird, ist meines 
Erachtens klar: Das ideologische Fundament der Sozialdemokratie fußt auf 
diesem Grundwert, wovon sich alle weiteren Werte, Überzeugungen, 
Forderungen ableiten lassen. 
Sofort im ersten Satz des nächsten Kapitels „Grundwerte des Sozialismus“ 
sagt das Programm aus, was demokratischer Sozialismus für eine 
Gesellschaftsordnung sein soll: 
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„Die Sozialisten erstreben eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in 
Freiheit entfalten und als dienendes Glied der Gesellschaft verantwortlich am politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben der Menschheit mitwirken kann.“587  
 
Im Sinne des Grundgesetzes Artikel 2 (1) wird die freie 
Persönlichkeitsentfaltung an den Anfang gestellt. Daneben wird entsprechend 
der Einteilung des Programms in die übergeordneten und davon ausgehenden 
untergeordneten Kapitel „Die staatliche Ordnung“, „Wirtschafts- und 
Sozialordnung“ und „Das kulturelle Leben“ die Mitwirkung des Einzelnen 
am  politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben in den Vordergrund 
gestellt.  Hermanns analysiert daraufhin die drei genannten Hauptkapitel, 
inwiefern der Grundwert Freiheit dort ausgeführt wird. Die drei wichtigsten 
Bekenntnisse der SPD, der so genannte „dreifache salto mortale“ 
(Hermanns),588 sind in diesen Kapiteln zu finden: Ja zur Bundeswehr; Ja zur 
sozialen Marktwirtschaft; Ja zu Kirche und Religion, und alle Bekenntnisse 
sind begründet durch die Freiheit. 
Das Ja zur Bundeswehr liest sich dann so im Unterkapitel 
„Landesverteidigung“:  
„Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands bekennt sich zur Verteidigung der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Sie bejaht die Landesverteidigung.“589 
 
Man erkennt die indirekte Begründung. Da die Bundesrepublik eine 
freiheitlich-demokratische Grundordnung durch das Grundgesetz erhalten 
hat, ist diese auch bewahrens- und erhaltenswert. Wird sie bedroht, so muss 
die Verteidigung gewährleistet sein (durch die Bundeswehr). 
 
Das Ja zur sozialen Marktwirtschaft gestaltet sich schwieriger zu 
formulieren, denn die SPD wollte schließlich bis vor kurzem noch die 
Planwirtschaft. Im Unterkapitel „Stetiger Wirtschaftsaufschwung“ des 
Kapitels „Wirtschafts- und Sozialordnung“ heißt es: 
„Freie Konsumwahl und freie Arbeitsplatzwahl sind entscheidende Grundlagen, freier 
Wettbewerb und freie Unternehmerinitiative sind wichtige Elemente sozialdemokratischer 
Wirtschaftspolitik. Die Autonomie der Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände beim 
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Abschluß von Tarifverträgen ist ein wesentlicher Bestandteil freiheitlicher Ordnung. 
Totalitäre Zwangswirtschaft zerstört die Freiheit. Deshalb bejaht die Sozialdemokratische 
Partei den freien Markt, wo immer wirklich Wettbewerb herrscht. Wo aber Märkte unter der 
Vorherrschaft von einzelnen oder von Gruppen geraten, bedarf es vielfältiger Maßnahmen, 
um die Freiheit in der Wirtschaft zu erhalten. Wettbewerb soweit wie möglich - Planung so 
weit wie nötig.“590  
  
Entscheidend ist, dass die SPD den freien Markt bejaht, auch wenn sie ihr 
Bekenntnis dahingehend abschwächt, dass Maßnahmen angekündigt werden, 
ohne sie konkret zu benennen, die das marktwirtschaftliche System 
einschränken sollen, um Wettbewerb verzerrende Folgen zu verhindern. 
Ganz verabschiedet hat sich die SPD noch nicht von der Planwirtschaft, dazu 
traut sie der Marktwirtschaft noch nicht genug. Totalitäre Zwangswirtschaft, 
womit die SPD das kommunistische planwirtschaftliche System meint, lehnt 
sie hingegen ab, da sie der Freiheit widerspricht. Sowohl totalitär als auch 
Zwang enthalten als Wortkomposita 1959 und auch heute ein ausschließlich 
negatives deontisches Potential. Wenn die SPD das kommunistische 
Wirtschaftssystem hier als totalitäre Zwangswirtschaft bezeichnet, ist auch 
klar, wie dieses von der Ingroup fortan beurteilt werden soll, auch wenn ein 
erheblicher Teil der SPD-Mitgliederschaft 1959 noch den Sozialismus als 
Wirtschaftsform laut der Politischen Leitsätze von 1946 anstrebt.  
 
Im Unterkapitel „Religion und Kirche“ des Kapitels „Das kulturelle Leben“ 
formuliert die SPD ihr Ja zu Religion und Kirche auch mit Hilfe des 
Grundwerts Freiheit: 
„Sie (die SPD; Anm. de. Verf.) bejaht ihren öffentlich-rechtlichen Schutz.“ (...) Freiheit des 
Denkens, des Glaubens und des Gewissens und Freiheit des Verkündens sind zu sichern."591      
 
Freiheit als dominierender Grundwert ist also ausschlaggebend für die 
Umorientierung, für die ‚Läuterung’ der SPD. Aus dem Wolf ist ein Wolf im 
Schafspelz geworden. Die ehemals ‚heiligen Kühe’ wie sozialistische 
Wirtschaftsform, strikter Pazifismus und Ablehnung der Religion, da Opium 
fürs Volk werden zwar nicht auf einmal, doch nun für jedermann erkennbar, 
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‚geschlachtet’; und, dabei liegt die rhetorische Kunst des Godesberger 
Programms vor allem darin, so zu tun, als wenn die neuen Ansichten dem 
Prinzip nach nur das fortsetzen und genauer ausdrücken, was man schon 
immer gewollt habe. 
Hierzu kommt Hermanns zu interessanten Beobachtungen hinsichtlich der 
expliziten Bejahung:  
„Da die explizite Bejahung die Verneinung einer Verneinung ist, kann man mit ihrer Hilfe 
zum Ausdruck bringen, daß man nunmehr klipp und klar für etwas ist, gegen das man früher 
war, ohne daß man explizit sagen müßte, daß man früher gegen es war. Das Bejahen erspart 
also ein wiederholt und vielleicht peinliches: Wir haben uns geirrt, wir revozieren. Was die 
SPD in ihrem Godesberger Programm bejaht, das ist das Selbstverständliche, das für diese 
Partei bisher nicht selbstverständlich war; das erst noch wirklich selbstverständlich werden 
soll.“592 
 
Ähnliches gilt für das Verb sich bekennen, das für die SPD nur daher 
notwendig wird, da man sich vormals zu anderen Zielorientierungen bekannt 
hat.  
Eine genaue Definition des Begriffs Freiheit als des großen Grundwertes des 
Godesberger Programms wird nicht explizit vorgenommen, wohl aber 
werden gebetsmühlenartig Freiheiten gefordert, verteidigt und gepflegt. Die 
im Godesberger Programm aufgelisteten Freiheiten und Unfreiheiten wirken 
insofern offen und erweiterungsfähig bzw. erweiterungsbedürftig, da man 
sich noch weitere Zwänge, unter denen der einzelne stehen kann, vorstellen 
kann.    
In welcher Weise wird Freiheit von der SPD noch angestrebt, wird Freiheit 
als bedroht angesehen oder bestehen noch Unfreiheiten in der BRD und 
international? Durch die Aufzählung im Godesberger Programm lässt sich 
der sozialdemokratische Freiheits-Begriff herausfiltern. 
Zu den wesentlichen von den Sozialdemokraten angestrebten Freiheiten 
gehört in den Kapiteln „Grundwerte des Sozialismus“ und 
„Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“ die freie 
Persönlichkeitsentfaltung:593  
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Die SPD ist „(...) die Partei des freien Geistes“"594; „(...) totalitäre und autoritäre 
Herrschaft mißachtet die Würde und vernichtet die Freiheit des Menschen.“595  
 
„Sozialismus wird nur durch Demokratie verwirklicht, die Demokratie durch den 
Sozialismus erfüllt.“596  
 
Da aber für die SPD Sozialismus auch Freiheit bedeutet, kann nur 
Demokratie die Freiheit gewährleisten. Die freie Persönlichkeit ist gefährdet 
durch die vom Gewinn- und Machtstreben bestimmte Wirtschaft und 
Gesellschaft.597  
Durch Technik und Organisation aller Lebensbereiche „(...) entstehen immer neue 
Abhängigkeiten, die die Freiheit bedrohen.“598  
 
„Freiheit und Demokratie in der industriellen Gesellschaft sind nur denkbar, wenn eine 
ständig wachsende Zahl von Menschen ein gesellschaftliches Bewußtsein entwickelt und zur 
Mitverantwortung bereit ist.“ 599 
 
Im Kapitel „Die staatliche Ordnung“ wird der Begriff Freiheit als Grundwert 
weithin gefordert:    
Die SPD „(...) erstrebt (...) die Einheit Deutschlands in gesicherter Freiheit.“600  
„Erst in einem wiedervereinigten Deutschland wird das ganze Volk in freier 
Selbstbestimmung Inhalt und Form von Staat und Gesellschaft gestalten können.“601   
Wenn die Einheit in gesicherter Freiheit angestrebt werden muss, dann ist 
die bisherige Freiheit eine ungesicherte, so dass von einer bedrohten Freiheit 
der BRD laut SPD gesprochen werden kann. 
 
Außerdem werden folgende Freiheiten gefordert:  
„Der Staat ist verpflichtet die Freiheit des Glaubens und des Gewissens zu sichern.“602   
„Der Staat soll Vorbedingungen dafür schaffen, daß der einzelne sich in freier 
Selbstverantwortung und gesellschaftlicher Verpflichtung entfalten kann. Die Grundrechte 
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sollen nicht nur die Freiheit des einzelnen gegenüber dem Staat sichern, sie sollen als 
gemeinschaftsbildende Rechte den Staat mitbegründen“603  
 
„Als Sozialstaat hat er für seine Bürger Daseinsfürsorge zu treffen, um jedem die 
eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu ermöglichen und die Entwicklung einer 
freiheitlichen Gesellschaft zu fördern.“604  
 
„Die Gliederung der öffentlichen Gewalt in Bund, Ländern und Gemeinden soll die Macht 
verteilen, die Freiheit stärken und dem Bürger durch Mitbestimmung und Mitverantwortung 
vielfachen Zugang zu den Institutionen der Demokratie geben. Freie Gemeinden sind 
unerläßlich für eine lebendige Demokratie. Deshalb bekennt sich die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands zu den Grundsätzen der Gemeindefreiheit einschließlich der 
bürgerlichen Selbstverwaltung, die weiter auszubauen und auch finanziell zu sichern 
sind.“605  
 
„Presse, Rundfunk, Fernsehen und Film (...) müssen in Freiheit und Unabhängigkeit überall 
und unbehindert Informationen sammeln, bearbeiten, verbreiten und unter eigener 
Verantwortung Meinungen bilden und aussprechen dürfen. (...) Sie müssen freiheitlich-
demokratisch geleitet und gegen Interessendruck gesichert sein.“ 606  
 
„Nur unabhängige Richter dürfen Kriminalstrafen aussprechen.“607  
 
„Die Sozialdemokratische Partei bekennt sich zur Verteidigung der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung.“608   
 
„Die Sozialdemokratische Partei erstrebt die Einbeziehung ganz Deutschlands in eine 
europäische Zone der Entspannung und der kontrollierten Begrenzung der Rüstung, die im 
Zuge der Wiederherstellung der Einheit Deutschlands in Freiheit von fremden Truppen 
geräumt wird und in der Atomwaffen und andere Massenvernichtungsmittel weder 
hergestellt noch gelagert oder verwendet werden dürfen.“609  
 
Im Kapitel „Wirtschafts- und Sozialordnung“ wird, wie bereits erläutert, die 
soziale Marktwirtschaft aus Gründen der Freiheit bejaht. Des Weiteren geht 
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es der SPD in den einzelnen Unterkapiteln um folgende explizit genannte 
Freiheiten: 
„Wo das Großunternehmen vorherrscht, gibt es keinen freien Wettbewerb. Wer nicht über 
gleiche Macht verfügt, hat nicht die gleiche Entfaltungsmöglichkeit, er ist mehr oder minder 
unfrei.“610  
 
„Die Bändigung der Macht der Großwirtschaft ist darum zentrale Aufgabe einer 
freiheitlichen Wirtschaftspolitik.“611 
 
„Gemeineigentum ist eine legitime Form der öffentlichen Kontrolle, auf die kein moderner 
Staat verzichtet. Sie dient der Bewahrung der Freiheit vor der Übermacht großer 
Wirtschaftsgebilde.“612 
 
„Die Sozialdemokratische Partei will Lebensbedingungen schaffen, unter denen alle 
Menschen in freier Entschließung aus steigendem Einkommen eigenes Vermögen bilden 
können.“613           
 
„In der heutigen Wirtschaft sind die Arbeitnehmer denen ausgeliefert, die die 
Kommandostellen der Unternehmen und ihrer Verbände besetzen, wenn sie ihnen nicht in 
unabhängigen Gewerkschaften ihre solidarische, demokratisch geordnete Kraft 
entgegenstellen, um die Arbeitsbedingungen frei vereinbaren zu können.“614 
„Sie (die Gewerkschaften; Anm. d. Verf.) kämpfen um größere Freiheit und handeln als 
Vertreter aller arbeitenden Menschen.“615 
 
„Sozialpolitik hat wesentliche Voraussetzungen dafür geschaffen, daß sich der einzelne in 
der Gesellschaft frei entfalten und sein Leben in eigener Verantwortung gestalten kann.“616 
 
„Es gilt sowohl das Bewußtsein der eigenen Verpflichtung zur Pflege der Gesundheit zu 
wecken als auch dem freigewählten Arzt alle Möglichkeiten zu gesundheitserhaltenden 
Maßnahmen und zur Vorbeugung gegen Krankheiten zu eröffnen. Die berufliche 
Entscheidungsfreiheit der Ärzte muß gesichert sein.“617  
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„Die freigewählte ärztliche Hilfeleistung wird durch volle wirtschaftliche Sicherung im 
Krankheitsfalle ergänzt.“618 
 
„Das kulturelle Leben“ belegt die SPD im gleichnamigen Kapitel und den dazugehörigen 
Unterkapiteln vielfach explizit mit ihrem Grundwert Freiheit: 
 
„Die schöpferischen Kräfte des Menschen müssen sich in einem reich gegliederten und 
vielfältigen kulturellen Leben frei entfalten können.“ 619 
 
„Zur Zusammenarbeit mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften im Sinne einer freien 
Partnerschaft ist sie (die SPD; Anm. d. Verf.) stets bereit.“620 
 
„Freiheit des Denkens, des Glaubens und des Gewissens und Freiheit der Verkündigung sind 
zu sichern.“621  
 
Zum Thema „Die Schule“: 
„Kenntnis und Aneignung der überlieferten kulturellen Werte und Vertrautheit mit den 
formenden Kräften des gesellschaftlichen Lebens der Gegenwart sind Grundlagen 
unabhängigen Denkens und freier Urteilsbildung.“ 622 
 
„Die Jugend ist in den Schulen und Hochschulleben gemeinsam im Geiste gegenseitiger 
Achtung zur Freiheit, zur Selbständigkeit, zum sozialen Verantwortungsbewußtsein und für 
die Ideale der Demokratie und zu Völkerverständigung zu erziehen, um in unserer an 
weltanschaulichen Überzeugungen und Wertordnungen vielgestaltigen Gesellschaft eine 
Gesinnung und Haltung des Verstehens, der Toleranz und der Hilfsbereitschaft zu 
erreichen.“623 
 
Unterkapitel „Die Wissenschaft“: 
„Wissenschaftliche Forschung und Lehre müssen frei sein.“624  
 
„Die Bewältigung der politischen, menschlichen und sozialen Probleme der sich 
entwickelnden Industriegesellschaft und die Bewahrung menschlicher Freiheit in ihr 
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verlangen den Ausbau und die Vertiefung der Wissenschaft vom Menschen und der 
Gesellschaft.“625 
 
„Freiheit und Unabhängigkeit der Hochschulen bleiben unberührt.“626  
 
Unterkapitel „Die Kunst“: 
„Künstlerischem Schaffen ist volle Freiheit zu gewähren. (...) Die künstlerische Entfaltung 
darf durch kein Reglement, insbesondere durch keine Zensur, beschränkt werden.“627  
 
Im Kapitel "Internationale Gemeinschaft" ist nur einmal von Freiheit die 
Rede, dafür aber direkt am Anfang, um die Priorität deutlich zu machen: 
„Die größte und dringendste Aufgabe ist es, den Frieden zu bewahren und die Freiheit zu 
sichern.“ 628 
   
Am Ende im Abschlusskapitel „Unser Weg“ wird noch einmal intensiv auf 
den Grundwert Freiheit eingegangen. Zusammen mit der Präambel rahmt 
dieses Schlusskapitel das Godesberger Programm ein: 
„Die Vorrechte der herrschenden Klasse zu beseitigen und allen Menschen Freiheit, 
Gerechtigkeit und Wohlstand zu bringen - das war und das ist der Sinn des Sozialismus.“629 
 
„Sie (die SPD; Anm. d. Verf.) will die Kräfte, die durch die industrielle Revolution und 
durch die Technisierung aller Lebensbereiche entbunden wurden, in den Dienst von Freiheit 
und Gerechtigkeit für alle stellen.“630  
 
„Die alten Kräfte erweisen sich als unfähig, der brutalen kommunistischen Herausforderung 
das überlegene Programm einer neuen Ordnung politischer und persönlicher Freiheit und 
Selbstbestimmung, wirtschaftlicher Sicherheit und sozialer Gerechtigkeit entgegenzustellen. 
Deshalb können sie auch nicht den Anspruch der jungen Staaten auf solidarische Hilfe 
erfüllen, die eben das Joch der kolonialen Ausbeutung abschütteln und die ihre nationale 
Zukunft in Freiheit aufbauen und am Wohlstand der Welt teilnehmen wollen.“ 631 
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„Die Kommunisten unterdrücken die Freiheit radikal. Sie vergewaltigen die Menschenrechte 
und das Selbstbestimmungsrecht der Persönlichkeit und der Völker. Gegen ihren 
Machtapparat stellen sich heute zunehmend auch die Menschen der kommunistisch regierten 
Länder selber. Auch dort vollziehen sich Wandlungen. Auch dort wächst das 
Freiheitsstreben, das keine Herrschaft auf die Dauer niederhalten kann. Auf dem Rücken 
ihrer Völker errichten sie eine wirtschaftliche und militärische Macht, die zur wachsenden 
Bedrohung der Freiheit wird.“632  
 
„Darum ist die Hoffnung der Welt eine Ordnung, die auf den Grundwerten des 
demokratischen Sozialismus aufbaut, der eine menschenwürdige Gesellschaft, frei von Not 
und Furcht, frei von Krieg und Unterdrückung  schaffen will, in Gemeinschaft mit allen, die 
guten Willens sind.“633    
          
Der Grundwert Freiheit bezieht sich dementsprechend auf die 
Referenzbereiche freie Persönlichkeitsentfaltung und die politische Freiheit 
im Sinne des Grundgesetzes, wirtschaftliche Freiheit im Sinne der sozialen 
Marktwirtschaft begrenzt durch marktsichernde Einschränkungen, sowie im 
einzelnen die Meinungs-, Gewissens-, Glaubens-, Presse-, Berufs- und 
Forschungsfreiheit, die Freiheit der Künste und die nationale Freiheit durch 
die Einheit Deutschlands.   
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3.5 Das Godesberger Programm als Bekenntnis zur bestehenden 
Bundesrepublik 
 
Das Godesberger Programm zeigt deutlich, dass die SPD 1959 in der 
existierenden Bundesrepublik Deutschland angekommen ist. Mit der Formel 
des demokratischen Sozialismus gibt die SPD geradezu ihre Verwurzelung in 
der sozialistischen Gesellschaftstheorie auf. Vielmehr bekennt sich die SPD 
zum Grundgesetz und zu den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft, indem 
sie auch das Wirtschaftsfahnenwort Wohlstand der Ehrhard-Ära benutzt und 
als das wichtigste wirtschaftliche Ziel benennt:  
„Ziel sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik ist stetig wachsender Wohlstand (...). Die 
Wirtschaftspolitik muß (…) den allgemeinen Wohlstand erhöhen. Um alle Menschen am 
steigenden Wohlstand zu beteiligen (...)“634    
 
Man sieht, dass auch die SPD sich des Erfolges der sozialen Marktwirtschaft 
der Adenauer-Ära nicht entziehen konnte. Um ihre Erfolgsaussichten in 
künftigen Wahlen nicht zielstrebig zu vernichten, musste sie sich von ihrem 
Image als Gefahrenpotential für die geltende Wirtschaftsordnung befreien.  
Darüber hinaus bejaht die SPD die Bundeswehr, indem sie ihr altes 
Pazifismusstreben aufgibt. Außerdem klärt sie ihr bis dahin gespanntes 
Verhältnis zu den Kirchen. Geradezu in allen Bereichen, in denen sich die 
SPD bis 1959 im Gegensatz zu der vorherrschenden gesellschaftspolitischen 
Meinung befand, strebt sie nunmehr Konsens an, womit sie jedoch 
gleichzeitig auf Konfrontationskurs mit ihren alten Überzeugungen und 
Idealen sowie damit mit Teilen ihrer Anhängerschaft geht. 
Ohne das Godesberger Programm, so lässt sich behaupten, wäre eine 
Regierungsbeteiligung 1966 und eine Bundeskanzlerschaft 1969 von Willy 
Brandt nicht denkbar gewesen.        
 
 
 
 
   
                                                 
634SPD-GSP 1959, S. 4 
 266
4. Die Entwicklung der Grundsatzprogrammatik der CDU bis zum 
Ludwigshafener Grundsatzprogramm (1978) 
 
Erst 1978, also fast zwei Jahrzehnte nach der SPD, formulierte die CDU ihr 
erstes Grundsatzprogramm. Das lag vor allem an der bis 1969 praktischen 
Regierungspolitik der CDU. Bis zu der Verabschiedung des 
Grundsatzprogramms entwickelte die CDU in verschiedenen Wahl-
programmen, vor allem im Hamburger Programm (1953), im Berliner 
Programm (1971),  in der Mannheimer Erklärung (1975) und im darauf 
folgenden Wahlprogramm für die Bundestagswahl 1976 die Düsseldorfer 
Leitsätze von 1949 weiter. 635 
Untersucht werden soll das Ludwigshafener Programm im Hinblick darauf, 
durch welche parteiprogrammatischen Entwicklungen das ideologische 
Selbstverständnis der CDU sich entwickelte. 
Konzeptionell und ideologisch fundierte die CDU-Politik auf der sozialen 
Marktwirtschaft, personifiziert durch Erhard, und der durch Adenauer 
vorangetriebenen Westintegration.   
 
 
4.1  Das Ludwigshafener Grundsatzprogramm (1978) 
 
Leitbegriffe des Ludwigshafener Grundsatzprogramms sind Freiheit und 
Soziale Marktwirtschaft, Menschenwürde und Entfaltung der Person, 
Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit als Trias ähnlich wie im Godesberger 
Programm der SPD. Und ähnlich wie das Godesberger Programm hat es 
denselben Aufbau wie das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland 
anfangend mit einer Präambel und übergehend zu den Grundwerten.   
Bereits im ersten Satz des Hauptkapitels „Grundwerte“ wird die Rangfolge 
der drei Grundwerte Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit festgelegt. 
Auffällig ist, dass der Grundwert Solidarität nicht wie im Godesberger 
                                                 
635Vgl. Hesse / Ellwein, a.a.O., S. 181f.  
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Programm an dritter Stelle steht, sondern an zweiter. Interessant erscheint in 
diesem Zusammenhang, dass noch im Wahlprogramm der CDU/CSU für die 
Bundestagsprogramm 1976  Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der 
gleichen Reihenfolge genannt wurden wie bei der SPD636, nun aber diese 
geändert wurde. Auffällig ist auch, dass der Grundwert Solidarität näher 
definiert wird als es die Sozialdemokraten 1959 für nötig hielten.  
Hermanns637, der auch das Ludwigshafener Grundsatzprogramm analysiert 
hat, stellt noch ein wichtiges Fahnenwort der CDU richtig heraus: Leistung. 
Inwiefern diese Leitbegriffe des Grundsatzprogramms inhaltlich gefüllt 
werden, Verflechtungen mit anderen Symbolwörtern eingegangen werden 
und zu deontischen Selbstverständlichkeiten gemacht werden sollen, wird 
Aufgabe dieser Untersuchung sein.  
 
Zur besseren Übersicht stelle ich auch hier das Inhaltverzeichnis des 
Programms voran: 
 
Präambel 
I. Das Verständnis vom Menschen 
II. Grundwerte 
(Unterkapitel: Freiheit – Solidarität – Gerechtigkeit – Grundwerte als 
Maßstab und Orientierung)  
III. Entfaltung der Person                                                                
(Unterkapitel: Familie – Erziehung, Bildung und Kultur – Arbeit und Freizeit 
– Wohnen und Wohnumwelt) 
IV. Soziale Marktwirtschaft 
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(Unterkapitel: Grundsätze einer freiheitlichen Wirtschafts- und 
Sozialordnung – Wirtschaftsordnung – Öffentliche Aufgaben – 
Sozialordnung) 
V. Der Staat 
(Unterkapitel: Deutschlandpolitik – Europapolitik – Sicherheitspolitik – 
Ostpolitik – Weltweite Verantwortung) 
Anhang  
 
Bei den von Hermanns als neu hinzugekommen bezeichneten Schlagwörtern  
wie Solidarität, Ostpolitik, Entfaltung der Person638 handelt es sich, so wird 
sich zeigen, eigentlich um programmatische Übernahmen und 
Weiterentwicklungen aus dem Wahlprogramm der CDU/CSU zur 
Bundestagswahl 1976.639   
Auch die Präambel soll wie beim Godesberger Programm der SPD zitiert 
werden, da sie bereits großen Aufschluss über die Ideologie einer Partei gibt:  
 
 
 
4.1.1  Präambel 
 
„Präambel  
1. Die Christlich Demokratische Union Deutschlands ist eine Volkspartei.                                  
Sie wendet sich an alle Menschen in allen Schichten und Gruppen unseres Volkes. Die 
Politik der CDU beruht auf dem christlichen Verständnis vom Menschen und seiner 
Verantwortung vor Gott. 
2. Im Jahre 1945 hat die CDU einen neuen Anfang in der deutschen Parteiengeschichte 
gesetzt. Als Volkspartei ist sie die Antwort auf die Zerrissenheit der Demokraten in der 
                                                 
638
 Hermanns 1991, a.a.O., S. 231 
639
 Vgl. Wahlprogramm der CDU und CSU 1976: Aus Liebe zu Deutschland: Für die 
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Weimarer Republik, Freiheit und Menschlichkeit sollen sich nicht wieder in 
verhängnisvoller Gegnerschaft zwischen sozialen, liberalen und konservativen 
politischen Strömungen verlieren. Konfessionelle Gegensätze sollen überwunden 
werden. Die CDU gibt dafür das Beispiel. Die Menschen in Deutschland haben 
verstanden, daß die Zeit der Klassenkämpfe und Gesinnungskriege vorbei ist. Sie sind 
dem Aufruf gefolgt, den geistigen und materiellen Wiederaufbau gemeinsam in Angriff 
zu nehmen. 
3. Soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklungen im eigenen Land stellen uns 
ebenso wie die internationalen Beziehungen vor immer neue Herausforderungen. 
Unsere politische Aufgabe besteht darin, Bewährtes zu schützen und neue Perspektiven 
politischen Handelns zu entwickeln, um den Wandel in Freiheit zu bewältigen. 
4. Die CDU will unterschiedliche Standpunkte durch gemeinsame Werte und Ziele 
verbinden. Politisches Handeln zum Wohle des ganzen Volkes verlangt Führung und 
die Bereitschaft zum Kompromiß. Von jedem wird der Wille zur Solidarität gefordert, 
jeder hat aber auch den Anspruch auf Toleranz für seine persönliche Überzeugung. 
Offenheit und Partnerschaft sind Merkmale der Volkspartei und Vorbild für das 
Zusammenleben aller im Staat. 
5. Aus christlichem Glauben läßt sich kein bestimmtes politisches Programm ableiten. 
Aber es gibt uns mit seinem Verständnis vom Menschen eine ethische Grundlage für 
verantwortliche Politik. Auf dieser Grundlage ist gemeinsames Handeln von Christen 
und Nichtchristen möglich.“640 
 
Die CDU setzt in ihrer Präambel auf Konsensfähigkeit. So wendet sie sich als 
Volkspartei zwar an alle Menschen, schränkt dies aber dahingehend ein, dass 
ihre Politik vom christlichen Verständnis vom Menschen und seiner 
Verantwortung vor Gott ausgehe. Jeder, der nicht von diesem Menschenbild 
mit dieser Verantwortung ausgeht, wird sich daher nicht unmittelbar mit den 
Überzeugungen der CDU identifizieren können. So bestimmt die CDU 
bereits in ihrer Präambel Ingroup und Outgroup. Daraus ableitend könnte 
man herleiten, dass diejenigen, die nicht geprägt sind von christlichen 
Überzeugungen, sich unmittelbar nach der Lektüre der Präambel von der 
CDU abwenden.     
Die CDU sieht sich als Antwort auf die parteipolitischen und religiösen 
Gegensätze, als eine Art ‚Versöhnungspartei’ an. Hier übernimmt sie das 
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Hintze, Peter (Hrsg.): Die CDU-Programme: eine Dokumentation der Ziele und Aufgaben, 
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zutiefst undemokratische Denken des Kaiserreichs, personifiziert in Wilhelm 
II., er kenne keine Deutschen mehr, sondern nur noch Deutsche, als es um die 
Gewährung der Kriegskredite ging. Demokratie als Artikulierung 
gegensätzlicher Interessen und parlamentarische Verständigung über diese 
soll durch den Charakter einer so genannten Volkspartei (Einheitspartei?) wie 
der CDU aufgehoben werden? Präskriptiv wird weiterhin ausgesagt, dass die 
Menschen es begriffen hätten, dass die Zeit der Klassenkämpfe und der 
Gesinnungskriege vorbei sei. Man möchte fast sagen: ‚So haltet euch auch 
daran!’ Damit soll nicht gesagt werden, dass die CDU mit dieser 
Einschätzung ganz Unrecht gehabt hätte, aber seit Ende der 1960er bis weit 
in die 1970er Jahre waren die gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen 
wohl nicht wegzudiskutieren. Richtig ist hingegen, dass die Gesellschaft der 
1950er Jahre für den wirtschaftlichen Aufschwung gesorgt hat und der 
Großteil der Bevölkerung auch Ende der 1970er Jahre keine tief greifend 
andere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung als die bestehende wünschte.  
Durch gemeinsame Werte und Ziele will die CDU unterschiedliche 
Standpunkte verbinden. Das setzt allerdings implizit voraus, dass man sich 
diesen Werten und Zielen im Einzelnen auch verbunden fühlt. Wert wird 
explizit auf die politische Führung und auf die Bereitschaft zum Kompromiß 
gelegt; sonst handelt man nicht zum Wohle des ganzen Volkes;  so könnte 
man hinzufügen, da ja laut der CDU politisches Handeln dieses Verhalten 
verlangt. Der Umkehrschluss liegt nahe: Das innerparteiliche politische 
Führungsprinzip wird als so wichtig angesehen, dass das einzelne 
Parteimitglied, das eventuell die Überzeugungen einer Parteiminderheit 
vertritt, sich dem Mehrheitswillen beugen soll. Der Wille zur Solidarität  
wird gefordert. Dennoch ist man tolerant gegenüber Andersdenkenden als 
Merkmal der Volkspartei und als Vorbild für das Zusammenlaben aller im 
Staat.   
Nur durch den Zusammenhang, durch die Hervorhebung bestimmter 
innerparteilicher Verhaltensmaßregeln wird das innerparteiliche 
demokratische Verständnis der CDU klar: Man kann als Parteimitglied 
denken, was man will, solange man nach außen vertritt, was die 
Parteimehrheit will. Insofern spielt die Solidarität mit der Partei und der 
Parteiführung eine zentrale Rolle in der CDU des Jahres 1978. Die 
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Gewinnung und Erhaltung der politischen Macht steht an erster Stelle und 
erfordert Parteidisziplin. 
Sozusagen als Nachschub erfolgt die Erklärung, dass die Partei auch offen sei 
für Nichtchristen, da man nicht aus dem Christentum (durch die Bibel) allein 
ein Parteiprogramm formulieren könne. Insofern öffnet sich die CDU – zwar 
verspätet – für die so genannte Outgroup der Nichtchristen. Als ethische 
Grundlage, also als ideologisches Fundament, soll das christliche Denken 
laut CDU dennoch gelten, egal ob als Christ oder als Nichtchrist. 
 
 
4.2 Die so genannten Grundwerte in der christlich-demokratischen   
Verwendungsweise 1978 
 
 
4.2.1  Menschenwürde      
 
Sowohl im ersten Kapitel „Das Verständnis vom Menschen“ als auch im 
zweiten Kapitel „Grundwerte“ legt die CDU verbindlich ihr Menschenbild 
fest. Dieses Kapitel muss also Ausdruck einer CDU-spezifischen Ideologie 
sein. Hier legt die CDU fest, was das Menschsein menschlich macht, was wir 
tun und welche Haltung wir einnehmen sollen. Obwohl jeder halbwegs 
gebildete Mensch dies erkennen muss, erklärt die CDU im letzten Satz des 
ersten Kapitels:  
„Jeder Mensch ist Irrtum und Schuld ausgesetzt. Diese Einsicht bewahrt uns vor der Gefahr, 
Politik zu ideologisieren. Sie läßt uns den Menschen nüchtern sehen und gibt unserer 
Leidenschaft in der Politik das menschliche Maß.“641  
 
Selbstbewusst und angeblich ideologiefrei behauptet die CDU, sie habe ein 
nüchternes, also ein objektives Menschenbild. Die CDU verwendet also 
eindeutig die umgangssprachliche Bedeutung des Begriffs Ideologie, von 
dessen negativen Auswirkungen sie angeblich nicht betroffen ist. Daher heißt 
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das Kapitel auch nicht „Unser (...)“, sondern „Das Verständnis vom 
Menschen“. 
Bereits im ersten Abschnitt des ersten Kapitels wird auf das Grundgesetz 
Artikel 1 und 2 angespielt:  
„Wir bekennen uns zur Würde des Menschen. Würde und Leben des Menschen – auch des 
ungeborenen – sind unantastbar. Die Würde des Menschen bleibt unabhängig von seinem 
Erfolg oder Mißerfolg und unberührt vom Urteil des anderen. Wir achten jeden Menschen 
als einmalige und unverfügbare Person.“642          
 
Legt man das Grundgesetz parallel an, so stellt man fest, dass das 
Grundsatzprogramm der CDU das Grundgesetz im Sinne der CDU präzisiert 
und interpretiert. Die CDU bekennt sich zum Grundgesetz,643 das Recht setzt. 
Die CDU weitet den Verfassungsgrundsatz der Würde des Menschen auch 
auf das ungeborene Leben aus.  
Hermanns weist in diesem Zusammenhang zu Recht darauf hin, dass die 
CDU es anscheinend nötig hat, zu betonen, dass auch diejenigen in der 
Gesellschaft ein Recht auf Würde haben, die eventuell nicht so erfolgreich 
sind wie die anderen,644 denn, wie noch zu zeigen sein wird, wird dem 
Leistungsgedanken von der CDU ein sehr hoher Stellenwert eingeräumt.  
Auch auf die freie Persönlichkeitsentfaltung (vgl. Grundgesetz Art. 2, 
Abs.1)645 geht die CDU explizit ein: 
„Der Mensch ist zur freien Entfaltung im Zusammenleben mit anderen geschaffen. Seine 
Freiheit beruht auf einer Wirklichkeit, welche die menschliche Welt überschreitet. Der 
Mensch verdankt sie weder sich selbst noch der Gesellschaft. Er ist nicht das Maß aller 
Dinge. Seinem Bedürfnis, sich und der Welt einen Sinn zu geben, kann er aus eigener Kraft 
nicht gerecht werden. Der Mensch ist zur sittlichen Entscheidung befähigt. Er steht in der 
Verantwortung vor seinem Gewissen und damit nach christlichem Verständnis vor Gott. In 
                                                 
642CDU-GSP 1978, § 6 
643Vgl. Grundgesetz Art. 1, Abs. 1: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“  
u. Abs. 2: Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der 
Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen 
werden.   
644Vgl. Hermanns 1991, a.a.O., S. 263 
645Vgl. Art. 2, Abs. 1:„ Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder das Sittengesetz verstößt.“ 
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verantworteter Freiheit sein Leben und die Welt zu gestalten, ist Gabe und Aufgabe für den 
Menschen.“646 
 
Freie Entfaltung wird so zum Gebot und ist nicht mehr nur ein Recht, da der 
Mensch laut CDU dazu geschaffen ist, dazu noch mit anderen 
zusammenzuleben und nicht allein. Er muss also einer Instanz dankbar sein, 
dass er frei ist. Obwohl er frei ist, soll er aber nicht sich selbst für maßgeblich 
für seine Entscheidungen ansehen, da er nicht in der Lage sei, selber seinem 
Leben Sinn zu geben. Nun läuft final alles auf Gott hinaus, denn der sittlich 
befähigte Mensch müsse sich seinem Gewissen und Gott gegenüber in seinen 
Entscheidungen verantworten.  
Wer sein Leben nicht entfaltet, lebt laut CDU nicht seinem Wesen gemäß. 
Dem Thema Entfaltung der Person ist noch ein ganzes Hauptkapitel 
gewidmet; es steht für die CDU somit auf der gleichen Rangstufe mit den 
anderen Hauptkapiteln des Grundsatzprogramms wie z.B. die Grundwerte. 
 
Auch die aus dem Neuen Testament stammende Nächstenliebe spielt für die 
CDU eine Rolle, wenn sie den Grundwert Menschenwürde über das 
Grundgesetz hinaus definiert: 
„Der Mensch ist auf Zusammenleben mit anderen – vornehmlich in festen sozialen 
Lebensformen – angelegt. Sein Leben verkümmert, wenn er sich isoliert oder im Kollektiv 
untergeht. Sein Wesen erfüllt sich in der Zuwendung zum Mitmenschen, wie es dem 
christlichen Verständnis der Nächstenliebe entspricht.“647  
 
Da der Mensch ein soziales Wesen ist, soll er sich auch sozial verhalten. Hier 
wird nicht nur neutral das Wesen des Menschen beschrieben, sondern direkt 
auch vorgeschrieben, welche Verhaltensmaßregeln man daraus ableiten soll. 
Fast wörtlich wird im nächsten Abschnitt zum Thema Gleichberechtigung 
das Grundgesetz (Art. 3, Abs. 2) zitiert: 
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„Mann und Frau sind gleichberechtigt und auf Partnerschaft angewiesen.“648 
 
Zum Vergleich hier das Grundgesetz Art. 3, Abs. 2: 
„Männer und Frauen sind gleichberechtigt.“  
 
Aus dem im Grundgesetz verwendeten Plural ist im Grundsatzprogramm der 
CDU Singular geworden, so dass Hermanns auf das hervorgerufene Bild 
eines Paares hinweist, das beim Leser ausgelöst werde.649 Wie dem auch sei, 
die CDU fügt hinzu, dass Mann und Frau auf Partnerschaft angewiesen 
seien, wahrscheinlich um dem gesellschaftlichen Kampf um die 
Gleichberechtigung indirekt eine Absage zu erteilen und Konsenswillen 
zwischen den Geschlechtern und im Besonderen von den Frauen 
einzufordern. 
Auch im nächsten Abschnitt geht es – diesmal aber explizit – um den Willen 
der Menschen zum Konsens: 
„Unterschiede der Meinungen und Interessen können zu Konflikten führen. Sie sollen offen 
und in gegenseitiger Achtung ausgetragen und dadurch fruchtbar gemacht werden. 
Im Streit um den besten Weg muß jeder seinen Standpunkt selbst verantworten. Kein 
Mensch verfügt über die absolute Wahrheit. Widerstand gilt daher denen, die ihre begrenzten 
Überzeugungen anderen aufzwingen wollen.“650  
Begrenzte Überzeugungen müssen laut deontischem Gehalt des Begriffs 
abgelehnt werden. Wenn diese auch noch aufgezwungen werden sollen, dann 
wird der explizit genannte Widerstand dagegen tautologisch. Insofern handelt 
es sich hier um einen tautologischen Satz, dem jeder Adressat zustimmen 
muss, da es sich um deontische Selbstverständlichkeiten handelt, die hier 
formuliert werden. Man könnte hier hinzufügen: Jeder muss seinen 
Standpunkt vor Gott verantworten. Die CDU schließt sich allerdings in den 
Kreis derer mit ein, die nicht über die absolute Wahrheit verfügen.            
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4.2.2 Freiheit als Recht und Verpflichtung zu Entfaltung, Gestaltung, 
Leistung? Die Leistungsethik der CDU 
 
Wie bereits erwähnt ist die Entfaltung der Person einer der großen 
Leitbegriffe des Ludwigshafener Grundsatzprogramms. Entfaltung der 
Person wird systematisch an strategischen Stellen wiederholt, und ihr ist ein 
ganzes Hauptkapitel gewidmet. Zu folgenden weiteren Leitbegriffen werden 
Verknüpfungen vorgenommen: 
- Entfaltung der Person 
- Gemeinschaft 
- Recht 
- Pflicht 
- Soziale Gerechtigkeit 
- Eigentum 
- Subsidiarität 
- Verantwortung 
- Leistung 
- Wehrhafte Demokratie.  
Wie wir bereits aus der Präambel wissen, ist der Mensch zur freien 
Entfaltung als soziales Wesen geschaffen und soll sein Leben und die Welt in 
verantworteter Freiheit gestalten. 
Der erste Abschnitt des Unterkapitels „Freiheit“ kann direkt auf das 
Grundgesetz bezogen werden:  
„Der Mensch ist frei. Als sittliches Wesen soll er vernünftig und verantwortlich entscheiden 
und handeln können. Wer Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen 
anerkennen. Die Freiheit des anderen bedingt und begrenzt die eigene Freiheit. Freiheit 
umfaßt Recht und Pflicht. Es ist Aufgabe der Politik, dem Menschen den notwendigen 
Freiheitsraum zu sichern.“651   
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Auch hier tritt der ethische Begriff der Sittlichkeit auf, die dem Menschen 
nach CDU-Denken grundsätzlich innewohnt. Da der Mensch sittlich ist, soll 
er sich auch in dieser Weise vernünftig und verantwortlich verhalten. 
Innerhalb dieser Grenzen ist der Mensch frei und soll dabei die Freiheit 
seines Mitmenschen (man beachte: nicht die Freiheit des anderen wie im 
Grundgesetz, sondern die des Mitmenschen) beachten. Und weitergehend als 
das Grundgesetz definiert die CDU hier Freiheit nicht nur als Recht, sondern 
auch als Pflicht. Inwiefern sie auch zur Pflicht werden kann, zeigt sich in den 
folgenden Abschnitten des Unterkapitels.  
Präskriptiv formuliert das Grundsatzprogramm: 
„Um sich frei entfalten zu können, muß der Mensch lernen, in Gemeinschaft mit anderen zu 
leben.  
Wer sich von jeder mitmenschlichen Verpflichtung lösen und von jedem Verzicht befreit 
sein möchte, macht sein Leben nicht frei, sondern arm und einsam. Es gibt Abhängigkeiten, 
die den Menschen erniedrigen. Aber es gibt auch Bindungen, in denen Freiheit sich erst 
entfaltet.“652  
 
Diese Definition von Freiheit ist eine sehr weitgehende und moralische. Die 
so definierte Freiheit wird tatsächlich zur Verpflichtung und zwar zum 
sozialen Handeln. Hier werden bestimmte Lebensentscheidungen zugunsten 
sozialer Bindungen nicht nur positiv bewertet, sondern gefordert, indem man 
auf dem umgekehrten, indirekten Weg andere Lebensweisen als arm und 
einsam bezeichnet. Egal, wie man zu den grundsätzlichen Überlegungen auch 
stehen mag, es verwundert nur, dass die CDU als politische Partei ihren 
potentiellen Wählern vorschreiben will, wie sie ihr Privatleben gestalten 
sollen.    
Im nächsten Abschnitt erfolgt eine für den Leser kaum nachvollziehbare 
Selbstverständlichkeit:  
„Recht, das die personale Würde des Menschen schützt, sichert Freiheit. Es regelt das 
geordnete und friedliche Zusammenleben der Menschen in Freiheit.“653       
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Nicht nur als Leser, sondern auch als Linguist, reibt man sich bei solchen 
Sätzen in Parteiprogrammen regelmäßig die Augen. Wozu werden sie 
überhaupt ins Programm übernommen? Erfüllen sie überhaupt einen Zweck, 
außer als Seitenfüller? Wie wir noch sehen werden, dient dieser Abschnitt   
(§ 15) zur Vorbereitung weiterer Ausgestaltungen und Definitionen des 
Grundwerts Freiheit. Doch zunächst zu der allgemeinen 
Selbstverständlichkeit zurück: Was wird denotativ und eventuell deontisch 
ausgesagt? Das Recht, also Gesetze, sichert dann das Grundrecht des 
Menschen auf Freiheit, wenn es auch seine Würde schützt. Da sich die CDU 
indirekt zum Grundgesetz bekennt („Wir bekennen uns zur Würde des 
Menschen.“; § 6, / „Die Würde des Menschen ist unantastbar“; Grundgesetz 
Art. 1, Abs. 1), will sie auch zeigen, dass sie für die Erhaltung des 
Grundgesetzes einsteht.  
Wie sich das geordnete und friedliche Zusammenleben in Freiheit u.a. 
ausgestaltet, das erklärt die CDU so: 
„Verwirklichung der Freiheit bedarf der sozialen Gerechtigkeit. Die Verhältnisse, unter 
denen der Mensch lebt, dürfen der Freiheit nicht im Wege stehen. Aufgabe der Politik ist es 
daher, der Not zu wehren, unzumutbare Abhängigkeiten zu beseitigen und die materiellen 
Bedingungen der Freiheit zu sichern. Die freie Entfaltung der Person wächst auf dem Boden 
möglichst gerecht verteilter Chancen und Güter. Persönliches Eigentum erweitert den 
Freiheitsraum des einzelnen für eine persönliche und eigenverantwortliche 
Lebensgestaltung.“654                
 
Sozial gerecht soll es zugehen. Die Politik soll dafür sorgen, dass die 
Menschen keine Not leiden müssen, nicht abhängig werden (gemeint sind 
wohl materielle Abhängigkeiten). Was die materiellen Bedingungen der 
Freiheit sind, wird schnell klar: möglichst gerechte Chancen und Güter, um 
persönliches Eigentum erwerben zu können. Da es auch für die CDU keine 
absolute Gerechtigkeit gibt, schränkt sie den Anspruch darauf ein 
(möglichst). Wer persönliches Eigentum erwirbt, ist demnach freier als 
derjenige, der es nicht zu persönlichem Eigentum bringt. Welche Art von 
Eigentum gemeint ist, sagt das Programm nicht aus. 
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Eigentum zu erwerben, um sein Leben freier zu gestalten und zu entfalten, 
setzt Eigenverantwortung und Leistungswillen voraus. Der Mensch soll daher 
so viel Eigenverantwortung übernehmen, wie er kann:   
„Die Verwirklichung der Freiheit bedarf der eigenverantwortlichen Lebensgestaltung nach 
dem Prinzip der Subsidiarität. 
Deshalb muß der Staat auf die Übernahme von Aufgaben verzichten, die der einzelne oder 
jeweils kleinere Gemeinschaften erfüllen können. Was der Bürger allein, in der Familie und 
im freiwilligen Zusammenwirken mit anderen ebensogut leisten kann, soll ihm vorbehalten 
bleiben. 
Der Grundsatz der Subsidiarität gilt auch zwischen kleineren und größeren Gemeinschaften 
sowie zwischen freien Verbänden und staatlichen Einrichtungen.“655  
 
Hier spielt die CDU auf die Definition des Grundwerts Freiheit der SPD im 
Godesberger Programm an, die 1959 von einer anderen Prämisse ausgeht: 
„Als Sozialstaat hat er (der Staat; Anm. d. Verf.) für seine Bürger Daseinsvorsorge zu 
treffen, um jedem die eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu ermöglichen und die 
Entwicklung einer freiheitlichen Gesellschaft zu fördern.“656   
 
Die SPD geht im Unterschied zur CDU davon aus, dass der Einzelne ohne 
staatliche Hilfe nicht in der Lage ist, wirtschaftlich Eigenverantwortung zu 
übernehmen, da sie von einer ungerechten Verteilung der Einkommen und 
der Vermögen ausgeht, während die CDU die Eigenverantwortung so weit 
wie möglich dem Einzelnen überlassen will:    
„Freiheit verwirklicht sich durch Selbstverantwortung und Mitverantwortung im praktischen 
Leben. 
Der Bürger soll Freiheit in der Familie, Nachbarschaft, Arbeitswelt und Freizeit sowie in 
Gemeinde und Staat erfahren und verwirklichen. Er soll wählen und entscheiden, teilnehmen 
und mitverantworten können. Er darf weder in die Rolle des Bevormundeten noch zum 
bloßen Empfänger staatlicher Leistungen erniedrigt werden. Er muß sich gegen 
technokratischen und bürokratischen Zugriff und gegen die Verführung durch Ideologien 
wehren können. Selbständiges Urteil und verantwortliche Mitarbeit schützen ihn davor, das 
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Opfer eines totalitären oder kollektivistischen Systems zu werden. Wer frei ist, hat die 
Pflicht, für die Freiheit derer einzutreten, denen Freiheit vorenthalten wird.“657  
 
Wer frei ist, soll laut CDU Verantwortung für sich selbst und andere 
übernehmen. Anscheinend befürchtet die CDU, dass das Sozialstaatsprinzip 
dazu führen könnte, dass sich die Bürger auf staatliche Leistungen verlassen 
und nicht für sich selbst Sorge tragen wollen. Insofern werden die beiden 
Grundwerte Solidarität und Subsidiarität, wie noch zu zeigen sein wird, 
besonders stark verknüpft. 
Leistung ist laut CDU neben der Subsidiarität notwendig, um sich als 
Mensch frei zu entfalten: 
 „Die eigene Leistung gehört zur freien Entfaltung der Person. Seine Würde und sein Recht 
hat der Mensch vor jeder Leistung. Aber eigene Leistungsfähigkeit zu erfahren, ist, 
unabhängig von ihrem ökonomischen Wert, eine wichtige Quelle seiner Lebenskraft. Für 
jeden im Rahmen seiner Möglichkeiten, auch für den Behinderten, ist Leistung ein 
unentbehrlicher Antrieb. Es gilt daher, persönlichen Leistungswillen und Initiative 
anzuerkennen und zu fördern.“658 
 
Was bedeutet Leistung? Leistung ist zusammenfassend sowohl laut 
Definition des Dudens (Universallexikon 1989) als auch laut Meyers Großes 
Taschenlexikon (1983) nicht nur Arbeit, sondern auch das Ergebnis des 
Grades der körperlichen, sittlichen oder geistigen Selbstbeanspruchung. 
Sowohl die Einsatzbereitschaft als auch das Ergebnis werden an einem 
eventuell auch fiktiven Leistungsdurchschnitt einer Gruppenleistung 
gemessen.  Entscheidend sind nicht nur die Leistungsmotivation, sondern 
auch Befähigungen wie Begabungen, Intelligenz, Schnelligkeit, Genauigkeit 
usw. Interessant in diesem Zusammenhang ist, dass z.B. bei der Errechnung 
eines Akkordlohns der Leistungsgrad, also das Verhältnis zwischen Ist-
Leistung und Soll-Leistung, als Vergleichsmaßstab herangezogen wird.  
Inwiefern wird eine Soll-Leistung laut CDU von dem Einzelnen in der 
Gesellschaft eingefordert?             
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Der Mensch hat Würde und sein Recht vor jeder Leistung. Im Grundgesetz 
Art. 1, Abs. 1 heißt es ausdrücklich nur „Die Würde des Menschen ist 
unantastbar.“ Hier soll hingegen vermittelt werden, dass nur derjenige, der 
etwas leistet, ein Anrecht auf ein höheres Ansehen, eine höhere Würde hat, 
als derjenige, der nichts leistet. Es wird mit diesem Satz nicht explizit gesagt, 
dass derjenige ohne Leistungsbereitschaft nicht zu achten wäre, sondern der 
Leistungsanspruch der CDU wird durch Negation erhoben: auf der einen 
Seite die Hervorhebung des Leistenden, der Menschenwürde verdient, auf der 
anderen Seite der Nichtleistende, der unerwähnt bleibt.       
Leistung ist so betrachtet ein Wert an sich, ohne dass es auf den 
wirtschaftlichen Erfolg ankäme. Da Eigentum zu größerer Freiheit führen 
soll, ist der hier folgende, nicht erfolgsorientierte, Leistungsgedanke der 
CDU nicht ganz plausibel. Allein die Tatsache, dass die CDU es für 
notwendig hält, in diesem Zusammenhang zu betonen, dass auch die Leistung 
und der Leistungswillen Behinderter für jeden im Rahmen seiner 
Möglichkeiten als unentbehrlicher Antrieb anzuerkennen und zu fördern ist, 
lässt stutzig werden. Leistung wird hierdurch nicht nur zu einem positiven 
Wert, sondern zur Bürgerpflicht. 
Bereits im zitierten ersten Kapitel (§ 6) wird die Würde des Menschen durch 
Negation definiert:  
„(...) Die Würde des Menschen bleibt unabhängig von seinem Erfolg oder Misserfolg und 
unberührt vom Urteil des anderen.“659 
 
Hermanns erläutert und interpretiert hierzu:  
„Hier geht es nicht um Leistung, sondern um Erfolg, doch impliziert ja Leistung, wenn sie 
denn belohnt wird, auch Erfolg, weshalb es naheliegt, von Mißerfolg auf Leistungsdefizit zu 
schließen. Hier wird nun gesagt, daß jeder Mensch auch dann – sogar dann – zu achten ist, 
wenn er erfolglos ist (weil er vermutlich nicht genug geleistet hat). Die Paraphrase ‚sogar 
dann’ erscheint mir hier am Platz, weil jede Negation ja doch den Sinn hat, etwas zu 
verneinen, was geglaubt wird oder was man doch leicht glauben könnte. Also hier, daß man 
nur solche Menschen achten sollte, die (dank ihrer Leistung) erfolgreich sind. Das Programm 
bemüht sich also, diesem falschen Glauben zu begegnen.“660 
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Eine weitere Negation tritt im Unterkapitel Gerechtigkeit des Hauptkapitels 
Grundwerte auf: 
„Grundlage der Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde und Freiheit 
ohne Rücksicht auf Macht, Leistung oder Versagen des einzelnen.“661 
 
Versagen ist das Antonym, das Gegenteil von Leistung. Wer versagt, hat 
nicht genügend geleistet, um das zu erreichen, was er anstreben wollte/sollte 
oder was von ihm verlangt wurde. 
Wer an einer Hürde scheitert, der hat trotzdem gekämpft, also etwas geleistet. 
Wer aber versagt, der hat die Niederlage bzw. die Erfolglosigkeit selbst 
verschuldet. Auch dem selbst verschuldet Erfolglosen soll laut CDU im 
Unterkapitel „Gerechtigkeit“ Menschenwürde zugestanden werden: 
„(..) Es gilt, auch den Erfolglosen nicht fallen zu lassen und jedermann menschenwürdige 
Lebensverhältnisse zu sichern, auch wenn er durch eigenes Verschulden zu seiner 
Bedürftigkeit beigetragen hat.“662 
 
Der Erfolglose, der seine Erfolglosigkeit selbst verschuldet hat, soll laut CDU 
von der Gesellschaft aus Gründen der Menschenwürde aufgefangen werden, 
aber meines Erachtens trägt er laut CDU nach dieser Lesart indirekt die 
Schuld dafür und ist daher der Gesellschaft gegenüber wiederum zur Leistung 
verpflichtet, um sich wieder zu entschulden. 
Hermanns schreibt zur Leistungsethik der CDU aussagekräftig: 
„Wie der Begriff der Leistung an die Stelle des Begriffs der Arbeit, so tritt also im 
Ludwigshafener Programm die Leistungsethik an die Stelle der althergebrachten 
Arbeitsethik. ‚Der Mensch muß leisten’, heißt das neue Grundgebot. Und da in einem Staat, 
wie ihn die CDU sich wünscht und wohl im wesentlichen in der Bundesrepublik auch schon 
verwirklicht sieht, sich Leistung lohnt und also Leistung gleich Erfolg ist, gilt in dieser neuen 
Ethik weiter ein Erfolgsgebot: ‚Du mußt erfolgreich sein! Sonst bist du ein Versager.’ Auch 
der Erfolg ist in der Konsequenz der Leistungsethik quasi eine Pflicht. Und insofern Erfolg 
hier Pflicht ist, ist in dieser Ethik das Nichterfolgreichsein nicht nur insofern negativ, als es 
bedeutet, daß man nicht erreicht hat, was man wollte; sondern außerdem auch noch 
moralisch negativ, weil es auch bedeutet, daß man – vorausgesetzt, man konnte – nicht getan 
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hat, was man sollte, mit anderen Worten, es ist Schuld, wie es ja (s.o) das Programm mit 
seinem Wort Verschulden selbst auch sagt. So daß es in der Tat auch nahe liegt, daß der 
Erfolglose verachtet wird. Denn den moralischen Versager muß man ja verachten. Was 
wiederum verständlich macht, wieso die CDU, die dies als christliche Partei nicht will, die 
aber für die neue Leistungsethik und für das in ihr enthaltene Erfolgsgebot doch so 
empathisch eintritt, es für geboten hält, in ihrem Ludwigshafener Programm es mehrmals zu 
betonen, daß die Menschenwürde unabhängig ist von Leistung und Erfolg. Umgekehrt kann 
nach der Logik dieser Leistungsethik sich, wer Erfolg hat, sagen, daß er ihn sehr 
wahrscheinlich wegen seiner Leistung hat, also ihn auch verdient hat; deshalb kann, wer 
Erfolg hat, mit sich selber auch moralisch einverstanden sein. ‚Dafür bringe ich ja auch die 
Leistung’, hört man als Antwort auf die Frage, wieso jemand ein sehr viel höheres Gehalt hat 
als die meisten anderen; das ist durchaus im Geist des Ludwigshafener Programms 
gesprochen.“663  
 
Dem zustimmend bliebe nur noch hinzuzufügen, dass es dem Erfolgreichen 
durch diese Leistungsethik leichter fällt, auf seine Leistungen zu verweisen 
als dem Erfolglosen, der, obwohl er Leistungen erbracht hat, erfolglos ist. 
Ihm würde im Sinne der CDU laut ihrem Verständnis von Menschenwürde 
ein Anrecht auf Mitleid zuteil. 
Das Prinzip der Leistungsethik wird noch weiter ausgeführt sowohl zu den 
Grundwerten Solidarität und Gerechtigkeit als auch im Kapitel zur sozialen 
Marktwirtschaft als ein die CDU-Prioritäten verknüpfender Leitbegriff. 
Der im Ludwigshafener Grundsatzprogramm definierte Grundwert Freiheit 
lässt sich also folgendermaßen zusammenfassen: Freiheit bedarf der sozialen 
Gerechtigkeit und ist ein Recht eines jeden Bürgers. Der Bürger hat nicht nur 
das Recht, sondern auch die Pflicht zur Gemeinschaft, in der er sich 
selbstverantwortlich und mitverantwortlich im Sinne der Subsidiarität 
persönlich entfalten soll, was im Sinne der Leistungsethik etwas leisten 
sollen bedeutet. Bei der Verknüpfung der Leitbegriffe Freiheit und 
Subsidiarität spielt der weitere Leitbegriff Verantwortung bereits eine 
wichtige Rolle. Strategisch relevanter bei der ‚Besetzung von Begriffen’ wird 
der Begriff Verantwortung jedoch erst im Hamburger Grundsatzprogramm 
von 1994. 
Darüber hinaus soll der Einzelne für die Freiheit im Staate eintreten: 
                                                 
663
 Hermanns 1991, a.a.O., S. 244 
 283 
„Zur Freiheit gehört die Bereitschaft, sie nach außen und innen zu schützen und für sie zu 
kämpfen, denn der freie Bürger und sein Gemeinwesen beugen sich nicht wehrlos der 
Unfreiheit. Wir bekennen uns zum Prinzip der wehrhaften Demokratie.“664   
Das Prinzip der wehrhaften Demokratie bedeutet auch, dass zur Verteidigung 
der Freiheit vorübergehend Freiheitsrechte eingeschränkt werden können. 
        
 
 
4.2.3 Solidarität 
  
Der Begriff Solidarität wird im Ludwigshafener Programm mit folgenden 
weiteren Leitbegriffen verbunden: 
- Gemeinschaft 
- Leistung 
- Arbeit 
- Subsidiarität 
- Verantwortung 
- Partnerschaft.   
 
„Solidarität heißt füreinander dasein, weil der einzelne und die Gemeinschaft darauf 
angewiesen sind. Solidarität verbindet die Menschen untereinander und ist Grundlage jeder 
Gemeinschaft. Sie ist Ausdruck der sozialen Natur des Menschen.“665  
 
Bereits im ersten Abschnitt des Unterkapitels „Solidarität“ des Hauptkapitels 
„Grundwerte“ macht die CDU explizit klar, was sie unter dem Grundwert 
versteht und damit implizit auch, was sie darunter nicht versteht. Die CDU 
versteht unter Solidarität entsprechend der Einteilung der Soziologie 
Solidarität als Solidarität des Handelns in der Gemeinschaft und nicht als 
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Solidarität der Gesinnung oder als Interessensolidarität. Das bedeutet im 
Wesentlichen ein Verhalten, das eine gegenseitige Hilfsbereitschaft erfordert, 
und nicht ein Verhalten, das als ‚Waffe der Schwachen gegen die Starken im 
Kampf  um ihr Recht’ im Sinne der SPD erforderlich ist. Interessant ist auch, 
dass die CDU fast immer den Begriff Gemeinschaft verwendet, statt 
anonyme Begriffe wie Gesellschaft oder ähnliches. Hiermit werden vor allem 
Konnotationen der Gefühlswelt ausgelöst: Gemeinde, Glaubensgemeinschaft, 
familiäre Beziehungen usw. Alle Konnotationen betreffen Sehnsüchte nach 
Harmonie und Geborgenheit.        
Auf die Solidarität der Gemeinschaft hat der Einzelne laut CDU Anspruch 
und ist ihr auch verpflichtet durch seine persönliche Leistung: 
„Solidarität kennzeichnet die Wechselbeziehung zwischen der Gemeinschaft und dem 
einzelnen. Die Gemeinschaft steht für den einzelnen ein. Er hat Anspruch auf persönliche 
Zuwendung und Hilfe. Das ist sein Recht auf Solidarität. Der einzelne steht aber auch für die 
Gemeinschaft aller ein. Das ist seine solidarische Pflicht. Solidarität erfordert persönliche 
Leistung und gibt ihr den sozialen Sinn.“666 
 
Auch hier wird die bereits angesprochene Leistungsethik bemüht, um den 
Grundwert Solidarität zu definieren. Der Umkehrschluss bedeutet dann: 
‚Wer nichts zu leisten bereit ist, verwirkt dadurch seinen Anspruch auf die 
Solidarität der Gesellschaft.’ 
Im gleichen Abschnitt distanziert sich die CDU sowohl von 
wirtschaftsliberalistischen als auch von kommunistischen Vorstellungen: 
„Die CDU bekennt sich zu dieser wechselseitigen Verantwortlichkeit, die gleich weit 
entfernt ist vom ungebundenen Individualismus wie vom Kollektivismus.“667 
 
Um deutlicher zu machen, dass die CDU nicht bereit ist, Almosen ohne 
Gegenleistung bzw. die Bereitschaft dazu zu verteilen, erläutert sie in ihrem 
Programm: 
„(...) Gemeinschaftlich werden die Risiken abgesichert, die der einzelne allein nicht 
bewältigen kann. Durch die soziale Sicherung werden keine widerruflichen Almosen und 
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keine kostenlose Versorgung durch eine anonyme Kasse gewährt, sondern es wird für den 
einzelnen ein Recht auf Sicherheit und Geborgenheit begründet. Dafür trägt jeder mit seiner 
Arbeit und Leistung dazu bei, daß die Gemeinschaft aller für den einzelnen eintreten kann. 
Die soziale Sicherung hat befriedende und befreiende Wirkung. Solidarität verbietet den 
Mißbrauch des Systems der sozialen Sicherung.“668   
Wer laut CDU Solidarität von der Gesellschaft beansprucht, der muss also 
wissen, dass dies nicht unwiderruflich ist und der Mißbrauch des Sozialstaats 
verboten ist.           
„Solidarität und Subsidiarität gehören zusammen. Der Staat soll dem Bürger eigene Initiative 
und verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des Möglichen erleichtern und zumuten. Denn 
zur Solidarität gehört die persönliche Zuwendung von Mensch zu Mensch. In einer Zeit, die 
von Technik und materiellen Leistungsmaßstäben geprägt ist, leiden immer mehr Bürger an 
einem Mangel menschlicher Gemeinschaft und Hilfe. Nur persönlich geleistete soziale 
Dienste helfen dieser Not ab. Der Wert sozialer Dienste ist für den Gebenden nicht geringer 
als für den Empfänger.“669  
 
Wie bereits beim Grundwert Freiheit verknüpft das Ludwigshafener 
Grundsatzprogramm auch den Grundwert Solidarität mit dem neuen 
Leitbegriff Subsidiarität. Was die CDU unter Subsidiarität versteht, wird 
dabei von ihr auch definiert: Verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des 
Möglichen soll dem Staatsbürger zugemutet werden. Was das bedeutet, wird 
durch die weitere Erläuterung klar: Der Staat soll sich ausdrücklich aus 
vielen persönlichen Notsituationen heraushalten und dabei auf die Solidarität 
der Bürger mit dem Einzelnen setzen. Inwieweit hier auch eine konkrete 
Absage für staatliche Zuständigkeiten gemeint ist, bleibt hier zunächst 
unklar, wird aber im Kapitel „Sozialordnung“ näher erläutert und als Neue 
Soziale Frage bezeichnet. Die CDU ist also der Meinung, dass eine Neue 
soziale Frage existiert. Wenn dem so ist, dann muss diese in einem 
gesellschaftspolitischen Diskurs geklärt werden. Was bedeutet dann für die 
CDU die Neue soziale Frage? 
„Seit dem 19. Jahrhundert stand die Sozialpolitik im Banne des Konflikts zwischen Kapital 
und Arbeit. Ihre Aufgabe bestand darin, die Lebenslage der Arbeitnehmer zu verbessern. Die 
soziale Frage war eine Arbeiterfrage. Die traditionelle Sozialpolitik war erfolgreich. Sie hat 
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viel dazu beigetragen, den Konflikt zwischen Arbeit und Kapital zu entschärfen. Den 
Konflikt gibt es noch; es sind aber neue soziale Probleme und Konfliktfelder entstanden.“670 
 
Immerhin ignoriert die CDU nicht den Konflikt zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. Sowohl die Sozialpolitik Bismarcks als auch das 
ausgeformte Sozialversicherungswesen der Sozialen Marktwirtschaft haben 
laut CDU den Konflikt entschärft. Nun sollen jedoch andere soziale 
Probleme hinzugetreten sein: 
„Die CDU hat als erste politische Kraft erkannt: Zu dem Konflikt zwischen Kapital und 
Arbeit sind Konflikte zwischen organisierten und nichtorganisierten Interessen, 
Erwerbstätigen und nicht im Berufsleben Stehenden, Mehrheiten und Minderheiten getreten. 
Die Nichtorganisierten, alte Menschen, Mütter mit Kindern, Behinderte, nicht mehr 
Arbeitsfähige, sind den organisierten Verbänden im Verteilungskampf um das 
Bruttosozialprodukt in der Regel unterlegen. Arbeitgeber, Arbeitnehmer und andere Gruppen 
sind heute in mächtigen Verbänden organisiert. Sie treten nicht nur gegeneinander an, 
sondern behaupten ebenso wirkungsvoll ihre Sonderinteressen gegenüber anderen 
Bevölkerungsgruppen. Der demokratische Staat läuft Gefahr, sich nur nach organisierten 
Mehrheiten zu richten. Der Staat als Anwalt des Gemeinwohls hat aber die Aufgabe, die 
Machtlosen und Minderheiten in der Gesellschaft im Wettstreit um die materiellen und 
immateriellen Güter zu schützen. Hier stellt sich die Neue soziale Frage.“671  
 
Die CDU sieht die organisierten Verbände als Grundübel des Sozialstaats an. 
Die so genannte Sozialpartnerschaft habe zur Durchsetzung von 
Sonderinteressen geführt. Dies widerspricht wiederum der von der CDU 
vertretenen gesellschaftlichen Solidarität:    
„Die Neue Soziale Frage erfordert eine neue soziale Politik: Sie ist soziale Ordnungspolitik. 
Ihre Handlungsprinzipien sind: 
- Die sozialen Leistungen müssen auf die wirklich Hilfsbedürftigen konzentriert werden. 
- Durch eigene Leistung oder Aufopferung für die Gemeinschaft erworbene 
Rechtsansprüche verdienen besonderen Schutz. 
- Die sozialen Leistungen müssen humaner und wirtschaftlicher erbracht und so geordnet 
werden, daß ihre soziale Wirksamkeit erhöht wird. 
- Es ist besser, die Entstehung sozialer Übel zu verhindern, als sie nachträglich zu 
beseitigen. Deshalb müssen bereits in den Planungen die wirtschaftlichen und sozialen 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden.“672 
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Von diesen „Handlungsprinzipien“ ausgehend wird im Einzelnen klar, wie 
die CDU die Sozialpolitik der auf Bundesebene regierenden SPD 1978 
einschätzt: 
- Staatliche soziale Leistungen werden großzügig an Nichtbedürftige 
verschwendet. 
- Die Leistungsträger, die sich für die Gemeinschaft aufgeopfert haben, 
erhalten zu wenige Vorteile gegenüber den Leistungsverweigerern. 
- Die bisherige Praxis der Verteilung der Sozialleistungen ist inhuman, 
unwirtschaftlich, ineffektiv. 
- Die Bundesregierung tut zu wenig für die Prävention von sozialen 
Missständen. 
Explizit wendet sich die CDU gegen das Verständnis der SPD von dem 
Grundwert und SPD-Fahnenwort Solidarität als Kampfbegriff: 
„Gesellschaftliche Gruppen stützen sich auf die Solidarität ihrer Mitglieder, um gemeinsame 
Interessen wirkungsvoll vertreten zu können. Gruppensolidarität kann Chancen der Freiheit 
schaffen und offenhalten. Sie hat besonders dort ihre Berechtigung, wo der einzelne allein 
machtlos ist, um seine schutzwürdigen Belange zu sichern. 
Solidarität verlangt mehr als Kampfbereitschaft derer, die ein gemeinsames Interesse gegen 
andere vertreten. Solidarität verbindet nicht nur Interessengruppen in der Wahrnehmung 
ihrer berechtigten Anliegen, sondern greift über die widerstreitenden Interessen hinaus, 
verpflichtet die Starken zum Einsatz gegen für die Schwachen und alle im Zusammenwirken 
für das Wohl des Ganzen.. Das Gebot der Solidarität wird erst dann erfüllt, wenn es auch 
zwischen Machtungleichen und Interessengegnern gilt. Sie ist gerade dort gefordert, wo sie 
besonders schwerfällt. Diese Aufgabe stellt sich im persönlichen Verhältnis zwischen 
Mitmenschen, in der Partnerschaft zwischen gegnerischen sozialen Kräften und in den 
Beziehungen zwischen den Völkern zueinander, vor allem der der weltweiten 
Entwicklungsaufgaben. Die Geschichte zeigt daß auch zwischen Ungleichen Solidarität 
möglich ist. Sie zu verwirklichen ist Aufgabe und Hoffnung der Menschen.“673 
 
Die CDU will nicht mit dem deontischen Potential des ideologischen 
Polysems und SPD-Fahnenwort Solidarität gleichgesetzt werden, sonst 
würde sie sich nicht explizit von der SPD geprägten Sollensbedeutung des 
Begriffs abgrenzen.   
Interessengegensätze bzw. Feindschaft zwischen verschiedenen 
gesellschaftlichen Teilgruppen wie z.B. Gewerkschaften und 
                                                 
673CDU-GSP 1978, § 25 
 288
Arbeitgeberverbände erscheinen der CDU als Gräuel. Wie auch der Begriff 
Sozialpartnerschaft als Euphemismus versucht, den Interessengegensatz 
dieser Gruppen zu überdecken, so versucht die CDU in ihrem 
Grundsatzprogramm, Interessengegensätze wenn nicht zu leugnen, so doch 
aufheben zu wollen. Hier erkennt man eine CDU-typische programmatische 
Konfliktscheu, mit dem Ideal einer in sich harmonischen 
Gesellschaftsordnung, in der die Begriffe Gemeinschaft und Partnerschaft 
besonders betont werden.      
 
Zusammenfassend verknüpft die CDU den Grundwert Solidarität mit 
verschiedenen Leitbegriffen, die ihrerseits definiert werden: Solidarität 
bedeutet für die CDU im Wesentlichen 
- Verpflichtung zur Subsidiarität als verantwortliche Selbsthilfe im 
Rahmen des Möglichen. 
- Schutz der Machtlosen und Minderheiten vor den mächtigen Verbänden, 
die ihre Sonderinteressen im Verteilungskampf um das 
Bruttosozialprodukt  behaupten. Lösung der Neuen Sozialen Frage. 
- Konzentrierung der sozialen Leistungen auf wirklich Hilfsbedürftige  
- Solidarität nicht als Kampfbegriff, sondern als Forderung nach 
Solidarität zwischen (Macht-)Ungleichen und Interessengegnern.  
Betonung der Begriffe Partnerschaft und Gemeinschaft.    
 
 
 
 
4.2.4  Gerechtigkeit und das neue Schlagwort Chancengerechtigkeit 
 
Die CDU verbindet den Begriff Gerechtigkeit vor allem mit folgenden 
weiteren Leitbegriffen: 
- Gleichheit vor dem Recht 
- Chancengerechtigkeit 
- Freie Entfaltung der Person 
- Verantwortung 
- Eigentum 
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- Leistung 
- Ausgleichende Gerechtigkeit. 
 
Die CDU definiert 1978 Gerechtigkeit einerseits mit Gleichheit vor dem 
Gesetz. Insofern stimmt sie mit der SPD überein:  
„Grundlage der Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde und Freiheit 
ohne Rücksicht auf Macht, Leistung oder Versagen des einzelnen.“674    
„Gerechtigkeit bedeutet gleiches Recht für alle, auch für die, denen geholfen werden muß, 
ihr Recht wahrzunehmen. Recht schützt vor Willkür und Machtmißbrauch. Recht macht 
Freiheit auch für den Schwächeren möglich.“675    
 
Andererseits grenzt sie sich mit dem Begriff Chancengerechtigkeit 1978 von 
der SPD ab, die ihrerseits von Chancengleichheit spricht:  
„Gerechtigkeit gibt jedem die gleiche Chance, sich frei zu entfalten und für sich und für 
andere Verantwortung zu übernehmen. 
Chancengerechtigkeit ist die notwendige Ergänzung der Gleichheit vor dem Recht. Sie soll 
jedermann die Möglichkeit geben, sich in gleicher Freiheit so unterschiedlich zu entfalten, 
wie es der persönlichen Eigenart des einzelnen entspricht. Dazu gehört zunächst ein 
gerechter Zugang zu allen Bildungseinrichtungen unter Ausgleich nachteiliger 
Vorbedingungen. Chancengerechtigkeit bezieht sich aber auch auf die Eröffnung von 
Mitsprache und Mitverantwortung, auf die Nutzung lebenswichtiger Güter und auf den 
Erwerb persönlichen Eigentums.“676 
 
Die CDU legt mit dem Begriff Chancengerechtigkeit Wert auf die 
Unterschiedlichkeit der Menschen und der aus ihr erwachsenen 
Entwicklungsmöglichkeiten. Chancengerechtigkeit soll laut CDU aber auch 
die Möglichkeit einschließen, die Chance auf Mitsprache und 
Mitverantwortung zu bieten. Gleichzeitig ist es der CDU wichtig zu betonen, 
dass dem Einzelnen auch die Chance gegeben werden soll, Eigentum zu 
erwerben. Da Eigentum ja laut CDU freier macht, ist dies auch mehr recht als 
billig. 
„Chancengerechtigkeit schließt den Versuch aus, die menschlichen Existenzen als solche 
gleichzumachen. Wer dies wollte, dürfte nicht Chancen versprechen, weil sie immer nur 
nach den unterschiedlichen persönlichen Anlagen des einzelnen genutzt werden können. Er 
müßte Gleichheit der Ergebnisse zusagen und damit von der Vorstellung ausgehen, als wäre 
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der Mensch total verfügbar. Wer die Menschen gleichmachen will, leugnet ihr zur freien 
Selbstbestimmung geschaffenes verantwortliches Wesen.“677 
 
Es geht der CDU vor allem darum, der SPD zu unterstellen, sie meine mit 
Chancengleichheit Gleichmacherei. Sie zielt damit vor allem auf das von der 
SPD bevorzugte Gesamtschulsystem.   
Der Begriff Chancengleichheit wurde Mitte der 1960er Jahre als Schlagwort 
in der politischen Diskussion häufig benutzt, als es um die Bildungsreform 
ging, die die Chancengleichheit im Bildungswesen zur Zielsetzung hatte. 
Chancengleichheit wurde im Laufe der nächsten Jahre von allen Parteien und 
gesellschaftlichen Gruppen als programmatisches Wort benutzt. Insgesamt 
war man sich in der politischen Kontroverse darüber einig, dass mehr 
Chancengleichheit im Bildungssystem notwendig sei, auch wenn man sich 
über die konkreten Maßnahmen dorthin uneinig war. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang, dass die CDU bis einschließlich 1975 noch den Begriff 
Chancengleichheit in seiner positiven deontischen Funktion verwendet hat.  
So heißt es 1971 im Berliner Programm in der Präambel noch: 
„Die Christlich-Demokratische Union Deutschlands orientiert ihre Politik an den 
Grundsätzen christlicher Verantwortung. Zielsetzungen dieser Politik sind die Freiheit des 
einzelnen, der sich der Gemeinschaft verpflichtet weiß, die Gerechtigkeit und die 
Chancengleichheit für jedermann sowie die Solidarität aller Bürger, die auf der 
Eigenverantwortung der Person aufbaut.“678      
 
Im Kapitel „II. Bildung, Wissenschaft, Forschung“ konkretisiert die CDU 
den Begriff Chancengleichheit. Es wird deutlich, dass die CDU den Begriff 
noch ausschließlich positiv deutet: 
„Im Bildungsgang soll niemand durch Herkunft und soziale Stellung der Eltern, durch 
Wohnort und soziale Struktur, durch materielle Nachteile und mangelnden Bildungswillen 
seiner Umwelt behindert werden. Deshalb muß das Bildungswesen jedem die gleiche 
Chance geben, seine Anlagen, Neigungen und Fähigkeiten zu entwickeln und zu nutzen.“679   
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Jeder soll 1975 laut CDU die gleichen Bildungschancen erhalten, ohne dass 
hierbei Einschränkungen des Gleichheitsgrundsatzes vorgenommen würden. 
Chancengleichheit wurde im Laufe der 1970er Jahre zu einem stark 
umkämpften Begriff, als das wirtschaftliche Wachstum zum Erliegen kam, 
die Vollbeschäftigung nicht mehr zu gewährleisten war und die 
Arbeitslosenquote stieg, während gleichzeitig die Schülerzahlen an den 
weiterführenden Schulen immer weiter stiegen. SPD und CDU warfen sich 
gegenseitig vor, den Begriff Chancengleichheit falsch zu definieren und in 
den Bundesländern falsche Maßnahmen zur Bildungsreform einzuleiten. So 
ging es der CDU von Beginn der Diskussion um die Bildungsreform an 
darum, am dreigliedrigen Schulwesen festzuhalten und es auszubauen. So 
heißt es etwa im Wahlprogramm der CDU von 1969 im Kapitel „II. 
Fortschritt und Bildung für jedermann“: 
„Wir werden eine umfassende Reform unseres Erziehungs- und Bildungswesens 
durchsetzen. (...) Jedes Kind muß die gleiche Chancen für seine Entwicklung haben. 
Deswegen wollen wir eine gegliederte Leistungsschule, die ein Höchstmaß an individueller 
Förderung bietet. Sie soll die Verschiedenheit der Begabungen individuell entwickeln, 
umweltbedingte Hemmungen und Hindernisse abbauen, eine ständige Anpassung der 
Berufsentscheidung und des Ausbildungsweges an die persönliche Entwicklung ermöglichen 
sowie Gelegenheit bieten, die Schuldauer bis zur Reifeprüfung um 2 Jahre zu verkürzen.“680          
 
Die bereits angesprochene Leistungsethik spielt also schon 1969 eine 
wesentliche Rolle für die CDU. Hervorgehoben wird von der CDU von 
Beginn der Diskussion um die Bildungsreform an die individuelle Förderung 
sowie die Verschiedenheit der Begabungen.  
Zum ersten Mal tritt der Begriff Chancengerechtigkeit und seine Definition 
im Wahlprogramm der CDU und CSU für den Bundestagswahlkampf 1976 
auf:  
„Chancengerechtigkeit in der Bildungspolitik bedeutet, nicht jedem den gleichen, sondern 
jedem seinen Weg zu eröffnen.“681 
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Hier kann man das deutliche Bemühen um eine begriffliche Abgrenzung von 
dem SPD-Vokabular erkennen. Der Bildungspolitik der SPD macht die CDU 
1976 schwere Vorwürfe:  
„Die Schule soll wieder vom gegenseitigen Vertrauen zwischen Eltern, Lehrern und 
Schülern getragen werden. Wir lehnen eine Erziehung ab, die nur Konflikte und keine 
Gemeinsamkeiten schafft. Wir werden uns gegen die Anwendung marxistischer 
Rahmenrichtlinien wenden, die durch Ideologisierung die Freiheitlichkeit unseres 
Bildungswesens gefährden. (...) 
Eine Schule, die echte Lebenschancen bieten soll, kann auf Leistung nicht verzichten. Die 
Leistungsanforderungen müssen jedoch die unterschiedlichen Fähigkeiten und Interessen der 
Schüler berücksichtigen. Ein leistungsorientiertes Bildungswesen muß den Schwächeren 
mehr fördern, den Starken mehr fordern. Der Einsatz des Stärkeren ermöglicht die Hilfe für 
den Schwächeren. So wird Leistung auch zum Ausdruck der Solidarität.“682 
 
Erstens unterstellt die CDU der SPD, sie habe marxistische 
Rahmenrichtlinien in den von ihnen regierten Bundesländern aufgestellt. 
Ideologisierung, die die Freiheit bedroht, bedeutet dann, dass die SPD durch 
ihre Rahmenrichtlinien die gesellschaftliche Wirklichkeit verzerrt darstelle 
und den Zugang zu anderen Schulformen als zur Gesamtschule behindere. 
Bezeichnend ist dabei, dass die Gesamtschule, auch wenn sie nicht explizit 
genannt wird, hier als das Ergebnis marxistischer Ideologie erscheint. Das 
Vertrauen zwischen Eltern, Lehrenden und Schülern, so die CDU, werde von 
der SPD zerstört, da in den Schulen Konflikte gefördert würden. 
Darüber hinaus wird der Eindruck erweckt, die nicht genannten, aber 
gemeinten Gesamtschulen verzichteten auf das Leistungsprinzip. Immerhin 
fordert auch die CDU eine Förderung der Schwächeren und ihre 
Unterstützung durch die Stärkeren. In dem Sinne müsste sich die CDU 
kritisch fragen lassen, warum sie dann das Gesamtschulsystem ablehnt, da 
dies eine der pädagogischen Schwerpunktsetzungen der Gesamtschulen ist.                      
  
Zurück zum Ludwigshafener Grundsatzprogramm: Der neue Begriff 
Chancengerechtigkeit wird weiter begründet: 
„Gerechtigkeit verlangt, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu behandeln. 
Gerechtigkeit schließt die Anerkennung persönlicher Anstrengung und Leistung ein. Jeder 
soll die Möglichkeit haben, seine Lebensbedingungen durch eigenen Einsatz zu verbessern 
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und zu gestalten. Seine Leistung muß mit der Aussicht auf eine lohnende Zukunft verbunden 
sein. 
Gerade die Bejahung persönlicher Leistung aber erfordert eine gerechte Verteilung der 
erarbeiteten Güter, da die gesellschaftlichen Bedingungen, unter denen persönliche Leistung 
vollzogen wird, verschieden sind und Chancengerechtigkeit auch bei allem Bemühen nicht 
immer erzielt werden kann.“683   
 
Hierzu fällt dem Analysierenden nur ein: Die Welt ist ungerecht und das ist 
nicht zu ändern. Das Leben ist hart, aber ungerecht! Der CDU geht es bei 
ihrer Definition von Gerechtigkeit auch um ihre Gleichsetzung mit dem 
neuen Begriff Chancengerechtigkeit. Wer etwas leistet, so sagt uns das 
Programm, der muss auch die Aussicht auf ein besseres Leben deswegen 
haben. Zwar wäre deswegen eine gerechte Verteilung der Güter (gemeint ist 
hier wohl das Bruttosozialprodukt) notwendig, aber so enttäuscht uns das 
Programm direkt wieder: Chancengerechtigkeit sei nun einmal nicht immer 
herzustellen, so sehr man sich auch bemühe. Letztlich wird hiermit 
ausgesagt, dass man der von der CDU aufgestellten Leistungsethik 
entsprechen muss, um etwas vom ‚Kuchen abzubekommen’, also auch einen 
Anspruch auf eine wirtschaftliche und gesellschaftliche Besserstellung zu 
erwirken. Gleichzeitig lässt sich von diesem Anspruch, so Leid es der CDU 
auch tut, keine Garantie dafür ableiten, so dass das Leben letztlich ungerecht 
bleiben muss.  
Die so verstandene leistungsorientierte Gerechtigkeit wird zu einer 
Erfolgsethik, die besagt: Derjenige, der erfolgreich ist, ist gerechterweise 
erfolgreich. Derjenige, der trotz erbrachter Leistungen nicht erfolgreich ist, 
ist gerechterweise nicht erfolgreich. Im Leistungswettbewerb ist Erfolg dann 
Zufall, aber der ist garantiert.       
Anschließend bleibt noch festzustellen, dass die CDU unter Gerechtigkeit 
neben der analysierten Gleichheit vor dem Gesetz und der leistungsethischen 
Chancengerechtigkeit nichts anderes als Solidarität versteht: 
„Gerechtigkeit gebietet, ausgleichende Maßnahmen zugunsten derer zu treffen, die sonst 
zurückbleiben würden. Hilfe ist vor allem für die Menschen bestimmt, welche nur 
unzureichend zur Selbsthilfe befähigt sind und ihre Belange nicht wirkungsvoll öffentlich 
vertreten und durchsetzen können. 
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Hierzu gehören vor allem die Menschen, die nicht im Produktionsprozeß stehen und die ihre 
Belange nicht durch Gruppen oder Organisationen vertreten können. Es gilt, auch den 
Erfolglosen nicht fallen zu lassen und jedermann menschenwürdige Lebensverhältnisse zu 
sichern, auch wenn er durch eigenes Verschulden zu seiner Bedürftigkeit beigetragen 
hat.“684    
 
Wichtig erscheint der Zusatz, dass auch derjenige einen Anspruch auf 
Menschenwürde hat, der seine Erfolglosigkeit selbst verschuldet hat. Bei aller 
Leistungsorientierung traut sich die CDU scheinbar selbst nicht zu, diesen 
Grundsatz auch zu beachten. Die Schuld des Erfolglosen muss benannt 
werden.  
Einsichtig und selbstkritisch zeigt sich die CDU allerdings abschließend in 
dem Kapitel „Gerechtigkeit“:  
„Absolute Gerechtigkeit ist nicht erreichbar. Auch politisches Handeln im Staat stößt auf die 
Unzulänglichkeiten des Menschen und dessen Grenzen. 
Aber auch wenn die Welt von Menschenhand nicht vollendbar ist, so ist dennoch Fortschritt 
möglich. Wir bekennen uns zur äußersten Anstrengung, um jedem Menschen seine 
Lebenschancen zu gewährleisten, und darüber hinaus zu umfassenden Maßnahmen 
ausgleichender Gerechtigkeit. Wir haben die Zuversicht, daß es sich lohnt, ständig an der 
Verbesserung der Verhältnisse zu arbeiten.“685   
 
Insofern lässt die CDU im Ludwigshafener Pogramm eine Revision und 
Verbesserung ihrer Grundsätze offen, so dass Veränderungen ihrer 
Grundsatzprogrammatik im ideologischen Diskurs nicht bzw. nur in 
Ansätzen politisch kritisiert werden können.  
 
 
 
 
4.2.5  Familie 
 
Das Hauptkapitel „III. Entfaltung der Person“ fängt direkt mit dem 
Unterkapitel „Familie“ an. Insofern wird bereits die Prioritätensetzung der 
CDU deutlich. Auf etwas weniger als drei Seiten lässt sich die CDU zum 
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Thema Familie aus, so wichtig erscheint für sie dieser Bereich der privaten 
Lebensgestaltung, der für sie zur Entfaltung der Person, also zur 
verpflichtenden Freiheit gehört. In insgesamt acht Abschnitten erklärt die 
CDU das Zusammenleben in der Familie, die Ehe und die Erziehung der 
Kinder. Es verwundert schon, dass sich eine politische Partei in das 
Privatleben der Bürger so ausführlich einmischen will.  
Bereits im ersten Abschnitt wird die Wichtigkeit der Familie im Staat betont:  
„Ehe und Familie haben sich als die beständigsten Formen menschlichen Zusammenlebens 
erwiesen. Sie sind das Fundament unserer Gesellschaft und unseres Staates. Sie stehen unter 
dem besonderen Schutz unserer Verfassungsordnung. Weder der Staat noch andere 
gesellschaftliche Lebensformen können sie ersetzen. Die Familie ist als Lebens- und 
Erziehungsgemeinschaft der erste und wichtigste Ort individueller Geborgenheit und 
Sinnvermittlung.“686  
 
Auch wenn der Verfasser individuell dem zustimmen möchte, fragt er sich 
dennoch, was dieses Thema in einem parteipolitischen Programm zu suchen 
hat. Individuelle Geborgenheit und Sinnvermittlung sind eigentlich keine 
politischen Begrifflichkeiten, sondern gehören m. E. ethischen Kategorien an 
und beziehen sich auf den privaten Bereich des Lebens, die individuellen 
Entscheidungen unterworfen sind. Sie in ein politisches Programm 
aufzunehmen, bedeutet nahezu gleichsam eine Gesetzmäßigkeit aufzustellen. 
Hier wird nicht nur eine Wertung vorgenommen, sondern gleichzeitig ein 
Appell, sich gewissermaßen als Staatsbürgerpflicht familiär zu orientieren.  
Eine Familie zu gründen und sie als Sinn des Lebens zu begreifen, soll zu 
einer deontischen Selbstverständlichkeit werden. 
 
Die CDU fühlt sich zuständig für das Wohl der Kinder:           
 „(...) Jedes Kind hat ein Recht auf seine Familie, auf persönliche Zuwendung, Begleitung 
und Liebe der Eltern, denn die Entwicklung des Sprach- und Denkvermögens, personale 
Eigenständigkeit und Gemeinschaftsfähigkeit, Wert- und Verantwortungsbewußtsein hängen 
wesentlich von der Erziehung in der Familie ab. Diese Zuwendung kann den Kindern meist 
nur dadurch gegeben werden, daß die Mutter in den ersten Lebensjahren ihres Kindes auf die 
Ausübung eines Erwerbsberufes verzichtet.(...)“687   
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Bei der Analyse muss immer wieder betont werden, dass die Ansichten der 
CDU nicht an sich sprachlich zu kritisieren sind, sondern dass wie hier an 
dieser Stelle private, zum Teil auch wirtschaftlich bedingte Entscheidungen 
(hier, dass eine Frau nach der Geburt ihres Kindes wieder arbeitet) explizit 
von der CDU bewertet werden. Hiermit wird klar ausgedrückt, dass eine 
Mutter, die nicht im Sinne der CDU entscheidet oder entscheiden kann, 
falsch handelt. 
Die CDU bemüht sich jedoch nachzutragen, dass dies auch für die Väter 
gelte, wenn sie diese Aufgabe übernehmen:  
„Dies gilt in gleicher Weise auch für den Vater, wenn er diese Aufgabe übernimmt.“688   
 
 Interessant ist auch hier die Verwendung des Singulars: die Mutter, der 
Vater, das Kind. Dadurch wird das Bild einer Kleinfamilie assoziiert und 
wirkt viel eindringlicher als die Verwendung des Plurals.       
Wer Kinder hat, trägt auch Verantwortung, die wiederum Pflichten nach sich 
ziehen, so der Inhalt des folgenden Abschnitts. Bemerkenswert ist die 
Unterscheidung der Begriffe autoritäre Bevormundung und Autorität:   
 „(...) Wer sich für Kinder entscheidet, übernimmt für sie Verantwortung und Pflichten, 
denen er sich nicht entziehen kann. Erziehung verbietet autoritäre Bevormundung, erfordert 
aber Autorität. Sie ergibt sich aus dem Vorsprung an Reife und Erfahrung. (...)“689 
 
Das Grundsatzprogramm der CDU erscheint hier als konkrete 
Handlungsanweisung, wie man sein Kind erziehen soll. Dem konkreten 
Handlungsfeld widerspricht nicht die Einstellung des Verfassers, doch sie 
löst nicht nur Verwunderung, sondern auch Bedenken aus. Was wäre, wenn 
dort anderes geschrieben stünde?  
M. E. werden hier die Grenzen politischer Programme deutlich. Gibt es eine 
Grenze des Privatlebens, die eine Partei nicht überschreiten sollte? Der 
Katalog von konkreten Handlungsanweisungen für den Einzelnen würde 
unendlich, wenn sich Parteiprogramme auch auf die privatesten Bereiche 
erstreckten. Dann würde es ziemlich mühsam, allen Doktrinen einer Partei zu 
entsprechen, wenn man sie denn befolgen wollte.  
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Im gleichen Abschnitt definiert die CDU weiter, was Erziehung bedeuten 
soll: 
„Erziehung bedeutet nicht, das Kind den Interessen und der Welt der Erwachsenen 
anzugleichen. Sie hat vielmehr die Aufgabe, es umfassend auf die Gestaltung seines eigenen 
Lebens vorzubereiten und auch deshalb jedes Entwicklungsstadium des Kindes 
ernstzunehmen.“690 
 
Abschließend gibt die CDU in diesem Abschnitt die ausschlaggebende 
Begründung, warum man sich für die Familie entscheiden sollte: 
„Die Gemeinschaft von Eltern und Kindern gibt unersetzliche Möglichkeiten der 
Lebenserfüllung und des Glücks.“691 
 
Unersetzliche Möglichkeiten der Lebenserfüllung und des Glücks, so 
verspricht das Programm, wenn man eine Familie gründet. Da kann man ja 
gar nicht mehr zu ‚nein’ sagen. Hier gelten die Regeln der Werbung: 
Problembereiche werden ausgespart, Vorteile überbetont, Gefühle, die nicht 
beschrieben werden können, werden versucht zu umschreiben. Das Adjektiv 
unersetzliche bewirkt in diesem Zusammenhang auch, dass ein Leben ohne 
Familie als nicht erfüllt und glücklich angesehen kann. Insofern gehört die 
Gründung einer Familie für die CDU zu den kategorischen Imperativen. 
Diese Werbefunktion für die Familie hat vor allem den sehr rationalen 
Grund, so stellt sich im vorletzten Abschnitt des Kapitels heraus, dass die 
CDU den Geburtenrückgang mit ernst zu nehmender Sorge wahrnimmt. Sie 
sieht die gesellschaftlichen Veränderungen als Hauptursache an: 
„Dem Bevölkerungsrückgang entgegenzuwirken, ist nicht nur Aufgabe des 
Familienlastenausgleichs, sondern vor allem die einer veränderten Einstellung zum Kind. 
Wir setzen uns daher für eine familien- und kinderfreundliche Haltung in unserer 
Gesellschaft ein.(...)“692    
 
Worin diese Veränderung begründet ist, wird nicht thematisiert. Wenn man 
sich jedoch für eine bestimmte Haltung einsetzt, dann ist es zu einer falschen 
Haltung gekommen. Die CDU will nicht weniger, als dass die Menschen der 
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BRD zurück auf den Pfad der ‚Familienplanung’ kommen, um das 
Staatswesen als solches zu sichern.   
 
 
 
4.1.7 Soziale Marktwirtschaft - Weiterentwicklung des Wirtschafts-
konzeptes?  
 
Aus der Kombination der Lexeme sozial und Marktwirtschaft zu der Sozialen 
Marktwirtschaft hatte sich durch den stetigen wirtschaftlichen Aufschwung 
bis Ende der 1960er Jahre ein wichtiges, wenn nicht sogar das wichtigste 
Fahnenwort für die CDU entwickelt. Der Begriff soziale Marktwirtschaft 
hielt Einzug in Fachbücher, Lexika usw. zur Bezeichnung der 
Wirtschaftsordnung der BRD. Laut Klein bezog die Wortverbindung Soziale 
Marktwirtschaft ihre Konnotation aus der Gegensätzlichkeit seiner 
Herkunftskontexte:  
„Versöhnung zwischen der ökonomischen und der sozialen Dimension von Politik, 
Ausgleich zwischen den Interessen von 'Kapital' und 'Arbeit', zwischen ‚Wirtschaft’ und 
‚kleinen Leuten’ o.ä. sollte mit der Neuprägung assoziiert werden. Später wurde sie in weiten 
Kreisen wohl überlagert durch die mit dem wirtschaftlichen Aufstieg verknüpfte 
Konnotation von ‚Wohlstand’.“693   
 
So betrachtet hatte die CDU die Begriffshoheit im politischen Diskurs mit 
der SPD gewonnen, die noch im Berliner Grundsatzprogramm von 1989 den 
Begriff vermied. 
Entsprechend nutzte die CDU in allen ihren Wahlprogrammen das positive 
deontische Potential des Begriffs. Sie wurde nicht müde zu betonen, dass sie 
die Soziale Marktwirtschaft in der BRD eingeführt hatte, und machte sich 
selbst für den wirtschaftlichen Aufschwung und den damit verbundenen 
Wohlstand verantwortlich.       
Wie begegnet uns dieser deontisch positive Begriff unserer 
Wirtschaftsordnung im Ludwigshafener Programm? Im ersten Abschnitt des 
Hauptkapitels „IV. Soziale Marktwirtschaft - Grundsätze einer freiheitlichen 
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Wirtschafts- und Sozialordnung“ begründet die CDU die 
wirtschaftspolitische Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft aus einem 
christlich verstandenen Menschenbild:    
„Die Soziale Marktwirtschaft hat ihr geistiges Fundament in der zum Menschenbild des 
Christen gehörenden Idee der verantworteten Freiheit. Der Ordnungsrahmen der Sozialen 
Marktwirtschaft wurde erdacht und geschaffen, um diese Freiheit auch im Zeitalter von 
Industrialisierung und Arbeitsteilung für jedermann zu schaffen und das Bewußtsein für 
Selbstverantwortung ebenso wie die Bereitschaft zu Mitverantwortung für den Mitmenschen 
und für das Allgemeinwohl zu wecken und wirksam zu machen.“694 
 
Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft bilden laut CDU folgende 
Begriffspaare, die teilweise Gegensatzpaare bilden: „Leistung und soziale 
Gerechtigkeit“, „Wettbewerb und Solidarität“, „Eigenverantwortung und 
soziale Sicherung“.695 Diese Gegensatzpaarbildung hat zum Zweck, deutlich 
zu machen, dass die Soziale Marktwirtschaft die Lösung der gesellschafts- 
und wirtschaftspolitischen Konflikte bildet.    
Explizit wendet sich die CDU gegen die Planwirtschaft und die freie 
Marktwirtschaft:  
„(...) Die Soziale Marktwirtschaft steht im Gegensatz zur sozialistischen Einengung 
freiheitlicher Rechte, zur Vergesellschaftung von Produktionsmitteln und zu unkontrollierten 
Wirtschaftsformen liberalistischer Prägung. Sie ist privilegfeindlich und richtet sich gegen 
jeden staatswirtschaftlichen Dirigismus.(...)“696 
 
Laut der CDU ist die Soziale Marktwirtschaft am besten geeignet, 
persönliche Freiheit, Gleichheit der Chancen, Eigentum, wachsenden 
Wohlstand und sozialen Fortschritt zu verwirklichen.  
 
In ihrem Willen, ihre Wirtschaftspolitik abzugrenzen von der sozialistischen 
Planwirtschaft und der freien Marktwirtschaft, schreibt die CDU in ihrem 
Grundsatzprogramm: 
„(...) Eine zentral gelenkte Verwaltungswirtschaft verhindert Selbstentfaltung. Sie mündet in 
einer umfassenden Verplanung der Bürger. 
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Auf der anderen Seite verhindert eine bindungslose Marktwirtschaft soziale 
Gerechtigkeit.(...)“697 
 
Für die CDU gehört ein so genanntes machtverteilendes Prinzip zur Sozialen 
Marktwirtschaft wie auch zur Demokratie. Demokratie und Soziale 
Marktwirtschaft gehören laut CDU zusammen. Weil das in den Augen der 
CDU so ist, bekennt sie sich auch zum „(...) Markt als Organisationsform der 
Wirtschaft.“698 
 
Im Folgenden nennt die CDU grundlegende Elemente einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung. Sie sollen an dieser Stelle noch genannt 
werden, um die Darstellung der CDU-Ideologie von der Sozialen 
Marktwirtschaft abzurunden: 
„Grundlegende Elemente einer marktwirtschaftlichen Ordnung sind: 
- Wettbewerb und persönliches, sozialverpflichtetes Eigentum; 
- dezentrale Steuerung durch Märkte und Tarifautonomie; 
- Machtkontrolle durch Gewaltenteilung und staatliche Aufsicht; 
- Freiheit der Verbraucher, Unternehmen und des Berufes; 
- Selbständigkeit und Risikobereitschaft; 
- Freiheitssicherung durch das Angebot von Alternativen und Teilhabe des einzelnen am 
wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Fortschritt.“699 
 
Im nächsten Abschnitt zählt die CDU die für sie wichtigen grundlegenden 
Elemente einer sozialen Ordnungspolitik auf, um ihr Bild von einer Sozialen 
Marktwirtschaft zu vervollständigen. Wieder taucht hier der Begriff der 
Subsidiarität auf, diesmal sogar als Gebot:  
„(...) Soziale Ordnungspolitik folgt dem Gebot der Subsidiarität. Was die kleine 
Gemeinschaft aus eigener Kraft leisten kann, darf die größere ihr nicht nehmen. 
 
Grundlegende Elemente einer sozialen Ordnungspolitik sind: 
- sozialer Ausgleich und Bedarfsgerechtigkeit; 
- Hilfe zur Selbsthilfe und private Initiative; 
- Leistungsgerechtigkeit und Versicherungspflicht; 
- Dezentralisierung und Selbstverwaltung; 
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- Pluralismus und Minderheitenschutz; 
- Tarifautonomie und soziale Partnerschaft; 
- vorbeugende und produktive Sozialpolitik; 
- Wahlfreiheit und Gleichwertigkeit der elementaren Lebensbedingungen; 
- Generationenvertrag und Gleichberechtigung von Mann und Frau.“700 
 
Im Wesentlichen entsprechen diese grundlegenden Elemente den 
Düsseldorfer Leitsätzen von 1949.  
Hervorgehoben wird vor allem der Wettbewerb, der gesichert und gefördert 
werden soll im Interesse der Verbraucher. Im Wettbewerb sollen kleinere 
und mittlere Betriebe besonders gefördert werden. Neben den Wettbewerb 
tritt für die CDU die Eigentumspolitik, da, wie wir bereits wissen, Eigentum 
die persönliche Freiheit vergrößert. Die Tarifautonomie wird befürwortet, 
Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und Geldwertstabilität sind die 
wirtschaftspolitischen Nahziele der CDU.   
Was ist aber 1978 in der Kernideologie der Sozialen Marktwirtschaft 
hinzugekommen? Welche relevanten gesellschaftlichen Veränderungen 
haben auch zu einer Änderung bzw. zu einer Anpassung der CDU-Ideologie 
geführt? Auch dazu liefert ein Abschnitt des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms ansatzweise Antworten in Form von neuen 
Anforderungen durch neue wirtschaftliche und soziale Bedingungen: 
„Diese Anforderungen begegnen uns in der Aushöhlung des Wettbewerbs, der Konzentration 
von Einkommen und Vermögen, der Belastung der Umwelt sowie der Bewältigung des 
Strukturwandels und der Beschäftigungsrisiken. (...) Diese Anforderungen stellen sich uns 
weltweit in der zunehmenden internationalen Verflechtung unserer Volkswirtschaft, der 
Verschärfung des Nord-Süd-Gefälles, der Bevölkerungsexplosion, der Rohstoffknappheit 
und der Energieversorgung.“701 
 
Besonders zur Umweltpolitik gibt das Programm Einblick in das Denken 
seiner Mitgliederschaft. In einem einleitenden Kapitel zu Umwelt, 
Landwirtschaft, Energieversorgung, Raumordnung und Verkehr wird 
deutlich, nach welchen Prinzipien die CDU gedenkt, Verbesserungen 
einzuleiten: 
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„(...) Der Staat hat die Aufgabe, diese Bereiche durch die Aufstellung von Rahmendaten und 
notfalls durch Gebote und Verbote so zu ordnen, daß die allgemeinen Interesse gebotenen 
Ziele auch tatsächlich erreicht werden. Dabei verdient immer der verhältnismäßig geringste 
Eingriff den Vorzug. Gebot und Verbote halten wir für äußerste Mittel, die nur dort 
eingesetzt werden dürfen, wo Alternativen nachweislich versagen.“702   
 
Die sonst sehr auf Recht und Gesetz achtende CDU will unter anderem beim 
Thema Umweltschutz nur im Notfall eingreifen. Im nächsten Abschnitt 
taucht darüber hinaus noch der moralische Zeigefinger auf, um die 
Verursacher von Umweltschäden an ihre Verantwortung zu erinnern: 
„Die Erhaltung der natürlichen Grundlagen des Lebens ist ein Stück verantworteter Freiheit. 
Wer in der Gegenwart die natürlichen Grundlagen des Lebens verantwortungslos ausbeutet 
und die ökologischen Zusammenhänge stört, verletzt die Solidarität zwischen den 
Generationen. Technischer Fortschritt und qualitätsorientiertes Wachstum sind jedoch 
unverzichtbar und stehen in keinem unüberbrückbaren Gegensatz zum Schutz unserer 
natürlichen Reserven und Umwelt. 
Zur Erhaltung der natürlichen Grundlagen des Lebens gehört insbesondere: 
- Reinhaltung der Luft, 
- Aufrechterhaltung des natürlichen Wasserhaushaltes und Begrenzung der 
Meeresverschmutzung, 
- Unterlassung von Maßnahmen, die eine Klimaveränderung herbeiführen können, 
- Schutz vor Verseuchung mit giftigen oder sonstigen schädlichen Stoffen, 
- Schutz der Landschaft und Bewahrung der Pflanzen- und Tierwelt, 
- Vorsorglicher Umgang mit Rohstoffen, die nicht ersetzbar sind, 
- Eindämmung der Lärmbelästigung auf ein erträgliches Maß, 
- Sicherer, umweltfreundlicher Betrieb sowie sichere Entsorgung der Kernreaktoren. 
 
Für die Reinhaltung von Luft und Wasser, die Lärmbekämpfung und die Abfallbeseitigung 
sowie für den Schutz weiterer Elemente soll das Verursacherprinzip gelten. 
Entscheidend sind der Wille und die Fähigkeit der politischen Führung, im Bürger das 
Bewußtsein der persönlichen Mitverantwortung für seine Umwelt zu wecken. Die Aufgabe 
des Umweltschutzes kann nicht allein auf nationaler Ebene gelöst werden. Internationale 
Konventionen müssen hinzukommen.“703 
 
Wichtige Leitbegriffe zur Umschreibung der Wertigkeit und Zielsetzung des 
Umweltschutzes sind für die CDU demnach: Die Erhaltung der natürlichen 
Grundlagen des Lebens wird als verantwortete Freiheit definiert. Wer gegen 
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die Umwelt handelt, handelt unsolidarisch gegenüber den Generationen.  
Das Bewußtsein der persönlichen Mitverantwortung für seine Umwelt soll 
geweckt werden. Nationale Umweltschutzmaßnahmen reichen der CDU nicht 
aus. Deshalb setzt sie auf Internationale Konventionen.   
Darüber hinaus macht sich die CDU Gedanken um die Rohstoff- und 
Energieversorgung. Da Rohstoffe immer knapper werden, befürwortet die 
CDU nicht nur die Kernenergie, sondern schreibt sie präskriptiv vor:  
„Zur Bewältigung und zur Sicherung eines ausreichenden Energieangebots ist der Ausbau 
der Kernenergie erforderlich.“704  
 
Sie ist erforderlich, so vermittelt uns das Programm, sonst reicht das 
Energieangebot laut CDU nicht aus. Politische Forderungen werden oftmals 
als Behauptungen, die nicht argumentativ belegt werden formuliert, um diese 
Forderung als alternativlos erscheinen zu lassen.     
Über die Risiken dieser Energiegewinnungsform ist man sich auch in der 
CDU im Klaren:  
„Bedingung für die Nutzung der Kernenergie sind sicherer Schutz von Leben und 
Gesundheit der Bürger sowie gesicherte Entsorgung.“705  
 
Wie sich die CDU diesen Schutz jedoch vorstellt, klärt sie im 
Grundsatzprogramm nicht.  
 
Wie bereits angesprochen, macht sich die CDU auch Gedanken über das 
Verhältnis zu den Entwicklungsländern. Dass es in der Vergangenheit 
ungerecht zugegangen ist, ist der CDU bewusst, und sie strebt daher 
selbstbewusst eine internationale Soziale Marktwirtschaft an: 
„Unser Ziel ist Selbstbestimmung und Selbstentfaltung der Völker, Nutzung der Ressourcen 
dieser Welt zum Wohle aller Völker, gerechtere Verteilung der Chancen zur Beseitigung von 
Not und Elend. Wir wollen eine internationale Soziale Marktwirtschaft.“706 
 
Wie soll eine internationale Soziale Marktwirtschaft aussehen? Die CDU ist 
sich dessen bewusst, dass ein funktionierender Markt und die 
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Wettbewerbsfähigkeit der Entwicklungsländer erst hergestellt werden 
müssten. Außerdem müssten  
„(...) die Märkte der Industrieländer geöffnet werden für Erzeugnisse der 
Entwicklungsländer. Die Industrieländer kämpfen zu Recht darum, ihre wirtschaftlichen und 
sozialen Errungenschaften zu erhalten, Forschung und Technik weiterzuentwickeln, um so 
auch den Wohlstand in der Welt zu mehren. Ein Nachlassen ihrer Leistungsfähigkeit oder 
Leistungsbereitschaft würde katastrophale Folgen haben und Not und Armut auf dieser Erde 
nur vergrößern.“707 
Die internationalen Ungerechtigkeiten werden zugunsten der eigenen 
Wirtschaft bestehen bleiben (so die Vermutung des Verfassers). Aber da man 
das nicht ausdrücklich sagen darf, wird es verschleiert durch Sätze wie diese, 
die genau besehen implizit etwa das ausdrücken, was gesellschaftlich und 
politisch tabu ist. Was wird konkret in diesem Abschnitt ausgesagt? Es wird 
deutlich, dass sich die CDU eine gerechtere Welt vor allem im 
wirtschaftlichen Sinne wünscht. Nachdem sie sich jedoch über die 
Konsequenzen einer für die Entwicklungsländer positiven weltwirtschaft-
lichen Entwicklung im Klaren wird (also die Konkurrenzfähigkeit der 
Produkte aus Entwicklungsländern), macht die CDU wohl aus 
wirtschaftlichem Eigeninteresse sprachlich einen Rückzieher, ohne ihn auch 
zu bezeichnen; nach dem Motto: Wenn es euch auch gut geht, dann geht es 
uns schlechter als jetzt. Deshalb ist es besser, wenn es euch weiter schlecht 
geht und wir euch deshalb finanziell unterstützen. 
 
 
5. Die Entwicklung der Grundsatzprogrammatik der CDU bis zum 
Hamburger Grundsatzprogramm (1994) 
 
Zwölf Jahre nach Helmut Kohls Amtsantritt als Bundeskanzler und vier Jahre 
nach der Wiedervereinigung verabschiedete die CDU ein neues 
Grundsatzprogramm.      
In den 1980er Jahren konzentrierte sich die CDU seit der 
Regierungsübernahme 1983 auf ihre Regierungsarbeit. Daher ist die 
Programmarbeit der CDU bis zur Wiedervereinigung eher eine 
Begleiterscheinung geblieben; vielleicht auch deshalb, weil innerhalb der 
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Parteiführung erhebliche Konflikte zwischen Helmut Kohl als Bundeskanzler 
und Parteivorsitzender auf der einen und Kurt Biedenkopf und Heiner 
Geißler als wichtige Parteistrategen auf der anderen Seite bestanden.  
Erst während des Vereinigungsparteitages von der West- und der Ost-CDU 
im Oktober 1990 wurde die Erarbeitung eines neuen Grundsatzprogramms 
beschlossen708, während die SPD im Dezember 1989 auf dem Berliner 
Programmparteitag ihr neues Grundsatzprogramm vorlegte, das sie allerdings 
aufgrund der nicht vorhersehbaren Wiedervereinigung bereits 1998 
geringfügig verändern musste. 
Vorsitzender der Grundsatzprogrammkommission wurde zunächst Lothar de 
Maizière, hiermit also ein Vertreter der neuen Bundesländer und dazu der 
letzte Regierungschef der DDR, danach wurde Reinhard Göhner benannt.   
Der erste Diskussionsentwurf des neuen CDU-Grundsatzprogramms wurde 
von der Programmkommission im Januar 1993 der Partei vorgelegt.709 
Aufgrund zahlreicher Reaktionen bestimmter Parteimitglieder und 
Diskussionen in der Öffentlichkeit überarbeitete und korrigierte der 
Bundesvorstand den Entwurf zu einem Leitantrag, dem 2500 
Änderungsanträge der antragsberechtigten Parteimitglieder folgten. Erst im 
Februar 1994 auf dem Hamburger Bundesparteitag folgten die Delegierten 
weitgehend der Antragskommission, und das mehrfach überarbeitete 
Grundsatzprogramm konnte verabschiedet werden.710 
5.1  Das Hamburger Grundsatzprogramm (1994)       
 
Zu untersuchen wird sein, inwiefern sich die CDU in Bezug auf ihre 
Definition der so genannten Grundwerte und Leitbegriffe verändert bzw. 
weiter entwickelt hat. Zunächst muss festgestellt werden, dass auch die CDU 
(allgemeiner Trend) ihr Grundsatzprogramm rein quantitativ mehr als 
verdoppelt hat. Reichten im Ludwigshafener Programm noch 44 Seiten Text 
aus, um die gesellschaftliche Realität zu beschreiben, zu werten und 
Forderungen aufzustellen, sind es im Hamburger Programm, das  
                                                 
708Vgl. Hintze, Peter (Hrsg.): Die CDU-Parteiprogramme: eine Dokumentation der Ziele und 
Aufgaben, Bonn 1995; Hintzes Einführung, S. XXVIII   
709Vgl. ebd., S. XXVIIIf.  
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Inhaltsverzeichnis nicht mitgezählt, insgesamt 106 Seiten.711 Woraus 
resultiert diese Erweiterung des Mitteilungsbedürfnisses? Erstens aus der 
Verwirklichung des wichtigen Ziels der CDU, die politische Einheit 
Deutschlands; zweitens daraus, dass die meisten Kapitel und Abschnitte nicht 
verändert, sondern ergänzt wurden, um die eigenen Positionen näher zu 
verdeutlichen; drittens aus der gleichberechtigten Aufnahme 
umweltpolitischer Zielsetzungen; viertens aus der detaillierten 
Ausformulierung aktueller politischer Sachfragen, die bisher nicht im 
Grundsatzprogramm Eingang gefunden hatten. Das, was damals richtig war, 
kann heute nicht falsch sein!              
Welches sind die wichtigen Leitbegriffe im Hamburger Grundsatzprogramm? 
Neben der bereits im Ludwigshafener Programm ausformulierten 
Grundwerte-Trias Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit tritt bereits durch die 
Überschrift „Freiheit in Verantwortung“ der Begriff Verantwortung in den 
Blickpunkt. Daneben spielen vor allem folgende Begriffe und 
Begriffszusammensetzungen eine wesentliche Rolle: Einheit Deutschlands, 
Freie Entfaltung der Person, Familie, Ökologische und Soziale 
Marktwirtschaft, Bewahrung der Schöpfung.  Zwei weitere Schwerpunkte des 
Programms sind beobachtbar: Erstens wird das christliche Verständnis der 
Partei, ausgedrückt durch den Begriff Schöpfung, sehr viel stärker betont als 
zuvor; zweitens wird in großem Umfang auf die Einheit Deutschlands und 
die Vereinigung der Ost- mit der West-CDU eingegangen. 
 
5.1.1 Präambel 
 
Hier soll nicht die gesamte Präambel wiedergegeben werden, da nur die 
wesentlichen Änderungen aufgezeigt werden sollen. Allein die Präambel ist 
zweieinhalb Seiten lang.  
Interessant erscheint, dass die CDU nach der Vereinigung der beiden Parteien 
nun in ihrem geschichtlichen Selbstverständnis auf bestimmte 
Parteigründungsmitglieder verweist:       
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 Grundsatzprogramm der Christlich Demokratischen Union Deutschlands „Freiheit in  
Verantwortung,“ Hrsg.: Bundesgeschäftsstelle der CDU 1994; im Folgenden mit „CDU-GSP 
1994“ zitiert 
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„Die Christlich Demokratische Union Deutschlands wurde von Menschen gegründet, die 
nach dem Scheitern der Weimarer Republik, den Verbrechen des Nationalsozialismus und 
angesichts des kommunistischen Herrschaftsanspruchs nach 1945 die Zukunft Deutschlands 
mit einer christlich geprägten, überkonfessionellen Volkspartei gestalten wollten. Konrad 
Adenauer und Ludwig Erhard, Jakob Kaiser und Helene Weber, Andreas Hermes und 
Gebhard Müller, Hermann Ehlers, Eugen Gerstenmeier und Karl Arnold, Elisabeth 
Schwarzhaupt und Heinrich von Brentano haben gemeinsam mit vielen anderen die CDU 
geprägt und eine christlich-demokratische Tradition in Deutschland begründet. So entstand 
eine neue Volkspartei, in der sich katholische und evangelische Christen, Konservative, 
Liberale und Christlich-Soziale, Frauen und Männer aus verschiedenen Regionen, aus allen 
sozialen Schichten und demokratischen Traditionen zusammenfanden. Die CDU hat damit 
einen neuen Anfang in der deutschen Parteiengeschichte gesetzt. Ihre geistigen und 
politischen Wurzeln liegen im christlich motivierten Widerstand gegen das 
nationalsozialistische Terrorregime, in der Sozialethik der christlichen Kirchen und in der 
liberalen Tradition der europäischen Aufklärung.“712 
 
Lediglich Jakob Kaiser und Andreas Hermes, als Gründungsväter der Ost-
CDU, die bereits in den 1950er Jahren in die Bundesrepublik unfreiwillig 
übergesiedelt waren, finden Einzug in die Legende der Gründungsväter. 
Ansonsten will die CDU nichts mit Ost-CDU-Gründungsvätern zu tun haben.       
Recht offen geht die CDU mit ihrer Nachkriegsgeschichte in der ehemaligen 
DDR um: 
„Es gehört zu Tragik der deutschen Nachkriegsgeschichte, daß Deutschland geteilt wurde 
und die Menschen im Osten Deutschlands erneut den Diktaturen eines totalitären Systems 
unterworfen wurden. Von aufrechten Frauen und Männern gegründet, geriet die CDU in der 
Sowjetischen Besatzungszone und in der DDR zunehmend in das Mahlwerk des totalitären 
Regimes. An die Stelle demokratischer Prinzipien traten die Mechanismen des 
sozialistischen Zentralismus. Vielen Menschen, die den christlich-demokratischen Werten 
nahestanden, war so der Weg zur Mitarbeit versperrt. Andere blieben trotz innerer Zweifel in 
der Partei. Trotz Benachteiligungen und persönlicher Risiken haben viele Mitglieder ihre 
innere Unabhängigkeit bewahrt. Sie konnten jedoch nicht verhindern, daß Bequemlichkeit, 
Opportunismus und Kollaboration bis hin zur persönlichen Skrupellosigkeit einzelner das 
Bild der Partei prägten. Die CDU nimmt die ganze Geschichte Deutschlands und damit auch 
die der eigenen Partei an und stellt sich dem notwendigen Prozeß der Aufarbeitung und 
Erneuerung. Wir wollen dabei auch das Erbe der Bürgerbewegungen in der ehemaligen DDR 
aufnehmen und fortführen.“713  
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Damit ist die Begründung abgeschlossen, warum sich die West-CDU für eine 
Vereinigung entscheiden konnte. Die CDU übernimmt hier explizit nicht die 
Verantwortung (der zentrale Leitbegriff des Grundsatzprogramms neben 
Freiheit) für das Handeln der Ost-CDU, sondern nimmt ‚nur’ die Geschichte 
Deutschlands und der Partei an. Ob dies lediglich bedeutet, dass die CDU die 
Geschichte der Partei hinnimmt, mag hier nicht beurteilt werden, wohl aber 
darauf hingewiesen werden, dass sie den so strategisch verwendeten Begriff 
Verantwortung hier ausnahmsweise einmal nicht verwendet, obwohl sie sich 
der Bequemlichkeit, des Opportunismus, der Kollaboration und der 
Skrupellosigkeit einiger Parteimitglieder der Ost-CDU bewusst ist. 
Verantwortung ist im Grundsatzprogramm, wie noch zu zeigen sein wird, ein 
ausschließlich in positiver Weise verwendeter Begriff. Verantwortung soll 
dabei vor allem ein Verhalten umfassen, das persönliche Schuld verhindern 
soll. Was die Geschichte der eigenen Partei im Osten betrifft, ist das ‚Kind 
jedoch bereits in den Brunnen’ gefallen, so dass der so verstandene Begriff 
Verantwortung nicht weiter hilft.    
Laut Glaeßner war die Entscheidung zugunsten einer Unterstützung der Ost-
CDU, die zu der Parteivereinigung führte, von verschiedenen Überlegungen 
bestimmt: Erstens verfügte die Ost-CDU 1990 über eine relativ große 
Mitgliederzahl (Mitte der 1980er Jahre ca. 125 000 Mitglieder), zweitens 
über ein großes Vermögen, drittens über eine gut ausgebaute 
Parteiorganisation. Vor allem aber war sie für kommende Wahlkämpfe von 
großem Interesse. Darüber hinaus hatte die Ost-CDU im Sommer 1990 die 
Demokratische Bauernpartei (DBD) übernommen, so dass die Ost-CDU etwa 
200 000 neue Parteimitglieder zum Vereinigungsparteitag einbrachte.714  
Zu verlockend waren anscheinend diese Aussichten für die West-CDU im 
Osten, als dass sie das DDR-Erbe nicht hätte antreten wollen und können. 
Inwiefern die CDU ihre Geschichte als Blockpartei in der DDR bisher 
aufgearbeitet hat, kann und soll hier nicht beurteilt werden.               
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5.2  Die so genannten Grundwerte in der christlich-demokratischen      
Verwendungsweise 1994 
 
Bei der CDU wird mit der Ausformulierung der Grundwerte-Trias die freie 
und  verantwortliche Gesellschaft als wichtigste politische Konzeption 
begründet. Die CDU will sich damit ausdrücklich von anderen politischen 
Konzeptionen abgrenzen und schreibt einleitend in ihrem Kapitel „Die 
Grundwerte unserer Politik – Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit“: 
„Dies unterscheidet uns Christliche Demokraten wesentlich von sozialistischem, 
nationalistischem und liberalistischem Denken.“715    
 
Ob die CDU mit sozialistischem und liberalistischem Denken auch 
ausdrücklich die SPD und FDP meint, lässt sich daraus nicht direkt ableiten, 
ist m. E. aber implizit in dieser Aussage enthalten, sei es auch nur, um sich 
von bestimmten Parteiflügeln der anderen etablierten Parteien abzugrenzen.     
Anders als im Ludwigshafener Programm weist die CDU bereits in diesem 
einleitenden Teil des Grundwerte-Kapitels auf ihr christliches 
Selbstverständnis hin, das für ihren Einsatz für die drei Grundwerte Freiheit, 
Solidarität, Gerechtigkeit verantwortlich sei: 
„Grundlage und Orientierung unseres politischen Handelns sind das christliche Verständnis 
vom Menschen und die daraus abgeleiteten Grundwerte Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit.“716     
Des Weiteren macht die CDU hier bereits klar, dass sie das Verhältnis dieser 
Grundwerte zueinander auf ihre Weise bestimmt und dass zwischen den 
politischen Parteien die jeweiligen Gewichtungen unterschiedlich ausfallen: 
„Die Grundwerte erfordern und begrenzen sich gegenseitig. Keiner erfüllt ohne die anderen 
seinen Sinn. Ihre Gewichtung untereinander richtig zu gestalten ist Kern der politischen 
Auseinandersetzung.“717    
 
Gleichzeitig macht sich die CDU klar, dass sie diese Grundwerte als 
international verbindlich ansieht:  
„Die Grundwerte sind als unteilbare Menschenrechte nicht auf nationale Grenzen beschränkt 
und sind verpflichtende Grundlage unserer Außenpolitik.“718 
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Die CDU erklärt hier aber nicht, ob sie die Grundwerte an sich meint oder 
ihre CDU-spezifische Definition der Grundwerte: Wenn sie letzteres meint, 
dann wäre dies, egal ob man ihren programmatischen Definitionen der 
Grundwerte nun zustimmt oder nicht, Ausdruck dogmatischen Denkens.      
 
 
 
5.2.1  Freiheit 719 
 
Der Grundwert Freiheit wird zwar wie im Ludwigshafener Programm in acht 
Abschnitten definiert, wird aber in fast allen Themenfeldern erweitert und 
verändert. Grundsätzlich versteht die CDU unter dem Grundwert Freiheit 
noch das, was sie im Ludwigshafener Grundsatzprogramm bereits vertreten 
hat. Die Leistungsethik wird jedoch weniger betont. Betont wird im 
Hamburger Programm darüber hinaus viel stärker als im Ludwigshafener 
Grundsatzprogramm  – wie bereits der Titel des Grundsatzprogramms 
(„Freiheit in Verantwortung“) aussagt – der Begriff bzw. für die CDU der 
Wert Verantwortung.     
Bereits im ersten Abschnitt des Unterkapitels „Freiheit“ werden Nuancen an 
Veränderungen vorgenommen. Bei näherer Betrachtung und einem kritischen 
Vergleich zwischen dem Ludwigshafener und dem Hamburger 
Grundsatzprogramm ergibt sich, dass diese Nuancen strategisch 
vorgenommen wurden, um eine gewissermaßen verbindliche Rangordnung 
der Definitionen vorzunehmen und entstandene Vorwürfe gegenüber den 
Definitionen des Ludwigshafener Programms auszuräumen. 
So heißt es nun im Hamburger Grundsatzprogramm:  
„Als sittliches Wesen kann der Mensch vernünftig und verantwortlich entscheiden und 
handeln.“720  
Im Ludwigshafener Programm hieß es noch:  
„Als sittliches Wesen soll er (der Mensch, Anm. d. Verf.) vernünftig und verantwortlich 
entscheiden und handeln können.“721 
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Worin liegt der Unterschied? Bei der Formulierung von 1978 handelt es sich 
um ein Gebot, wie etwa Du sollst nicht töten usw. Nunmehr wird auf den 
Vorschriftcharakter der Bestimmung des Grundwertes Freiheit verzichtet, um 
– so unterstelle ich – den positiven deontischen Charakter des Grundwertes 
nicht zu schmälern durch das die Freiheit eingrenzende Modalverb sollen. 
Das Modalverb können hingegen ist positiver konnotiert.        
Im Ludwigshafener Programm wurde erst im letzten Satz des ersten 
Abschnittes dieses Unterkapitels formuliert, es sei  
„(…) Aufgabe der Politik, dem Menschen den notwendigen Freiheitsraum zu sichern.“722  
 
Nun steht dieser Satz weiter am Anfang und aus der Verwendung des 
Singulars (dem Menschen) ist Plural (den Menschen) geworden.  
Im Ludwigshafener Programm wurden am Anfang dieses Abschnitts, ob 
gewollt oder ungewollt, die Grenzen der Freiheit stark betont. So hieß es ab 
dem zweiten Satz des gleichen Abschnitts:  
„Wer Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen anerkennen. Die 
Freiheit des anderen bedingt und begrenzt die eigene Freiheit. Freiheit umfaßt Recht und 
Pflicht.“723  
Erst anschließend wurde die Aufgabe der Politik, Freiheit zu sichern, 
angesprochen.  
1994 heißt es hingegen:  
„Es ist Aufgabe der Politik, den Menschen den notwendigen Freiheitsraum zu sichern. 
Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten. Wer Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines 
Mitmenschen anerkennen. Die Freiheit des einzelnen findet ihre Grenzen in der Freiheit des 
anderen und in der Verantwortung für die zukünftigen Generationen und für die Bewahrung 
der Schöpfung.“724  
 
Die Voranstellung des Satzes bezweckt, hervorzuheben, dass die CDU die 
politische Kraft ist, die die Freiheit sichert. Dennoch will die CDU nicht auf 
die ihr wichtigen Sollens-Sätze verzichten. Diese die Freiheit begrenzenden 
Sollens-Sätze werden deshalb erst nachrangig genannt, weil die 
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Aufmerksamkeit des Lesers immer auf das Erstgenannte gerichtet ist und 
weniger auf das Nachgenannte. Die CDU will als Partei der Freiheit  
verstanden werden und gelten, und nicht als Partei, die Freiheit begrenzt. 
Dazu gehört auch, dass sie nicht mehr schreibt  
„Freiheit umfaßt Recht und Pflicht.“,  
sondern:  
„Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten.“  
 
Es gibt bestimmte Wirkungsunterschiede bei der Singular- und der 
Pluralverwendung. Die Rechte bedeuten z.B. etwas anderes als das Recht. Bei 
der Pluralverwendung werden beim Empfänger bestimmte Freiheiten 
assoziiert, die er hat. Bei der Singularverwendung denkt man vielleicht direkt 
an Recht und Ordnung müssen hergestellt werden.  Es stellen sich auf jeden 
Fall eher Assoziationen ein, wie z.B. Gesetze, die Justiz oder die Polizei, die 
zwar das Zusammenleben in der Gesellschaft gewährleisten, aber auch die 
persönliche Freiheit im Sinne der Gesellschaft einschränken. Auch 
Assoziationen wie Strafe oder Bestrafung aufgrund von Verstößen gegen 
Gesetze sind mit dem Begriff Recht möglich.                      
Ebenso kann auf folgenden Unterschied hingewiesen werden: 
„Die Freiheit des anderen bedingt und begrenzt die eigene Freiheit.“725 (1978) 
„Die Freiheit des einzelnen findet ihre Grenzen in der Freiheit des anderen (...).“726 (1994) 
Im gleichen Abschnitt des Ludwigshafener Programms wird der 
Schwerpunkt auf die Freiheit des anderen gelegt, da der andere hier als der 
Erstgenannte auftritt. Dessen Freiheit begrenzt vor allem die Freiheit des 
angesprochenen Adressaten. Zwar wird auch im Hamburger Programm der 
gleiche aus dem Grundgesetz stammende Grundsatz formuliert, doch die 
Freiheit des einzelnen wieder vorangestellt, so dass der angesprochene 
Adressat sich und die CDU im Einklang mit dem Grundgesetz weiß und sich 
seiner persönlichen Freiheit auch bei der CDU sicher sein kann. 
 
Entscheidende Änderungen sind in dem Unterkapitel „Freiheit“ darüber 
hinaus nur zum Leitbegriff Leistung im Vergleich zum Ludwigshafener 
                                                 
725
 CDU-GSP 1978 § 13 
726
 CDU-GSP 1994, § 13    
 313 
Grundsatzprogramm festzustellen. Hieß es noch 1978 missverständlich, als 
hätte nur derjenige Würde, der Leistungen erbringt:  
„Seine Würde und sein Recht hat der Mensch vor jeder Leistung“727,  
so geht die CDU auf dieses Formulierungsdefizit 1994 ein und formuliert 
eindeutiger: 
„Seine Würde und sein Recht hat der Mensch unabhängig von jeder Leistung.“728  
 
An diesen Beispielen konnte m.E. verdeutlicht werden, dass sich die CDU 
anscheinend parteiintern Gedanken über die negative Wirkung ihrer 
Formulierungen gemacht und gezielt Veränderungen vorgenommen hat, um 
mehr Zustimmung aus der Wahlbevölkerung zu erhalten. 
Ähnlich und in weiten Teilen gleich wie im Ludwigshafener Programm 
verknüpft die CDU 1994 den Grundwert Freiheit mit folgenden ihr wichtigen 
Leitbegriffen: 
- freie Entfaltung der Person 
- Gemeinschaft 
- Verantwortung 
- Recht 
- Soziale Gerechtigkeit 
- Eigentum 
- Subsidiarität 
- Plurale Gesellschaft 
- Würde des Menschen 
- Leistung 
- Wehrhafte Demokratie.   
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5.2.2  Solidarität 
 
Zum Grundwert Solidarität lassen sich Formulierungsänderungen und 
Erweiterungen feststellen. So wird im Hamburger Programm darauf 
verzichtet, zu erläutern, dass Solidarität für die CDU kein Kampfbegriff sei.  
Zum einen geht die CDU 1994 mit dem Grundwert Solidarität auf die 
Wiedervereinigung ein und fordert eine gelebte Solidarität: 
„Gelebte Solidarität ist das Kennzeichen der Menschen eines Volkes im Umgang 
miteinander. In Deutschland ist die Solidarität nach der Wiedervereinigung besonders 
gefordert. Wir werden die innere Einheit nur finden, wenn sich alle Deutschen als 
solidarische Gemeinschaft verstehen.“729   
Eine gelebte Solidarität bedeutet jedoch auch, dass es laut CDU eine 
ungelebte Solidarität gibt, die sich wohl auf die Solidarität des Handelns 
bezieht.  
Zum anderen fühlt sich die CDU späteren Generationen gegenüber 
solidarisch verpflichtet und verbindet den Leitbegriff mit ihrem neuen 
Leitbegriff Bewahrung der Schöpfung. Auch wird im Besonderen auf eine 
internationale Solidarität Wert gelegt: 
„Solidarität verpflichtet uns auch gegenüber den künftigen Generationen. Alle politischen 
Entscheidungen müssen dieser Verantwortung gerecht werden. Wir dürfen nicht weiter auf 
Kosten unserer Kinder und Kindeskinder leben. Der Eigenwert der Schöpfung und unsere 
Verantwortung für die kommenden Generationen verpflichten uns, die Lebensgrundlagen der 
Menschheit zu erhalten und die Schöpfung zu bewahren. Wir setzen uns für eine weltweite 
Solidarität in der Völkergemeinschaft ein. Ohne sie ist die Überwindung der Kluft zwischen 
Arm und Reich in unserer Welt und die Bewahrung der Schöpfung nicht möglich.“730  
 
Die CDU verbindet 1994 folgende Leitbegriffe mit dem Grundwert 
Solidarität: 
- Arbeit 
- Leistung 
- Gemeinschaft 
- (Mit-)Verantwortung 
- Subsidiarität 
- Bewahrung der Schöpfung. 
                                                 
729
 CDU-GSP 1994, § 24  
730
 CDU-GSP 1994, § 25 
 315 
 
Anders als im Ludwigshafener Programm wird keine Verknüpfung mehr mit 
dem Begriff Partnerschaft vorgenommen. 
 
 
 
5.2.3  Gerechtigkeit 
 
Im Ludwigshafener Grundsatzprogramm wurde im Unterkapitel 
„Gerechtigkeit“ vor allem der neue Leitbegriff Chancengerechtigkeit als 
konkurrierendes Fahnenwort gegenüber dem SPD-Begriff Chancengleichheit 
eingeführt. Auch im Hamburger Grundsatzprogramm spielt 
Chancengerechtigkeit eine wichtige Rolle, wobei jedoch festgestellt werden 
kann, dass Aussagen zu dem CDU-spezifischen Leitbegriff, die 1978 noch 
explizit in drei Abschnitten vorgenommen wurden, 1994 in einem Abschnitt 
zusammengefasst sind. Im Wesentlichen bleiben die deskriptiven Aussagen 
zur Chancengerechtigkeit gleich.  
1978 verband die CDU den Grundwert Gerechtigkeit mit folgenden weiteren 
Leitbegriffen:  
- Gleichheit vor dem Recht  
- Chancengerechtigkeit  
- Freie Entfaltung der Person  
- Verantwortung  
- Eigentum  
- Leistung 
 -  ausgleichende Gerechtigkeit.    
 
1994 verbindet die CDU mit Gerechtigkeit folgende weitere Leitbegriffe: 
- Gleichheit vor dem Gesetz 
- Gleichheit vor Gott 
- Chancengerechtigkeit 
- ausgleichende Gerechtigkeit 
- soziale Gerechtigkeit 
- Leistung 
- weltweite Gerechtigkeit.    
 316
1978 definierte die CDU im ersten Abschnitt des entsprechenden 
Unterkapitels noch Gerechtigkeit als  
„(...) Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde ohne Rücksicht auf Macht, Leistung oder 
Versagen des einzelnen.“731 
1994 heißt es hingegen:  
„Grundlage der Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer von Gott gegebenen 
Würde und Freiheit.“732  
 
1994 spielt das christliche Selbstverständnis eine so große Rolle, dass in allen 
Unterkapiteln zu den Grundwerten auf Gott oder die Bewahrung der 
Schöpfung Bezug genommen wird. 
Die CDU definiert im Hamburger Programm Gerechtigkeit auch als 
Verpflichtung des Einzelnen gegenüber der Gesellschaft: 
„Gerechtigkeit schließt die Übernahme von Pflichten entsprechend der Leistungsfähigkeit 
des einzelnen zum Wohle des Ganzen ein. Soziale Gerechtigkeit verlangt, vor allem 
denjenigen Menschen zu helfen, die nur unzureichend zur Selbsthilfe fähig sind und allein 
ihre Belange nicht wirkungsvoll vertreten und durchsetzen können.“733 
 
Inwiefern hier ein Unterschied bei der CDU zwischen den Grundwerten 
(soziale) Gerechtigkeit und Solidarität gemacht wird, bleibt dem Verfasser 
verschlossen. Die Trennschärfe der Leitbegriffe / Grundwerte verwischen, 
und man könnte angesichts solcher Probleme durchaus darauf verzichten, die 
Grundwerte in einzelnen Unterkapiteln einzeln zu definieren.  
Angesichts der Wiedervereinigung geht die CDU im Unterkapitel 
„Gerechtigkeit“ in einem Abschnitt auf die aktuelle (tagespolitische) 
innenpolitische Frage nach Gerechtigkeit für das in der DDR begangene 
Unrecht ein: 
„Im geeinten Deutschland ist es unsere besondere Aufgabe, uns um Gerechtigkeit für die 
Bürger zu bemühen, denen sie über Jahrzehnte vorenthalten wurde. Auch wo Gerechtigkeit 
nicht mehr erreichbar ist, muß Hilfe für die Opfer und Förderung der einst Benachteiligten 
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im Zentrum stehen. Unter Unrechtsbedingungen erworbene Besitzansprüche bedürfen einer 
Überprüfung. Der feste Wille zur Gerechtigkeit muß die innere Einheit unseres Landes 
bestimmen und ihre Gestaltung leiten.“734 
Gerechtigkeit ist laut CDU nach der Wiedervereinigung eine besondere 
Aufgabe, da diese, so wertet die CDU, in der DDR den Menschen 
vorenthalten wurde. Gerechtigkeit gilt für die CDU bei der Gestaltung der 
Einheit als Leitbegriff mit ausschließlich positivem deontischen Gehalt.   
 
 
5.2.1  Menschenwürde 
 
Hieß es im Ludwigshafener Grundsatzprogramm noch als Kapitelüberschrift 
„Das Verständnis vom Menschen“, so heißt es nun im Hamburger 
Grundsatzprogramm „Unser Verständnis (...)“, obwohl die CDU immer noch 
der Meinung ist, selbst ideologiefrei zu sein. 1978 hieß es noch, sie (die 
CDU) bewahre die Einsicht, dass jeder Mensch Irrtum und Schuld ausgesetzt 
sei, davor, Politik zu ideologisieren. 1994 wird dieser Abschnitt mit einem 
größeren Pathos erweitert: 
„(...) Die Unvollkommenheit und Endlichkeit des Menschen, die Begrenztheit seiner 
Planungs- und Gestaltungsfähigkeit, setzen auch der Politik Grenzen. Die Einsicht in diese 
Begrenztheit bewahrt uns vor ideologischen Heilslehren und einem totalitären 
Politikverständnis und schafft Bereitschaft zur Versöhnung. (...)“735   
Der Politik sind demnach Grenzen gesetzt, da der Mensch unvollkommen, 
endlich und in seiner Planungs- und Gestaltungsfähigkeit begrenzt ist. Es ist 
dieser Logik folgend in der Politik nicht alles möglich.    
Auf den Slogan Versöhnen statt spalten, so unterstelle ich, wird hier im 
zweiten Satz angespielt und gleichzeitig damit ausgedrückt, dass diese 
Versöhnungsbereitschaft nur durch Ideologiefreiheit zu erreichen sei, die der 
politische Gegner angeblich, so wird m. E. deutlich nicht habe. 
Das Kapitel zum Verständnis vom Menschen ist im Hamburger 
Grundsatzprogramm insgesamt um einen Abschnitt kürzer, inhaltlich aber 
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zum Teil erweitert worden. So heißt es nun nicht mehr nur, die Würde des 
Menschen bleibe unabhängig vom Erfolg oder Misserfolg und unberührt vom 
Urteil des anderen, sondern:  
„(...) Wir achten jeden Menschen als einmalige und unverfügbare Person in allen 
Lebensphasen. Die Würde aller ist gleich – unabhängig von Geschlecht, Rasse, Nationalität, 
Alter, Behinderung, von religiöser und politischer Überzeugung, von Gesundheit und 
Leistungskraft, von Erfolg oder Mißerfolg und vom Urteil anderer.“736   
 
Hieran wird besonders gut die Reaktion der CDU auf äußeren (politischen / 
gesellschaftlichen) Druck deutlich. Wie bei der Analyse des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms analysiert, konnte durch die dort vertretene 
Leistungsethik der Eindruck entstehen, der Erfolgreiche habe mehr Anspruch 
auf Anerkennung bzw. Würde als der Erfolglose. Hier reagiert die CDU m. E. 
auf diesen Vorwurf, indem sie explizit aufzählt, wer alles Anspruch auf 
Würde hat und dabei vor allem Wert darauf legt, gesellschaftliche 
Minderheiten und Benachteiligte aufzuzählen.        
Eine weitere Erweiterung dieses Kapitels wird im letzten Abschnitt 
vorgenommen, um die neue Begriffsformel Bewahrung der Schöpfung 
einzuführen:  
„Wir Christliche Demokraten verstehen den Menschen als Teil der Schöpfung. Die Natur ist 
nicht nur Voraussetzung und Instrument unseres Lebens, sondern Schöpfung Gottes, der eine 
Eigenbedeutung zukommt. Es steht uns nicht zu, nach Belieben über die Schöpfung zu 
verfügen. Sie ist dem Menschen zur Gestaltung und Bewahrung anvertraut.“737   
Über die Schöpfung Gottes soll der Mensch also laut CDU nicht beliebig 
verfügen, sondern sie bewahren im Sinne von konservativ konservieren und 
nach diesen Handlungsprämissen gestalten. Zwar wird der Begriff 
Verantwortung nicht explizit verwendet, er schwingt jedoch durch das Verb 
anvertrauen im Zusammenhang mit dem Nomen Bewahrung implizit mit.  
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5.2.5  Das neue Schlagwortpaar: Freiheit (in) /  Verantwortung  
Verantwortung ist einer der Schlüsselbegriffe im Hamburger 
Grundsatzprogramm. Insgesamt 73 Mal kommt das Lexem im Programm vor 
und 144 Mal in Wörtern, die die Zeichenfolge verantwort enthalten.738 Im 
Ludwigshafener Programm wurde bereits der Begriff verantwortete Freiheit 
an einzelnen Stellen verwendet, aber nicht so strategisch wie im Hamburger 
Programm. Konnte man zum Ludwigshafener Programm sagen, dass in ihm 
eine bestimmte Leistungsethik vertreten wurde, so kann zum Hamburger 
Programm gesagt werden, dass in ihm eine bestimmte Verantwortungsethik 
formuliert wird.  
Ballnuß stellt richtig fest, dass die verantwortete Freiheit zum dominierenden 
Gestaltungsprinzip im Hamburger Prinzip wird. So erklärt die CDU im 
zweiten Kapitel „DIE CHANCEN DES UMBRUCHS NUTZEN – DIE 
EINHEIT DEUTSCHLANDS IN FREIHEIT UND VERANTWORTUNG 
GESTALTEN“:  
„Das Prinzip verantworteter Freiheit gilt sowohl für die Innen- als auch für die Außenpolitik. 
Unser Leitbild ist eine freie und verantwortliche Gesellschaft.“739  
 
Was versteht die CDU jedoch unter diesem Prinzip der verantworteten 
Freiheit? 
Da die CDU die Verwirklichung der inneren Einheit Deutschlands im Zuge 
des Wiedervereinigungsprozesses als „(…) wichtigste Aufgabe in unserem vereinten 
Land (…)“ ansieht, sieht sie sich als Regierungspartei auch besonderen 
Aufgaben ausgesetzt: 
„Die Herausforderungen und Anstrengungen, die mit der Vollendung der Einheit verbunden 
sind, zwingen nicht nur zur Überprüfung eingefahrener Wege und gewohnter Denkweisen, 
sondern fordern Kreativität und mobilisieren neue Kräfte für die Gestaltung unseres Landes. 
Der Aufbau in den neuen Ländern bietet deshalb die Chance zur Modernisierung in ganz 
Deutschland. Fehlentwicklungen in den alten Ländern treten angesichts neuer Bedingungen 
und zusätzlicher Anforderungen deutlicher hervor, und die notwendigen Erneuerungen sind 
dringender geworden. Die Einheit wird ganz Deutschland moderner machen, indem wir 
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veraltete Strukturen aufbrechen, Besitzstandsdenken überwinden, Solidarität und 
Gemeinsinn neu zur Geltung bringen.“740 
 
Fehlentwicklungen in der Vergangenheit während der CDU-Regierungszeit 
werden zwar eingestanden, aber nicht näher direkt benannt. Aber sie zwingen 
zur Überprüfung eingefahrener Wege und gewohnter Denkweisen. Eine 
Fortführung der bisherigen Politik kann es nach dieser Formulierung nicht 
geben. Änderungen werden also erforderlich. Erst nachstehend wird durch 
den Gebrauch des Futur I indirekt deutlich, welche Probleme sich bei der 
Umsetzung des deutschen Vereinigungsprozesses ergeben haben: Die 
Gesellschaft des vereinten Deutschlands ist demnach noch unmodern, in 
veralteten Strukturen und in Besitzstandsdenken verhaftet, unsolidarisch und 
nicht geprägt von Gemeinsinn. Dass bzw. ob diese Fehlentwicklungen der 
CDU angelastet werden können, sagt das Programm nicht aus. Dass jedoch 
alles besser wird durch die Politik der CDU, steht durch den Gebrauch des 
Futur I fest.         
Die Schuldigen dieser Fehlentwicklungen stehen für die neue vereinigte CDU 
fest: der wirtschaftliche Egoismus der westdeutschen Bürger:  
„Im Westen Deutschlands erfordert die Gestaltung der inneren Einheit vor allem die 
Besinnung auf Tugenden und Werte, die im Zuge der Wohlstandsmehrung und eines 
einseitigen Freiheitsverständnisses zurückgedrängt worden sind. Es gilt die Entwicklung 
eines falsch verstandenen Individualismus auf Kosten anderer und des Rückzuges aus der 
Verantwortung für das Gemeinwohl umzukehren.“741  
 
Inwiefern sich in Deutschland Individualismus auf Kosten anderer bemerkbar 
macht, wird hier nur durch die Konjunktion und angegeben. Für das 
Gemeinwohl interessiert sich der durch Wohlstand verwöhnte Westbürger 
anscheinend nicht besonders. Auch wenn der Wohlstand die positive Folge 
der durch Erhard und die CDU durchgesetzten Sozialen Marktwirtschaft nach 
dem Zweiten Weltkrieg sowie des in den 1950er Jahren erfolgenden 
Wirtschaftswunders war, stellt die CDU indirekt selbstkritisch fest, dass 
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dabei ihr christdemokratischer Wert Solidarität in der Gesellschaft an 
Bedeutung verloren hat. 
 
Nun strebt die CDU eine Gesellschaft an, in der sich nicht nur die 
Westdeutschen den Ostdeutschen gegenüber solidarisch verhalten sollen, 
sondern die sich auch den künftigen Generationen gegenüber verantwortlich 
zeigen soll:  
„Für eine Gesellschaft der Verantwortung. Wir wenden uns gegen eine Gesellschaft, die ihre 
Verantwortung auf nachfolgende Generationen abwälzt. Wir treten dem Raubbau an der 
Natur und der Verschwendung natürlicher Ressourcen entgegen.“742 
Wer seine Verantwortung abwälzt, handelt unverantwortlich, so die 
deontische Funktion des zweiten Satzes. Wer demnach mit seinem Handeln 
der Natur in irgendeiner Weise schadet, verhält sich dem 
Grundsatzprogramm entsprechend unverantwortlich gegenüber den 
Nachkommen. Interessant ist hierbei die Feststellung, dass die o. g. 
Absichtserklärung zwar durchaus ernst zu nehmen ist, aber auf der 
Dringlichkeitsskala anscheinend nicht sehr weit oben steht. Nur wenn 
politische Ziele als Forderungen (Wir fordern …)  oder als Imperativ (z.B. 
‚Der Missstand muss beseitigt werden / darf nicht weiter bestehen’) 
formuliert werden, stehen sie auf der Prioritätenliste oben, sonst gelten sie als 
langfristig angelegte Zielformulierung, die nicht unmittelbar umzusetzen ist.  
 
Der Staat werde, so die CDU, als Vollkaskoversicherung, angesehen:  
„Nur wenn es uns gelingt, die Verantwortung des Bürgers zu stärken, wird an den Staat nicht 
mehr wie an eine Vollkaskoversicherung appelliert werden. Anderenfalls wird eben jenes 
Menschenbild zerstört, auf das eine freiheitliche Gesellschaft so sehr angewiesen ist, daß 
seiner Zerstörung ihr eigener Untergang folgen muß.“743 (…) 
Eine Vollkaskoversicherung kommt für entstandene Schäden voll auf. Die 
CDU unterstellt hiermit, dass sich in der BRD eine Einstellung 
herausgebildet habe, den Staat wie eine Vollkaskoversicherung anzusehen. 
Hiermit unterstellt die CDU den Bundesbürgern Unverantwortlichkeit 
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gegenüber ihren eigenen Belangen. Sie prophezeit geradezu dieser 
Gesellschaft, sollte sie nicht mehr Eigenverantwortung übernehmen, ihren 
eigenen Untergang. 
 
Im direkt darauf folgenden Abschnitt wird ersichtlich, warum die CDU so 
vehement für mehr Eigenverantwortung der Bundesbürger eintritt: 
„Staatliches Handeln muß zukünftig einem neuen Selbstverständnis folgen: nämlich nicht 
mehr in erster Linie zuständig zu sein für die Sicherung aller denkbaren individuellen 
Lebensrisiken. Statt dessen  muß der Staat eine größere Eigenverantwortung des Bürgers 
voraussetzen können, nicht zuletzt deshalb, um so den finanziellen Spielraum 
zurückzugewinnen, der es erlaubt, den neuen politischen Prioritäten die notwendige 
Aufmerksamkeit zukommen zu lassen: also vorrangig an der Lösung der Probleme 
mitzuwirken, um die sich das geteilte Deutschland in der Nachkriegsepoche nicht zu 
kümmern brauchte, weil es im Windschatten der Weltpolitik verharrte. Dieser neu zu 
erkämpfende Handlungsspielraum des Staates ist aber die Voraussetzung dafür, daß 
Deutschland auch in seiner Außenpolitik dem Leitbild von Freiheit in Verantwortung folgen 
kann, also mit ganzer Kraft seine Möglichkeiten auf das Ziel der inneren Einheit Europas 
konzentriert. 
Auf dem Weg zur inneren Einheit Deutschlands und Europas gibt dieses Leitbild der 
verantworteten Freiheit gleichermaßen Orientierung für die Gestaltung der Beziehungen 
Deutschlands zu seinen Nachbarn wie für die soziale Ordnung des Zusammenlebens von 
Menschen in einer Gesellschaft. Wer den freiheitlichen und nicht den betreuenden Staat will, 
muß Strukturen begründen, die Freiheit und Verantwortung in allen Bereichen des 
Gemeinwesens zur Entfaltung kommen lassen.(...)“744  
Für die CDU soll das Schlagwortpaar Freiheit (in) verantworteter Freiheit 
als Leitbild zur Orientierung dienen. Allerdings wird auch deutlich, warum 
die Bürger mehr Eigenverantwortung übernehmen sollen: Die CDU räumt als 
Regierungspartei vier Jahre nach der Wiedervereinigung in ihrem 
Grundsatzprogramm ein, dass es ihr an finanziellem Handlungsspielraum 
fehlt. Schuld ist ihrer Ansicht nach nicht die Regierungspolitik der CDU-
FDP-Koalition, sondern es seien die Bürger, die zu viele Erwartungen 
gegenüber dem Staat hätten.    
 
 
                                                 
744
 CDU-GSP 1994, § 38 
 323 
5.2.6  Familie  
 
Ähnlich wie im Ludwigshafener Programm wird der Familie im Hauptkapitel 
zur Entfaltung der Person (hier: „Kapitel II: Für die freie Entfaltung der 
Person in unserer Gesellschaft“) ein hoher Stellenwert gewissermaßen als 
Hochwertwort eingeräumt. Anders jedoch als im Ludwigshafener Programm 
wird ein gesondertes Unterkapitel zur Gleichberechtigung zwischen Männern 
und Frauen („1. Gleichberechtigung und Partnerschaft von Frau und Mann“) 
dem Hochwertwort Familie vorangestellt. Das liegt vor allem daran, dass 
durch das Ludwigshafener Programm der Eindruck entstehen konnte, die 
CDU sei in ihrem Bild von einer Familie stärker an ihren konservativen 
Idealen ausgerichtet als an der gesellschaftlichen Realität. Zwar gibt die CDU 
nicht ihr Ideal ihres ‚konservativen’ Familienverständnisses auf, will jedoch 
auf den ersten Blick ‚modern’ wirken, d.h. der fortschreitenden Emanzipation 
der Frauen auch in ihrem Grundsatzprogramm Rechnung tragen, indem sie in 
diesem Hauptkapitel die Gleichberechtigung der Familie voranstellt. 
Gleichberechtigung ist nach den Regeln zum Verständnis von 
Parteiprogrammen demnach wichtiger als Familie.  
Das Bild von einem Paar wird auch im Hamburger Programm durch die 
Verwendung des Singulars Frau und Mann vermittelt. Frauen und Männer 
sollen laut CDU nicht nur gleichberechtigt, sondern auch partnerschaftlich 
füreinander da und verantwortlich sein:  
„Partnerschaft bedeutet, daß Frau und Mann sich gegenseitig in ihrem Eigenwert 
anerkennen, füreinander verantwortlich sind und ihre Aufgaben innerhalb und außerhalb der 
Familie gleichberechtigt vereinbaren.“745   
Bemerkenswert erscheint in diesem Unterkapitel insbesondere, dass sich die 
CDU 1994 nicht nur zur Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
bekennt, sondern nunmehr ihre Realisierung als wichtige Aufgabe ihrer 
eigenen Politik ansieht: 
„Wir treten dafür ein, daß Staat und Gesellschaft entsprechend dem grundgesetzlichen 
Auftrag die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung fördern. Über das Erreichte 
hinaus bedarf es gleicher Berufschancen und Aufstiegsmöglichkeiten im Erwerbsleben, der 
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Aufwertung der Familienarbeit und der besseren Vereinbarkeit von Familie und 
Erwerbsleben.“746 
 
Bemerkenswert ist das Eintreten der CDU an sich für diese Zielsetzung, da 
die bisherige politische Praxis der CDU zwar nicht dem explizit widersprach, 
aber von ihrem alten Familienbild ausging, ohne auf die gesellschaftlichen 
Veränderungen der 1970er Jahre Rücksicht zu nehmen. So wurde im 
Ludwigshafener Programm die Ehe und die Familie „(...) als die beständigsten 
Formen menschlichen Zusammenlebens (...)“747 und „(...) als erste und wichtigste 
Erziehungsgemeinschaft für das Kind (...)“748 beschrieben, die Gemeinschaft und 
die Partnerschaft der Eheleute für die Verantwortung in der Erziehung betont 
sowie erklärt, es sei besser wenn die Mutter nach der Geburt für einige Jahre 
zu Hause bleibe. Gewissermaßen als Nachtrag wurde lapidar erklärt, das 
Gleiche gelte auch für Männer, wenn sie diese Aufgabe übernehmen würden. 
Demzufolge sah die CDU diese Möglichkeit zur Erziehung eines Kindes nur 
als ‚Notlösung’ an. Denkwürdig ist in diesem Zusammenhang, dass die CDU 
im Hamburger Programm auf eine ähnliche Formulierung, wer die Kinder 
erzieht, verzichtet. 
Darüber hinaus formuliert die CDU ausdrücklich ihre konkreten politischen 
Zielsetzungen zur Realisierung der Gleichberechtigung: 
„Wir setzen uns ein: 
- für die erweiterte Anerkennung der Familienarbeit und ihre Anbindung an das soziale 
Sicherungssystem, 
- für die Chancen- und Lohngleichheit sowie den Abbau von Benachteiligungen im 
Berufs- und Erwerbsleben, 
- für bessere Möglichkeiten der Vereinbarkeit von Familien und Beruf, 
- für die umfassende Teilhabe von Frauen an Führungsaufgaben, politischen Mandaten 
und Ämtern sowie in allen gesellschaftlichen Bereichen.“749 
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Hiermit erkennt die CDU die bisherigen Benachteiligungen der Frauen, die 
auch durch ihre bisherige Gesellschaftspolitik nicht ausgeräumt worden sind,  
an. Interessant ist dabei auch, dass die CDU hier nicht Chancengerechtigkeit, 
sondern Chancengleichheit für Frauen fordert. Darüber hinaus geht die CDU 
im letzten Passus indirekt insbesondere auch auf den niedrigen Prozentsatz 
von Frauen in ihren Parteigremien ein. 
Weiterhin spielt die Familie und mit ihr die Ehe für die CDU eine 
übergeordnete Rolle: 
„Die Ehe ist das Leitbild der Gemeinschaft von Frau und Mann. Sie ist die beste Grundlage 
für die gemeinsame Verantwortung von Mutter und Vater in der Erziehung der Kinder. Nach 
wie vor wünschen die meisten Frauen und Männer die Verläßlichkeit, Liebe und 
Partnerschaft in einer Ehe. Ehe und Familie brauchen unsere besondere Unterstützung, 
gerade weil Bindungen in unserer offenen Gesellschaft mehr denn je vom Scheitern bedroht 
sind. Wir halten daran fest, daß die Ehe als Institution einer auf Lebenszeit angelegten 
Beziehung in unserer Verfassungsordnung geschützt bleibt. Wir respektieren nichteheliche 
Partnerschaften und die bewußte Entscheidung, ohne die rechtlichen Bindungen einer Ehe zu 
leben. Wir sind gegen die rechtliche Gleichstellung solcher Partnerschaften mit der Ehe.“750  
 
Die CDU respektiert trotz ihrer Bevorzugung der institutionell geregelten 
Ehe andere Formen des Zusammenlebens und der Partnerschaft, aber wenn es 
um die Anerkennung der gleichen Rechte für diese geht, hat die Toleranz der 
CDU Grenzen.  
Konkrete Forderungen stellt die CDU zum Familienlastenausgleich für ein 
einkommensabhängiges Kindergeld und die steuerliche Entlastung von 
Familien, zu einem Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz sowie zum 
Schutz des ungeborenen Lebens: 
„Wir treten nachdrücklich für den Schutz des Lebens ungeborener Kinder ein. Wir wollen 
die Grundlagen dafür verbessern, daß jedes ungeborene Kind, auch unter erschwerten 
Bedingungen, angenommen wird. Schwangere in Not- und Konfliktlagen brauchen neben 
finanziellen  Hilfen und einem bedarfsgerechten Betreuungsangebot auch für Kleinstkinder 
die volle Unterstützung vom Vater des Kindes, von ihrer Familie und der Nachbarschaft, von 
Arbeitgebern und Vermietern. Der Schutz des Lebens ungeborener Kinder muß in der 
Rechtsordnung unseres Staates verankert bleiben. Das Recht muß dazu beitragen, daß im 
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Interesse des Lebensschutzes Recht und Unrecht unterschieden sowie ein Rechtsbewußtsein 
und entsprechende Verhaltenorientierungen erhalten und gebildet werden.“751  
Das Modalverb müssen wird in Parteiprogrammen immer dann eingesetzt, 
wenn eine Partei in einer politischen Frage nicht kompromissbereit ist, so wie 
hier im Umgang mit dem Thema Schwangerschaftsabbruch: Das Recht, also 
Gesetze, sollen in dieser Frage Recht und Unrecht klar voneinander 
unterscheiden und darüber hinaus der Bevölkerung ein dementsprechendes 
Rechtsbewußtsein vermitteln. 
Zur Förderung des Familienlebens und der Entscheidung für Kinder setzt sich 
die CDU für eine stärkere Anerkennung der häuslichen Arbeit von Müttern 
und Vätern auch in finanzieller Hinsicht ein. Dass dies allerdings nicht ein 
dringendes Ziel ist, wird daran deutlich, dass im CDU-Grundsatzprogramm 
hierzu nur formuliert wird „Wir (…) setzen uns dafür ein (…)“. Sich für 
etwas einsetzen, hat eine andere Qualität hinsichtlich politischer 
Zielsetzungen als Forderungen zu stellen oder ähnliches.   
„Jährlich werden mehr Stunden Haus- und Familienarbeit als Erwerbsarbeit geleistet. Wir 
Christliche Demokraten setzen uns dafür ein, daß diese Leistung stärker anerkannt wird. Die 
Haus- und Familienarbeit erworbenen Kompetenzen müssen als Qualifikation bewertet 
werden. Auch Mütter und Väter, die ihre Kinder alleine erziehen, müssen stärker als bisher 
die Unterstützung der Gesellschaft erfahren. Das Erziehungsgeld, der Erziehungsurlaub 
sowie die Anerkennung von Erziehungs- und Pflegezeiten in der Rentenversicherung sind 
Schritte zur Verwirklichung unseres Ziels der sozialen Anerkennung und Absicherung von 
Familienarbeit und müssen weiter ausgebaut werden. Es ist eine Aufgabe sowohl der 
Tarifpartner in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung als auch in der Politik, die 
Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu verbessern. 
Betriebe und Gemeinden müssen mehr und flexiblere Betreuungseinrichtungen für Kinder 
der verschiedenen Altersgruppen bereitstellen. Die bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf liegt auch im Interesse der Entwicklung der Kindergeneration.“752    
 
In Haus- und Familienarbeit erworbene Kompetenzen bewertet die CDU also 
als Qualifikation. Welcher Art diese Qualifikation jedoch sein soll, dies z.B. 
juristisch als berufliche Qualifikation anzuerkennen, soweit geht das CDU-
Programm nicht. Darüber hinaus sollen die Eheleute Berufsleben und 
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Erwerbsleben besser vereinbaren können durch entsprechende Maßnahmen in 
Betrieben und Kommunen. Dies formuliert die CDU allerdings weder als 
klare politische Forderung in ihrem Grundsatzprogramm, noch verweist sie 
auf entsprechende Gesetzgebungsverfahren, die sie als Regierungspartei 
bisher bereits auf den Weg gebracht hat.       
Im Unterkapitel „Die Familie – Fundament unserer Gesellschaft“ des 
Hauptkapitels „II. FÜR DIE FREIE ENTFALTUNG DER PERSON IN 
UNSERER GESELLSCHAFT“ zählt die CDU explizit noch weitere 
Gruppen auf, die ein Recht auf freie Entfaltung haben: Menschen mit 
Behinderung, Jugend, Senioren. 
 
 
 
5.27  Das Kulturverständnis der CDU  
 
Im gleichen Hauptkapitel „II. FÜR DIE FREIE ENTFALTUNG DER 
PERSON IN UNSERER GESELLSCHAFT“ stellt die CDU im dritten 
Unterkapitel „UNSERE KULTUR – AUSDRUCK NATIONALER 
IDENTITÄT UND WELT-OFFENHEIT“ konkrete Forderungen auf bzw. 
erläutert ihre Haltungen und Einstellungen zur Bildungspolitik, zu den 
Kirchen, zu den Medien, zu Freizeit und Sport sowie zu der Kunst.  
Direkt am Anfang des Unterkapitels gibt die CDU Einblick in ihr 
Kulturverständnis: 
 „Wir Deutschen haben auf der Grundlage der europäischen Zivilisation im Laufe der 
Geschichte unsere nationale Identität und Kultur entwickelt, die sich in unserer Sprache und 
den Künsten, in unseren Sitten und Gebräuchen, in unserem Verständnis von Recht und 
Demokratie, von Freiheit und Bürgerpflicht niederschlägt. Die Kultur des deutschen Ostens 
und der aus ihrer Heimat vertriebenen Deutschen ist ein Bestandteil des Erbes der ganzen 
deutschen Nation, das wir pflegen und erhalten wollen. Deutschland gehört zur 
Wertegemeinschaft des christlichen Abendlandes. Wir sind Teil der europäischen 
Kulturgemeinschaft. Die Völker Europas haben in der Offenheit füreinander und in 
wechselseitigem Austausch untereinander ihre jeweiligen kulturellen Eigenarten entwickelt. 
In unserer Kultur werden vielfältige Einflüsse anderer Kulturen sichtbar. Wir wollen das 
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friedliche Miteinander der unterschiedlichen Kulturen Europas und der Welt erhalten und 
fördern. 
Wir achten, schützen und fördern die kulturelle Identität der seit langem in Deutschland in 
geschlossenen Siedlungsgebieten lebenden Volksgruppen und nationalen Minderheiten 
deutscher Staatszugehörigkeit.“753    
 
Bevor das Schlagwort von der deutschen Leitkultur Ende der 1990er Jahre 
aufkam, hatte die CDU ein ganz bestimmtes Bild von einer deutschen Kultur, 
das vor allem christlich und europäisch geprägt ist als Wertegemeinschaft des 
christlichen Abendlandes und der europäischen Kulturgemeinschaft. Das 
allein ist nicht verwunderlich. Bemerkenswert ist das intensive Eingehen auf 
die kulturellen Wurzeln der Ost-Vertriebenen, was sich vor allem durch die 
politische Nähe der CDU zu ihnen erklärt. Die Vertriebenen-Verbände haben 
einen nicht geringen Einfluss innerhalb der CDU.   
Zusammengefasst ergibt sich folgendes Bild zum konkreten 
Kulturverständnis der CDU: In der Erziehung und in der Bildung sieht die 
CDU wesentliche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Person. 
Dabei bevorzugt die CDU ihre Prinzipien der Chancengerechtigkeit und ihrer 
Leistungsethik.  
Die CDU will am dreigliedrigen Schulsystem festhalten, um 
Chancengerechtigkeit sicherzustellen:  
„Wir treten für ein gegliedertes Schulsystem ein, das die Verschiedenartigkeit von 
Neigungen und Begabungen berücksichtigt und den Wechsel zwischen verschiedenen 
Bildungsgängen ermöglicht. Deshalb halten wir an der Hauptschule neben der Realschule 
und dem Gymnasium als selbständigen Bildungsgängen mit unterschiedlichem Profil und 
jeweils eigenen Abschlüssen fest.“754 
 
Die CDU hält an der Einheit und Freiheit von Forschung und Lehre fest, will 
die Hochschulen ausbauen und ihre Autonomie verstärken.755 In den 
christlichen Kirchen sieht die CDU „(...) eine besondere Bedeutung für die 
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Wertorientierung“756, betont die Freiheit und Unabhängigkeit der Medien und 
ihre gesellschaftliche Verantwortung, setzt sich für Medienerziehung in den 
Schulen, für die Unterstützung von Vereinen und Verbänden im 
Freizeitbereich ein und will Kunst und Kultur in ihrer Freiheit und 
Subsidiarität fördern.757 
Wie man sieht, lässt die CDU kaum ein gesellschaftliches Feld aus, um ihrem 
Leitbegriff Entfaltung der Person eine ‚Breitenbedeutung’ zukommen zu 
lassen.           
 
 
 
5.2.8  Ökologische und Soziale Marktwirtschaft 
 
Auf fast 22 Seiten erklärt das Hamburger Grundsatzprogramm, was die CDU 
unter der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft versteht.  
Mit der Erweiterung des alten CDU-Fahnenwortes Soziale Marktwirtschaft in 
Ökologische und Soziale Marktwirtschaft geht die CDU auf das Bemühen der 
SPD um eine neue Begriffsprägung ein, als sie im Bundestagswahlkampf 
1990 unter dem Titel ihres Regierungsprogramms „Der neue Weg: 
ökologisch, sozial, wirtschaftlich stark“ sich für eine ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft als ihre politische Hauptzielsetzung einsetzte:  
„(...) die ökologische Ausrichtung der sozialen Marktwirtschaft ist das herausragende 
politische Ziel des nächsten Jahrzehnts.“758  
Bis zu ihrem neuen Grundsatzprogramm von 1989 hatte die SPD noch 
konsequent darauf verzichtet, den Begriff soziale Marktwirtschaft in ihren 
Parteiprogrammen zu verwenden. Nun zeigte sie 1990 bei ihrer 
Begriffsneuprägung, dass sie mit der bisherigen Ausgestaltung der sozialen 
Komponente der Marktwirtschaft einverstanden war und diese nun um eine 
ökologische Komponente erweitern wollte. Insofern kann der CDU-Versuch 
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der Begriffsneuprägung von Ökologische und Soziale Marktwirtschaft als 
Reaktion auf die Strategie der SPD bezeichnet werden. Bereits im 
Diskussionsentwurf des Grundsatzprogramms von 1994 war die Erweiterung 
des Leitbegriffs Soziale Marktwirtschaft vorgesehen, jedoch innerparteilich 
stark umstritten. Allein 25 Anträge lagen vor, auf die Erweiterung des alten 
Fahnenwortes zu verzichten, doch die Antragskommission empfahl bei allen 
Änderungsanträgen ihre Ablehnung.759 Bei der Diskussion ging es auch noch 
auf dem Parteitag selbst nicht darum, dass man nicht auch den Umweltschutz 
in das neue Grundsatzprogramm aufnehmen wollte, sondern man befürchtete 
auch innerhalb der Parteispitze, der neue Begriff ließe sich nicht in der 
Öffentlichkeit verankern und man verzichte damit ohne Not auf den 
Bekanntheitsgrad des alten Fahnenwortes Soziale Marktwirtschaft. Die 
Befürworter wiesen jedoch mit Erfolg auf die notwendig gewordene 
Abgrenzung gegenüber der SPD und den Grünen hin.760 
Die Großschreibung von Ökologische knüpft an die Großschreibung von 
Soziale des CDU-Leitbegriffs Soziale Marktwirtschaft an. Seit dem 
Regierungsprogramm von 1972 verwendet die CDU bei der Bezeichnung 
ihres Wirtschaftskonzeptes die Großschreibung, vor allem um kenntlich zu 
machen, dass der soziale Aspekt nicht nur ein Nebenziel, sondern ein 
gleichwertiges Ziel der CDU ist. Nun soll der ökologische Aspekt als drittes 
gleichwertiges Ziel der CDU im Bewusstsein der Wähler verankert werden. 
Die Großschreibung der die Hauptwörter bestimmenden Adjektive ist ein 
intelligenter Schachzug bei der Begriffsprägung, denn im Deutschen kommt 
den Nomen, wie bereits bei demokratischer Sozialismus erläutert, eine 
primäre Funktion zu: Bei sozialer Marktwirtschaft handelt es sich nach den 
Regeln des Sprachgebrauchs vor allem um ein wirtschaftliches Konzept, das 
dem freien Markt verpflichtet ist und erst zweitrangig auch um ein soziales 
System. Bei der Großschreibung Soziale Marktwirtschaft werden die 
Zweitrangigkeit des Adjektivs aufgehoben und die grammatikalischen 
Regeln gewissermaßen umgangen. Bei einer Ökologischen und Sozialen 
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Marktwirtschaft kann davon ausgehend die gewollte Gleichrangigkeit der 
drei Begriffe behauptet werden.  
Ähnlich wie Soziale Marktwirtschaft als Leitbegriff für die Überwindung des 
Gegensatzes zwischen dem ökonomischen und dem sozialen Aspekt bei 
seiner Prägung fungierte, soll Ökologische und Soziale Marktwirtschaft die 
Überwindung des weiteren Gegensatzes, nämlich zwischen Ökonomie und 
Ökologie umreißen. So schreibt die CDU im Abschnitt „Ökologische 
Ordnung“ des ersten Unterkapitels „PRINZIPIEN DER ÖKOLOGISCHEN 
UND SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT“:  
„Wir Christliche Demokraten erweitern die Soziale Marktwirtschaft um eine ökologische 
Dimension. Stärker als bisher wollen wir die Kräfte und Steuerungsmechanismen der 
Marktwirtschaft einsetzen, um einen schonenden Umgang mit Natur und Umwelt zu 
erreichen. Ziel der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft ist es, eine Synthese von 
Ökonomie, sozialer Gerechtigkeit und Ökologie zu schaffen.“761  
 
Der CDU geht es um die Aufhebung des Widerspruchs zwischen einem 
liberalen Wirtschaftssystems einerseits und den gesellschaftlich bedeutenden 
Aspekten eines sozialen, also eines solidarischen und gerechten sowie eines 
naturbewussten Staates andererseits, der die ökologischen Folgen des 
wirtschaftlichen Handelns berücksichtigt und dabei versucht, die Umwelt zu 
schützen.   
Begründet wird diese Synthese mit den beiden weiteren Leitbegriffen des 
Hamburger Grundsatzprogramms Verantwortung und Schöpfung: 
„Unsere Verantwortung für die Schöpfung muß auch unser wirtschaftliches Handeln leiten. 
Wir müssen die Vernetzung von Mensch, Natur und Umwelt zum Prinzip unseres Handelns 
machen. Grundlage der ökologischen Ordnung sind das Verursacher- und das 
Vorsorgeprinzip.“762 
 
Das Verursacherprinzip hatte die CDU bereits 1978 in ihrem Programm, um 
die Verantwortlichkeit zur Regulierung von Umweltschäden zu bezeichnen. 
Was versteht sie jedoch unter dem Vorsorgeprinzip?  
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Die CDU will,  
„(...) daß in Zukunft jeder die Kosten unterlassener Umweltvorsorge und der 
Inanspruchnahme von Umwelt tragen muß, die aus seinem Verhalten als Produzent oder 
Konsument entstehen. Das ist nur dann gewährleistet, wenn sich die Kosten in ökologisch 
ehrlichen Preisen niederschlagen. Damit setzen wir Signale und schaffen Anreize zu 
umweltschonendem Verhalten.“763 
 
Der Bürger soll seine Verantwortung für die Umwelt vor allem finanziell 
tragen und dadurch motiviert werden, sich umweltschonender zu verhalten. 
Insofern ist die Bestrafung umweltschädigenden Verhaltens Bestandteil 
dieses Vorsorgeprinzips.  
Darüber hinaus sollen marktwirtschaftliche Anreize der Wirtschaft gegeben 
werden, wenn sie verstärkt Umweltschutzmaßnahmen einsetzt. Notwendig 
sei dabei, so die CDU, ein „(...) neues Verständnis von Wohlstand und Wachstum“: 
„Wesentlicher Bestandteil des Wohlstandes ist eine gesunde und lebenswerte Umwelt. 
Wachstum bedeutet weitaus mehr als nur die Mehrung von Gütern und Dienstleistungen. 
Unser neues Verständnis von Wachstum schließt die schonende Nutzung der natürlichen 
Ressourcen durch den Einsatz modernster Produktionsmethoden und den Weg ökologisch 
ehrlicher Preise für die Inanspruchnahme von Umwelt ein.“764  
 
Hiermit rückt die CDU weit von ihrem früheren Verständnis und den 
allgemein mit dem Wirtschaftswunder in Deutschland verbundenen Begriffen 
Wohlstand und Wachstum ab.   
Auch die ökologische und ökonomische Situation in der ehemaligen DDR 
wird als Begründung für ein um den ökologischen Aspekt erweitertes 
Wirtschaftskonzeptes herangezogen. So heißt es im zweiten Unterkapitel des 
gleichen Hauptkapitels „DIE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT DES WIRT-
SCHAFTSSTANDORTES DEUTSCHLAND VERBESSERN“: 
„Die sozialistische Planwirtschaft hat in den neuen Ländern in Deutschland große 
ökologische und ökonomische Zerstörungen hinterlassen und den Menschen schweren 
Schaden zugefügt. Im wiedervereinigten Deutschland ist es daher eine Aufgabe aller 
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Verantwortlichen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik, den wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Neuaufbau in den neuen Bundesländern voranzutreiben.“765    
 
Dass das Wirtschaftskonzept der Sozialen Marktwirtschaft ohne den 
ökologischen Aspekt nicht mehr für die CDU gültig ist, wird im gleichen 
Unterkapitel dadurch deutlich, dass sie von der Sozialen Marktwirtschaft, 
wenn, dann nur noch in der Vergangenheitsform spricht:  
„Wir Christliche Demokraten haben die Soziale Marktwirtschaft politisch entwickelt, gegen 
heftige Widerstände durchgesetzt und in Jahrzehnten der Regierungsverantwortung 
ausgestaltet.“766  
Unter dem im Bundestagswahlkampf 1998 so erfolgreich verwendeten 
Schlagwort der SPD Innovation zählt die CDU 1994 konkrete Forderungen 
zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auf der Grundlage 
ihres Konzeptes der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft auf. Insofern 
kann schon vorab konstatiert werden, dass die CDU ein ihr wichtiges 
politisches Schlagwort (Innovation) im anschließenden Kampf um Wörter 
verloren hat, obwohl sie es zuerst gezielt als Leitbegriff verwendet hat. Unter 
dem Abschnitt „Spitzenleistungen durch Innovationen“ subsumiert die CDU 
Maßnahmen zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit: 
„Als rohstoffarmes Land mit hohen Arbeitskosten ist Deutschland besonders auf die 
Leistungs- und Innovationsfähigkeit seiner Menschen und der Wirtschaft angewiesen. Wir 
müssen uns mit unserer Fähigkeit zu Spitzenleistungen auf unsere Produkte und 
Produktionstechniken mit Spitzenqualität konzentrieren. Technischer Fortschritt vollzieht 
sich in immer kürzeren Zyklen und erfordert eine Beschleunigung von Innovationen. Die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes hängt deshalb wesentlich von einem hohen 
Leistungsstand bei Forschung und Entwicklung sowie bei der Anwendung neuer 
Technologien wie Bio-, Gen-, Informations- und Umwelttechnologien ab. 
Umweltfreundlichen Produkten und Technologien gehört die Zukunft. Mit der 
Weiterentwicklung unserer Wirtschaftsordnung zu einer Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft können wir nicht nur unsere führende Rolle im Bereich der 
Umwelttechnologien ausbauen, sondern auch einen wesentlichen Standortvorteil für die 
Zukunft zu sichern.“767 
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Die CDU verknüpft den Begriff Innovation demnach vor allem mit folgenden 
Begrifflichkeiten Leistungs- und Innovationsfähigkeit, Spitzenleistungen, 
Spitzenqualität, Wettbewerbsfähigkeit, hoher Leistungsstand bei Forschung 
und Entwicklung, technischer Fortschritt, Anwendung neuer Technologien, 
Ökologische und Soziale Marktwirtschaft, Standortvorteil, Zukunft. 
Wie noch zu zeigen sein wird, verwendet die CDU in ihrem 
Grundsatzprogramm 1994 den Begriff Innovation deskriptiv fast 
deckungsgleich wie die SPD im Bundestagswahlkampf 1998. 
Es folgt eine Liste von konkreten Maßnahmen, da die CDU 1994 auf ein 
Wahlprogramm verzichtet: Die CDU will danach die Staatsverschuldung 
senken, den Staatsanteil am Bruttosozialprodukt zurückführen, Steuern und 
Abgaben senken, Aus- und Weiterbildung, Wissenschaft und Forschung 
verbessern, Zukunftstechnologien und Umweltschutz fördern, Subventionen 
abbauen, Privatisierungen von Staatsbetrieben vornehmen, Vorschriften,  
Auflagen sowie Genehmigungsverfahren beschleunigen bzw. deregulieren, 
Arbeits- und Maschinenlaufzeiten flexibilisieren und verlängern, die 
Informations- und Verkehrsinfrastruktur verbessern usw. Andere konkrete 
Forderungen betreffen z.B. nicht nur die Förderung mittelständischer 
Unternehmen, sondern ein ‚ur-sozialdemokratisches’ Ziel: das Eintreten für 
die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapital:  
„Die Eigenkapitalbildung kann verbessert werden, indem die Arbeitnehmer an den Erträgen 
der Unternehmen beteiligt und ihre Ersparnisse in Form von Miteigentum nutzbar gemacht 
werden. Nicht nur in den alten, sondern gerade auch in den neuen Bundesländern sollten die 
Tarifpartner die bestehenden Fördermöglichkeiten ausschöpfen. Wir wollen die rechtlichen 
und finanziellen Bedingungen dafür verbessern.“768  
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5.2.9  Bewahrung der Schöpfung  
 
Bewahrung der Schöpfung sowie Verantwortung für die Schöpfung sind die 
weiteren neuen politischen Leitbegriffe dieses Grundsatzprogamms, die sich 
jedoch in das christliche Selbstverständnis der Partei nahtlos einfügen. Das 
christliche Verständnis von der göttlichen Schöpfung allen Lebens auf Erden 
bietet sich für eine Aufnahme in das politische Vokabular einer christlichen 
Partei geradezu an:   
„Unsere Verantwortung für die Schöpfung erstreckt sich auch auf die Mitwelt Natur im 
ganzen Reichtum ihrer Erscheinungen. Wir Christliche Demokraten wenden uns gegen die 
These, der Mensch sei einer ethischen Steuerung des von ihm in Gang gesetzten technischen 
Fortschritts nicht fähig. Zwischen seiner moralischen und technischen Vernunft klafft kein 
unüberbrückbarer Abgrund. Der Mensch hat die Kompetenz und die Pflicht, moralisch 
verantwortlich mit dem umzugehen, wozu er technisch in der Lage ist. Dies zu leisten gehört 
zur Größe seiner Bestimmung als Geschöpf Gottes.“769 
 
Die CDU will den Grünen offenbar das politische Feld der Umweltpolitik 
nicht kampflos überlassen. Zwar will sie, die CDU, weiterhin als eine die 
Wirtschaft fördernde Partei verstanden werden, aber sie versucht den 
Gegensatz zwischen Wirtschafts- und Umweltschutzinteressen nicht nur zu 
leugnen, sondern sie appelliert an die moralische Verpflichtung des 
Einzelnen, mit der Umwelt verantwortlich umzugehen. Hier wird aus der 
Verantwortung des Einzelnen gegenüber den Gemeininteressen das 
moralische Gebot für den Einzelnen als Geschöpf Gottes.  
Zwar ist für die CDU die Verantwortung des Einzelnen im Umgang mit der 
Natur entscheidend, welche der deutsche Staat fördern soll, aber die Partei ist 
sich darüber im Klaren, dass der aktive Umweltschutz nicht allein auf 
nationaler Ebene, sondern nur global erfolgreich sein kann. 
„Wir brauchen einen weltweiten Entspannungsprozeß zwischen Mensch und Natur. 
Wirksamer Umweltschutz beginnt im eigenen Land. Er kann aber nur dann erfolgreich sein, 
                                                 
769
 CDU-GSP 1994, § 141 
 336
wenn es darüber hinaus gelingt, möglichst alle Staaten der Welt für die Bewahrung der 
Schöpfung zu gewinnen.“770 
 
In der Mitte des Kapitels „Bewahrung der Schöpfung“ liefert die CDU eine 
nähere Bestimmung des Begriffs Schöpfung:  
„Wir Christliche Demokraten wollen unseren Beitrag zur Bewahrung der Schöpfung leisten. 
Im Mittelpunkt steht für uns dabei ein Verständnis von Schöpfung, das Mensch, Natur und 
Umwelt als Einheit begreift. (...) Bewahren heißt für uns Gestalten, damit die 
Zusammenhänge und Wechselseitigkeiten im Netzwerk von Mensch, Natur und Umwelt 
erhalten werden.“771                 
 
Schöpfung wird hier als symbolischer Begriff für die Einheit zwischen 
Mensch, Natur, Umwelt verwendet. Das Verb bewahren wird hier nicht nur 
im Sinne von konservieren verwendet, um zu verdeutlichen, dass es der CDU 
darum geht, etwas zu erhalten, was sie für erhaltenswert hält, sondern wird 
hier um das kreative Element, nämlich das des Gestaltens, erweitert, so dass 
dem Verb bewahren eine neue, ungewöhnliche Nebenbedeutung zugewiesen 
wird. Eigentlich soll, will man etwas bewahren, ein Zustand durch Pflege und 
Wartung beibehalten werden. Hier soll das Netzwerk von Mensch, Natur, 
Umwelt erhalten und dabei neu?! gestaltet werden. 
Wer bei der CDU normalerweise an die christliche Wendung Bewahrung der 
Schöpfung denkt, denkt unwillkürlich an die Familienpolitik der CDU und 
ihre Einstellung zu Schwangerschaftsabbrüchen. In den 1990er Jahren 
brachte besonders die Genforschung viele weitgehende Erkenntnisse über 
Erbkrankheiten und deren mögliche Bekämpfung durch Eingriffe im 
menschlichen Erbgut. Die CDU sieht hierbei besonders die Gefahr, dass die 
menschliche Würde durch „Genmanipulationen“ verletzt wird:             
„Wissenschaft lebt aus der Freiheit. Die Freiheit von Wissenschaft und Forschung findet ihre 
Grenzen dort, wo die Würde des Menschen bedroht oder die Schöpfung insgesamt gefährdet 
ist. Menschliches Leben – ob geboren oder ungeboren – ist unverfügbar und schutzwürdig. 
Wir treten für den Schutz des menschlichen Erbgutes vor Manipulationen ein. 
Unverfügbarkeit des eigenen Genoms und der Schutz seiner Daten ist unveräußerliches 
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Recht jedes einzelnen. Grenzen ergeben sich aus dem Prinzip der Gesamtvernetzung aber 
auch dort, wo Forschungsverfahren oder die Anwendung von Forschungsergebnissen mit 
Folgen verknüpft sind, die sich der Kontrolle des Menschen entziehen und damit zu einer 
Gefährdung seiner natürlichen Lebensgrundlagen führen können.“772  
 
Die CDU befürchtet vor allem einen Kontrollverlust seitens der Politik 
gegenüber der Forschung und ihren Folgen. Hier kommt die ‚konservative’ 
Haltung der Partei deutlich zutage, sie will ihre Idealvorstellung von der 
Familie und ihrer Planung nicht aufgeben, geschweige denn der 
Genforschung überlassen. Die Schöpfung soll konsequenterweise in diesem 
Bereich bewahrt werden, was impliziert, dass Eingriffe durch die Forschung 
bei der Familienplanung von vornherein als bedenkenswert gelten müssen, 
denn jeder Eingriff manipuliert den Willen Gottes.     
Auch die Umwelt als Teil der Schöpfung soll bewahrt werden. Die CDU 
macht sich Gedanken über die menschliche Lebensgrundlage, die Erde.   
„Umweltpolitik ist Überlebenspolitik und muß verstetigt betrieben werden, unabhängig von 
Konjunkturschwankungen und Meinungsmoden. Wir Christliche Demokraten erkennen 
unsere Verantwortung für unseren Planeten an und verpflichten uns zum ökologischen 
Generationenvertrag.“773  
Zwar taucht bereits 1994 der Begriff ökologischer Generationenvertrag auf, 
er wird aber noch nicht näher erläutert. Durch die Verwendung des Begriffs 
Verantwortung im Zusammenhang mit der Erde wird jedoch deutlich, dass 
der ökologische Generationenvertrag enthalten muss, dass die jetzige (auch 
umweltpolitisch) verantwortliche Generation dafür Sorge tragen muss, dass 
ihre Nachkommen noch eine ökologisch funktionierende Erde vorfindet. 
Sehr verallgemeinernd, d.h. nicht konkret werdend, erklärt die  CDU, dass sie 
das ökologische Bewusstsein der Gesellschaft stärken will: 
„Wir setzen uns dafür ein, daß neue Möglichkeiten zur Aufklärung und Mitgestaltung 
geschaffen werden, damit die Bewahrung der Schöpfung fester Bestandteil des 
gesellschaftlichen Bewußtseins wird.“774   
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In diesem Zusammenhang definiert die CDU den erfolgreichen Begriff 
Fortschritt neu: 
„Wir treten für ein neues Verständnis von Fortschritt ein. Als Fortschritt kann nur das 
bezeichnet werden, was von den Bedingungen der Natur mitgetragen wird. Wirtschaftliches 
Handeln, das die natürlichen Ressourcen unverhältnismäßig verbraucht und unser 
Ökosystem gefährdet kann nicht als Fortschritt bezeichnet werden.“775  
 
Die alte deskriptive Bedeutung des Begriffs Fortschritt enthielt vor allem den 
technischen Fortschritt, dem alles andere unterzuordnen ist. Technischer 
Fortschritt zeichnete sich mitverantwortlich für das so genannte deutsche 
Wirtschaftswunder der Nachkriegszeit, wobei jedoch umweltpolitische 
Aspekte deutlich vernachlässigt wurden. 
Das Programm schließt mit dem Begriff Bewahrung der Schöpfung in 
Klimax-Position. Die Dringlichkeit, die Schöpfung zu bewahren, wird auch 
durch das Motiv des Überlebenswillens herausgestellt.   
„Anders leben, damit wir alle überleben – diesem Ziel dient unsere Politik der Bewahrung 
der Schöpfung.“776            
 
Der an den Anfang des Satzes platzierte Appell anders leben, damit wir alle 
überleben vermittelt dem Leser, dass sich die Lebensgewohnheiten der 
Menschen ändern müssen, wenn sie nicht sterben wollen.    
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6. Die Entwicklung der Grundsatzprogrammatik der SPD seit der 
Kanzlerkandidatur Willy Brandts 
 
Während der Kanzlerschaft Willy Brandts entwickelte die SPD zwar ihre 
Grundsatzprogrammatik nicht weiter, setzte aber deutliche politische 
Akzente, die mit den Schlagworten Reform, Demokratisierung, 
Friedenspolitik, Verständigung verbunden waren. So war das in Bad 
Godesberg beschlossene Regierungsprogramm vom 17. April 1969 
überschrieben mit dem Titel „Erfolg – Stabilität – Reformen“.777  
Der viel zitierte Satz Brandts „Wir wollen mehr Demokratie wagen.“ steht 
symbolisch für den Regierungswechsel von der großen Koalition zur 
sozialliberalen Koalition 1969. Notstandsgesetzgebung und 
Studentenbewegung in den 1960er Jahren hatten vor allem  gezeigt, dass in 
der repräsentativen Demokratie die demokratischen Grundrechte zwar 
verfassungsrechtlich verankert waren, demokratische (Denk-)Strukturen auf 
der nichtparlamentarischen Ebene hingegen nur mangelhaft ausgeprägt 
blieben. 
 
 
 
6.1 Das Regierungsprogramm „Erfolg – Stabilität – Reformen“ (1969) 
für die Kanzlerschaft Willy Brandts  
 
 
6.1.1 Reform 
Reformen werden von der SPD in fast allen gesellschaftsrelevanten 
Bereichen angestrebt. Auch durch die explizite Nennung des Begriffes 
Reform wird der Reformwille der SPD unterstrichen:  
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 Regierungsprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1969, Bonn/Bad 
Godesberg 1969, beschlossen auf dem außerordentlichen Parteitag der SPD am 17. April 
1969 in Bad Godesberg   
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Reform des Wettbewerbsrechts, Reform des Abzahlungsrechts, Finanzreform, 
Verkehrsreform, Wohnungs- und Städtebaureform, Reformen unserer 
staatlichen Ordnung: Reform des Laufbahnrechts im öffentlichen Dienst, 
Parlamentsreform, Justizreform, Bildungsreform, Hochschulreform. 
 
 
 
6.1.2  Demokratie und Demokratisierung 
Das politische Schlagwort Demokratisierung impliziert, dass Demokratie erst 
hergestellt werden muss. Der Handlungsbedarf bestand laut SPD vor allem in 
den Bereichen Europäische Gemeinschaft, Wirtschaft und Bildung. Wenn 
Demokratisierung statt Demokratie gefordert wird, so steht der Prozess im 
Vordergrund und nicht mehr nur das Ziel. Dementsprechend wird der 
Eindruck erweckt, dass der Prozess, Demokratie umzusetzen, erst noch 
begonnen werden müsste und noch nicht fortgeschritten sei.    
Die SPD will die Europäische Gemeinschaft 1969 politisch und 
wirtschaftlich unterstützen, dabei aber auch zu ihrer Demokratisierung 
beitragen: 
„Wir werden uns für eine politische und wirtschaftliche Stärkung der Europäischen 
Gemeinschaft sowie für ihre Demokratisierung und wirksame parlamentarische Kontrolle 
einsetzen.“778 
 
Unter der Überschrift „Demokratie auch in der Wirtschaft“ erläutert die SPD 
ihren Standpunkt zur Ausbildung eines gleichberechtigten Wirtschafts-
bürgers:  
„Die Arbeitnehmer haben die Hauptlast des wirtschaftlichen Wiederaufbaus getragen. Sie 
wollten und wollen nicht die Rekonstruktion des Alten, sondern die Konstruktion des Neuen. 
Zum Staatsbürger gehört in der Demokratie der gleichberechtigte Wirtschaftsbürger. Daher 
verlangen wir die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und einen Ausbau der Aufgaben und 
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 Regierungsprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 1969, Bonn, Bad 
Godesberg 1969, S. 5 
 341 
Rechte der Betriebsräte; dafür haben wir unsere Gesetzesentwürfe bereits vorgelegt. Wir 
wollen die Aufsichtsratsbezüge bei Aktiengesellschaften begrenzen.“779     
 
Im deutschen Schulwesen sieht die SPD ebenso Handlungsbedarf, da die 
Schulbildung 1969 immer noch abhängig vom Einkommen oder Vermögen 
der Eltern sei: 
„Das von uns in diesem Jahr vorgelegte >>Modell eines demokratischen Bildungswesens<< 
ist die Grundlage dieser Reform. Der Bildungsplan, auf den sich die Sozialdemokraten in 
allen Bundesländern verpflichtet haben, sichert den jungen Menschen, unabhängig vom 
Einkommen der Eltern, gleiche Start- und Ausbildungschancen. Unser Bildungssystem 
bringt in einer Stufenfolge vom Kindergarten über die Gesamtschule bis zur Universität die 
Fähigkeiten und Interessen jedes einzelnen zur Entfaltung.“780  
 
Ebenso sieht die SPD in den alten Verwaltungsstrukturen und der 
Organisation der Lehre der Hochschulen undemokratische Hierarchien: 
„Unsere Universitäten und Hochschulen sind in ihrer Struktur und in der Organisation des 
Lehrbetriebs veraltet. Ihre Reform wurde zu lange vernachlässigt. Die sozialdemokratischen 
Vorschläge zur Hochschulreform erhöhen die Leistungsfähigkeit der Universitäten, führen 
zu ihrer Demokratisierung und sichern die Freiheit von Forschung und Lehre.“781 
 
 
 
6.1.3  Friedenspolitik und Verständigung 
Die beiden Begriffe Friedenspolitik und Verständigung werden gezielt in den 
Überschriften zweier Kapitel des Regierungsprogramms verwendet. Die 
Überschrift des ersten Kapitels geht direkt nach der Einführung „Die SPD in 
der Regierungsverantwortung“ auf die neue Außenpolitik ein:   
„Friedenspolitik:  
Sicherheit und Entspannung  
Unser nationales Interesse verlangt: 
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Freundschaft mit dem Westen und Verständigung mit dem Osten“782  
 
Sicherheit in der Außenpolitik erfordert eine Sicherung, sprich eine 
Verteidigungs- und Bündnispolitik. Entspannung impliziert in diesem 
Zusammenhang, dass eine angespannte Situation vorliegt, die sich 
entspannen muss. Insofern sind die beiden Sätze des genannten Slogans, der 
Kapitelüberschrift, im Prinzip Wiederholungen, denn die Freundschaft mit 
dem Westen entspricht der Bündnispolitik (Sicherheit/Sicherheitspolitik) und 
die Verständigung mit dem Osten Umgang der SPD mit der angespannten 
Situation mit den Ostblockstaaten (Entspannung/Entspannungspolitik)ö. 
 
Das zweite Kapitel widmet sich ausschließlich den Beziehungen zur DDR 
und trägt die Überschrift 
„Deutschlandpolitik: 
Verständigung und geregeltes Miteinander 
Der Frieden verlangt die Verständigung  
der beiden Teile Deutschlands.“783 
Auch hier stellt das Schlagwort Verständigung das wichtigste Wort der 
Überschrift dar. 
 
 
 
6.2 Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-
1985: Ziele des demokratischen Sozialismus 
 
In diesem Orientierungsrahmen werden die drei Grundwerte Freiheit, 
Gerechtigkeit, Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend 
definiert, um ein neues Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen 
vorzubereiten. 
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6.2.1 Freiheit  
 
Freiheit bedeutet für die SPD 1975 deskriptiv vor allem die Notwendigkeit, 
frei von wirtschaftlicher Not zu sein: 
„Freiheit bedeutet das Freisein von entwürdigen Abhängigkeiten und die Möglichkeit, die 
eigene Persönlichkeit in den Grenzen, die durch die Forderungen der Gerechtigkeit und der 
Solidarität gezogen werden, frei zu entfalten. Freiheit ist jedoch nur dann gesellschaftliche 
Wirklichkeit und nicht bloß Illusion oder Vorrecht für wenige, wenn alle Menschen die 
tatsächliche (wirtschaftliche, politische, soziale, kulturelle) Möglichkeit der freien Entfaltung 
besitzen.“784 
 
Die freie Entfaltung aller Menschen ist für die SPD nur dann gewährleistet, 
wenn auch Chancengleichheit besteht. Insofern grenzt die SPD 1975 ihre 
Definition von dem Grundwert Freiheit im Gegensatz zum Godesberger 
Programm von 1959 näher ein. So hatte die SPD im Godesberger Programm 
– wie gesehen – noch  zahlreiche Referenzbereiche auf den Grundwert 
Freiheit bezogen. Für die SPD kann der als ideologisches Polysem 
durchgängig positiv beurteilte Wert Freiheit allerdings zur sprachlichen 
Illusion werden oder nur ein Vorrecht für wenige sein, wenn nicht alle 
Menschen die tatsächlichen Möglichkeiten der freien Entfaltung besitzen. 
Hier spielt die SPD vornehmlich auf die unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Voraussetzungen der Menschen an, den Grundwert Freiheit ihres Erachtens 
einschränken. 
 
 
6.2.2  Gerechtigkeit 
 
Auch die Gerechtigkeit wird deskriptiv mit der Chancengleichheit 
gleichgesetzt: 
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„Die Ziele des demokratischen Sozialismus. Auszug aus dem >>Ökonomisch-sozialen 
Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985<<, abgedruckt in: Miller, Susanne / Potthoff, 
Heinrich: Kleine Geschichte der SPD. Darstellung und Dokumentation 1848-1990, Bonn 
1991, S. 440 
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„Gerechtigkeit verwirklicht die Freiheit jedes einzelnen, indem sie ihm gleiche Rechte und 
gleichwertige Lebenschancen in der Gesellschaft eröffnet.“785  
 
Auf bestehende Ungerechtigkeiten wird von der SPD hier nicht eingegangen, 
um zu konkretisieren, was sie 1975 unter dem Leitbegriff Gerechtigkeit 
versteht. 
 
 
 
6.2.3  Solidarität 
 
Der Begriff Solidarität wird auch hier als alter Kampfbegriff der 
Arbeiterbewegung herausgestellt und wird betont in dieser Bedeutung weiter 
verwendet:  
„Solidarität hat in der Geschichte der Arbeiterbewegung und des demokratischen 
Sozialismus eine entscheidende Bedeutung gespielt und ist auch heute im Kampf für eine 
menschlichere Gesellschaft von zentraler Bedeutung. Ökonomisch-soziale Grundlage der 
Solidarität ist die Notwendigkeit gesellschaftlicher Arbeitsteilung und Zusammenarbeit 
sowie die Nützlichkeit gemeinsamen Handelns. Solidarität kommt besonders im 
Zusammenhalt von Gruppen zum Ausdruck, deren Angehörige gemeinsam gegen 
Abhängigkeiten und Benachteiligungen zu kämpfen haben. Solidarität ist jedoch mehr als die 
Summe von Einzelinteressen und auch nicht nur eine Waffe im sozialen Kampf. Solidarität 
drückt die Erfahrung und die Einsicht aus, daß wir als Freie und Gleiche nur dann 
menschlich miteinander leben können, wenn wir uns füreinander verantwortlich fühlen und 
einander helfen. Solidarität hat für uns eine allgemeine menschliche Bedeutung; sie darf 
daher auch nicht an den nationalen Grenzen aufhören. Aus dem Grundwert Solidarität 
erwachsen für jeden Pflichten gegenüber seinen Mitmenschen und gegenüber der 
Gesellschaft. Im Gegensatz zu den Forderungen totalitärer, autoritärer oder 
pseudorevolutionärer Gemeinschaftsideologien beruht die verpflichtende Kraft unserer Idee 
der Solidarität nicht auf blindem Autoritätsglauben, sondern auf dem bewußten, vernünftigen 
Einverständnis freier Menschen.“786 
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Zwar verzichtet die SPD 1975 nicht auf die Identität stiftende Bedeutung 
ihres Fahnenwortes Solidarität als Kampfbegriff, aber sie erweitert es in 
seiner deskriptiven Bedeutung um das Element der so genannten 
Brüderlichkeit, mit der die CDU die Solidarität gleichsetzt. Insofern nähert 
sich die SPD an die CDU-spezifische Verwendung des Begriffs Solidarität 
an.  
 
 
 
6.2.4 Auseinandersetzung mit der Begriffsverwendung der politischen 
Gegner 
 
Im Anschluss setzt sich die SPD mit den vorgeblich bestehenden 
Definitionen der Grundwerte durch die anderen etablierten Parteien der BRD 
auseinander. Hiermit will sie sich bewusst von der CDU, der FDP, von 
kommunistisch-leninistischen Parteien wie DKP und SED sowie den 
rechtsradikalen Parteien und rechtsextremen Randbewegungen absetzen.    
„Wer den notwendigen Zusammenhang der drei Grundwerte und ihrer Gleichrangigkeit 
verkennt, engt sie ein, höhlt sie aus und läuft schließlich Gefahr, sie – wie im Falle der 
totalitären Bewegungen – zu zerstören. 
- Es ist der Irrtum des Liberalismus, Freiheit und Gerechtigkeit könnten in einer 
Gesellschaft krasser Ungleichheit und des Kampfes aller gegen alle ohne eine die ganze 
Gesellschaft umfassende menschliche Solidarität geschaffen und gewahrt werden. 
- Es ist der Irrtum des Konservatismus, es könne zwischen Reichen und Armen, 
Mächtigen und Machtlosen, Wissenden und Unmündigen wirkliche Solidarität geben 
und man könne die rechtlich-politische Freiheit bewahren, wenn man die ökonomische, 
soziale und kulturelle Freiheit einer Minderheit vorbehält. 
- Es ist der Irrtum der kommunistischen, marxistisch-leninistischen Bewegungen, es gäbe 
Gleichberechtigung ohne Freiheit und man könne Solidarität erzwingen. 
- Es ist der Irrtum des Faschismus, man könne eine solidarische Volksgemeinschaft auf 
der Grundlage prinzipieller Ungleichheit der Menschen und ohne Freiheit des einzelnen 
errichten. 
Die Grundwerte und Grundforderungen des demokratischen Sozialismus haben über die 
Gestaltung der ökonomisch-politischen Verhältnisse hinaus Bedeutung. Sie beziehen sich auf 
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die gesamte gesellschaftliche Lebenswirklichkeit der Menschen. Sie stützen sich auf 
humanistische und christliche Tradition. Deshalb sehen wir in den Kirchen, den religiösen 
Gemeinschaften und den weltanschaulichen Gruppen nicht nur willkommene Partner des 
staatlichen und sozialen Handelns, sondern wir erhoffen uns aus ihren Reihen auch 
Unterstützung im Kampf um eine menschlichere Gesellschaft.“787 
 
Das Bekenntnis zu den Kirchen, das die SPD bereits 1959 im Godesberger 
Programm gegeben hatte, wird 1975 nicht nur bestätigt, sondern erweitert um 
religiöse Gemeinschaften und weltanschauliche Gruppen. Genau genommen 
erweitert und präzisiert die SPD hier ihre Definition des demokratischen 
Sozialismus. Es geht der Partei um den Kampf um eine menschlichere 
Gesellschaft. Typisch für den Sprachgebrauch der SPD ist, dass vom Kampf 
die Rede ist und nicht von Arbeit, Engagement usw. Die Partei gibt sich 
weiterhin kämpferisch, wenn auch nicht revolutionär.  
 
 
6.2.5  Widersprüche unserer Zeit 
 
Laut der SPD existieren 1975 „Widersprüche in der Wirklichkeit des 
menschlichen Lebens“ in der Welt, denen sie sich aktualisierend stellen will: 
- „Der Wunsch der meisten Menschen nach Frieden steht im Widerspruch zu der 
andauernden Kriegsgefahr an vielen Stellen der Erde. Diese Gefahr wird dadurch 
verschärft, daß das Gefälle zwischen reichen und armen Ländern bisher nicht abgebaut 
wurde, sondern sich teilweise noch vergrößert. 
- Die Einsicht in die Unproduktivität von Rüstungsausgaben ist weit verbreitet, dennoch 
halten Furcht, Mißtrauen, wirtschaftliche Interessen und Streben nach Macht einen 
kräftezehrenden Rüstungswettlauf in Gang. 
- Wenn auch Armut und Mangel in der Bundesrepublik kein Massenproblem darstellen, 
so sind sie doch bis in entwickelte Industriegesellschaften hinein über die ganze Welt 
verbreitet; auf der anderen Seite werden jährlich riesige Produktionskapazitäten 
vergeudet. 
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- Der Hunger in einem großen Teil der Erde steht in schreiendem Gegensatz zu der 
Überproduktion, dem Überverbrauch und sogar der Vernichtung von Lebensmitteln in 
einigen Ländern. 
- Obwohl wir wissen, daß Demokratie und Freiheit nur dort wirklich bestehen können, wo 
jeder grundsätzlich die gleiche Chance hat, seine Meinung und seine Interessen in die 
gesellschaftlichen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einzubringen, wird im 
Namen von Freiheit und Demokratie zugelassen, daß sich riesige wirtschaftliche und 
damit politisch Macht in wenigen Händen ansammelt. Zugleich beobachten wir, daß in 
den sogenannten sozialistischen Ländern die Beseitigung privater Wirtschaftsmacht statt 
zur Befreiung der Arbeitenden zu ungeheuren politisch-ökonomischen  
Machtzusammenballungen in den Händen einer unkontrollierten Bürokratie und zur 
Diktatur geführt hat. 
- Obgleich unter allen Einsichten anerkannt wird, daß mehr Freiheit und Sicherheit im 
Arbeitsleben humaner und produktiver zugleich sein würden, arbeiten Abermillionen 
von Menschen immer noch an gesundheitsschädlichen, abstumpfenden Arbeitsplätzen 
und in einer Abhängigkeit, die dem Grundsatz der Menschenwürde nicht entspricht. 
- Trotz fortgeschrittener wissenschaftlicher Einsicht und entwickelter ökonomisch-
technischer Möglichkeiten werden immer wieder häßliche, unwirtliche und 
kinderfeindliche Städte oder Siedlungen eingerichtet. 
- Die meisten Menschen erstreben ein friedliches Zusammenleben mit ihren 
Mitmenschen; ungeachtet dessen erzeugen Vorteil und mangelnde Einsicht immer aufs 
neue Spannungen und Konflikte. 
- Obwohl die Gleichberechtigung von Männern und Frauen schon lange gefordert wird 
und in vielen Ländern rechtlich verbrieft ist, besteht nach wie vor eine Benachteiligung 
der Frau in der Arbeitswelt, im Bereich der Familie und des Haushalts sowie im 
Bildungs- und im Erziehungssystem.“788       
 
„Grundlegend“ sind laut SPD folgende gesellschaftlichen Probleme: 
- „Eine Wirtschaftsordnung, die auf der einzelwirtschaftlichen Verfügung über die 
Produktionsmittel und auf der Machtkonkurrenz beruht, orientiert ihre Produktion nicht 
unmittelbar an den Bedürfnissen der Menschen nach bestimmten Gütern oder 
Dienstleistungen, sondern prinzipiell an der gewinnbringenden Verwertung des 
eingesetzten Kapitals durch Befriedigung der vorhandenen kaufkräftigen Nachfrage. 
Individuelle oder soziale Bedürfnisse, die nicht oder nicht in hinreichendem Maße als 
kaufkräftige Nachfrage auftreten können, werden deshalb in dieser Wirtschaftsordnung 
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so lange durch den Markt nicht ausreichend befriedigt, wie die Produktion sich 
ausschließlich oder überwiegend am Gewinn orientiert. 
- Eine solche Wirtschaftsordnung führt zwar in der Regel zu hoher Produktivität, steht 
jedoch in der Gefahr, an den Bedürfnissen der Menschen vorbeizuproduzieren. Ihre 
Ersetzung durch staatliche Planung bringt jedoch die andere Gefahr mit sich, daß 
herrschende Minderheiten (Bürokratien) unkontrollierbar über die 
Bedürfnisbefriedigung der Menschen entscheiden. 
- In undemokratischen, nicht rechtsstaatlich verfaßten politischen Systemen gibt es 
überhaupt keine Garantie dafür, daß die herrschenden Gruppen im Interesse der Bürger 
regieren. Aber auch unter demokratisch-rechtsstaatlichen politischen Verfassungen 
müssen die Bürger immer wieder besondere Anstrengungen unternehmen, damit ihre 
Interessen angemessen berücksichtigt werden, und sich nicht von der Gesamtheit nur 
unzulänglich kontrollierte und beeinflußte Machteliten bilden. 
- Die gesellschaftlich herrschenden Systeme der Moral, des Rechts und des erwünschten 
sozialen Verhaltens, insbesondere die sozialen Einrichtungen, durch die der Mensch 
erzogen und in die Gesellschaft eingeordnet wird, orientieren sich zwar in einem 
freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat – wie dem unseren – stärker an den Werten 
der Selbstbestimmung, der Gerechtigkeit und Solidarität. Trotzdem wirken in ihnen auch 
autoritäre und inhumane Einstellungen oder Verhaltensweisen weiter. Sie stehen immer 
in Gefahr, daß sie die Menschen auch zur Anpassung an solche politische, soziale oder 
wirtschaftliche Verhältnisse erziehen, die nicht human sind.“789 
 
Die SPD schränkt hiermit zwar ihre Bejahung der sozialen Marktwirtschaft 
nicht dahingehend ein, dass sie die marktwirtschaftlichen Prinzipien der 
bestehenden Wirtschaftsordnung der BRD in Zweifel zieht, aber es wird in 
diesen Passagen eine gewisse ‚Kapitalismusfurcht’ deutlich, die die SPD in 
ihrer Geschichte immer gehabt hat. Begriffe wie Machtkonkurrenz, 
Gewinnorientierung, Machteliten, autoritäre und inhumane Einstellungen 
oder Verhaltensweisen zeigen deutlich die sozialdemokratische Skepsis 
gegenüber marktwirtschaftlicher Prinzipien auf. Gleichzeitig zeigt sich aber 
auch eine bestehende Ratlosigkeit diesem Problem gegenüber, denn auch 
wenn der Markt sich am Gewinn orientiert und nicht an individuellen oder 
sozialen Bedürfnissen, lehnt die SPD eine zentrale wirtschaftliche Planung 
ab. Sie erkennt hierin die Gefahr, dadurch die bestehenden Machteliten 
lediglich durch neue Eliten (Bürokratien) zu ersetzen.  Insofern weicht der 
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‚Politisch-Ökonomische Orientierungsrahmen’ einer Antwort auf die selbst 
aufgestellten Fragen aus. Es wird ausdrücklich nur auf die erforderlichen 
besonderen Anstrengungen der Bürger hingewiesen, damit ihre Interessen 
angemessen berücksichtigt werden. 
 
 
6.2.6  Entfaltung der Person im Verhältnis zum Leistungsbegriff 
 
In ihrem Orientierungsrahmen setzt sich die SPD explizit mit der 
Leistungsethik der CDU (vgl. CDU-Programmatik) auseinander. Hier setzt 
ein ideologischer Diskurs ein, in dem es darum geht, der CDU die 
gewonnene Begriffshoheit streitig machen zu wollen.    
„Die menschliche Persönlichkeit verwirklicht sich auch in ihren Leistungen. Es kommt 
jedoch entscheidend darauf an, welcher Leistungsbegriff in Wirtschaft und Gesellschaft 
vorherrscht. Auch eine sich in Richtung des demokratischen Sozialismus entwickelnde 
Gesellschaft muß – besonders im Wirtschaftsleben – an ihre Erfüllung achten und die jungen 
Menschen in diesem Sinne erziehen. Die gegenwärtig weit verbreitete Rede von der 
>>Leistungsgesellschaft<< dient jedoch nicht selten dazu, soziale Ungerechtigkeiten zu 
verschleiern oder sogar zu rechtfertigen. Die Behauptung. Macht, Prestige und Einkommen 
würden in unserer Gesellschaft leistungsgerecht verteilt, ist weitgehend unzutreffend. Es gibt 
in erheblichem Umfang leistungsloses Einkommen; große Unterschiede in Einkommen oder 
Status werden unberechtigterweise und ohne kritische Prüfung mit angeblichen 
Leistungsunterschieden begründet. Der herkömmliche Leistungsbegriff ist zu eng: 
- Der herkömmliche Leistungsbegriff orientiert sich fast ausschließlich an 
Intelligenzleistung, technische Fertigkeit und sozialem Durchsetzungs-vermögen. 
Menschlich wertvolle und gesellschaftlich wichtige Fähigkeiten wie Phantasie, 
Originalität, gesellschaftlich-politisches Verantwortungsgefühl, Kooperationsfähigkeit, 
moralische und soziale Empfindsamkeit werden zuwenig oder gar nicht berücksichtigt. 
- Der herkömmliche Leistungsbegriff vernachlässigt fast vollständig den sozialen 
Zusammenhang menschlicher Tätigkeit. Er bewertet vorwiegend die individuelle 
Leistung, die lediglich an anderen individuellen Leistungen gemessen wird. Er ist 
Ausdruck eines auf die Spitze getriebenen Konkurrenzprinzips, d.h. des Kampfes aller 
gegen alle. Das Bedürfnis der Gesellschaft und der in ihr lebenden einzelnen nach 
Zusammenarbeit und gegenseitiger Hilfe bleibt unbefriedigt. 
- Der herkömmliche Leistungsbegriff engt die Möglichkeiten menschlicher 
Selbstverwirklichung und Lebenserfüllung ein. Er berücksichtigt ausschließlich ziel- 
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und zweckorientiertes Verhalten, insbesondere das Streben nach sozialem Aufstieg. 
Mehr Macht, mehr Prestige oder mehr Geld allein verbürgen aber weder ein sinnvolles 
Leben des einzelnen noch der Gesellschaft insgesamt. Materielle Sicherheit ist zwar die 
notwendige Voraussetzung eines menschenwürdigen Daseins, aber nicht dieses selbst. 
Ohne Lebensgenuß und Bildung, ohne Freundschaft und Liebe, ohne das Streben nach 
Wahrheit und ohne jede innere Befriedigung, die aus Quellen wie der philosophischen 
Einsicht oder dem religiösen Glauben erwächst, ist menschliches Leben sinnlos. 
Die Enge des herkömmlichen Leistungsbegriffs wirkt sich nicht nur im ökonomischen und 
politischen Bereich aus, sondern auch in der Erziehung und im geistig-kulturellen Leben. 
Einseitige und überspitzte Leistungsanforderungen können – gerade bei Kindern und 
Jugendlichen – einen seelischen Druck erzeugen, der die Leistungsfähigkeit eher mindert als 
fördert.“790  
 
Für die SPD verschleiert der Begriff Leistungsgesellschaft bestehende soziale 
Ungerechtigkeiten oder rechtfertigt diese sogar. Leistungsloses Einkommen, 
große Unterschiede in Einkommen oder Status werden laut SPD mit 
Leistungsunterschieden begründet. Die SPD stellt sich, ohne die CDU zu 
nennen, gegen den herkömmlichen Leistungsbegriff. Dass die 
Begriffsverwendung der CDU mit herkömmlicher Leistungsbegriff gemeint 
ist, ist eindeutig. Zu diesem Thema kann die SPD ihr Verständnis des 
sozialen Zusammenlebens herausstellen und den Gegner indirekt als unsozial 
brandmarken, ihm Verständnislosigkeit gegenüber individuellen Nöten 
vorwerfen, ihn bezichtigen, den Begriff Leistung einseitig zu verwenden.  So 
ist laut SPD der herkömmliche Leistungsbegriff zu eng. Sie beschreibt die 
Begriffsverwendung des politischen Gegners mit anderen Begriffen, die in 
dieser Kombination und in der Verdichtung ein eindeutig negatives 
deontisches Potential aufweisen: ausschließliche Orientierung an 
Intelligenzleistung und technische Fertigkeiten, soziales 
Durchsetzungsvermögen, auf die Spitze getriebenes Konkurrenzprinzip, 
Kampf aller gegen alle, Einengung menschlicher Selbstverwirklichung und 
Selbsterfüllung, ausschließlich ziel- und zweckorientiertes Verhalten,  
Streben nach sozialem Aufstieg, mehr Macht, mehr Prestige, mehr Geld, 
einseitige und überspitzte Leistungsanforderungen.   
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Demgegenüber stellt die SPD ihre Vorstellung von einer sozialen Idylle und 
verwendet hierbei Begriffe mit ausschließlich positiven deontischen 
Potential, die menschliche Behaglichkeit vermitteln: Phantasie, Originalität, 
gesellschaftlich-politisches Verantwortungsgefühl, Kooperationsfähigkeit, 
moralische und soziale Empfindsamkeit, Zusammenarbeit und gegenseitige 
Hilfe, Selbstverwirklichung und Lebenserfüllung, sinnvolles Leben, 
Lebensgenuß und Bildung, Freundschaft und Liebe, Streben nach Wahrheit, 
innere Befriedigung, die aus Quellen wie der philosophischen Einsicht oder 
dem religiösen Glauben erwächst. 
 
Ziel der SPD, so ist anzunehmen, ist es,  als soziale Partei wahrgenommen zu 
werden und den politischen Gegner CDU durch die Auseinandersetzung mit 
einem seiner Fahnenwörter (Leistung) und der davon abgeleiteten Sozialethik 
als unsozial zu brandmarken. 
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7.  Die Entwicklung der Grundsatzprogrammatik der SPD seit dem 
Machtverlust 1982 bis zum Berliner Grundsatzprogramm (1989) und 
der Leipziger Neufassung 1998   
 
Schwierigkeiten ergeben sich für politische Parteien, wenn sich die politische 
Ausgangssituation verändert. Die Wiedervereinigung war für die SPD eine 
solche veränderte Ausgangssituation. Seit dem Machtverlust 1982 hatte die 
SPD sehr viele und unterschiedliche Schwerpunkte in ihrer 
programmatischen Erneuerung gesetzt: Zunächst wollte sich die SPD den 
‚neuen sozialen Bewegungen’ gegenüber öffnen, was in Hessen zur ersten 
rot-grünen Koalition führte. Dann lehnte sie die Nachrüstung ab, obwohl 
noch Helmut Schmidt als Bundeskanzler der sozial-liberalen Koalition die 
Stationierung der Pershing II-Raketen durchgesetzt hatte. Nach der 
Etablierung der Grünen setzte sich die SPD schließlich für eine ökologische 
Ausrichtung der bestehenden Industriegesellschaft ein.  
Das Berliner Programm reagierte nun auf die plötzlichen, auch für die SPD 
nicht vorhersehbaren Ereignisse des Mauerfalls sowie die energische 
Außenpolitik Kohls, der alles daran setzte, die Wiedervereinigung durch 
seinen so genannten 10-Punkte-Plan umzusetzen. Bei den Bundestagswahlen 
1990 trat die SPD mit dem Kanzlerkandidaten Lafontaine an, der angesichts 
der wirtschaftlichen Situation in der ehemaligen DDR vor einer 
unmittelbaren Wirtschafts- und Währungsunion warnte, wohingegen die 
Regierung Kohl die Chancen der Wiedervereinigung hervorhob und das 
Versprechen abgab, blühende Landschaften in den neuen Bundesländern zu 
schaffen. Die SPD verlor daraufhin die Bundestagswahl.            
Hesse/Ellwein schreiben 1992 zum Berliner Programm und der darauf 
folgenden Entwicklung: 
„Das ‚Berliner Programm’ schließlich, am 20. Dezember 1989 in Berlin verabschiedet, trägt 
alle Züge der eiligen Anpassung an die ablaufende Entwicklung. Es darf die 
Sozialdemokratie daher kaum verwundern, daß weite Kreise der Bevölkerung dem heute 
gelegentlich erkennbar werdenden pathetischen Patriotismus skeptisch gegenüberstehen und 
eine eher pragmatische, machbare Politik bevorzugen. Solange diese mit Blick auf die 
innerdeutsche Entwicklung und auf Europa vom Bundeskanzler (Kohl, Anm. d. Verf.) 
erfolgreich praktiziert wird, erscheinen die sozialdemokratischen Versuche zu Stabilisierung 
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und Gewährleistung einer gewissen Eigenständigkeit noch unglaubwürdig. Dabei kommt 
hinzu, daß die sachlichen Diskussionen von offenbar nur überdeckten Personalquerelen 
begleitet werden. Zweifel am ‚politischen Gewicht’ des neuen Parteivorsitzenden und 
Kanzlerkandidaten (1992: Engholm, Anm. d. Verf.) kommen hinzu.“791  
 
Auch 1994 verlor die SPD unter dem Parteivorsitz und der Kanzlerkandidatur 
Scharpings die Bundestagswahlen. Man unterstellte Scharping, zu blass 
gegenüber Kohl, aber auch gegenüber seinen innerparteilichen Konkurrenten 
geblieben zu sein. Die Machtfrage zwischen dem linksorientierten 
Parteiflügel unter Lafontaine und einem wirtschaftsfreundlichen Parteiflügel 
unter Schröder war während des Vorsitzes Scharpings unterschwellig immer 
vorhanden, bis sich Lafontaine auf dem Parteitag in Mannheim 1995 nach 
einer überschwänglichen Rede zum Parteivorsitzenden wählen ließ und 
Scharping zum stellvertretenden Vorsitzenden degradiert wurde. Die SPD 
war laut Lafontaine 1995 in einem Umfragetief, die Parteidelegierten 
angesichts einer nur mäßigen Rede Scharpings ratlos, als Lafontaine seine 
‚Rede von Mannheim’ hielt. Lafontaine beendete seine Rede unter großem 
Applaus der Parteitagsdelegierten:  
„Es gibt noch Politikentwürfe, für die wir uns begeistern können. Wenn wir selbst begeistert 
sind, können wir auch andere begeistern. In diesem Sinne: Glückauf.“792  
 
Nach dieser Rede wurde Lafontaine zwar zum Parteivorsitzenden gewählt, 
das Problem der Machtfrage innerhalb der Partei wurde dadurch allerdings 
nicht gelöst. Gerhard Schröder hatte bereits vor und während des 
Bundestagswahlkampfes 1994 deutliche Ambitionen auf die Kanzler-
kandidatur angemeldet, und es war klar, dass diese Frage für die nächste 
Bundestagswahl mit der Wahl Lafontaines zum Parteivorsitzenden noch nicht 
entschieden war. 
   
Das Berliner Grundsatzprogramm der SPD von 1989 wurde auf dem 
Leipziger Parteitag am 17.04.1998 geringfügig geändert, da das Programm 
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von 1989 noch nicht auf die deutsche Einheit und auf die Vereinigung mit 
den Sozialdemokraten der ehemaligen DDR eingehen konnte. Da das 
Grundsatzprogramm nur für alle Sozialdemokraten gültig werden konnte, 
wenn alle Regionalverbände ihm zustimmen, musste eine entsprechende 
Neufassung dem Parteitag in Leipzig vorgelegt werden.  
 
 
 
 
7.1  Berliner Grundsatzprogramm der SPD (1989) in der Leipziger 
Neufassung (1998)  
 
 
7.1.1 Präambel 
 
Wie beim Godesberger Programm werde ich auch hier die Präambel des 
Berliner Programms in der Leipziger Fassung vollständig wiedergeben. 
  
„I. Was wir wollen 
Wir Sozialdemokraten, Frauen und Männer, kämpfen für eine friedliche Welt und eine 
lebensfähige Natur, für eine menschenwürdige, sozial gerechte Gesellschaft. Wir wollen 
Bewahrenswertes erhalten, lebensbedrohende Risiken abwenden und Mut machen, 
Fortschritte zu erstreiten. 
 
Wir wollen Frieden. 
 
Wir arbeiten für eine Welt, 
in der alle Völker in gemeinsamer Sicherheit leben, ihre Konflikte nicht durch Krieg oder 
Wettrüsten, sondern in friedlichem Wettbewerb um ein menschenwürdiges Leben austragen, 
in der eine Politik der Partnerschaft und eine Kultur des Streits den Konflikt zwischen Ost 
und West überwinden, 
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in der alle Völker Europas zusammenarbeiten in einer demokratischen und sozialen Ordnung 
des Friedens, von der Hoffnung und Frieden für die Völker des Südens ausgeht, 
in der die Völker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas durch eine gerechte 
Weltwirtschaftsordnung faire Chancen zu eigenständiger Entwicklung haben. 
 
Wir wollen eine Weltgesellschaft, die durch eine neue Form des Wirtschaftens das Leben 
von Mensch und Natur auf unserem Planeten dauerhaft bewahrt. 
Wir wollen die gesellschaftliche Gleichheit von Frau und Mann, eine Gesellschaft ohne 
Klassen, Privilegien, Diskriminierungen und Ausgrenzungen. 
Wir wollen eine Gesellschaft, in der alle Frauen und Männer das Recht auf humane 
Erwerbsarbeit haben und alle Formen der Arbeit als gleichwertig behandelt werden. 
Wir wollen durch solidarische Anstrengung Wohlstand für alle erreichen und gerecht 
verteilen. 
Wir wollen, daß Kultur in ihren vielfältigen Erscheinungsformen das Leben aller Menschen 
bereichert. 
Wir wollen Demokratie in der ganzen Gesellschaft, auch in der Wirtschaft, im Betrieb und 
am Arbeitsplatz verwirklichen, wirtschaftliche Macht begrenzen und demokratisch 
kontrollieren. 
Wir wollen, daß wirtschaftliche Grundentscheidungen, vor allem darüber, was wachsen und 
was schrumpfen soll, demokratisch getroffen werden. 
Wir wollen, daß die Bürger über die Gestaltung der Technik mitbestimmen, damit die 
Qualität von Arbeit und Leben verbessert wird und die Risiken der Technik gemindert 
werden. 
Wir wollen einen modernen demokratischen Staat, getragen vom politischen Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger, der zur Durchsetzung gesellschaftlicher Ziele fähig ist und sich 
ständig an neuen Aufgaben wandelt und bewährt. 
Bloßes Fortschreiben bisheriger Entwicklungen ergibt keine Zukunft mehr. 
Wir wollen Fortschritt, der nicht auf Quantität, sondern auf Qualität, auf eine höhere Qualität 
menschlichen Lebens zielt. Er verlangt Umdenken, Umsteuern, Auswählen und Gestalten, 
vor allem in Technik und Wirtschaft. 
Je gefährdeter die Welt, desto nötiger der Fortschritt. Wer Bewahrenswertes erhalten will, 
muß verändern: Wir brauchen einen Fortschritt, der den Frieden nach innen und außen 
sichert, das Leben von Mensch und Natur bewahrt, Angst überwindet und Hoffnung weckt. 
Wir brauchen einen Fortschritt, der unsere Gesellschaft freier, gerechter und solidarischer 
macht. Ohne diesen Fortschritt hätte der Rückschritt freie Bahn. Darum wollen wir 
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Sozialdemokraten gemeinsam mit den demokratischen Sozialisten aller Länder für ihn 
arbeiten.“793 
 
Sprachlich auffällig ist, dass die SPD in der Präambel alle Abschnitte, die 
teilweise pro Satz gebildet werden, mit der 1. Pers. Plural Wir beginnen, um 
durch die ständige Wiederholung die Eindringlichkeit der 
sozialdemokratischen Zielsetzungen zu erhöhen. Auffällig ist auch, dass die 
10 ‚Wollens-Sätze’ eingerahmt sind durch einen einleitenden Abschnitt, der 
vom Frieden als Zielsetzung handelt und einen abschließenden Abschnitt, der 
mit der Grundwerte-Trias Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität als 
internationale Forderung mit der Unterstreichung des Internationalismus des 
demokratischen Sozialismus schließt.  
In der Präambel sagt die SPD bereits fast alles aus, wofür sie steht. Sie setzt 
sich für den weltweiten Frieden, für wirtschaftliche Gerechtigkeit in Form 
einer gerechten Weltwirtschaftsordnung für die so genannten 
Entwicklungsländer ein. Sie fordert die gesellschaftliche Gleichheit von 
Frauen und Männern und will durch gesellschaftliche Solidarität den 
Wohlstand aller Bürger mehren. Sie will im Sinne des 1969 geprägten 
Schlagwortes Demokratisierung Demokratie in allen gesellschaftlichen 
Bereichen, auch in der Wirtschaft durchsetzen und eine neue Definition des 
Begriffs Fortschritt im Sinne der genannten sozialdemokratischen 
Grundwerte. 
 
 
 
7.1.2 Grunderfahrungen und Grundwerte   
Im ersten Unterkapitel „Grunderfahrungen und Grundwerte“ des II. Kapitels 
„Die Grundlagen unserer Politik“ werden die historischen Erfahrungen der 
SPD erläutert: 
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„Es ist ihre (die der Arbeiterbewegung, Anm. d. Verf.) historische Grunderfahrung, daß 
Reparaturen am Kapitalismus nicht genügen. Eine neue Ordnung von Wirtschaft und 
Gesellschaft ist nötig.“794 
Wenn Reparaturen nicht ausreichen, muss etwas Neues das Alte ersetzen. 
Den Kapitalismus lehnt die SPD 1989/98 immer noch ab. Welcher Art die 
neue Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft aber sein soll, bleibt unklar, 
auch nach der vollständigen Analyse des Programms, wie sich noch 
herausstellen wird.   
Kritik äußert die SPD nicht nur gegenüber dem Kapitalismus, der vor der 
Gründung der BRD bestanden hat, sondern auch gegenüber den Anfängen 
der sozialen Marktwirtschaft, die sie explizit jedoch nicht so bezeichnet:   
„Die politischen Machtverhältnisse, die unterschätzte Dynamik des Kapitalismus, aber auch 
die mangelnde Fähigkeit der Sozialdemokraten, Mehrheiten zu mobilisieren, verhinderten, 
daß sozialdemokratische Reformpolitik undemokratische Grundstrukturen des 
überkommenen Wirtschafts- und Gesellschaftssystems tiefgreifend verändern konnte. Die 
Macht der Großwirtschaft, das Übergewicht der Kapitaleigner und Unternehmensmanager 
konnten eingeschränkt, aber nicht überwunden werden. Die Einkommensverteilung blieb 
ungerecht.“795  
 
In ihrer Realanalyse bleibt die SPD auch 1989/98 verbal gewohnt 
revolutionär. Sprachlich wird der Anschein erweckt, man habe nach 1949 
weiterhin in undemokratischen Grundstrukturen des überkommenen 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems gelebt, ohne darauf entscheidenden 
Einfluss nehmen zu können, obwohl die SPD in verschiedenen 
Bundesländern auch Länderregierungen stellte.   
Vor der ersten Regierungsbeteiligung der SPD 1966 war die so genannte 
soziale Marktwirtschaft laut SPD immer noch ungerecht, auch wenn einzelne 
Maßnahmen die Macht der Unternehmen verkleinert hatten.   
Die Grundsätze des Godesberger Programms von 1959 sollen die 
notwendigen Verbesserungen des Wirtschaftssystems mit ermöglicht haben: 
„Das Godesberger Programm zog aus den geschichtlichen Erfahrungen neue Konsequenzen. 
Es verstand Demokratischen Sozialismus als Aufgabe, Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
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durch Demokratisierung der Gesellschaft, durch soziale und wirtschaftliche Reform zu 
verwirklichen. Die Sozialdemokratische Partei stellte sich in Godesberg als das dar, was sie 
seit langem war: die linke Volkspartei. Sie wird es bleiben.“796   
 
Das übliche Sozialismusverständnis wird hier negiert. Der Begriff 
Sozialismus wird gleichgesetzt mit dem Begriff Reform, der sich wiederum 
auf das Soziale und die Ökonomie bezieht. Darüber hinaus wird das 
Schlagwort des Bundestagswahlkampfes 1969 aufgegriffen: 
Demokratisierung der Gesellschaft. 
Es folgt ein kurzer 1998 eingefügter Abschnitt über den Werdegang der 
Sozialdemokratie in der ehemaligen DDR:  
„Im Ostteil Deutschlands unterbanden nach 1945 die Sowjetische Militäradministration und 
die KPD eine eigenständige Fraktionsbildung der schnell zur stärksten Partei aufsteigenden 
Sozialdemokratie. Unter Täuschung, Druck und Zwang vollzog sich die Gründung der SED 
als künftige Staatspartei der DDR. Die Kommunisten mißbrauchten dabei die in der Zeit der 
nationalsozialistischen Diktatur entstandene Sehnsucht, die Spaltung der Arbeiterbewegung 
möge im Zeichen einer demokratischen Erneuerung überwunden werden. Bereits damals wie 
auch in den folgenden Jahren wurden Sozialdemokraten Opfer der kommunistischen 
Diktatur, viele wurden verfolgt, inhaftiert, aus dem Leben entfernt, zum Verlassen der DDR 
gezwungen, nach Sibirien verschleppt; eine unbekannte Anzahl von ihnen hat dabei den Tod 
gefunden. 43 Jahre lang war Sozialdemokratismus im Osten Deutschlands verboten und 
>>Sozialdemokratismus<< eines der besonders intensiv gepflegten ideologischen 
Feindbilder, dennoch hielten in den Ostbezirken Berlins Sozialdemokraten bis zum August 
1961 die Parteiarbeit aufrecht.“797  
 
Es wird nicht ausdrücklich erwähnt, dass sich die SPD-Führung der Ostzone 
für eine weitgehende Zusammenarbeit mit der KPD im Gegensatz zu 
Schumacher ausgesprochen hatte. Der ideologische Unterschied zwischen der 
dortigen KPD und der SPD (vgl. Politische Leitsätze von 1946) war auch viel 
geringer als die SPD heute Glauben machen will. Inwiefern ein von den 
Sowjets ausgegangener Zwang zur Vereinigung mit der KPD zur SED 
bestanden hat, bleibt historisch bis heute fraglich. Fakt ist, dass die West-
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SPD die Vereinigung ablehnte, hingegen die Mitglieder der Ost-SPD 
weitgehend einer Vereinigung nicht abgeneigt waren.    
Was die Folgen der Vereinigung angeht, so bleibt die SPD historisch korrekt, 
allerdings muss hinzugefügt werden, dass die Demarkationslinie zwischen 
den Genossen der alten SPD und der KPD im Laufe der Jahre immer mehr 
verwischten durch den Bestand der Einheitspartei. Dass auch die nicht von 
der Einheitspartei vereinnahmten Sozialdemokraten westlicher Prägung wie 
auch andere Regimekritiker Probleme in der DDR-Diktatur bekamen, ist 
historisch eindeutig belegt.    
Auch auf die Neugründung der SPD in der sich auflösenden DDR 1989/1990 
geht das Berliner Programm in der Leipziger Fassung von 1998 ein: 
„Die ostdeutschen Sozialdemokraten haben mitgeholfen, in der friedlichen Revolution die 
Geschicke Deutschlands zu wenden; sie haben wesentlich zum Glück der Einheit 
beigetragen. Sie machen die Gesamtpartei reicher durch ihre schwierigen Erfahrungen in der 
Diktatur, ihre friedfertige Standhaftigkeit und die Glaubwürdigkeit ihres Neuanfangs. Seit 
dem 27. September 1990 ist die SPD wieder, was sie seit ihrer Gründung vor weit über 100 
Jahren hat sein wollen: die Partei der Sozialen Demokratie für das ganze Deutschland.  
Die Einheit der deutschen Sozialdemokratie seit 1990 bildet eine wichtige Klammer zur 
Überwindung der Folgen der deutschen Teilung. Ihre Aufgabe ist der Abbau der 
fortwirkenden sozialen und ökonomischen Ungleichheiten. Dazu bedarf es solidarischer 
Anstrengungen und gemeinsamer Willensbildung. Gleiche Chancen für alle Deutschen in 
Ost und West herbeizuführen, das schulden wir den Grundsätzen unserer Partei, die stets 
eingetreten ist für Recht und Gerechtigkeit für alle.“798  
 
Einzelne spätere Sozialdemokraten hatten sich in der so genannten 
friedlichen Revolution 1989 hervorgetan, z.B. als Mitglieder des Neuen 
Forums. Erst später, ab ca. Anfang 1990 prägte sich eine neue 
sozialdemokratische Partei unter dem Vorsitz von Ibrahim Böhme aus. Zwar 
soll an dieser Stelle die Leistung einzelner Sozialdemokraten am 
Einigungsprozess und der Wende nicht abgesprochen werden, die Partei als 
organisierte Gruppe jedoch hatte an den Umwälzungen in der DDR und dem 
Einigungsprozess wenig Anteil. Ob die SPD hiermit bewusst ihre 
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geschichtliche und politische Rolle im Einigungsprozess überbewertet, kann 
nicht ausgeschlossen werden.     
Es zeigt sich hier auch ein sprachlicher Trick der Partei der Sozialen 
Demokratie für das ganze Deutschland. Die Großschreibung von Sozialen 
bezweckt anscheinend, den neuen Mitgliedern und potentiell neuen Wählern 
zu vermitteln, dass der soziale Aspekt in der SPD gleichberechtigt neben dem 
demokratischen steht; für ostdeutsche Wähler ein wichtiger Hinweis, gaben 
doch noch bei den Bundestagswahlen 1994 viele Wähler der Nachfolgepartei 
der SED, der PDS, ihre Stimme.          
Insofern spielt die Abgrenzung zur SED-Herrschaft und den 
kommunistischen Regierungen des gesamten ehemaligen Ostblocks eine 
wesentliche Rolle:  
„Das Scheitern des Kommunismus bestätigt die Grundüberzeugungen der Sozialdemokraten, 
die sie in der Auseinandersetzung mit dem Kommunismus verfochten haben. Das Ziel einer 
freien, gerechten und solidarischen Gesellschaftsordnung ist für alle Zukunft nicht von der 
Garantie der Menschenrechte als Voraussetzung politischer und sozialer Gleichheit zu 
trennen. Die Entscheidung der demokratischen Sozialisten, auf der Grundlage von 
Demokratie und Menschenrechten eine bessere Ordnung der Gesellschaft zu verwirklichen, 
hat sich als der richtige Weg auch für die Zukunft erwiesen.“799   
 
Die westlich geprägte Sozialdemokratie muss nun auch in ihrem 
Grundsatzprogramm explizit auf die Kontinuität ihrer Ablehnung des 
Kommunismus hinweisen nach dem Muster: ‚Wir haben es schon immer 
gewusst, dass ihr scheitert!  
In diesem Zusammenhang auf die Grundlagen Menschenrechte und 
Demokratie der SPD hinzuweisen, ist im Hinblick auf die ostdeutschen 
Wählerschichten daher klug, weil sie eben dies in der ehemaligen DDR 
vermisst hatten. In der SPD sollen die durch den politischen und 
wirtschaftlichen Zusammenbruch des Kommunismus politisch Heimatlosen 
aktiviert werden, also SPD zu wählen.  
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Wie bereits im Godesberger Programm von 1959, so auch im Berliner 
Programm von 1989 und in der Leipziger Fassung von 1998 geht die SPD 
auf die geistigen Wurzeln ihres Sozialismusverständnisses ein. Ich glaube 
zwar nicht, dass die Kritik Hermanns’, dass die SPD im Godesberger 
Programm den Marxismus als geistige Wurzel verschweigt, die SPD dazu 
gebracht hat, ihn 1989/1998 doch aufzunehmen, aber sie tut es:     
„Der Demokratische Sozialismus in Europa hat seine geistigen Wurzeln im Christentum und 
in der humanistischen Philosophie, in der Aufklärung, in Marxscher Geschichts- und 
Gesellschaftslehre und in den Erfahrungen der Arbeiterbewegung. Die Ideen der 
Frauenbefreiung sind bereits im 19. Jahrhundert von der Arbeiterbewegung aufgenommen 
und weiterentwickelt worden. Wir haben mehr als 100 Jahre gebraucht, diese Ideen wirksam 
werden zu lassen. Wir begrüßen und achten persönliche Grundüberzeugungen und 
Glaubenshaltungen. Sie können niemals Parteibeschlüssen unterworfen sein.800  
 
Zwar fehlen auch in dieser Beschreibung der geistigen Wurzeln des 
sozialdemokratischen Verständnisses von Demokratischer Sozialismus einige 
historische Bezüge (z.B. Lassalle, die franz. Frühsozialisten, Bernstein, 
Kautsky usw.), aber sowohl Marx als auch die Erfahrungen der 
Arbeiterbewegung werden – wenn auch zuletzt und dadurch nachrangig – 
genannt. Die wichtigsten geistigen Wurzeln bleiben also Christentum und 
humanistische Ethik, gefolgt von der Aufklärung. Auch wenn die 
Frauenbefreiung der Beschreibung nach ein Teil der Arbeiterbewegung war, 
wird diese zuerst genannt und wird beim Leser als wichtiger wahrgenommen. 
Gleichzeitig zielt dieser Hinweis auf die die Wahlen entscheidenden 
emanzipierten Wählerinnen. Wenn vermittelt werden kann, dass die SPD die 
Partei gewesen sei, die sich historisch betrachtet als erstes für die Rechte der 
Frau eingesetzt hat, dann könnte man hiermit auch auf die Zustimmung der 
Frauen für das Grundsatzprogramm der SPD hoffen. 
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7.1.3  Menschenwürde 
 
Bemerkenswert ist bei der Beschreibung dieses Grundwerts, dem Art. 1 des 
Grundgesetzes gewidmet ist, auch, dass im Berliner Programm nicht mehr 
von der menschlichen Persönlichkeit die Rede ist, sondern nur noch von der 
Würde des Menschen. Die SPD schließt sich in der Deskription dieses 
Grundwerts sowohl der UNO-Charta als auch dem Grundgesetz an:       
„Wie auch immer wir die Würde des Menschen begründen, sie ist Ausgangs- und Zielpunkt 
unseres Handelns. Für uns alle gilt der Satz, mit dem die Vereinten Nationen ihre Erklärung 
der Menschenrechte einleiten: 
>>Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und 
Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen.<<“801  
„Der Mensch, weder zum Guten noch zum Bösen festgelegt, ist lernfähig und vernunftfähig. 
Daher ist Demokratie möglich. Er ist fehlbar, kann irren und in Unmenschlichkeit 
zurückfallen. Darum ist Demokratie nötig.“802  
„Die Würde des Menschen verlangt, daß er sein Leben in Gemeinschaft mit anderen selbst 
bestimmen kann. Frauen und Männer sollen gleichberechtigt und solidarisch 
zusammenwirken. Alle sind für menschenwürdige Lebensbedingungen verantwortlich. Die 
Würde des Menschen ist unabhängig von seiner Leistung und Nützlichkeit.“803  
Der letzte Satz bezieht sich direkt auf den Diskurs mit der CDU über den 
Grundwert Menschenwürde. Die Wahl der Imperativform mit dem Hilfsverb 
sein soll keine andere Definitionsweise als die von der SPD dulden. 
 
  
7.1.4.  Grundwerte des Demokratischen Sozialismus 
 
Wie im Godesberger Programm werden auch im Berliner Programm die den 
Demokratischen Sozialismus beschreibenden und definierenden Grundwerte 
Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität als maßgebliches Kriterium 
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sozialdemokratischer Politik im Kapitel „Grundwerte des Demokratischen 
Sozialismus“ vorgestellt:    
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität sind die Grundwerte des Demokratischen 
Sozialismus. Sie sind unser Kriterium für die Beurteilung der politischen Wirklichkeit, 
Maßstab für eine neue und bessere Ordnung der Gesellschaft und zugleich Orientierung für 
das Handeln der einzelnen Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten.“804  
 
Insofern soll laut SPD jede politische Frage, jedes Gesetz, jede geplante 
Reform in ihrer Realanalyse auf diese Kriterien überprüft werden. Dabei sind 
die Bedeutungsdefinitionen aller drei Grundwerte untrennbar miteinander 
verbunden, so dass ein regelhaftes Ideologiegerüst entsteht: 
„Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität bedingen einander und stützen sich gegenseitig. 
Gleich im Rang, einander erläuternd, ergänzend und begrenzend erfüllen sie ihren Sinn.“805 
 
In der folgenden Passage wird geradezu ein Zwang zur gesellschaftlichen, 
politischen und wirtschaftlichen Reform deutlich: 
„Diese Grundwerte zu verwirklichen und die Demokratie zu vollenden, ist die dauernde 
Aufgabe des Demokratischen Sozialismus.“806   
 
Wenn eine Aufgabe eine dauernde ist, so rechnet man damit, dass die 
Vollendung dieser nicht erreichbar ist. Insofern müsste die SPD der 
Auffassung sein, dass in den genannten Bereichen ein großer, fast 
unberechenbarer Handlungsbedarf besteht.  
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7.1.4.1  Freiheit   
 
Der Begriff Freiheit wird im Berliner Programm 1989/98 als Nomen 33-mal 
explizit genannt.  
Dieser erste Grundwert des Demokratischen Sozialismus Freiheit wird auch 
in dem gleichnamigen Kapitel explizit erläutert. Dabei werden Abschnitte aus 
dem Godesberger Programm teilweise wörtlich wiedergegeben, aber auch 
zielgerichtet verändert, so wie im ersten Satz dieses Kapitels. 
„Die Sozialdemokratie erstrebt eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in 
Freiheit entfalten und verantwortlich am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben 
mitwirken kann.“807 (GSP 1989/98) 
„Die Sozialdemokratie erstrebt eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in 
Freiheit entfalten und als dienendes Glied der Gesellschaft verantwortlich am politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Leben mitwirken kann.“808 (GSP 1959) 
 
Der Mensch als dienendes Glied der Gesellschaft wird 1989/98 nicht mehr 
angestrebt; wahrscheinlich weil das Adjektiv dienend in Verbindung mit dem 
anonymen Nomen Glied, das ebenso nichtmenschliche Referenzbereiche 
bezeichnen kann, negative Assoziationen auslöst: Der einzelne Mensch, nur 
ein dienendes Glied in der Gesellschaft. Seine Individualität spielt dabei 
kaum eine Rolle, sondern vielmehr die Gesellschaft.   
Konkret orientiert sich die Definition des Grundwerts Freiheit im Berliner 
Programm an der deskriptiven Bedeutung von Freiheit im Grundgesetz sowie 
am Orientierungsrahmen von 1975: 
„Der Mensch ist als Einzelwesen zur Freiheit berufen und befähigt. Die Chance zur 
Entfaltung seiner Freiheit ist aber stets eine Leistung der Gesellschaft. Freiheit ist für uns die 
Freiheit eines jeden, auch und gerade des Andersdenkenden. Freiheit für wenige wäre 
Privileg.“809 (…)   
„Die Freiheit des anderen ist Grenze und Bedingung der Freiheit des einzelnen. Freiheit 
verlangt Freisein von entwürdigenden Abhängigkeiten, von Not und Furcht, aber auch die 
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Chance, individuelle Fähigkeiten zu entfalten und in Gesellschaft und Politik verantwortlich 
mitzuwirken.“810 (…) 
„Nur wer sich sozial ausreichend gesichert weiß, kann seine Chance auf Freiheit nutzen. 
Auch um der Freiheit willen, wollen wir gleiche Lebenschancen und umfassende soziale 
Sicherung.“811 
Freiheit als Leistung der Gesellschaft, umfassende soziale Sicherung, 
Freisein von Not und Furcht und gleiche Lebenschancen bilden die 
Hauptvoraussetzungen für eine individuelle Freiheit  für die SPD. 
Ballnuß kann insoweit nicht zugestimmt werden, wenn sie behauptet dass im 
Berliner Grundsatzprogramm (…) keine ‚strategische Verbindung’ zwischen dem 
Begriff Freiheit und anderen Leitbegriffen ihres Programms (…)“812 hergestellt wird. 
Das Freisein von entwürdigenden Abhängigkeiten ist ein deutlicher Bezug 
auf den Orientierungsrahmen von 1975, in dem Freiheit das Freisein von 
ökonomischen Zwängen bedeutet. Die freie Entfaltung aller Menschen ist für 
die SPD 1975 und auch 1989/98 nur dann gewährleistet, wenn auch 
Chancengleichheit besteht. Der Leitbegriff Chancengleichheit wird zwar in 
diesem Kapitel nicht explizit verwendet, aber es werden gleiche 
Lebenschancen gefordert (Wir wollen…).  Der politische Linguist muss sich 
bei seiner Analyse dafür öffnen, dass Leitbegriffe geringfügig verändert 
werden, so wie in diesem Fall, damit ihre Programme, politischen Reden 
usw. nicht zu langweilig für den Adressaten als Leser oder Hörer werden. 
Im Gegensatz zur CDU wird jedoch keine Verbindung zu dem Leitbegriff 
Verantwortung hergestellt. Auch der in diesem Zusammenhang für die CDU 
so wichtige Begriff Subsidiarität (Schlagwortpaar Solidarität und 
Subsidiarität) wird von der SPD sowohl 1989 als auch 1998 nur einmal 
benutzt und impliziert eine insgesamt negative Wertung des 
Subsidiaritätsprinzips: 
„Das Prinzip der Subsidiarität, des Vorrangs der kleineren Einheit vor der größeren, kann wo 
es nicht überdehnt wird, Macht begrenzen und zur Teilhabe ermutigen.“813  
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Verantwortung bedeutet für die SPD in Bezug auf den Bürger präskriptiv 
lediglich eine politische Mitwirkungspflicht. Ansonsten werden im Berliner 
Programm verschiedene Verantwortungen genannt: die der Medien („Medien 
in der Verantwortung“)814, der Wissenschaft („Freiheit und Verantwortung der 
Wissenschaft“)815, der Landwirtschaft (Erhaltung von „(…) bäuerliche(n) Formen der 
Bewirtschaftung als einer ökologisch verantwortbaren Landwirtschaft (…)“).816 
 
 
7.1.4.2  Gerechtigkeit = Gleichheit 
 
Traditionell wird in der SPD Gerechtigkeit oder soziale Gerechtigkeit mit 
Gleichheit aller Menschen in allen gesellschaftlichen Bereichen 
gleichgesetzt. Gerechtigkeit oder soziale Gerechtigkeit ist seit der Gründung 
der SPD als Fahnenwort ein Leitbegriff. So kommt das Lexem Gerechtigkeit 
zwar nur 12-mal im Grundsatzprogramm vor, Gleichheit bzw. gleich(e) in 
reinen und in zusammengesetzten Wortbildungen 66-mal: 
„Gerechtigkeit gründet in der gleichen Würde aller Menschen. Sie verlangt gleiche Freiheit, 
Gleichheit vor dem Gesetz, gleiche Chancen der politischen und sozialen Teilhabe und der 
sozialen Sicherung. Sie verlangt die gesellschaftliche Gleichheit von Mann und Frau.“817  
„(…)Gerechtigkeit erfordert mehr Gleichheit in der Verteilung von Einkommen, Eigentum 
und Macht, aber auch im Zugang zu Bildung, Ausbildung und Kultur.“818   
 „(…) Gerechtigkeit, das Recht auf gleiche Lebenschancen, muß mit den Mitteln staatlicher 
Macht angestrebt werden.“819  
„(…) Alle Formen gesellschaftlicher notwendiger Arbeit müssen gleich bewertet und 
zwischen Frauen und Männern gleich verteilt werden.“820  
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Die SPD bezieht den Begriff Gerechtigkeit fast ausschließlich auf die 
gesellschaftliche Gleichheit, vor allem was die Gleichheit in der Verteilung 
von Einkommen, Eigentum und Macht angeht, und die Chancengleichheit im 
Bildungsbereich, die für die gleichen Lebenschancen von Bedeutung ist: 
„Chancengleichheit im Bildungswesen ist für uns unverzichtbar.“821 
Mit der Unverzichtbarkeit steht ihr Begriff Chancengleichheit auch nach 
1989/1998 in Konkurrenz zu dem CDU-Leitbegriff Chancengerechtigkeit, 
den sie seit dem Bundestagswahlkampf 1976 verwendet. Die SPD setzt sich 
mit dem Vorwurf, sie verstehe unter Chancengleichheit Gleichmacherei auch 
im Grundsatzprogramm auseinander: 
„Gleiche Lebenschancen bedeuten nicht Gleichförmigkeit, sondern Entfaltungsraum für 
individuelle Neigungen und Fähigkeiten aller.“822  
„Wir wollen Ganztagsschulen anbieten, weil sie Chancengleichheit fördern, soziales Lernen 
und den Wechsel von Wissensvermittlung, Gemeinschaftsarbeit und Spiel ermöglichen.“823  
„Wir wollen die gemeinsame Erziehung von Jungen und Mädchen, von ausländischen und 
deutschen, von behinderten und nichtbehinderten Kindern, damit Vorurteile und 
Benachteiligungen abgebaut werden können.“824  
„Sozialdemokratische Bildungspolitik will fördern statt auslesen. Wir wollen Schulen, die 
eine Vielfalt von Bildungsmöglichkeiten und –abschlüsse anbieten, den unterschiedlichen 
Neigungen und Fähigkeiten der Schüler Rechnung tragen, sie differenziert fördern und so 
mehr Chancengleichheit verwirklichen. Die Gesamtschule ist am besten geeignet, unsere 
bildungspolitischen Ziele umzusetzen.“825  
 
Da die gesellschaftliche Gleichheit für die SPD die Voraussetzung für 
Gerechtigkeit bildet, kann Gleichheit als gleichrangiges Lexem zu den so 
genannten Grundwerten des Demokratischen Sozialismus gezählt werden. 
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7.1.4.3  Solidarität 
 
Solidarität als dritter elementarer Grundwert des Demokratischen 
Sozialismus wird von der SPD 1989/98 weiterhin als Kampfbebriff (Waffe 
der Schwachen um ihr Recht) in der Tradition der Arbeiterbewegung 
verwendet: 
„Solidarität hat die Arbeiterbewegung im Kampf um Freiheit und Gleichheit geprägt und 
ermutigt. Ohne Solidarität gibt es keine menschliche Gesellschaft.“826 
„Solidarität ist zugleich Waffe der Schwachen im Kampf um ihr Recht und Konsequenz aus 
der Einsicht, daß der Mensch der Mitmenschen bedarf. Wir können als Freie und Gleiche nur 
dann menschlich miteinander leben, wenn wir füreinander einstehen und die Freiheit des 
anderen wollen. Wer in Not gerät, muß sich auf die Solidarität der Gesellschaft verlassen 
können.“827  
 
Die genannte Einsicht verbindet Sozialdemokraten mit den Christdemokraten 
in ihrem Verständnis von der Solidarität im Sinne von Hilfe für den anderen.  
Allerdings verbindet die SPD ihr Solidaritäts-Verständnis weiterhin mit der 
Überwindung der Klassengesellschaft, so dass sie sich mit ihrem altem 
Kampfvokabular zum Teil noch so anhört, als wolle sie zur Revolution 
aufrufen: 
„Unsere Gesellschaft ist durch alte und neue Privilegien gekennzeichnet. Die ungerechte 
Verteilung von Einkommen, Vermögen und Chancen teilt die Gesellschaft in solche, die 
über andere verfügen und solche, über die verfügt wird und deren Selbstbestimmung und 
politische Mitwirkung rasch an Grenzen stoßen. 
Wir erstreben eine solidarische Gesellschaft der Freien und Gleichen ohne 
Klassenvorrechte, in der alle Menschen gleichberechtigt über ihr Leben und ihre Arbeit 
entscheiden. Die neue und bessere Ordnung, die der Demokratische Sozialismus erstrebt, ist 
eine von Klassenschranken befreite Gesellschaft. Wir wollen sie durch Abbau von 
Privilegien und Vollendung der Demokratie erreichen.“828  
„Die Überwindung des Mangels bei uns wurde weltweit mit neuen Gefährdungen für 
Mensch und Natur bezahlt. Die Dynamik der industriellen Revolution läßt alte 
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Ungerechtigkeiten bestehen und schafft darüber hinaus neue Bedrohungen für Freiheit und 
Gerechtigkeit, Gesundheit und Leben.“829  
„Die Konzentration wirtschaftlicher Macht in immer weniger Händen scheint unaufhaltsam, 
der weltweite Wettlauf um Märkte und knappe Hilfsquellen unvermeidlich zu sein. In immer 
kürzerer Zeit bewegen sich Kapitalströme um den Erdball. Gigantische multinationale 
Konzerne planen ihre Gewinnstrategien weltweit, unterlaufen demokratische Kontrollen und 
erzwingen politische Entscheidungen. Expansionsmacht und Gewinnstreben schaffen 
gewaltigen Reichtum, erniedrigen aber gleichzeitig unzählige Menschen und ganze 
Nationen. Sie begrenzen unseren nationalen Handlungsspielraum. Globale Konjunktur- und 
Strukturkrisen lassen Wirtschaftsregionen zusammenbrechen.“830  
Wer eine solidarische Gesellschaft der Freien und Gleichen ohne 
Klassenvorrechte anstrebt, der ist nach seiner Realanalyse der Ansicht, dass 
Klassenvorrechte in der Gesellschaft weiterhin bestehen, die ihrem 
deontischen Gehalt nach bekämpft werden müssen. Ebenso verhält es sich 
bei der Beschreibung des Globalisierungsprozesses, den die SPD kritisch 
beobachtet und gigantische multinationale Konzerne erkennt, die 
demokratische Kontrollen unterlaufen und politische Entscheidungen 
erzwingen. Hier wird eine Bedrohung einer internationalen Übermacht auch 
bildhaft vermittelt, die eine Bekämpfung erschwert. So sieht die SPD auch 
Grenzen des nationalen Handlungsspielraums in ihrer Realanalyse.       
Verbal gibt sich die alte SPD weiterhin kämpferisch, wenn es um den 
Grundwert Solidarität geht. Die so genannte neue und bessere Ordnung, die 
der Demokratische Sozialismus bzw. der Sozialdemokratismus anstrebt, ist 
also eine 
„(...) solidarische Gesellschaft der Freien und Gleichen ohne Klassenvorrechte, in der alle 
Menschen gleichberechtigt über ihr Leben und ihre Arbeit entscheiden.“831 
 
In der BRD bestehen sicherlich in Einzelfällen noch gesellschaftliche 
Benachteiligungen einzelner Gruppen. Die SPD spricht aber in diesem 
Zusammenhang von gesellschaftlichen Klassenvorrechte(n). Dem könnte von 
der politischen Gegenseite sofort widersprochen werden, indem sie erklärt, 
dass das Klassenwahlrecht bzw. dass grundsätzliche Privilegien und/oder 
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Benachteiligungen bestimmter gesellschaftlicher Klassen bereits über einen 
längeren Zeitraum nicht mehr existieren. Insofern kann die SPD in ihrem 
sprachlichen Pathos ihres Grundsatzprogramms auch anachronistisch auf die 
Adressaten wirken.      
Solidarität bildet für die SPD auch eine Voraussetzung für individuelle 
Entfaltungschancen: 
„Solidarität ist auch nötig, um individuelle Entfaltungschancen zu erweitern. Nur 
gemeinsames Handeln, nicht egoistischer Individualismus schafft und sichert die 
Voraussetzungen individueller Selbstbestimmung.“832   
 
Den Entwicklungsländern gegenüber soll man sich solidarisch verhalten: 
„Solidarität gebietet auch, daß die Menschen in der Dritten Welt die Chance für ein 
menschenwürdiges Leben erhalten. Kommende Generationen, über deren Lebenschancen 
wir heute entscheiden, haben Anspruch auf unsere Solidarität.“833  
 
Einsichtig zeigt sich die SPD gegenüber dem Willen der Bürger zur 
Solidarität gegenüber ihren Mitbürgern: 
„Solidarität als die Bereitschaft, über Rechtsverpflichtungen hinaus füreinander einzustehen, 
läßt sich nicht erzwingen.“834   
 
Im Unterkapitel „Sozialpolitik als verwirklichte Solidarität“ des dritten 
Kapitels „Durch soziale Gerechtigkeit zu solidarischen Gesellschaft“ wird 
der Leitbegriff Solidarität in Verbindung mit der Bedeutung des CDU-
Begriffs Subsidiarität gebracht: 
„Solidarität ersetzt nicht Eigenverantwortung, erträgt nicht Bevormundung. Sie soll auch als 
Hilfe zur Selbsthilfe wirksam werden. Die Arbeiterbewegung hat über Generationen hinweg 
den Sozialstaat erkämpft. Wir werden ihn erhalten und ausbauen. In der Solidargemeinschaft 
stehen die Jungen für die Alten, die Gesunden für die Kranken, die Nichtbehinderten für die 
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Behinderten, die Arbeitenden für die Arbeitslosen ein. Wir sind gegen die Privatisierung der 
elementaren Lebensrisiken.“835 
 
Die SPD spricht sich unter dem Vorsitz Lafontaines 1989/98 für den Ausbau 
des Sozialstaats und gegen  die Privatisierung der elementaren Lebensrisiken 
aus. Damit unterstellt sie implizit der CDU, dies zu tun. Die SPD nimmt 
dabei indirekt Bezug auf das CDU-Verständnis von Verantwortung und 
Subsidiarität. 
 
Weiter heißt es im Unterkapitel „Umbau statt Abbau“: 
„Auch für Sozialpolitik gilt: Qualität vor Quantität. Wer Abbau verhindern will, muß Umbau 
betreiben. 
Gewinninteressen müssen zurückgedrängt, bürokratische Verkrustungen aufgebrochen 
werden. Die Empfänger von Sozialleistungen müssen ihre Interessen ausreichend geltend 
machen können.“836  
 
Hieran kann und soll sich der Wähler der Sozialdemokraten orientieren, auch 
wenn dies kein aktuelles Wahl- oder Regierungsprogramm der SPD ist. Das 
Grundsatzprogramm behält seine Gültigkeit, solange die SPD noch kein 
neues verabschiedet hat.    
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7.1.5.  Die Bewertung des Wirtschaftssystems der BRD  
 
7.1.5.1  Das neue Schlagwort Innovation 
 
Im vierten Kapitel des Berliner Programms „Ökologisch und sozial 
verantwortliches Wirtschaften“ wird die Haltung der SPD zum 
Wirtschaftssystem der BRD besonders gut deutlich. So soll die Wirtschaft 
vor allem dem Gemeinwohl und nicht dem einzelnen Unternehmer, Manager 
oder Arbeitnehmer dienen:   
„Wirtschaften hat dem Gemeinwohl zu dienen. Es soll alle Menschen ausreichend mit 
Gütern und Dienstleistungen versorgen, das Recht auf Arbeit gewährleisten, natürliche 
Lebensgrundlagen schonen und sichern. Das Kapital hat dem Menschen, nicht der Mensch 
dem Kapital zu dienen.“837 
Interessant ist hier die Wahl des Imperativs mit dem Hilfsverb haben und 
dem Verb dienen in diesem Sachzusammenhang: Wirtschaften hat …zu 
dienen; Das Kapital hat …zu dienen. Der Mensch soll in jeder erdenklichen 
Form frei sein oder befreit werden, aber das Geld bzw. das Kapital und die 
Wirtschaft soll dienen, wobei die SPD sich eigentlich Sorgen macht über die 
wirtschaftliche Macht der Unternehmen:  
„Wirtschaftsmacht wirkt 
- als Marktmacht von Großunternehmen, die ihre Interessen auf Kosten von Abnehmern, 
Zulieferern und Konkurrenten durchsetzen; 
- als Herrschaftsmacht des Kapitals über Menschen im Arbeitsprozeß und auf dem 
Arbeitsmarkt; 
- als Fähigkeit, Wirtschaftsmacht in politische Macht umzusetzen; 
- als Möglichkeit, vor allem großer Unternehmungen, durch Investitionspolitik Struktur 
und Entwicklung der gesamten Wirtschaft zu beeinflussen.“838 
 
Wirtschaftsmacht kann laut SPD zu  politischer Macht werden, einzelne 
Unternehmen können die gesamte Wirtschaft beeinflussen. Wirtschaftsmacht 
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wird von der SPD 1989/98 vor allem als Bedrohung angesehen, insofern ist 
der oben gebrauchte Imperativ, die Wirtschaft habe den Menschen zu dienen, 
für die SPD eher eine langfristige Zielvorstellung als eine nahe liegend 
einklagbare Forderung. 
Insofern betrachtet die SPD auch 1989/98 die Konkurrenz und den 
Privatbesitz der Produktionsmittel in einer Marktwirtschaft weiterhin 
kritisch: 
„Ein historisches Grundproblem des Wettbewerbssystems ist seine Verbindung mit der 
privaten Verfügung über die Produktionsmittel. Diese Verbindung hat die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung hervorgebracht und zu unkontrollierter wirtschaftlicher Macht und 
ungerechter Verteilung von Arbeit, Einkommen und Vermögen.“839 
 
Daher hält die SPD die demokratische Kontrolle der Privatbetriebe durch den 
Staat, die Gewerkschaften und die Betriebs- und Aufsichtsräte für notwendig:   
„Demokratische Kontrolle der wirtschaftlichen Macht des Kapitals verlangt einen 
handlungsfähigen Staat, starke Gewerkschaften und Mitbestimmung.“840  
 
Trotz einer existierenden Marktwirtschaft, die über Letztgenanntes verfügt, 
ist es laut SPD allerdings zu weiteren sozialen Ungleichheiten gekommen: 
„Die Ungleichheiten in der Vermögens- und Einkommensverteilung haben weiter 
zugenommen. Eine gerechte Verteilung von Einkommen, Vermögen und Zeit macht 
Tarifautonomie, staatliche Steuer- und Sozialpolitik und Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer erforderlich.“841 
 
Trotz Bekenntnis zur sozialen Marktwirtschaft seit 1959 (auch wenn sie den 
Begriff vermeidet) hält die SPD diese nicht für fähig, die soziale Absicherung 
der Bevölkerung selbst zu regeln: „Das Wettbewerbssystem ist ungeeignet, die 
Menschen mit Gemeinschaftsgütern und –leistungen zu versorgen. Infrastruktur und soziale 
Dienste bereitzustellen, ist vor allem öffentliche Aufgabe.“842 
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Ebenso wie der Staat soziale Aufgaben zu übernehmen oder 
Reglementierungen zu bestimmen hat, so soll sich der Staat auch für den 
Umweltschutz einsetzen: 
„Die Wettbewerbswirtschaft hat durch ihre Tendenz zu ungehemmten Ressourcenverbrauch 
und unkontrollierter technischer Innovation zur Verschwendung von Rohstoffen und zur 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen geführt. Der Staat muß diesen ökologischen 
Gefährdungen entgegenwirken und die Einführung umweltverträglicher Produkte und 
Produktionsverfahren durchsetzen.“843  
 
Insofern geht die SPD auf die politischen Veränderungen durch den Einzug 
der Grünen in den Bundestag 1982 ein und zeigt sich entschlossen, 
Maßnahmen für den Umweltschutz zu ergreifen. Sprachlich ist hierbei 
bedeutsam, dass die SPD den Begriff unkontrollierte technische Innovation 
in der Verbindung mit Verschwendung von Rohstoffen und Zerstörung der 
natürlichen Lebensgrundlagen verwendet, denn Innovation ist zumindest im 
Bundestagswahlkampf 1998 ein von der SPD ausschließlich positiv besetzter 
Begriff. Ob sich hiervon direkt ableiten lässt, dass die SPD 1989 und später 
unter dem Vorsitz von Oskar Lafontaine technischen Innovationen kritischer 
und ablehnender gegenübersteht als unter der Kanzlerkandidatur Gerhard 
Schröders, wird sich nach der Analyse der Wahlprogramme von 1998 und 
2002 noch zeigen.    
Die Gefahren der neuen Technologien werden betont, Chancen hingegen erst 
nachrangig erkannt:     
„Neue Technologien, insbesondere der Information und Kommunikation prägen Arbeitswelt, 
Öffentlichkeit und zunehmend private Beziehungen. Sie bedrohen die Qualität der Arbeit, 
die Arbeitsplätze und die demokratische Willensbildung; wo immer ihr Einsatz einseitig an 
Gewinn- oder Machtinteressen ausgerichtet ist, verstärken sie Tendenzen der Manipulation 
und Überwachung.“844  
„Andererseits eröffnen sie neue Chancen für humanere Arbeitsorganisation, mehr 
Transparenz, bessere Information und Teilhabe.“845 
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An den Begriff technische Innovation werden im positiven Sinn im 
Grundsatzprogramm sehr hohe Anforderungen gestellt: 
„Technische Innovation – unverzichtbar für jede dynamische Wirtschaft – soll ökologischer 
Erneuerung und Rationalisierung dienen, Arbeit humanisieren, Grundrechte schützen und 
Grundwerte verwirklichen. Sie soll die Arbeitszeitverkürzung ermöglichen, 
Wettbewerbsfähigkeit sichern, Energie und Rohstoffe einsparen, von entfremdender Arbeit 
befreien und die sinnvolle Gestaltung von Arbeitsprozessen fördern.“846  
„(…) Wir wollen nicht den Menschen der Technik anpassen, wir wollen eine 
menschengerechte, sozialgerechte und umweltverträgliche Technik.“847  
 
Technische Innovation soll im Idealfall alles das leisten, was andere 
Maßnahmen und Methoden nicht geleistet haben. Der Begriff Innovation 
wird hier meines Erachtens bereits überstrapaziert, da er mit sehr hohen 
Erwartungen verknüpft wird, die eine Maßnahme oder Methode allein nicht 
zu leisten imstande ist. 
Nicht gerade überzeugt wirkt die Formulierung der SPD, dass die bestehende 
Wirtschaftsform der BRD auch dem Gemeinwohl dienen kann: 
„Wettbewerb kann, ohne Leistungsfähigkeit einzubüßen, auf die Interessen des 
Gemeinwohls hin gelenkt werden, wenn es gelingt, Rahmenbedingungen gegen 
Kapitalinteressen verbindlich durchzusetzen. Dies kann in wesentlichen Industrieländern 
durch staatliche Steuerung, die Gegenmacht von Gewerkschaften, Dezentralisierung von 
Entscheidungen und gesellschaftlichen Konsens auf der Grundlage eines breiten 
Reformbündnisses geschehen, das auch die neuen sozialen Bewegungen einbezieht.“848 
 
Vor allem die Benutzung des Modalverbs können in Verbindung mit der 
Konjunktion wenn schwächt die Überzeugungskraft des oberen Gedankens 
ab. Der Nebensatz „(…) wenn es gelingt, Rahmenbedingungen gegen 
Kapitalinteressen verbindlich durchzusetzen.(…)“ zeigt die bestehenden 
Zweifel der SPD dahingehend auf. 
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Auch wenn die SPD eine marktwirtschaftliche Wirtschaftsform grundsätzlich  
akzeptiert, wird in jedem dieser Zitate Misstrauen, ein gewisses Unbehagen, 
eine Furcht vor unbeherrschbarer Wirtschaftsmacht deutlich. Sie setzt daher 
auf eine starke Kontrolle durch den Staat, die Gewerkschaften, die 
Betriebsräte usw. Ohne die staatlichen Eingriffe (Lenkung) glaubt die SPD 
nicht, privatwirtschaftliches Kapital für das Gemeinwesen aktivieren zu 
können. 
 
 
7.1.5.2   Globalisierungsfurcht 
 
Ähnlich kritisch setzt sich die SPD im Berliner Programm mit der 
Globalisierung der Wirtschaft im Unterkapitel „Der internationale Rahmen / 
Internationale Verflechtung“ des vierten Kapitels „Ökologisch und sozial 
verantwortliches Wirtschaften“ auseinander. Die SPD erkennt, dass die 
Anstrengungen des Staates, Unternehmer- und Arbeitnehmerinteressen in 
sozialer Hinsicht zum Ausgleich zu bringen, nicht mehr wirken können, 
wenn nationale Unternehmen zu internationalen und international 
kooperierenden Unternehmen und Konzernen werden:       
„Staatliche Rahmensetzungen sind bisher fast nur im Nationalstaat wirksam geworden. 
Inzwischen setzt sich die kapitalistische Ökonomie aber über nationale Grenzen hinweg. 
Multinationale Konzerne können dadurch Vorteile auf Kosten der Gesellschaft wahrnehmen 
und Verpflichtungen ausweichen.“849  
 
Nationale Grenzen sind für die angesprochenen Firmen kein Regulativ mehr.  
Das macht der SPD Angst. Sprachlich ist bemerkenswert, dass in diesem 
Zusammenhang wieder anonyme Begriffe wie der Kapitalismus in 
Verbindung mit der Ökonomie benannt werden, ebenso die Wortverbindung 
Multinationale Konzerne. Diese anonymen Kräfte setzen sich über Grenzen 
hinweg, nehmen Vorteile auf Kosten der Gesellschaft wahr und weichen 
                                                 
849
 SPD-GSP 1989/98, S. 37 
 377 
Verpflichtungen aus; sie entziehen sich also staatlicher Macht und da sie 
nicht fassbar sind, wirken sie bedrohlich. 
 
Ebenso verhält es sich laut SPD mit der Forschung: 
„Die Produktion wissenschaftlicher und technischer Erkenntnisse verlagert sich immer mehr 
auf multinationale Unternehmen und transnationale Forschungseinrichtungen. So werden 
vollendete Tatsachen geschaffen, die sich immer mehr gesellschaftlicher Einflußnahme 
entziehen.“850   
 
Auch hier wird der fehlende Einfluss für die SPD zur Bedrohung.  
 
So wie sich laut SPD Unternehmen und Forschung der staatlichen Kontrolle 
entziehen, verhält es sich mit den Kapitalmärkten:    
„Noch mehr hat die Internationalisierung der Märkte für Kapital- und Geldanlagen die 
nationalen Möglichkeiten zur Steuerung der kapitalistischen Ökonomie vermindert. 
Währungsspekulation läßt Wechselkurse dramatisch schwanken, verfälscht den 
internationalen Wettbewerb und gefährdet Industriestandorte. Die Internationalisierung der 
Märkte engt die Spielräume der nationalen Zins- und Geldpolitik ein, bringt 
Konjunkturpolitik um ihre Wirkung.“851 
 
Aber auch hier bildet der mangelnde staatliche Einfluss für die SPD Grund 
für Kritik: Verminderung der Möglichkeit zur Steuerung der kapitalistischen 
Ökonomie, dramatisch schwankende Wechselkurse führen zu Unsicherheiten, 
Industriestandorte sind dadurch gefährdet, die Spielräume der nationalen 
Zins- und Geldpolitik sind eingeengt.  
Düsterer kann das Bild eines internationalen Kapitalmarktes in der 
Realanalyse nicht mehr gezeichnet werden.  
Die SPD sieht in ihrem Grundsatzprogramm vor allem Risiken und Gefahren 
in der Globalisierung der Wirtschaft. Dabei ist sie im Besonderen um die 
                                                 
850
 SPD-GSP 1989/98, S. 42 
851
 SPD-GSP 1989/98, S. 37 
 378
staatliche und hiermit auch gesellschaftliche Einflussnahme auf Unternehmen 
hinsichtlich ihrer Forschung, ihrer Standorte und die Kapitalmärkte besorgt.  
Abschließend erklärt die SPD, wie sie diesen Gefahren und Risiken 
erfolgreich begegnen will:   
„Wo der Verlust nationaler Kompetenz nicht durch internationale Regeln ausgeglichen wird, 
gilt das Recht des Stärkeren. Alle Volkswirtschaften werden anfälliger für Krisen. Daher 
wollen wir Möglichkeiten zur Steuerung der Wirtschaften durch internationale Kooperation 
und Rahmensetzung zurückgewinnen und erweitern, ohne nationale Wirtschaftspolitik aus 
ihrer Verantwortung zu entlassen.“852   
 
 
7.1.5.3   Wirtschaftsdemokratie 
 
Der Begriff Soziale Marktwirtschaft wird im Berliner Programm vermieden, 
stattdessen führt die SPD den Begriff Wirtschaftsdemokratie bzw. die 
Wortverbindung Demokratisierung der Wirtschaft ein. Letzteres zeigt eher 
den Prozess auf, ersteres das Ziel:   
„Die Würde des Menschen und die soziale Gerechtigkeit verlangen Demokratisierung der 
Wirtschaft. 
Wirtschaftsdemokratie ist selbst ein Ziel, weil sie politische Demokratie sichert und 
vollendet. Sie ist zugleich Instrument, 
- die Menschen mit Gütern und Dienstleistungen zu versorgen und den gesellschaftlichen 
Reichtum gerecht zu verteilen, 
- dabei den Fortschritt von Wissenschaft und Technik sozialverträglich zu nutzen, 
- das Menschenrecht auf Arbeit zu garantieren, 
- Demokratie, Mitbestimmung und Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen zu 
ermöglichen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. 
Wirtschaftsdemokratie erfüllt die Verpflichtung des Grundgesetzes: >>Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.<<“853 (…) 
„In der Wirtschaftsdemokratie haben gesellschaftliche Ziele Vorrang vor den Zielen 
privatwirtschaftlicher Kapitalverwertung. Nicht wirtschaftliche Macht oder 
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marktbeherrschende Unternehmen dürfen der Politik den Handlungsrahmen vorgeben, 
sondern demokratisch legitimierte Entscheidungen müssen im Interesse des Gemeinwohls 
Rahmen und Ziele für wirtschaftliches Handeln setzen.“854   
 
Zusammengefasst ergibt sich folgende Definition des SPD-Begriffs 
Wirtschaftsdemokratie: Die politische Demokratie wird durch eine 
demokratisch geprägte Wirtschaft gesichert und vollendet. In der 
Wirtschaftsdemokratie soll der wirtschaftliche Gewinn gerecht verteilt 
werden. In dieser Wirtschaftsform werden Wissenschaft und Technik 
sozialverträglich genutzt, das Recht auf Arbeit wird zum Menschenrecht. 
Privateigentum muss dem Allgemeinwohl dienen. Die Gesellschaft hat in 
dieser Wirtschaftsform Vorrang vor den Zielen marktbeherrschender 
Unternehmen, auch und gerade von Seiten der Politik. 
Insofern ist die SPD-Konzeption eines marktwirtschaftlich geprägten 
Wirtschaftssystems idealistischer als die CDU-Konzeption von der Sozialen 
Marktwirtschaft, die weiterhin grundsätzlich davon ausgeht, dass das 
Gewinnstreben der Unternehmen maßgeblich ist für die Erwirtschaftung des 
Wohlstandes.  
  
 
 
7.1.5.4   Markt und Lenkung  
 
Unter der Überschrift „Markt und Lenkung“ des Unterkapitels 
„Wirtschaftsdemokratie“ erläutert die SPD in einem mehr als hundert Zeilen 
langen Abschnitt, wie die wirtschaftlichen Marktmechanismen einschätzt, 
was sie unter Lenkung versteht und warum sie sie befürwortet.  
Nach der Lektüre der Überschrift des Abschnittes könnte der Leser denken, 
jetzt würde sich die bisher nur verbal radikale SPD entlarven, doch eine 
sozialistische Partei in der herkömmlichen Begriffsverwendung zu sein. Der 
Leser wird jedoch auch hier enttäuscht. Zunächst wird der Leser und Wähler 
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nochmals auf die Gefahren und Nachteile einer zu wenig reglementierten 
Marktwirtschaft hingewiesen: 
„Leistungswettbewerb kommt den Verbrauchern und ihrer freien Konsumwahl zugute. Der 
Markt ist ein Instrument zum Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage; er ist, eingebettet 
in eine entsprechend ausgerichtete Rahmensetzung, auch ein effizientes Instrument zur 
Steuerung von Nachfrage und Angebot. Er kann Auskunft über mögliche ökonomische und 
strukturelle Entwicklungen geben. Der Markt kann aber weder Vollbeschäftigung herstellen 
noch Verteilungsgerechtigkeit bewirken oder Umwelt schützen.“855     
 
Die Grenzen der Marktwirtschaft liegen demnach laut SPD in der 
Arbeitslosenbekämpfung und der Verteilungsgerechtigkeit (= wirtschaftliche 
Gleichheit?) Dann wird dem marxistisch-traditionellen Leser/Wähler/ 
Parteianhänger noch mehr Hoffnung auf eine sozialistische 
Wirtschaftsordnung durch das bekannte Wortspiel „Wettbewerb soweit wie 
möglich – Planung soweit wie nötig!“856 gemacht.    
Allerdings wird der sozialistisch geprägte Leser/Wähler/Parteianhänger nun 
jäh enttäuscht: 
„Die Wirkungsmöglichkeiten werden durch übermäßige Konzentration aufgehoben. 
Konzentration kann kleine und mittlere Unternehmen wettbewerbsunfähig machen und die 
demokratisch legitimierten Steuerungsinstrumente des Staates in ihrer Wirkung beschneiden. 
Deshalb unterstützen wir Unternehmensvielfalt und stärken besonders kleine und mittlere 
Unternehmen. (...) Wir fördern Existenzgründungen.“857 
 
Dem Leser wird jetzt erst klar, dass es der SPD lediglich um eine 
Verschärfung der Wettbewerbskontrolle geht, die es (der SPD bisher zu 
harmlos) bereits seit Anfang der BRD gibt.  
Einräumen muss die SPD allerdings, dass trotz der Probleme, die 
Unternehmensfusionen haben, auf große Unternehmen nicht verzichtet 
werden kann: 
„Unsere Wirtschaft kommt nicht ohne große Unternehmen aus. Ihre Stärke ist ihre Fähigkeit, 
langfristig zu forschen und zu entwickeln, rationell zu produzieren. Ihre Gefahr liegt in ihrer 
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Tendenz, durch Entfaltung von Marktmacht kleinere und mittlere Unternehmen abhängig zu 
machen, sich von politischen Rahmenbedingungen abzukoppeln oder diese gar selbst zu 
bestimmen.“858   
 
Was die SPD will, ist auch ohne die nun folgende Willenserklärung für den 
Leser klar: eine Verschärfung der Wettbewerbsgesetzgebung sowie die 
Stärkung der Gewerkschaften, um die Herrschaftsmacht des Kapitals zu 
kontrollieren und zu begrenzen: 
„Da Wettbewerb Marktmacht kontrollieren kann, wollen wir Wettbewerbsgesetze 
verschärfen. Der Herrschaftsmacht des Kapitals müssen starke Gewerkschaften Grenzen 
setzen. Der Umsetzung wirtschaftlicher Macht in politische ist größtmögliche Öffentlichkeit 
entgegenzusetzen. Sie ist eine der Grundlagen gesellschaftlicher Kontrolle. (…)“859 
„Um den Einfluß von Banken und Versicherungen auf Grundentscheidungen der Wirtschaft 
zurückzudrängen, wollen wir ihre Macht über Unternehmen durch Entflechtung von 
Kapitalbeteiligungen einschränken. Auch der Besetzung von Aufsichtsräten durch Banken 
und der Ausübung des Depotstimmrechts wollen wir Grenzen setzen.“860 
 
Als Lösungsvorschlag greift die SPD 1989 und 1998 auf den alten 
Genossenschaftsgedanken zurück. Ideengeschichtlich fällt sie damit hinter 
Marx zurück: 
„Besonders verpflichtet fühlen wir uns dem Genossenschaftsgedanken, der solidarische 
Selbsthilfe mit demokratischer Selbstverwaltung verbindet.“861 
 
Im Abschnitt „Beteiligung der Arbeitnehmerschaft am Produktivvermögen“ 
des gleichen Unterkapitels „Wirtschaftsdemokratie“ äußert sich die SPD 
idealistischer als sie selbst das bestehende Wirtschaftssystem betrachtet:  
„Element der Wirtschaftsdemokratie kann auch die Beteiligung der Arbeitnehmer am 
Produktivvermögen sein. Dadurch wird die Arbeitnehmerschaft am Gewinn und dem von ihr 
miterarbeiteten Kapitalzuwachs beteiligt, ohne daß die Mittel für die notwendigen 
Investitionen geschmälert werden. Die Arbeitnehmerschaft und ihre Vertretungen erhalten 
damit einen wachsenden Anteil an der Verfügung über ihre eigenen Produktionsmittel. Wir 
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wollen den gesetzlichen Rahmen bereitstellen, in dem die Tarifvertragsparteien 
überbetriebliche Fonds zur Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
vereinbaren können.“862 
 
Bemerkenswert ist die Wahl des Modalverbs kann in diesem Zusammenhang 
Es heißt hier: „Element der Wirtschaftsdemokratie kann auch die Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktivvermögen sein.“ und nicht „Element der Wirtschaftsdemokratie 
muss auch die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen sein.“ Hiermit wird 
sprachlich eindeutig klar gemacht, dass diese Zielvorstellung auf der 
Rangliste der anzustrebenden Ziele anderen Zielen untergeordnet ist.  
Dass Kapitaleigner freiwillig auf einen Teil ihrer Dividende verzichten, 
Einzelunternehmer freiwillig auf einen Teil ihrer Gewinns usw., Ausnahmen 
bestätigen die Regel, ist ohne politischen Zwang unwahrscheinlich, so meine 
Einschätzung der Realität. 
Wenn man sich die Sorgen, Nöte und Ängste der SPD hinsichtlich der 
Entwicklungen des marktwirtschaftlichen Systems betrachtet, dann sind die 
Befürchtungen ärger und vor allem schärfer formuliert als die Konsequenzen, 
die laut der SPD gezogen werden sollen. 
 
 
7.1.6   Öffentliche Finanzen  
 
Erste Einschränkungen des ‚Wohlfahrtstaates’ macht die SPD: 
„Nur der Reiche kann sich den armen Staat leisten. Wachsende und neue Staatsaufgaben im 
Interesse aller erlauben auch künftig kaum geringere Gesamtbelastung durch Steuern, selbst 
bei strengster Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Wir wollen Ausgaben streichen, denen ein 
gültiger Anspruch nicht mehr zugrunde liegt. 
Öffentliche Fördermittel dürfen nur mit zielorientierten Auflagen und entsprechender 
wirksamer Erfolgskontrolle vergeben werden.“863  
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Der erste Satz ist eine bewusste Sinnprägung, um klarzumachen, dass 
Steuersenkungen bei einer Regierungsbildung der SPD nicht zu erhoffen 
sind. Zwar kündigt die SPD ohne direkte Angabe Ausgabenstreichungen an, 
schränkt dies jedoch sofort unter folgender Maßgabe ein: 
„(...) Die Finanzpolitik muß ihrer Verantwortung für die Beschäftigung gerecht werden. In 
Zeiten der Konjunkturschwäche dürfen die Ausgaben nicht reduziert werden. Die 
Verstetigung der Ausgaben muß die wirtschaftliche Entwicklung stabilisieren, selbst wenn 
dies Kreditaufnahme erfordert. Subventionen, die nicht gesamtgesellschaftlich gerechtfertigt 
sind, werden abgebaut.“864  
 
Hier drückt sich die SPD messbar konkret aus, denn Konjunkturdaten sind 
ebenso messbar wie auch Haushaltspläne und deren Deckung. 
Die SPD erhofft sich von gezielten Subventionen eine Milderung 
wirtschaftlicher Probleme sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen: 
„Ausschließlich oder überwiegend kreditfinanzierte öffentliche Programme für wichtige 
Wachstumsfelder können kurzfristig Konjunktureinbrüche mildern, die ökologische 
Erneuerung anstoßen und Arbeitsplätze schaffen.“865  
 
 
7.1.7 Arbeitsmarktpolitik 
 
Die Arbeitsmarktpolitik der SPD in ihrer Grundsatzprogrammatik wird nur 
deshalb untersucht, um auch sprachlich Unterschiede zur aktuellen 
Regierungsprogrammatik feststellen zu können. 
Die SPD unterstützt in ihrem Grundsatzprogramm die Forderung nach 
Arbeitszeitverkürzungen, um weitere sozialdemokratische Ziele zu 
verwirklichen: 
„Der gesellschaftliche Reichtum, den wir durch die Entfaltung der Produktivkräfte erreicht 
haben, ermöglicht drastische Verkürzungen der Erwerbsarbeitszeit und erweitert die 
Möglichkeit zu Verbesserung der Arbeits- und Lebensverhältnisse. Damit können alte 
sozialdemokratische Ziele Wirklichkeit werden: 
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- allgemeiner Wohlstand und soziale Sicherheit 
- Ausbau der sozialen Infrastruktur 
- gerechte Verteilung der Arbeits- und Lebenschancen 
- gerechte Verteilung der verschiedenen Formen gesellschaftlich notwendiger Arbeit 
zwischen Männern und Frauen 
- Bildung und Weiterbildung für alle 
- mehr Zeit für Familien- und Privatleben, für Muße und Gemeinschaftsarbeit 
- schöpferische Aktivität und Teilhabe am kulturellen Leben 
- Selbstverwirklichung in der Arbeit 
- Verbesserung der Qualität der Arbeit 
- Ausbau von alternativen Organisationsformen der Arbeit 
- Ausbau der Mitbestimmung und Demokratisierung der Wirtschaft“866 
 
„Wir wollen die Steigerung der Produktivität zur Verkürzung der Arbeitszeit nutzen, wobei 
kürzere Arbeitszeit nicht automatisch kürzere Maschinenlaufzeit bedeutet. 
Arbeitszeitverkürzung ist auch in Zukunft ein wesentlicher Beitrag für mehr Lebensqualität. 
Sie verringert die Belastung der Erwerbsarbeit und schafft Raum für notwendige Tätigkeiten 
außerhalb der Erwerbsarbeit, gibt Zeit für Muße, kulturelle und soziale Aktivität. Sie schafft 
Arbeitsplätze. 
Kürzere Arbeitszeiten sind erst recht nötig, wenn Erwerbsarbeit allen Frauen und Männern 
zugänglich wird. Soll die partnerschaftliche Teilung der häuslichen Arbeit gelingen, muß die 
tägliche Arbeitszeit verringert werden. Daher streben wir den sechsstündigen Arbeitstag in 
der 30-Stunden-Woche als Regel an.“867    
 
Nach heutigem Kenntnisstand und zum großen Teil auch 1998 angesichts der 
angespannten finanziellen Lage der gesetzlichen Rentenversicherung ein 
politisches Ziel, das mit den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Realitäten nicht übereinstimmt.   
Laut SPD liegt ein Strukturwandel der Erwerbsarbeit vor, der zu neuen 
Ungleichheiten führen kann: 
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„Dies kann zu einer unerträglichen Polarisierung der Lebensverhältnisse und zu einer 
Spaltung unseres Landes in wohlhabende und verarmte Regionen führen. Unter den 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen verschärft sich die Konkurrenz. Solidarität wird 
erschwert. Es entwickeln sich neue Ungleichheit: Qualifikation und Leistungsbereitschaft 
werden weniger wichtig als die Frage, wann jemand geboren ist, ob als Mann oder Frau, als 
Deutscher oder Ausländer, ob man im Norden oder Süden der Republik, auf dem Lande oder 
Ballungsräumen lebt.“868   
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8. Die programmatische Entwicklung der SPD von der Bundestagswahl 
1998 bis 2004 
 
Das Wahlprogramm der SPD für die Bundestagswahl 1998 wurde ebenso wie 
das geringfügig veränderte Berliner Grundsatzprogramm von 1989 am 17. 
April 1998 auf dem Parteitag in Leipzig beschlossen; allerdings unter 
veränderten Vorzeichen.  
Nach der Wahl Oskar Lafontaines zum Parteivorsitzenden auf dem Parteitag 
in Mannheim war die Machtfrage bzw. die Kandidatenfrage zur 
Kanzlerkandidatur noch nicht geklärt. Gerhard Schröder hatte laut Aussage 
Lafontaines bereits nach der verlorenen Bundestagswahl 1994  erklärt  
„(…) auch im Falle einer großen Koalition unter Kanzler Kohl als Wirtschaftsminister nach 
Bonn zu kommen, und fügte hinzu, Kohl sei für ihn >>nie eine Unperson<< gewesen, 
sondern >>ein Mann, dessen politische Lebensleistung ich nie in Abrede gestellt 
habe.<<“869 (…) „Nach der Bundestagswahl ließ uns vor allen Dingen Gerhard Schröder 
wissen: >>Ich hätte es gepackt.<<“870   
Die Frage, wie es zur Kanzlerkandidatur Schröders gekommen ist, spielt im 
Gegensatz zu anderen Grundsatz- und Wahlkampfprogrammen deshalb so 
eine große Rolle, weil sich durch die Kanzlerschaft Schröders das 
ideologische Profil dieser Partei entscheidend verändert hat, wenn es nicht 
sogar verloren gegangen ist.    
Lafontaine erläutert in seinem autobiographischen Buch „Das Herz schlägt 
links“, wie es zu der Kanzlerkandidatur Schröders gekommen sei:  
Nach Lafontaines Wahl zum Parteivorsitzenden auf dem Mannheimer 
Parteitag 1995, die einer Abwahl Scharpings gleichgekommen sei, wurde 
innerhalb der Partei und der Medienöffentlichkeit spekuliert, ob damit auch 
die Frage nach der Kanzlerkandidatur entschieden sei. Laut den Erklärungen 
Lafontaines wollte er sich aber nicht unter Druck setzen lassen, da er 
befürchtete, dass man ihm persönlichen Ehrgeiz unterstellen könnte.  
Gerhard Schröder hatte die Unterstützung der Medien (laut Lafontaine von 
Spiegel, Focus, Stern, Bild am Sonntag, Die Woche und mit 
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Einschränkungen auch Bild) und habe bei Meinungsumfragen gut 
abgeschnitten, da er als Modernisierer gegolten habe. 
Das Problem war allerdings, dass Lafontaine die Programmarbeit der letzten 
Jahre, seitdem Hans-Jochen Vogel nach Willy Brandt Parteivorsitzender 
geworden war, maßgeblich mitbestimmt hatte (vgl. Berliner Programm), 
Gerhard Schröder aber nicht. Schröder zog es lieber vor, sich kritisch 
gegenüber der Programmatik der SPD zu äußern und sich von Niedersachsen 
aus nicht für die Parteiarbeit programmatisch wie auch innerparteilich 
einbinden lassen zu wollen (zumindest nicht unter Oskar Lafontaine).            
Vor der Landtagswahl in Niedersachsen Anfang 1998 hatte Schröder selbst 
verkünden lassen, dass er die Kanzlerkandidatur nicht antreten würde, wenn 
er mehr als zwei Prozent verlieren würde. Damit wurde die 
Niedersachsenwahl zur Entscheidung über die Kanzlerkandidatenfrage der 
SPD: Schröder oder Lafontaine. Schröder gewann mit über 48 Prozent die 
Landtagswahl und wurde dadurch Kanzlerkandidat der SPD. 
Problematisch waren und sind die neuen programmatischen Implikationen für 
die SPD, die vor allem seit dem plötzlichen Rücktritt Lafontaines als 
Parteivorsitzender und Schröders Antritt als Parteivorsitzender (seit Anfang 
2004 Müntefering) auftreten.  
Schröder gewann den Wahlkampf mit Hilfe einer Werbeagentur aus 
Hamburg (KNSK BBDO), der auf seine Persönlichkeit als Kanzlerkandidat 
zugeschnitten worden war. Laut Lafontaine war die Kampagne probeweise 
durch Michael Douglas vorgestellt worden, und die SPD hatte viel mehr Geld 
als die CDU für den Bundestagswahlkampf verwendet. Außerdem wurde 
unter Leitung von Franz Müntefering nach amerikanischem Vorbild eine 
Wahlkampfzentrale der SPD im Erich-Ollenhauer-Haus, kurz Kampa, 
aufgebaut. Dafür wurden laut Lafontaine junge Leute und Studenten 
engagiert, um kreative Ideen für den Wahlkampf zu entwickeln.871  
Der Wahlkampf stand unter dem Slogan „Die neue Mitte“. Der Slogan 
stammte noch von Willy Brandt (1972):  
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„Dort, wo die Einsicht in die Notwendigkeit (…) vom Bewahren durch Veränderung 
verstanden worden ist, dort ist die neue politische Mitte.“872 
 
Der zweite neue Begriff, der auf Vorschlag Münteferings inflationär häufig 
benutzt und damit besetzt werden sollte, war Innovation, denn 
Werbefachleute hatten herausgefunden, dass der Begriff bei den Wählern 
positiv gedeutet wurde. Mit dem Begriff Gerechtigkeit wurde die SPD bereits 
positiv identifiziert, so dass die Kombination des neuen mit einem alten 
Leitbegriff Erfolg versprechend war. 
Der Wahlkampfslogan des SPD-Wahlprogramms für die Bundestagswahl 
lautete 1998 letztlich Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit.  
Schröder wurde, so behaupte ich, nicht deshalb zum Kanzler gewählt, weil 
er, sondern, obwohl er Sozialdemokrat war (und ist). 
Am 11. März 1999 trat Oskar Lafontaine vom Amt des 
Bundesfinanzministers und des Parteivorsitzenden zurück. In seinem Buch 
„Das Herz schlägt links“ wird deutlich, dass neben persönlichen Gründen vor 
allem politische Gründe eine Rolle bei seinem Rücktritt spielten. Er hielt 
bereits 1999 den Weg der SPD für falsch bzw. unsozial.    
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8.1  Das Wahlprogramm 1998: Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit 
 
 
8.1.1  Die Neue Mitte: SPD 
 
„DIE NEUE MITTE: SPD“ lautet die Überschrift des letzten Abschnitts der 
Präambel des Wahlprogramms. Primär werden hier die bürgerlichen, 
gebildeten Leistungsträger der Gesellschaft angesprochen:    
„Wir setzen auf die Leistungsträgerinnen und Leistungsträger der Gesellschaft: Auf die hoch 
qualifizierten und motivierten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, auf die Frauen und 
Männer, die in Familien und Schulen Verantwortung tragen für Erziehung und Bildung 
unserer Kinder, auf die vorausschauenden und engagierten Manager und Unternehmer, auf 
die innovativen und flexiblen Mittelständler, Handwerker und Freiberufler, auf die  mutigen 
Existenzgründer, auf die hervorragend ausgebildeten Informatikerinnen, Ärztinnen und 
Ingenieurinnen, auf die erfindungsreichen Techniker und Wissenschaftler und auf die 
verantwortungsbewußten deutschen Gewerkschaften. 
Das sind Menschen, auf die wir bauen. Zusammen mit diesen Leistungsträgern unserer 
Gesellschaft sind wir die Neue Mitte Deutschlands. Zu dieser Neuen Mitte gehören auch die 
Menschen, die ihren Platz in Beruf und Gesellschaft wollen, um ihren Leistungswillen zur 
Geltung bringen zu können. Dazu gehören auch die Jugendlichen, die Ausbildung und Arbeit 
suchen, und all die Menschen, die sich nicht abfinden mit Arbeitslosigkeit und 
Ungerechtigkeit.“873            
 
Die Aufzählung der bestimmten Berufsgruppen zeigt eine eindeutige 
Bevorzugung der gebildeten und vermögenden Gesellschaftsgruppen. Die 
meisten angesprochen Berufe erfordern ein abgeschlossenes 
Hochschulstudium, haben also einen überdurchschnittlichen Bildungsgrad 
erworben, den die Mehrheit der Bevölkerung nicht erworben hat. Die 
ursprüngliche Arbeiterpartei spricht hier gezielt für sie neue 
Bevölkerungsgruppen an, die normalerweise nur unterdurchschnittlich zu 
ihrer Wählerklientel gehört. Bemerkenswert ist auch der Hinweis, dass die 
SPD die Leistungsträger, sich selbst und erst nachrangig auch die 
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 390
Leistungswilligen als die Neue Mitte bezeichnet. Insofern findet hier 
programmatisch eine Annäherung an das CDU-Grundsatzprogramm und 
seine Leistungsethik statt. Wer nichts leistet oder zu Leistung nicht bereit ist, 
den schließt die SPD nun aus ihren Reihen indirekt aus.  
Spricht das Berliner Programm ausschließlich von starken Gewerkschaften so 
werden sie hier als verantwortungsbewußte Gewerkschaften bezeichnet. 
Damit ist eine Haltung der Gewerkschaften gemeint, die davon geprägt ist 
bzw. davon geprägt sein soll, so wird hier unterstellt, nicht zu hohe 
Forderungen an die Arbeitgeber zu stellen, sondern im Zweifel ihre Wünsche 
zurückstellt. Jedenfalls rückt die Verantwortung im Gegensatz zur Stärke zur 
Priorität auf.  
Ist die angesprochene Neue Mitte eine Abkehr vom sozialdemokratischen 
Milieu? Ja. Bereits der durch das Godesberger Programm vollzogene Wandel 
von einer Arbeitermilieupartei zu einer so genannten Volkspartei war eine 
solche Abkehr. Durch die explizite Nennung der o. g. Berufsgruppen findet 
eine weitere Verschiebung zuungunsten des alten Arbeitermilieus statt.      
 
  
8.1.2  Innovation(en) 
Der neue Leitbegriff Innovation fällt im Wahlprogramm von 1998 in fast 
jeden Bereich des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens. Innovation 
ist das so genannte ‚Zauberwort’ des Bundestagswahlkampf 1998. Mit dem 
Begriff werden Verbesserungen in allen Bereichen verbunden. Innovation, 
verstanden als Neuerung und Erneuerung, war bis 1998 und vielleicht sogar 
bis zur Bundestagswahl 2002 ein ausschließlich positiv besetzter Begriff. 
Konnotationen wie wissenschaftlicher, technischer und künstlerischer 
Erfindungsgeist sowie Kreativität werden darüber hinaus gebildet. Das 
prägnante Fremdwort Innovation drückt in komprimierter Form alles das aus, 
was die Postmoderne ausmacht: Computer- und Internetzeitalter, 
Massenmedien, wachsende Technologisierung der Arbeitsprozesse, 
Globalisierung der Wirtschaft usw. 
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Angewendet wird der Begriff im Wahlprogramm auch, wie zu zeigen sein 
wird, um angestrebte Reformen zu bezeichnen.  
Mit dem Begriff Innovation werden und wurden schon in der Vergangenheit 
Manager, Ingenieure, Wissenschaftler in ihren Arbeitsbereichen konfrontiert, 
um ‚fit’ für den Globalisierungsprozess zu sein. Ob im Wahlprogramm oder 
in Schröders Reden, es brauchte nicht näher darauf eingegangen zu werden, 
was im Einzelnen unter dem Begriff verstanden werden sollte. Wichtig ist 
schließlich laut Sennett die politische Zielsetzung und die Dramatisierung des 
politischen Ziels und nicht die konkrete Umsetzung. Wichtig war für 
Schröder als Kanzlerkandidat, sich mediengerecht für den ‚modernen’ 
Begriff Innovationen einzusetzen. In diesem Zusammenhang fiel in 
Schröders Reden 1998 auch häufig der Begriff Modernität. Der ‚moderne’ 
Kanzlerkandidat trat gegen den subalternen, ‚unmodernen’ Kanzler der 
deutschen Einheit an. Kohls Name wurde in der „manipulierten öffentlichen 
Meinung“ (Habermas) gleichgesetzt mit ‚Probleme aussitzen’, ‚der Kanzler 
der Einheit, der nur noch in historischen Kategorien denkt und handelt’, mit 
politischem Stillstand, Reformstau usw.  
Da sich der politische Schlagabtausch und besonders in Wahlkämpfen auf 
Personen konzentriert, hatte Schröder in den Medien ein verhältnismäßig 
leichtes Spiel gegen Kohl. Hätte sich die CDU 1998 auf einen anderen, 
‚moderneren’ Kanzlerkandidaten einigen können, wären ihre Chancen gegen 
Schröder bzw. die SPD wohl gewachsen. 
Der Verdacht, dass der Begriff Innovation seinen parteipolitischen Ursprung 
bei CDU oder FDP hat, hat sich nach Einsicht der Parteiprogramme als 
richtig erwiesen.874  
Laut Biedenkopf geht es im politischen Diskurs, wie bereits gesehen, um das 
Besetzen von Begriffen. Dazu gehört allerdings auch der inflatorisch hohe 
Gebrauch eines zu besetzenden Begriffs, sonst wird ein politisches 
Schlagwort nicht wahrgenommen, eine Partei mit diesem Begriff nicht 
identifiziert. Als politisches Schlagwort war Innovation eine rhetorische 
Waffe im Wahlkampf. Erst die SPD bzw. Schröder benutzte das Fremdwort 
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inflatorisch häufig. Demnach hat Schröder bzw. haben seine 
Wahlkampfhelfer sowie die Werbefachleute im Beratergremium der 
Wahlkampfzentrale Kampa ein politisches Schlagwort geprägt und es bereits 
vor einem politischen Kampf um den Begriff dem politischen Gegner 
entwendet.    
      
Bereits in der Präambel im Abschnitt „Deutschland braucht eine neue Politik 
für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit“ heißt es:  
Eine Politik, die für wirtschaftliche, technische und ökologische Innovationen sorgt und für 
gesellschaftlichen Fortschritt.“875 
 
Innovationen werden gleichgesetzt mit Fortschritt, ebenfalls ein Begriff, der 
positive Konnotationen bzw. positive deontische Qualitäten bietet. 
Im Abschnitt „Innovationen in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft“, ebenfalls 
in der Präambel, wird aus dem positiv besetzten Begriff eine 
Lebensnotwendigkeit:  
„Wenn wir die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts bestehen wollen, dann müssen wir 
bereit sein zu Innovationen in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft.(…)“876 
Innovationen werden so zum Muss, denn sonst – so suggeriert uns das 
Programm – können die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts, ohne sie 
zu konkretisieren, nicht bestanden werden. 
 Auch auf den sozialpolitischen Bereich wird der Begriff Innovation (Soziale 
Innovation) bezogen:   
„Die Bürgerinnen und Bürger können sich darauf verlassen: Die SPD-geführte 
Bundesregierung wird dafür sorgen, daß es bei den notwendigen Veränderungen fair und 
gerecht zugeht. Wir wissen: Soziale Innovation, und nicht Sozialabbau, das ist die Basis für 
wirtschaftlichen Erfolg.“877     
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Mit Soziale Innovationen sind vor allem soziale Reformen gemeint. 
Abgesehen davon, dass im allgemein gehaltenen ersten Teil des 
Wahlprogramms noch nicht die konkreten Maßnahmen bezeichnet werden, 
die eine SPD-geführte Bundesregierung einleiten wird, wird der Begriff 
Reform konsequent vermieden. 
Im Abschnitt „Aufbruch für Innovation und neue Technologien“ des Kapitels 
„Starke Wirtschaft – Neue Arbeit“ erklärt die SPD ihren Willen zu einer 
Innovationsoffensive:   
„Wir wollen die großen Chancen der neuen Technologien nutzen. 
Dazu brauchen wir in unserer Gesellschaft eine neue Aufgeschlossenheit für Innovation und 
technologischen Fortschritt. 
Wir wollen eine Innovationsoffensive starten: 
In der Bio- und Gentechnologie, bei den neuen Materialien, in der Informationstechnologie, 
bei Umweltschutztechnologien, bei neuen Energiesystemen und in der Verkehrstechnologie 
soll Deutschland im internationalen Wettbewerb eine Spitzenposition einnehmen. 
Um die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes zu sichern, brauchen wir auch einen 
Innovationsschub in den großen deutschen Schlüsselindustrien, wie Chemie, Maschinenbau 
und Automobilindustrie. 
Wir wollen, daß in Deutschland auch in Zukunft die besten Autos der Welt produziert 
werden. Wir wollen, daß hier auch künftig die wirksamsten Medikamente und die 
intelligentesten Maschinen hergestellt werden. 
In Zukunft sollen in Deutschland auch die besten Mikroprozessoren und die 
leistungsfähigsten Solarzellen gebaut werden.“878        
 
Wollen / sollen / brauchen gehören zu den wichtigsten Verben eines 
Parteiprogramms, daher werden sie auch so häufig benutzt. Wenn man als 
Partei in einem Programm zeigt, dass man etwas Sinnvolles will und braucht 
und im Staat etwas Sinnvolles geschehen soll (zumindest wenn man weiß, 
dass die Mehrheit das, was man selbst für sinnvoll hält, auch für sinnvoll 
hält), dann ist man im echten Sinne tautologisch, denn man kann davon 
ausgehen, dass alle Adressaten das auch wollen, was im Land sein soll, weil 
alle es brauchen. 
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Mit dem Wortkompositum Innovationsoffensive wird die Nachdrücklichkeit 
des politischen Willens zu ‚modernen’ Erneuerungen auch sprachlich 
umgesetzt: Innovation, wie bereits betrachtet als ‚moderner’ Begriff und der 
Wortbestandteil -offensive als lateinischer Begriff, der ursprünglich den 
militärischen Angriff bezeichnet. Schafft es eine Partei mit solchen Begriffen 
von der Bevölkerung in Verbindung gebracht zu werden, so erhält sie auch 
das positive Image einer die Probleme angehenden und zupackenden Partei. 
Dass die SPD 1998 dieses Image anstrebt, während der regierende 
Bundeskanzler sich mit dem Vorwurf des ‚Probleme aussitzen’ 
auseinandersetzen muss, ist entsprechend den Regeln der politischen 
Werbung nachvollziehbar.   
          
„Unter der Überschrift „Deutschland braucht eine neue Gründerwelle“ 
erläutert die SPD, wie sie in Deutschland wieder Wirtschaftswachstum 
erreichen will: 
„Unser Land braucht Existenzgründerinnen und Existenzgründer und innovative junge 
Unternehmen, vor allem im Hochtechnologie- und Dienstleistungsbereich. 
Viele innovative, wachstumsstarke Unternehmen finden heute geeignete Finanzierungen nur 
auf den internationalen Finanzmärkten. In Deutschland ist der Markt für Chancenkapital 
immer noch unterentwickelt. Das werden wir ändern.879“      
Unternehmen sollen nach dieser Sprachnormierung nicht nur innovativ sein, 
sondern auch jung. Das Adjektiv jung impliziert auch die Konnotationen neu, 
frisch, unveraltet, erneuernd und im deontischen Sinne anstrebenswert. 
Innovativ und jung sind demnach Synonyme, die bei gleichzeitiger Nennung 
den einmal versprachlichten Gedanken in seiner Wirkung beim Adressaten 
intensivieren können wie eine häufige Wiederholung des gleichen 
Werbeslogans. Diese jungen und innovativen sowie wachstumsstarken 
Unternehmen brauchen Chancenkapital, so der weitere und neue positiv 
besetzte Begriff der SPD. Chancenkapital impliziert inhaltlich jedoch auch 
Risiken, die jedoch durch das Wortkompositum Chance positiv als 
Euphemismus überdeckt werden. Der Markt in Deutschland sei diesbezüglich 
unterentwickelt, so die SPD, was darauf schließen lässt, dass die BRD 
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weiterentwickelt werden muss, so der deontische Gehalt des Begriffs 
Unterentwicklung.        
 
 
 
8.1.3  Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
 
Auch im Abschnitt „Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft“ in der 
Präambel schwenkt die SPD auf die programmatische Linie der CDU ein: So 
benutzt sie erstmals in ihrem Programm den Begriff Soziale Marktwirtschaft 
und zwar wie die CDU mit der Großschreibung von Soziale, um den sozialen 
Aspekt des Wirtschaftssystems zu betonen bzw. dem wirtschaftlichen Aspekt 
gleichzustellen. Des Weiteren benutzt sie statt des ansonsten 
gebetsmühlenartig vorgetragenen Leitbegriff Innovation nun den Begriff 
Erneuerung / erneuern (Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft): 
„Wir werden die Soziale Marktwirtschaft erneuern: Wir setzen auf die Kräfte des Marktes 
und auf die Leistungsbereitschaft der Menschen. Und wir bauen auf soziale Partnerschaft 
und auf soziale Stabilität. 
Die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft ist der Garant für Wohlstand und Erfolg, für 
soziale Sicherheit und demokratische Stabilität. Wir werden es nicht zulassen, daß der 
gesellschaftliche Konsens in unserem Land immer weiter beschädigt wird.  
Unser Leitbild ist eine moderne Teilhabergesellschaft, in der alle ihren gerechten Anteil 
erhalten am gemeinsam erarbeiteten Wohlstand.“880   
 
Die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft soll deontisch bei den 
Adressaten verankert werden. Die Kräfte des Marktes sowie die 
Leistungsbereitschaft der Menschen, soziale Partnerschaft, soziale Stabilität, 
Wohlstand, Erfolg, soziale Sicherheit, demokratische Stabilität, 
gesellschaftlicher Konsens, moderne Teilhabergesellschaft sind 
ausschließlich positive deontische Begriffe, die hier mit der Erneuerung der 
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Sozialen Marktwirtschaft verknüpft werden, um dem neuen Leitbegriff ein 
möglichst breites positives Bedeutungsspektrum zu verleihen.   
Was kündigt die SPD mit der Erneuerung an? Auch hier meint sie eigentlich 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktreformen, die die SPD aber so nicht benennen 
will (Aus heutiger Sicht wären dies vor allem die Arbeitsmarktreformen 
Hartz I bis IV, die soziale Einschränkungen für Arbeitslose vorsehen.). Dass 
der Begriff Reform in der Geschichte der BRD mit verschiedenen 
Konnotationen belegt war, wurde bereits verdeutlicht. Seit Mitte der 1990er 
Jahre wurde in den Medien viel vom Reformstau der Regierung Kohl 
berichtet. Die SPD vermeidet jedenfalls den Begriff Reform in ihrem 
Wahlprogramm und ersetzt ihn durch Innovation oder Erneuerung. 
Auch übernimmt die SPD die CDU-Begrifflichkeit Ökologische und Soziale 
Marktwirtschaft im Abschnitt „Chancen der Globalisierung und der 
europäischen Einigung nutzen“ des 1. Kapitels „Starke Wirtschaft – Neue 
Arbeit“:  
„Die globalisierten Märkte brauchen eine neue und faire Weltwirtschaftsordnung, die sich an 
den Grundsätzen der sozialen und ökologischen Marktwirtschaft orientiert.“881 
 
Sie übernimmt zwar den sprachlichen Ausdruck, nicht aber die Schreibweise 
des Begriffs der CDU. Die Großschreibung von sozialer und ökologischer 
bleibt ein CDU-Phänomen.   
Zwar fordert die SPD im Wahlprogramm keine Wirtschaftsdemokratie bzw. 
Demokratisierung der Wirtschaft mehr wie im Grundsatzprogramm, aber sie 
setzt sich für Mitbestimmung und Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer 
entsprechend des Grundsatzprogramms ein: 
„Wir wollen die Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Kapital und am 
Gewinn und an den Entscheidungen der Unternehmen. 
Die SPD-geführte Bundesregierung wird die Rahmenbedingungen für die Beteiligung der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Produktivkapital verbessern.“882 
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Allerdings setzt sich die SPD im Wahlprogramm nicht nur für 
Steuerentlastungen der Arbeitnehmer ein, sondern auch für die Unternehmen 
und dies widerspricht klar dem gleichzeitig beschlossenen 
Grundsatzprogramm: 
„Zu unserer Steuerreform gehört:  
- eine Senkung der Steuersätze bei der Lohn- und Einkommenssteuer 
- eine Erhöhung des Kindergeldes 
- eine Senkung der Unternehmenssteuersätze.  
Uns geht es  
- um Steuerentlastungen für Arbeitnehmer und Familien und 
- um die Stärkung der Investitionskraft der Unternehmen.“883 
 
Wie bereits im vorangegangenen Kapitel gesehen, hatte die SPD im 
Grundsatzprogramm noch angekündigt, keine entscheidenden 
Steuerentlastungen vorzunehmen:      
„Nur der Reiche kann sich den armen Staat leisten. Wachsende und neue Staatsaufgaben im 
Interesse aller erlauben auch künftig kaum geringere Gesamtbelastung durch Steuern, selbst 
bei strengster Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Wir wollen Ausgaben streichen, denen ein 
gültiger Anspruch nicht mehr zugrunde liegt.“884 
Öffentliche Fördermittel dürfen nur mit zielorientierten Auflagen und entsprechender 
wirksamer Erfolgskontrolle vergeben werden.“885  
 
  
8.1.4   Bündnis für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit 
 
Die CDU-geführte Bundesregierung hatte zwischen 1996 und 1997 
wiederholt das Ziel formuliert, die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. In einem 
Interview mit Marion von Haaren und Sigmund Gottlieb der Sendereihe 
„Farbe bekennen“ kündigte Kohl 1997 sogar an, die Arbeitslosigkeit von 
                                                 
883
 Ebd., S. 26  
884
 SPD-GSP 1989/1998, S. 47  
885
 SPD-GSP 1989/98, S. 47 
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derzeit 4 Millionen auf 2 Millionen zu halbieren. Angetrieben von den 
Gewerkschaften und dem Deutschen Gewerkschaftsbund entstand das erste 
Bündnis für Arbeit zwischen Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und der 
deutschen Bundesregierung. Dieses Bündnis scheiterte nach langen 
Diskussionen: Jede Seite gab der jeweiligen anderen die Schuld für das 
Scheitern der Gespräche. Die Arbeitgeber warfen den Gewerkschaften vor, 
zu hohe, inakzeptable Forderungen gestellt zu haben. Die Gewerkschaften 
zeigten sich enttäuscht über die mangelnde Bereitschaft der Arbeitgeber, 
Zugeständnisse zu machen. Erschwerend kam hinzu, dass die 
Gewerkschaften die Bundesregierung beschuldigte, die Arbeitgeberinteressen  
einseitig und bevorzugt zu vertreten und nicht genügend um einen Ausgleich 
der verschiedenen Interessen bemüht zu sein. Die Schuldfrage wurde in der 
Presse breit diskutiert. Die Tendenz kann konstatiert werden, dass der 
Bundesregierung und Kohl persönlich das Scheitern der Gespräche 
zugeschrieben wurde. 
Auch die kurzfristigen Erfolge auf dem Arbeitsmarkt (500.000 Arbeitslose 
weniger) konnten von der CDU nicht zu einem politischen Erfolg umgesetzt 
werden, denn die Medien und die Opposition deckten auf, dass die 
Bundesregierung kurz vor der Bundestagswahl 500.000 zeitlich bis 
Dezember 1998 befristete Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen über die 
Bundesanstalt für Arbeit eingerichtet hatte. Es war klar, dass nach Fristende 
wieder 500.000 Menschen mehr in der Arbeitslosenstatistik auftauchen 
würden. 
Die ursprünglich positive deskriptive Bedeutung des Schlagwortpaars 
Bündnis für Arbeit bekam durch das Scheitern der Gespräche eine deontisch 
negative Nebenbedeutung für die damalige Bundesregierung. Zeitweilig war 
Bündnis für Arbeit sogar ein Stigmawortpaar zur Bezeichnung des Scheiterns 
der CDU/FDP bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Von der CDU 
konnte dieses Schlagwortpaar nicht mehr positiv eingesetzt werden. Bündnis 
für Arbeit war in der öffentlichen Wahrnehmung mit so hohen Erwartungen 
und Hoffnungen verknüpft worden, dass die Enttäuschung auch 
dementsprechend hoch ausfiel. Vom politischen Gegner, also der SPD, 
konnte das Schlagwortpaar allerdings wieder in positivem Sinne benutzt und 
die Hoffnungen und Erwartungen der Wähler wieder geweckt werden. Dieser 
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politische und wahlkampfstrategische Vorteil konnte also weitgehend 
konkurrenzlos von der SPD ausgenutzt werden. Bündnis für Arbeit musste 
lediglich wieder mit den alten Hoffnungen besetzt werden, mit der eigenen 
Politik verbunden und zusätzlich verstärkt werden, sowie gleichzeitig das 
Gefühl der Hoffnungslosigkeit in Bezug auf neue Arbeitsplätze mit der alten 
Bundesregierung verfestigt und verstärkt werden.     
„Die Innovationen und Veränderungen, die unser Land jetzt braucht, sind nur möglich, wenn 
alle gesellschaftlichen Kräfte mobilisiert werden. Deshalb werden wir ein Bündnis für Arbeit, 
Innovation und Gerechtigkeit schmieden. 
Sofort nach der Regierungsübernahme wird der sozialdemokratische Bundeskanzler 
Gewerkschaften und Unternehmen an einen Tisch zusammenholen und gemeinsam mit ihnen 
die Maßnahmen vereinbaren, die für den Abbau der Arbeitslosigkeit notwendig sind. Zu 
diesem Bündnis wollen wir auch die Kirchen einladen. 
Zu einem Bündnis für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit gehört ein fairer 
Interessenausgleich nach dem Grundsatz des gegenseitigen Gebens und Nehmens. 
Das wird unser Erfolgsrezept für nachhaltiges Wachstum und neue Arbeitsplätze: 
- Umfassende Innovationen in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft 
- Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
- ein Bündnis für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit.“886 
Wenn alle gesellschaftlichen Kräfte mobilisiert werden, dann zieht man, so 
wird – so suggeriert die SPD – solidarisch an einem Strang. Das Bündnis für 
Arbeit ist bei der SPD um die Komponenten Innovation und Gerechtigkeit 
erweitert worden. Gewerkschaften und Unternehmen an einen Tisch 
zusammen mit dem Bundeskanzler sollen bei einem fairen 
Interessenausgleich nach dem Grundsatz des Gebens und Nehmens die 
Arbeitslosigkeit bekämpfen. Wie auch bei der CDU werden die 
Interessengegensätze ausgeblendet, lediglich von einem Interessenausgleich 
ist die Rede. Das metaphorische Bild (alle an einem Tisch) suggeriert, dass 
die erheblichen ideologischen Unterschiede wie materiellen 
Interessengegensätze durch eine Tischrunde zu überwinden seien, obwohl 
hinter jeder Interessengruppe große Mitgliederzahlen stehen, die über jeden 
Kompromissvorschlag abstimmen müssen.        
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8.1.5  Chancen der Globalisierung und der europäischen  Einigung nutzen 
 
Hatte die SPD noch in ihrem Grundsatzprogramm von 1989, das sie 
bekräftigend noch am gleichen Tag wie dieses Wahlprogramm mit leichten 
Veränderungen verabschiedet hatte, vor allem auf Gefahren und 
Ungerechtigkeiten der Globalisierung hingewiesen, so betont das 
Wahlprogramm vor allem die Chancen der Globalisierung für die deutsche 
Wirtschaft: 
„Wir wollen, daß die deutsche Wirtschaft die Chancen der Globalisierung nutzt. 
Unsere Antwort auf die Globalisierung der Wirtschaft ist eine Politik der inneren Reformen 
und der internationalen Zusammenarbeit. Die europäische Einigung schafft neue 
Gestaltungsmöglichkeiten für neuen Wohlstand und neue Arbeit. 
Einen Kostensenkungswettlauf gegen die Billiglohnländer dieser Welt kann Deutschland 
nicht gewinnen. Wenn wir im internationalen Wettbewerb bestehen wollen, dann müssen wir 
einfach produktiver und besser sein als unsere Konkurrenten. Spitzenprodukte und 
Spitzenqualität zu wettbewerbsfähigen Preisen, darin liegt die Zukunft der deutschen 
Wirtschaft. 
Wir wollen den Wettbewerb der Unternehmen. Wir wollen auch einen Leistungswettbewerb 
um das weltweit beste Bildungssystem, die leistungsfähigste Forschung, die neuesten 
Technologien und um die modernste Infrastruktur; dieser Leistungswettbewerb bringt mehr 
Wohlstand für alle. 
Die globalisierten Märkte brauchen eine neue und faire Weltwirtschaftsordnung, die sich an 
den Grundsätzen der sozialen und ökologischen Marktwirtschaft orientiert.“887  
Der Begriff Wettbewerb bzw. Leistungswettbewerb wird hier von der SPD 
ausschließlich positiv gewertet. Dass man diesen Wettbewerb auch verlieren 
kann, wird hier ausgeblendet. Die von der CDU entwickelte soziale und 
ökologische Marktwirtschaft soll für die  globalisierten Märkte als neue und 
faire Weltwirtschaftsordnung gelten. 
Eine sehr einfach strukturierte Argumentation: Wenn wir nicht genauso billig 
sein können, dann müssen wir halt besser sein als die anderen. Was ist aber, 
wenn die anderen auf gleichem technologischen Stand genauso gut 
produzieren, nur billiger? Darauf gibt dieses Programm keine Antwort. 
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Stattdessen setzt sich die SPD für einen freien internationalen Wettbewerb 
ein: 
„Wir wollen Rahmenbedingungen für einen freien und fairen Leistungswettbewerb der 
Unternehmen. 
Protektionistischen Bestrebungen erteilen wir eine klare Absage.“888 
Im Grundsatzprogramm von 1998 hingegen werden im 
Globalisierungsprozess der Wirtschaft vor allem Gefahren gesehen. Daher 
wird gefordert, dass die Einflussmöglichkeiten des Staates auf die 
international agierenden Unternehmen durch internationale Kooperation 
verbessert werden, Wirtschaftsdemokratie (bzw. Demokratisierung der 
Wirtschaft)  verwirklicht werden soll. Im Wahlprogramm von 1998 werden 
jedoch ausschließlich Chancen in der Globalisierung der Wirtschaft gesehen, 
von der Einflussnahme des Staates auf die Wirtschaft und der 
Wirtschaftsdemokratie bzw. Demokratisierung der Wirtschaft ist keine Rede 
mehr.  Protektionistischen Bestrebungen erteilt die SPD weiterhin eine klare 
Absage. 
 
 
8.1.6  Chancengleichheit oder Chancengerechtigkeit? 
 
Grundsätzlich wird im Wahlprogramm ebenso wie im Grundsatzprogramm 
der Begriff Chancengleichheit verwendet, wenn es um die 
sozialdemokratische Zielsetzung im Bildungsbereich geht: 
„Wir wollen eine umfassende Bildungsreform zusammen mit allen Beteiligten 
verwirklichen. Ziele dieser Reform sind mehr Leistung und mehr Chancengleichheit, die 
Gleichwertigkeit aller Bildungsgänge und das Prinzip Förderung statt Auslese. (…)“889  
Zwar wird bereits hier bereits durch den Zusatz des Begriffs Leistung eine 
sprachliche und inhaltliche Veränderung der Definition von 
Chancengleichheit vorgenommen, aber der Begriff Chancengleichheit wird 
weiterhin verwendet.  
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Auch im Abschnitt „Gleichberechtigung in Bildung und Ausbildung des 6. 
Kapitels „Frauen nach vorn – Neuer Aufbruch für die Frauenpolitik“ ist von 
Chancengleichheit die Rede: 
„Zur Chancengleichheit der Frauen gehört auch eine bessere Vereinbarkeit von 
Weiterbildung und Familie.“890 (…)       
 
Im siebten Kapitel „Jugend braucht Zukunft – Bildung für alle“ heißt es 
bekräftigen im Sinne des Grundsatzprogramms: 
„Die Chancengleichheit von Mädchen und Jungen in Ausbildung, Beruf und Gesellschaft ist 
für uns ein besonderes Anliegen.“891  
 
Allerdings wird im 10. Kapitel „Der Staat als Partner in der freien 
Bürgergesellschaft“ plötzlich und unangekündigt die Begrifflichkeit der 
CDU, das Fahnenwort Chancengerechtigkeit als Adjektiv verwendet, obwohl 
die SPD damit im bildungspolitischen Diskurs ihre ideologische Niederlage 
indirekt implizit eingesteht. Typisch für eine Strategie, die eine Niederlage 
im politischen Kampf um Wörter verdecken soll, ist dabei die gleichzeitige 
Verwendung beider konkurrierender Begrifflichkeiten: 
„Ohne leistungsfähige öffentliche Infrastruktur, ohne chancengerechtes Bildungswesen (…) 
ist die moderne Gesellschaft des 21. Jahrhunderts nicht denkbar.“892 
 
Hierdurch zeigt die SPD dem politischen Gegner, dass der ehedem so 
erbittert geführte ideologische Diskurs beendet werden soll und sie sich den 
Vorstellungen der CDU – teilweise oder weitgehend (bleibt offen) – 
annähert. 
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8.1.7 Ideologische Unterschiede zum Grundsatzprogramm 
  
Das Wahlprogramm der SPD zu den Bundestagswahlen 1998 zeigt deutlich 
programmatische und ideologische Veränderungen zur noch 1998 
bekräftigten Grundsatzprogrammatik auf. Allein der Verzicht auf das im 
Berliner Grundsatzprogramm so feierlich beschworene Fahnenwort 
Demokratischer Sozialismus sowie die anderen alten sozialdemokratischen 
Kampfbegriffe wie Klassenkampf, Überwindung der Klassengesellschaft, 
Solidarität als Waffe der Schwachen, Entflechtung von Banken und 
Großunternehmen und Reform der Unternehmensverfassung zur Stärkung 
der staatlichen Kontrolle macht dies bereits deutlich. Die 
Sozialdemokratische Partei mit ihrer über hundertjährigen Tradition will sich 
einen neuen Anstrich geben, sich modern zeigen, auf die Postmoderne auch 
begrifflich reagieren: Begriffe wie Reform sind ‚out’, nunmehr gibt es nur 
noch Innovationen, denn die Bürger haben sich entweder damit abgefunden, 
dass Reformen 1998 entweder nicht umgesetzt bzw. vom politischen Gegner 
blockiert werden oder Einschnitte in das soziale System bedeuten. 
Im Grundsatzprogramm von 1998 werden im Globalisierungsprozess der 
Wirtschaft vor allem Gefahren gesehen. Daher wird gefordert, dass die 
Einflussmöglichkeiten des Staates auf die international agierenden 
Unternehmen durch internationale Kooperation verbessert werden, 
Wirtschaftsdemokratie (bzw. Demokratisierung der Wirtschaft)  verwirklicht 
werden soll. Im Regierungsprogramm werden jedoch ausschließlich Chancen 
in der Globalisierung der Wirtschaft gesehen, von der Einflussnahme des 
Staates auf die Wirtschaft und der Wirtschaftsdemokratie bzw. 
Demokratisierung der Wirtschaft ist keine Rede mehr.   
Auch sollen Unternehmen durch eine Senkung der Unternehmenssteuersätze 
entlastet werden, obwohl das Grundsatzprogramm noch das Gegenteil 
ankündigt. 
Weiterhin ist auffällig, dass die SPD CDU-Leitbegriffe in ihrer deskriptiven 
Bedeutung benutzt. So werden mit dem Wahlprogramm ausdrücklich die so 
genannten Leistungsträger der Gesellschaft als Neue Mitte der SPD 
bezeichnet. In den Ausführungen zur Neuen Mitte wird deutlich, dass die 
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Leistungsethik der CDU Einzug in die SPD-Programmatik genommen hat. 
Auch die einmalige Benutzung des Adjektivs chancengerecht kann als 
vorsichtiges Herantasten an die CDU-Ideologie verstanden werden. Die 
gleichzeitige Verwendung von Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit 
macht klar, dass die ehemals bestehenden erheblichen ideologischen 
Unterschiede 1998 dabei sind zu verwischen.  
Zwar können im  SPD-Wahlprogramm von 1998 noch keine eindeutigen 
Verstöße gegen das Grundsatzprogramm festgestellt werden. Sprachlich 
handelt es sich allerdings um eine andere Partei: Die Lexeme favorisierter 
Beziehungen und Formationen werden einfach ausgetauscht. Statt vom 
Klassenkampf oder der Überwindung der Klassengesellschaft ist jetzt von der 
Neuen Mitte die Rede, statt Reformen fordert das Programm Innovationen 
usw. 
 
 
 
 
8.2 Das Schröder-Blair-Papier 
Bereits vier Monate nach Lafontaines Rücktritt als Finanzminister und 
Parteivorsitzender kam es innerhalb der SPD-Führung und von 
gewerkschaftlicher Seite zu erheblichen Kontroversen mit dem 
Bundeskanzler und nunmehr Parteivorsitzenden Schröder. Schröder hatte im 
Juli 1999 im so genannten Schröder/Blair-Papier893 die Zukunft der 
internationalen Sozialdemokratie umrissen, ohne dies jedoch ausreichend in 
seiner Partei ausgehandelt zu haben, zu diskutieren und dadurch zu 
legitimieren.  Bevor es nach Oskar Lafontaines Rücktritt zu einer offiziellen 
Programmdebatte innerhalb der SPD-Parteigremien kommen konnte, wurde 
diese schon im so genannten politischen Sommerloch in der medialen 
Öffentlichkeit geführt. 
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 Originaltitel: Der Weg nach vorne für Europas Sozialdemokraten. Ein Vorschlag von 
Gerhard Schröder und Tony Blair. In: 
http://www.spd.de/suche/archiv/perspektiven/01.html.(9.12.1999), fortan mit „Schröder-
Blair-Papier“ zitiert.  
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Das Schröder-Blair-Papier wurde laut WAZ vom 9.6.1999 vom damaligen 
Kanzleramtsminister Hombach und Blairs Vertrauten Mandelson verfasst.894  
In der Tat bedeutet dieser Text einen grundlegenden Abschied von der 
traditionellen sozialdemokratischen Programmatik. Ziel des Konzeptes sei, so 
Schröder, die grundlegende Modernisierung der sozialdemokratischen 
Programmatik. Insgesamt geht es in dem Papier um eine 
wirtschaftsfreundlichere Ausrichtung, eine Reform der Sozialsysteme und die 
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte.  
Schröder bzw. die Verfasser erläutern in diesem Text, warum die 
Sozialdemokraten in der jüngsten Vergangenheit so erfolgreich (England, 
Deutschland)  gewesen seien: 
„Markenzeichen dafür ist die ‚Neue Mitte’ in Deutschland, der ‚Dritte Weg’ im Vereinigten 
Königreich. Andere Sozialdemokraten wählen andere Begriffe, die zu ihrer eigenen 
politischen Kultur passen. Mögen Sprache und Institutionen sich unterscheiden: Die 
Motivation ist die gleiche. Die meisten Menschen teilen ihre Weltsicht längst nicht mehr 
nach dem Dogma von Links und Rechts ein. Die Sozialdemokraten müssen die Sprache 
dieser Menschen sprechen.“895    
Links und Rechts sollen fortan keine Rolle mehr bei der Bestimmung der 
Politik der SPD spielen. Die politische Ausrichtung der SPD soll sich nun an 
der so genannten Neuen Mitte orientieren.    
Gleichzeitig formuliert Schröder explizit den Appell an die anderen 
europäischen Sozialdemokraten, sich diesem Kurs anzuschließen: 
„Wir müssen voneinander lernen und uns an der besten Praxis und Erfahrung in anderen 
Ländern messen. Mit diesem Appell wollen wir die anderen sozialdemokratisch geführten 
Regierungen Europas, die unsere Modernisierungsziele teilen, einladen, sich an unserer 
Diskussion zu beteiligen.“896 
 
Auf insgesamt 18 Seiten erklärt Schröder, was er unter den 
Modernisierungszielen der SPD versteht. Im ersten Kapitel „Aus Erfahrung 
lernen“ räumt Schröder Fehler in der Vergangenheit der Sozialdemokratie 
ein, wenn es um das Erreichen von sozialer Gerechtigkeit ging:  
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„Obgleich Sozialdemokraten und Labour Party eindrucksvolle historische Errungenschaften 
vorweisen können, müssen wir heute realitätstaugliche Antworten auf neue 
Herausforderungen in Gesellschaft und Ökonomie entwickeln. Dies erfordert Treue zu 
unseren Werten, aber Bereitschaft zum Wandel der alten Mittel und traditionellen 
Instrumente.“897  
 
Der Imperativ ist in dieser Formulierung unverkennbar. Alle, die sich bisher 
mit den alten SPD-Konzepten identifizieren konnten, dies öffentlich im 
politischen Diskurs vertreten haben, werden nun belehrt, ihre Überzeugungen  
überdenken zu müssen, allerdings mit der Einschränkung, dass dies auch 
Treue zu unseren Werten erfordere. 
Konkret heißt dies: 
„In der Vergangenheit wurde die Förderung der sozialen Gerechtigkeit manchmal mit der 
Forderung nach der Gleichheit im Ergebnis verwechselt. Letztlich wurde damit die 
Bedeutung von Anstrengung und Verantwortung ignoriert und nicht belohnt und die soziale 
Demokratie mit Konformität und Mittelmäßigkeit verbunden statt mit Kreativität, Diversität 
und herausragender Leistung. Einseitig wurde die Arbeit immer höher mit Kosten belastet.       
Der Weg zur sozialen Gerechtigkeit war mit immer höheren öffentlichen Ausgaben 
gepflastert, ohne Rücksicht auf Ergebnisse oder die Wirkung der hohen Steuerlast auf 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung oder private Ausgaben. Qualitätsvolle soziale 
Dienstleistungen sind ein zentrales Anliegen der Sozialdemokraten, aber soziale 
Gerechtigkeit läßt sich nicht an der Höhe der Ausgaben messen. Der wirkliche Test für die 
Gesellschaft ist, wie effizient diese Ausgaben genutzt werden und inwieweit sie die 
Menschen in die Lage versetzen, sich selbst zu helfen.  
Die Ansicht, daß der Staat schädliches Marktversagen korrigieren müsse, führte allzu oft zur 
überproportionalen Ausweitung von Verwaltung und Bürokratie, im Rahmen 
sozialdemokratischer Politik. Wir haben Werte, die den Bürgern wichtig sind – wie 
persönliche Leistung und Erfolg, Unternehmergeist, Eigenverantwortung und Gemeinsinn – 
zu häufig zurückgestellt hinter universelles Sicherungsschrauben. 
Allzu oft wurden Rechte höher bewertet als Pflichten. Aber die Verantwortung des einzelnen 
in Familie, Nachbarschaft und Gesellschaft kann nicht an den Staat delegiert werden. Geht 
der Gedanke der gegenseitigen Verantwortung verloren, so führt dies zum Verfall des 
Gemeinsinns, zu mangelnder Verantwortung gegenüber Nachbarn, zu steigender 
Kriminalität und Vandalismus und einer Überlastung des Rechtssystems. 
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Die Fähigkeit der nationalen Politik zur Feinsteuerung der Wirtschaft hinsichtlich der 
Schaffung von Wachstum und Arbeitsplätzen wurde über-, die Bedeutung des einzelnen und 
der Wirtschaft bei der Schaffung von Wohlstand unterschätzt. Die Schwächen der Märkte 
wurden über-, ihre Stärken unterschätzt.“898  
Wenn auch nicht deckungsgleich, so findet auch sprachlich eine starke 
Annäherung an die CDU-Programmatik statt. Begriffe wie Anstrengung und 
Verantwortung, persönliche Leistung und Erfolg, Unternehmergeist, 
Eigenverantwortung, Verantwortung des einzelnen in Familie, Nachbarschaft 
und Gesellschaft gehören bis 1998 nicht in den Sprachkanon der SPD, 
sondern in den der CDU in ihrer Leistungsethik und in ihrem 
Freiheitsverständnis der verantworteten Freiheit  und Subsidiarität.  
Die Ausrichtung einer Neukonzeption wird durch die Aufzählung der Fehler 
in der Vergangenheit, also in der Realanalyse deutlich: Soziale Gerechtigkeit 
sei insofern falsch verstanden worden, als Leistung und Anstrengung nicht 
belohnt worden seien. Die Förderung dieser so verstandenen sozialen 
Gerechtigkeit habe zu sehr hohen Staatsausgaben geführt, aber nicht zu den 
gewünschten Ergebnissen. Vor allem habe dies nicht den Willen des 
Einzelnen zur Übernahme von Eigenverantwortung gefördert. 
Dementsprechend zielt das Papier auf die Neuausrichtung der 
Sozialdemokratie bei der Bestimmung des Begriffs  Verantwortung des 
Einzelnen. Schröder schwenkt auf die von der CDU im Grundsatzprogramm 
vertretene Leistungsethik ein und will seiner Partei ein Umdenken geradezu 
abringen: Gerade auch der folgende zitierte einleitende Satz des zweiten 
Kapitels („Neue Konzepte für veränderte Realitäten“)  gibt den 
Parteimitgliedern unmissverständlich zu verstehen, dass linke Politik, 
nunmehr nicht mehr das bedeuten soll, was man innerhalb der SPD ehemals 
dafür gehalten habe: 
 „Das Verständnis dessen, was ‚links’ ist, darf nicht ideologisch einengen.“899    
 
Das, so kann man daraus schließen, bedeutet tatsächlich den Versuch, die 
traditionelle sozialdemokratische Programmatik in ihrer Kernideologie zu 
reformieren. Reinhard Klimmt, damaliger Ministerpräsident der SPD im 
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Saarland und Nachfolger Oskar Lafontaines, warf Schröder deshalb „neo-
liberale“ Tendenzen und eine Abkehr von sozialdemokratischen Grundwerten 
vor.900   
 
 
8.2.1    Wirtschaftsfreundliche Ausrichtung 
 
Im Kapitel „Eine auf die Förderung nachhaltigen Wachstums ausgerichtete 
Steuerpolitik“ wird die Neuausrichtung der sozialdemokratischen 
Wirtschaftspolitik besonders deutlich: 
„In der Vergangenheit wurden Sozialdemokraten mit hohen Steuern, insbesondere 
Unternehmenssteuern, identifiziert. Moderne Sozialdemokraten erkennen an, daß 
Steuerreformen und Steuersenkungen unter den richtigen Umständen wesentlich dazu 
beitragen können, ihre übergeordneten gesellschaftlichen Ziele zu verwirklichen. 
So stärken Körperschaftssteuersenkungen die Rentabilität und schaffen Investitionsanreize. 
Höhere Investitionen wiederum erweitern die Wirtschaftstätigkeit und verstärken das 
Produktivkapital. Dies trägt zu einem positiven Dominoeffekt bei, durch den Wachstum die 
Ressourcen vermehrt, die für öffentliche Ausgaben für soziale Zwecke zur Verfügung 
stehen. 
- Die Unternehmensbesteuerung sollte vereinfacht, und die Körperschaftssteuersätze 
sollten gesenkt werden, wie dies New Labour im Vereinigten Königreich getan hat und 
wie es die Bundesregierung plant.“901(…)   
- „Die Steuerbelastung von harter Arbeit und Unternehmertum sollte reduziert werden. 
Die Steuerbelastung insgesamt sollte neu ausbalanciert werden, zum Beispiel zu Lasten 
des Umweltverbrauchs. (…)“902  
Moderne Sozialdemokraten sollen, so die Präskription der ‚neuen’ SPD 
andere Wege einschlagen in der Wirtschafts- und Finanzpolitik als zuvor. 
Hierbei fällt vor allem die Neuausrichtung in der Steuerpolitik bezüglich der 
Unternehmensbesteuerung auf.  Zwar sind die zitierten Passagen sehr stark 
auf konkrete Handlungsziele bezogen, sie machen jedoch auch sprachlich den 
Prioritätenwechsel deutlich: Arbeitnehmerrechte sowie die Gleichheit der 
                                                 
900Vgl. Berichterstattung der WAZ vom 30.07.1999 
901Schröder-Blair-Papier, S. 8   
902Schröder-Blair-Papier, S. 8  
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Lebenschancen insbesondere in wirtschaftlicher Hinsicht stehen durch die 
Nichtnennung in diesem Zusammenhang auch auf der Prioritätenliste weiter 
unten, wenn sie nicht sogar gestrichen sind.     
Verringerung des Körperschaftssteuersatzes und Vereinfachung (auch 
Senkung?) der Unternehmensbesteuerung sollen laut Schröder/Blair das 
Wirtschaftswachstum ankurbeln. Insofern steht die zeitgleiche Forderung 
Klimmts nach einer Wiedereinführung der Vermögenssteuer dieser 
Wirtschaftspolitik konträr entgegen.903 
 
 
8.2.2 Flexibilisierung der Arbeitsmärkte und Reform der 
Sozialleistungen 
 
Im Kapitel „Eine aktive Arbeitsmarktpolitik für die Linke“ wird deutlich, 
welches Bild vom bisherigen Staats- und Sozialversicherungswesen die 
Verfasser des Schröder-Blair-Papiers haben: 
„Der Staat muß die Beschäftigung aktiv fördern und nicht nur passiver Versorger der Opfer 
wirtschaftlichen Versagens sein (…) 
Ein Sozialversicherungssystem, das die Fähigkeit, Arbeit zu finden, behindert, muß 
reformiert werden. Moderne Sozialdemokraten wollen das Sicherheitsnetz aus Ansprüchen 
in ein Sprungbrett in die Eigenverantwortung umwandeln.“904   
 
Der Staat soll also bisher ein passiver Versorger gewesen sein und das 
Sozialversicherungssystem habe die Arbeitsvermittlung behindert. Der 
Hinweis, was moderne Sozialdemokraten wollen, ist eine Kampfansage an 
alte Sozialdemokraten, die sich mit für den Ausbau des 
Sozialversicherungswesens eingesetzt haben; sie gelten nun als unmodern.  
Was moderne Sozialdemokraten wollen, steht im Gegensatz zur traditionellen 
Ideologie der SPD; sie wird nunmehr als unmodern stigmatisiert. Wer will 
                                                 
903Vgl. Berichterstattung der WAZ vom 30.07.1999 („SPD streitet jetzt offen über den 
Kurs“) 
904
 Schröder-Blair-Papier, S. 14 
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schon unmodern in seiner politischen Ausrichtung sein? Insofern versuchen 
die Verfasser des Schröder-Blair-Papiers durch die Wiederholung, was 
moderne Sozialdemokraten wollen, innerparteiliche Kritiker im Vorfeld 
bereits verbal zu entwaffnen. Denn alles, was diese Kritiker nun anmerken, 
reklamieren usw., kann jetzt mit unmodern abgewehrt und abgestempelt 
werden.      
Im Kapitel „Ein aktiver Staat in einer neuverstandenen Rolle hat einen 
zentralen Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung zu leisten“ wird die 
Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik definiert. Dabei bestreiten die 
Verfasser des Schröder-Blair-Papiers, neoliberale Politik zu betreiben und 
reagieren bereits im Vorfeld auf den noch nicht formulierten Vorwurf 
Klimmts: 
„Moderne Sozialdemokraten sind keine Laisser-faire-Neoliberalen.“905    
 
Im Kapitel „Anpassungsfähigkeit und Flexibilität stehen in der 
wissensgestützten Dienstleistungsgesellschaft in Zukunft immer höher im 
Kurs“ erkennen die Verfasser des Schröder-Blair-Papiers die Chance, neue 
Arbeitsplätze zu schaffen: 
„Unsere Volkswirtschaften befinden sich im Übergang von der industriellen Produktion zur 
wissensorientierten Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft. Sozialdemokraten müssen die 
Chance ergreifen, die dieser wirtschaftliche Umbruch mit sich bringt. (…) Sie eröffnet 
Millionen Menschen die Chance, neue Arbeitsplätze zu finden (…).906   
Chance hat als eigenständiger Begriff selbst ein positives deontisches 
Potential. Wenn der genannte wirtschaftliche Umbruch vor allem als Chance 
für neue Arbeitsplätze deskriptiv beschrieben wird und nicht als Gefahr, so 
soll, so wird unterstellt, den Adressaten die Angst vor den Veränderungen 
genommen werden durch eine positive Darstellungsweise der Realität.    
Daher sollen Arbeitszeitregelungen im Dienstleistungsbereich reformiert 
werden: 
„Rigidität und Überregulierung sind ein Bremsklotz für die wissensorientierte 
Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft. Sie ersticken das Innovationspotential, das zu 
                                                 
905
 Schröder-Blair-Papier, S. 11 
906Schröder-Blair-Papier, S. 10 
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Schaffung neuen Wachstums und neuer Arbeitsplätze erforderlich ist. Wir brauchen nicht 
weniger, sondern mehr Flexibilität.“     
Rigidität, Überregulierung, Bremsklotz, ersticken sind demnach 
Begrifflichkeiten mit eindeutig negativem deontischen Gehalt, die den 
deontisch positiv besetzten Begriffen als Gefahr gegenübergestellt werden: 
wissensorientierte Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft, Innovationspotential, 
Schaffung neuen Wachstums und neuer Arbeitsplätze, Flexibilität.  
Auch Arbeitnehmer sollen flexibel auf die flexiblen Märkte reagieren: 
„Flexible Märkte müssen mit einer neu definierten Rolle für einen aktiven Staat kombiniert 
werden.“ (…) 
Wenn auf Dauer ein hoher Beschäftigungsgrad erreicht werden soll, müssen Arbeitnehmer 
auf sich verändernde Anforderungen reagieren. Unsere Volkswirtschaften leiden an einer 
erheblichen Diskrepanz zwischen offenen Stellen, die nicht besetzt werden können (z.B. im 
Bereich Informations- und Kommunikationstechnologie), und (dem Mangel) an angemessen 
qualifizierten Bewerbern.“907 
 
Flexibilität tritt als neues Schlagwort neben Innovation im Vokabular der 
Neuen Mitte auf. Die Verfasser verstehen unter einem flexiblen Arbeitsmarkt 
konkret: 
 „Eine neue Politik mit dem Ziel, arbeitslosen Menschen Arbeitsplätze und Ausbildung 
anzubieten, ist eine sozialdemokratische Priorität – wir erwarten aber auch, daß jeder die ihm 
gebotene Chance annimmt.“908  
Die Erwartung, eine gebotene Chance anzunehmen, impliziert auch, dass 
derjenige auf Ablehnung stößt, der dies nicht tut. Insofern werden hier die so 
genannten Zumutbarkeitskriterien der Hartz-Gesetzgebung sprachlich 
vorweggenommen.    
Dabei sollen Programme für Langzeitarbeitslose durch neu zu erarbeitende 
Arbeitsmarktkonzepte wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden, 
allerdings „(…) unter Beachtung des Grundsatzes, daß Rechte gleichzeitig auch Pflichten 
bedingen (…)“909   
                                                 
907
 Schröder-Blair-Papier, S. 11 
908
 Schröder-Blair-Papier, S. 15 
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 Schröder-Blair-Papier, S. 15 
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„Wir müssen (…) alle Leistungsempfänger, darunter auch Menschen im arbeitsfähigen Alter, 
die Erwerbunfähigkeitsleistungen beziehen, auf ihre Fähigkeit überprüfen, ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen, und die staatlichen Stellen so reformieren, daß sie 
Arbeitsfähige dabei unterstützen, eine geeignete Beschäftigung zu finden.“910  
 
Rechte bedeuten auch Pflichten, so wird hier betont, wie auch die Begriffe 
Verantwortung und Leistung geradezu von der CDU-Programmatik adaptiert 
worden sind.  
Bemerkenswert ist auch, dass Bezieher von Erwerbsunfähigkeitsleistungen 
erneut überprüft werden sollen, als erhielten sie diese bisher zu Unrecht.   
Im Schröder-Blair-Papier werden, wie zu erkennen ist, bereits 
Grundentscheidungen getroffen, die in der so genannten Hartz-Reform als 
Teil der Agenda 2010 gegenwärtig umgesetzt werden.    
Die Frage stellt sich nun, wie die Partei auf diese Neuausrichtung ihrer 
Programmatik in ihren folgenden Programmen reagiert.  
 
 
 
8.3  Entwicklung der SPD-Programmatik bis 2004 
 
Auf dem SPD-Parteitag vom 7. bis 9. Dezember 1999 in Berlin, neun Monate  
nach Oskar Lafontaines Rücktritt als Parteivorsitzender und vier Monate 
nach Veröffentlichung des Schröder-Blair-Papiers, wurde von der 
Parteiführung unter Vorsitz Gerhard Schröders ein Leitantrag zur 
Überarbeitung des bestehenden Grundsatzprogramm gestellt.  
Vorsitzender der Programmkommission war Gerhard Schröder, den 
geschäftsführenden Vorsitz übernahm Rudolf Scharping, Stellvertreter waren 
Wolfgang Clement, Reinhard Klimmt, Matthias Platzeck, Ute Vogt und 
Heidemarie Wieczorek-Zeul.  
                                                 
910
 Schröder-Blair-Papier, S. 15 
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Bemerkenswert ist, dass nach nur eineinhalb Jahren nach Bekräftigung des 
Berliner Programms auf dem Parteitag in Leipzig bereits die Notwendigkeit 
eines neuen Grundsatzprogramms von der neuen Parteiführung gesehen wird.    
In dem Leitantrag heißt es zur Begründung der Überarbeitung des 
Grundsatzprogramms:  
„1. Die Grundwerte sozialdemokratischer Politik 
- Freiheit 
- Gerechtigkeit 
- Solidarität 
- das Eintreten für den Frieden     
sind und bleiben Maßstab und leitende Prinzipien unseres Handelns. 
 
2. Angesichts der Veränderungen der letzten zehn Jahre soll das Grundsatzprogramm der 
SPD überarbeitet und neu formuliert werden. 
- Der Wandel unserer Gesellschaft und die Erfahrungen der deutschen Einheit stellen Fragen  
   nach dem inneren Zusammenhalt unserer Gesellschaft. (…)911 
- Die zunehmende weltweite Verflechtung sehen wir nicht ausschließlich unter   
   ökonomischen Gesichtspunkten. Für uns sind z.B. der Dialog der Kulturen und die   
   Entwicklung der Informationsgesellschaft wichtige Aufgaben, die wir gestalten wollen. 
- Europäische und internationale Politik bedürfen enger Koordination, um den globalen  
   Herausforderungen gerecht zu werden und die Gestaltungsfähigkeit der Politik zu sichern. 
- Unverändert bleibt das Ziel der Sozialdemokratie, den Wandel der Gesellschaft zu                          
   gestalten, statt sich ihm zu unterwerfen oder ihn zu übersehen. Unsere langfristigen     
   Antworten werden wir in der Debatte um ein neues Grundsatzprogramm der SPD  
   einarbeiten. 
 
Diese Debatte werden wir als einen offenen Prozess gestalten: 
- mit den Mitgliedern, Gliederungen und Arbeitsgemeinschaften der SPD 
- mit gesellschaftlichen Gruppen, z.B. dem Sachverstand der Gewerkschaften, und 
Wirtschaft, von Wissenschaft und Kultur, von Umweltverbänden und Naturschutz 
                                                 
911
 Archiv: SPD-Parteitag 07.-09. Dezember, Berlin: Beschlüsse – Antragsbereich 
Programmdebatte: Leitantrag zum Grundsatzprogramm, S. 1, veröffentlicht unter 
http://archiv.spd.de/suche/archiv/ptt_1299/beschluesse/p_1.php3. 
Nicht aufgeführte Punkte betreffen den europäischen Integrationsprozess und die Einführung 
der gemeinsamen Währung, die Ergebnisse der Agenda 21 von Rio 1992 sowie die EU-
Verträge zum Umweltschutz.  
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- mit den politischen Erfahrungen und programmatischen Erneuerungen der 
sozialdemokratischen Parteien Europas“912 
 
In diesem Leitantrag wird klar, dass sich die SPD-Führung der 
wirtschaftlichen Globalisierung und den sich daraus ergebenden 
gesellschaftlichen Veränderungen sprachlich und inhaltlich nicht 
verschließen will, sondern sie selbst gestalten will. Dass sie dabei in Zukunft 
während ihrer Regierungszeit sowohl programmatisch als auch in ihrer 
Regierungspolitik einen Abbau der sozialen Leistungen vornehmen wird, 
wird aus diesem Leitantrag noch nicht ersichtlich. 
 
Programmatisch, d.h. also auch sprachlich wird dieser Wechsel spätestens 
2002 mit den Bundestagswahlen 2002 vorgenommen. 
Dennoch ist es bisher nicht zu einer Verabschiedung eines neuen, daran 
ausgerichteten Grundsatzprogramms gekommen. Bemerkenswert ist dabei 
auch, dass über den weiteren Prozess der Ausarbeitung des neuen 
Grundsatzprogramms in den Medien kaum berichtet wird.  
Es ist wahrscheinlich, dass im Zuge der Demonstrationen gegen die so 
genannten Hartz-Reformen gegenwärtig das problematische Thema der 
Grundsatzprogrammatik der Partei im öffentlichen Diskurs gezielt 
ausgeklammert wird.      
 
 
 
 
                                                 
912
 Ebd. S. 1f. 
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8.4 Das Regierungsprogramm (2002) und die Weimarer Leitlinien 
 
Zur Begründung ihrer Reformpolitik schreibt der Parteivorstand in sein 
Regierungsprogramm „Erneuerung und Zusammenhalt – Wir in 
Deutschland“  in der Präambel: 
„Die deutsche Sozialdemokratie in der Mitte der Gesellschaft: 
Wir leben in Zeiten des Wandels. Die Herausforderungen von heute und morgen sind nicht 
mit Rezepten von gestern zu meistern. In den letzten vier Jahren haben wir mit der Auflösung 
des Reformstaus begonnen. Die Politik der sozialen Modernisierung werden wir 
fortsetzen.“913 
 
Wie bereits mehrfach betont, geht es dem Verfasser nicht darum, (soziale) 
Errungenschaften der SPD oder CDU zu verschweigen, sondern, 
aufzuzeigen, dass auch sprachlich sich eine bestimmte Ideologie 
(„Globalisierungs- und Leistungsideologie“) bei den so genannten 
Volksparteien durchgesetzt hat Soziale Modernisierung bedeutet hier nicht 
nur inhaltlich ein Abbau öffentlicher sozialer Leistungen, sondern auch eine 
Modernisierung des verwendeten Wortschatzes bzw. ein neues 
Ideologievokabular der SPD.  
So definiert das Regierungsprogramm von 2002 im Abschnitt „Freiheit und 
Sicherheit“ den Grundwert Freiheit ganz anders als das Grundsatzprogramm 
von 1998: 
„Wir fördern Individualität als Bedingung und als Ausdruck der Freiheit. Individualität gibt 
die Chance, Lebensweg und Lebensweise selbst zu wählen und eigenverantwortlich zu 
handeln. 
Eigenverantwortung und gesellschaftlicher Zusammenhalt bedingen einander. Unsere Politik 
der Mitte erweitert Freiheitsspielräume und ermutigt zu solidarischem Handeln.“914  
 
Dem Staat kommen laut SPD andere Aufgaben zu als in der Vergangenheit: 
                                                 
913
 SPD-Regierungsprogramm 2002-2006: Erneuerung und Zusammenhalt – Wir in 
Deutschland, Hrsg.: Vorstand der SPD, Öffentlichkeitsarbeit, Berlin 2002, S. 5; fortan mit 
„SPD-Regierungsprogramm 2002“ zitiert. 
914
 SPD-Regierungsprogramm 2002, S. 8 
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„In dieser Welt des Wandels müssen auch die Staatsaufgaben überprüft werden. 
Das tun wir unvoreingenommen. Im Großen wie im Kleinen. Wir achten das Prinzip der 
Subsidiarität und fördern die Idee der Zivilgesellschaft. (…) 
Dementsprechend müssen aber auch Ansprüche an den Staat zurückgenommen werden, die 
ihn überfordern.  
Wir sehen den Staat als Partner in der freien Bürgergesellschaft.“915 
 
Der Verfasser wundert sich deshalb, da er inhaltlich wie sprachlich das 
Zitierte in der Grundsatzprogrammatik der CDU analysiert hat. Subsidiarität 
und Eigenverantwortung sind Begriffe, die im Grundsatzprogramm der CDU 
eng auf den Grundwert Freiheit bezogen werden, nicht aber im 
Grundsatzprogramm der SPD. 
Um ihre traditionelle Anhängerschaft wohl nicht zu überfordern, schreibt der 
Parteivorstand nur eine Zeile weiter: 
„Wir sehen und bejahen aber auch die Verantwortlichkeit des Staates. Wir bekennen uns zu 
dieser Politik. (…) 
Die Ideologie der totalen Entstaatlichung lehnen wir ab. Der Staat darf nicht nur 
Reparaturbetrieb sein für Interessengegensätze, die in der Zivilgesellschaft ungeklärt bleiben. 
Der Staat hat Lenkungsfunktion.“916 
 
Hier taucht auch der vertraute Begriff Lenkung auf. Zwar macht die SPD in 
den zitierten Zeilen deutlich, dass sie Aufgaben des Staates 
unvoreingenommen überprüfen und zurücknehmen will, benutzt aber 
trotzdem den sozialdemokratischen Leitbegriff Lenkung, um die staatlichen 
Aufgaben zu beschreiben und zu bewerten.  
 
 
 
                                                 
915
 Ebd., 8f.  
916
 SPD-Regierungsprogramm 2002, S. 9 
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8.4.1 Politik der Mitte 
 
Der 1998 eingeführte Begriff Neue Mitte wird 2002 geringfügig verändert zu 
Politik der Mitte: 
„Uns geht es um eine wertorientierte Politik, die Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
verbindet – das ist Politik der Mitte. Gleiche Chancen für alle zu gewährleisten gehört zu 
dieser Politik ebenso, wie die Anerkennung der vielfältigen Fähigkeiten und Interessen der 
Menschen. Gerechtigkeit bedeutet für uns, alle auf faire Weise an den Chancen unserer 
Gesellschaft teilhaben zu lassen. Und sie zu Innovation und Zuversicht in die Gestaltbarkeit 
der Zukunft zu ermutigen. 
Solche Reformpolitik ist auf eine breite gesellschaftliche Unterstützung angewiesen. Nicht 
alle Weichenstellungen sind bequem, aber sie führen in eine gute Zukunft und wirken weit 
über die Phase einer Legislatur hinaus.“917 
 
Der Bezug zur Grundsatzprogrammatik wird im Abschnitt „Politik der Mitte“ 
hergestellt. Die ehemaligen Grundwerte des Demokratischen Sozialismus 
gehören jetzt zur so genannten Politik der Mitte.  
Freiheit wird erweitert und verändert durch die CDU-Definition dieses 
Grundwerts.  
Gerechtigkeit bezieht weiterhin die Chancengleichheit ein, wird jedoch 
erweitert um den Begriff Innovation.  
Mit dem alten Kampfbegriff Solidarität kann die neue SPD (Neue Mitte) 
nicht mehr viel anfangen, außer dass sie darauf hinweist, dass ihre 
Reformpolitik eine breite gesellschaftliche Unterstützung benötige. Die SPD 
ist sich über letzteres bewusst, kündigt aber dennoch an, dass es nicht immer 
bequem werden wird in der nächsten Legislaturperiode.  
Damit hat die SPD-geführte Bundesregierung Recht behalten. Die 
Sozialreformen der Agenda 2010 (Arbeitsmarktreform, Gesundheitsreform, 
Rentenreform,  usw.) sind auf viel Kritik gestoßen. Besonders aber die 
Arbeitsmarktreformen Hartz I bis IV. werden innerhalb der Partei und der 
Bevölkerung aufgrund der unterstellten unsozialen Komponente vielfach 
vehement abgelehnt.  
                                                 
917
 Ebd. 
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8.4.2  Arbeitsmarktreform 
Bereits im Regierungsprogramm 2002 wird im Unterkapitel „Die Weichen 
sind gestellt“ des vierten Kapitels „Arbeitsmarkt“ auf erste Reformen des 
Arbeitsmarktes hingewiesen:  
„Wir bekämpfen erfolgreich die Arbeitslosigkeit bei Schwerbehinderten – 50.000 neue Jobs 
bis herbst 2002 – und bei Langzeitarbeitslosen. Wir haben mit dem Jugendsofortprogramm 
>>JUMP<< schon üb er 400.000 jungen Menschen eine berufliche Chance gegeben. 
Das seit dem 1.1.2002 gültige Job-AQTIV-Gesetz ist eine strukturelle Erneuerung. Es setzt 
auf Prävention und auf zielgerichtete Vermittlung. Vor dem Hintergrund von 1,2 Mio. 
offenen Stellen ist eine breit angelegte nachhaltige (…) Vermittlungsoffensive als 
beschäftigungspolitischer Impulsgeber gefordert.“918            
Jump sowie Job-AQTIV-Gesetz sind Neologismen, die hier die Modernität 
der Regierungspolitik auch sprachlich vermitteln soll. Vermittlungsoffensive, 
als politisches Schlagwort bereits im Wahlprogramm 1998 verwendet, soll 
herausstellen, wie intensiv die Arbeitslosigkeit bekämpft wird. Dass das 
Wortkompositum -offensive dem militärischen Vokabular (Angriff) angehört, 
unterstreicht die Entschlossenheit der Bundesregierung in diesem 
gesellschaftspolitischen Feld.   
Das Regierungsprogramm bezieht sich auf das „Mainzer Modell“, mit dem 
die Vermittlung in Niedriglohnbeschäftigungsverhältnisse gefördert werden 
sollen: 
„Auch niedrig entlohnte Beschäftigung muss für Arbeitnehmer attraktiv (…) sein. Das 
>>Mainzer Modell<< trägt wesentlich dazu bei, wenn es überall aktiv genutzt wird. Nach 
einer Erprobungsphase werden bundesweit über Sozialversicherungszuschuss und 
Kindergeldzuschlag Anreize zur Arbeitsaufnahme im Einkommensbereich von 325 bis 800 € 
gegeben.“919  
 
Hier wird bereits deutlich, dass es der SPD um eine Aktivierung der 
Arbeitslosen geht, auch niedriger bezahlte Tätigkeiten zu verrichten.   
Darüber hinaus kündigt die SPD in ihrem Regierungsprogramm Teile der 
Hartz-Reform an: 
                                                 
918
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„Eine erfolgreiche Umsetzung der Qualifizierungsoffensive muss durch attraktive 
Leistungsanreize an die Beteiligten unterstützt werden. 
Die Verzahnung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Arbeitslose ermöglicht 
konzentrierte Bemühung im Interesse der Langzeitarbeitslosen für eine bessere, schnellere 
Vermittlung. Wir bekennen uns zur besonderen Verantwortung gegenüber den Schwächeren 
in unserer Gesellschaft. Deswegen wollen wir im Rahmen der Reform der Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe keine Absenkung der zukünftigen Leistungen auf Sozialhilfeniveau.“920 
Qualifizierungsoffensive und attraktive Leistungsanreize gehören ebenso wie 
die vorgenannten Begriffe zum neuen, ‚modernen’ Ideologievokabular der 
SPD.  
In den „Weimarer Leitlinien ‚Innovation’ - Unser Land gerecht erneuern“ 
heißt es:  
„Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe und die Arbeitsmarkreformen 
bieten die Chance, diesen Sektor des Arbeitsmarktes durch reguläre Beschäftigung bisher 
Arbeitsloser auszufüllen. Dazu trägt auch die Absenkung der Lohnnebenkosten bei.“921   
 
In den so genannten WBH-Materialien zur „Agenda 2010“ setzt sich die 
Parteiführung mit der Kritik der Gewerkschaften und der Parteimitglieder an 
der Agenda 2010 auseinander: 
„Am 14. März 2003 hat Gerhard Schröder sein Maßnahmenpaket zur Agenda 2010 
vorgelegt. Dazu gibt es Kritik von den Gewerkschaften und von Teilen der Partei. Das 
vorliegende Papier formuliert noch einmal die Begründungszusammenhänge der 
Reformvorhaben und setzt sich mit den vorgetragenen Gegenargumenten auseinander.“922  
 
In diesem Papier greift die SPD die vorgetragene Kritik an ihren sozialen 
Reformen auf, die nicht nur von Gewerkschaften, sondern auch von ehemals 
führenden Parteimitgliedern ausgesprochen wird (so z.B. O. Lafontaine, der 
im Zuge der Montagsdemonstrationen und seiner Rolle bei der Vereinigung 
von PDS und WASG zur Partei „Die Linke“ gegen Hartz IV erhebliche 
Kritik an Schröder äußert).  
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Mit folgenden „Gegenargumenten“ sieht sich die SPD in ihrer Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik konfrontiert: 
„I. Gegenargument: >>Maßnahmen der Agenda 2010 schaffen keine neuen Arbeitsplätze. Es 
fehlt die Dynamik zur Schaffung neuer Arbeitsplätze.<<“(…)923 
 „II. Gegenargument: >>Die Maßnahmen der Agenda 2010 stellen unnötige Eingriffe dar, 
weil die Kosten im sozialen Bereich international wettbewerbsfähig sind. Sie stehen nicht im 
Einklang mit der bisherigen Politik der SPD.<<“924  
„III. Gegenargument: >>Die Politik der Bundesregierung weist eine soziale Schieflage 
auf.<<“925 
„IV. Gegenargument: >>Absenkung der Lohnnebenkosten führt nicht zu mehr 
Beschäftigung.<<“926 
 
Auf 17 Seiten nimmt die SPD-Führung Stellung zu den Vorwürfen an der 
„Agenda 2010“ Schröders.  Der Politik Schröders wird vorgeworfen, nicht 
mit der bisherigen Politik der SPD im Einklang zu stehen, was soviel 
bedeutet wie, dass er bzw. die Bundesregierung unter seiner Kanzlerschaft 
gegen die Grundsätze seiner Partei verstößt. Ob die Regierung Schröder mit 
ihren Einschätzungen zur Arbeits- und Sozialpolitik Recht hat oder nicht, 
wenn sie u.a. die Bedeutung von sozialer Gerechtigkeit unter Einbezug der 
gesellschaftlichen Entwicklungen (Langzeit- und Jugendarbeitslosigkeit, 
Frühverrentung der über Fünfzigjährigen, demographische Entwicklung,  
wirtschaftliche Sachzwänge durch den wirtschaftlichen Globalisierungs-
prozess usw.) bestimmt, sei dahingestellt. Aber die Regierung verstößt auch 
sprachlich gegen ihre eigenen noch nicht revidierten Grundsätze. 
 
In den beiden ersten Hartz-Gesetzen (Hartz I und II) „Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (seit Januar 2003), die auf den 
Empfehlungen der Kommission für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt vom Sommer 2002 beruhten (unter Vorsitz von Peter Hartz), 
wurden laut SPD-Bundestagsfraktion folgende Punkte beschlossen: 
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„Die beiden Gesetze Hartz I und II zielen auf die  
- Stärkung des Grundsatzes von Fördern und Fordern, 
- Verbindung von Sicherheit und Flexibilität, 
- Erschließung neuer Beschäftigungsfelder und neuer Arbeitsplätze, 
- Verbesserung der Qualität und Schnelligkeit der Arbeitsvermittlung, 
- Neuausrichtung  der Förderstruktur in der beruflichen Weiterbildung und 
- Stärkung des Dienstleistungscharakters der Bundesanstalt für Arbeit.“927 
 
Seit Hartz I und II müssen diejenigen, die eine Kündigung erhalten, sich 
sofort arbeitslos melden, vor 2003 erst nach Ablauf der Kündigungsfrist. 
Private Personal-Service-Agenturen (PSA) sollen Langzeitarbeitslose 
anstellen und über Leiharbeit-Einsätze in feste Stellen vermitteln. 928 
Arbeitsfähige Sozialhilfeempfänger werden unter anderem seit der ersten 
Hartz-Gesetze empfindliche Geldmittelkürzungen der Sozialhilfe angedroht, 
wenn sie sich nicht rechtzeitig um einen Arbeitsplatz bemühen. Zwar kann 
auch hier ein Sozialabbau festgestellt werden, aber dieser wurde weit 
weniger als die Hartz-Gesetze III und IV diskutiert.   
Unter die ersten beiden Hartz-Gesetz fällt auch eine kreative Neuschöpfung 
wie Ich-AG, die von der Gesellschaft für deutsche Sprache zum Unwort des 
Jahres 2002 gewählt wurde, da unter dieser Bezeichnung der Mensch 
ausschließlich unter ökonomischen Gesichtspunkten betrachtet werde. Ein 
Mensch allein kann schließlich keine Aktiengesellschaft oder 
Arbeitsgemeinschaft bilden. Die Begriffswahl war von der Bundesregierung 
unbedacht, auch wenn die Zielsetzung, dass Arbeitslose durch eine 
Bündelung ihrer Ansprüche gegenüber dem Arbeitsamt eine 
Anschubfinanzierung für eine Selbständigkeit erhalten, wenn die 
Geschäftsidee zukunftsträchtig ist, positiver bewertet wird.   
Die Hartz-Gesetze III und IV haben jedoch den Zorn eines großen Teils der 
Bevölkerung, eines Teils der eigenen Parteimitglieder, Gewerkschaften, 
Kirchenverbände usw. hervorgerufen.  
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Die SPD-geführte Bundesregierung sieht in der Zusammenlegung der 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe nur Vorteile: 
„Mit der Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe und der Neugestaltung der 
Bundsanstalt für Arbeit wird die Vermittlung in Arbeit verbessert. Damit schaffen wir mehr 
Dynamik auf dem Arbeitsmarkt, weil nicht mehr ein Vermittler (Fallmanager) 800 
Arbeitssuchende betreut, sondern nur noch 75 Arbeitssuchende. Diese Verbesserung wird 
zunächst bei den unter 25-Jährigen erreicht und dann Stück für Stück auch auf alle anderen 
ausgelegt.“929  
 
Eine Begründung für die Verkürzung des Bezuges des Arbeitslosengeldes 
liefert der SPD-Vorstand im folgenden Abschnitt „Absenkung der 
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes“: 
 
„Sozial ungerecht ist, dass Unternehmen massenhaft Beschäftigte ab Mitte 50 wieder nach 
Hause schicken, weil die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes seit 1985 auf 32 Monate für 
Ältere angehoben wurde. Vor 1985 galt eine Bezugsdauer von 12 Monaten – auch unter 
sozialdemokratischen Regierungen. Die Folgen: 
- Heute beschäftigen rd. 60% der Unternehmen in Deutschland keine Arbeitnehmer, die 
älter als 50 Jahre sind. 
- Nur jede 6. weggefallene Stelle durch Frühverrentung wurde wieder besetzt. 
- Das tatsächliche Renteneintrittsalter liegt heute in Deutschland bei durchschnittlich 59 
Jahren und nicht bei 63 bzw. 65. 
- Die Lebensarbeitszeit hat sich von früher 45 Jahren (im Durchschnitt: Beginn: 18 Jahre, 
Rente 63 Jahre) auf heute 38 Jahre verkürzt (im Durchschnitt: Beginn 21 Jahre, Rente 59 
Jahre). Und das bei weiterhin steigender Lebenserwartung. Das können die Sozialkassen 
nicht mehr tragen.“930  
 
Wenn die Zahlen stimmen und die SPD entsprechende Maßnahmen einleitet, 
hat sie grundsätzlich ein Problem, sich auf ihr noch bestehendes 
Grundsatzprogramm berufen zu können. 
Der SPD-Vorstand spricht in seiner Programmatik vom Fördern und Fordern 
Langzeitarbeitsloser:  
                                                 
929
 WBH-Materialien: Agenda 2010: Unsere Argumente, S. 4 
930
 WBH-Materialien: Agenda 2010: Unsere Argumente, S. 13 
 423 
 „Durch die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe sollen die Bemühungen 
zur Beseitigung von Arbeitslosigkeit verbessert werden. 
- Im März 2003 waren 1,46 Mio. Menschen langzeitarbeitslos, d.h. sie suchen seit mehr 
als einem Jahr einen job. Davon ist rd. Eine Million erwerbsfähig. 
- Wir wollen Langzeitarbeitslose fördern und fordern. Sie müssen künftig angebotene 
Stellen annehmen, dürfen aber eine höhere Transferleistung als nach der geltenden 
Sozialhilfepraxis behalten. Dazu wird ein Freibetrag gewährt. 
- Die neue Leistung umfasst Leistungen zum Lebensunterhalt, Beiträge zur gesetzlichen 
Krankenversicherung, sozialen Pflegeversicherung und zur Rentenversicherung sowie 
Eingliederungsleistungen. 
- Träger der neuen Leistung soll die Bundesanstalt für Arbeit sein. In den neuen 
JobCentern sollen im Sinne arbeitsteiligen Zusammenwirkens die Bundesanstalt für 
Arbeit mit den kommunalen Sozialämtern und ggf. freien Trägern auf vertraglich 
geregelter Grundlage zusammenarbeiten. (…) 
Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ist nicht neu. 
- Die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe stand schon im 
Regierungsprogramm (2002, Anm. d. Verf.) 
- Die Altersvorsorge ist ebenso gesichert wie der Besitz von selbstgenutztem 
Wohneigentum. 
- Viele Arbeitslose sind davon nicht betroffen, weil ihre Arbeitslosenhilfe unter dem 
Niveau der Sozialhilfe liegt.“931 
 
Wenn es so ist, dass das Arbeitslosengeld II für arbeitsfähige 
Sozialhilfeempfänger eine finanzielle Besserstellung bedeutet, nicht aber für 
jene Arbeitslose, die den Anspruch auf Arbeitslosengeld I verloren haben, 
jetzt auf Arbeitslosengeld II angewiesen sind, und als Erwerbstätige ein gutes 
Einkommen hatten, und die SPD würde die Sozialleistungen kürzen, würde  
sie also dementsprechend von ihrem Grundsatzprogramm abrücken. 
Den zitierten Passagen sind nur Auszüge aus dem Berliner 
Grundsatzprogramm von 1998 zum Grundwertlexem Freiheit 
gegenüberzustellen:   
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„Nur wer sich sozial ausreichend gesichert weiß, kann seine Chance auf Freiheit nutzen. 
Auch um der Freiheit willen, wollen wir gleiche Lebenschancen und umfassende soziale 
Sicherung.“932  
 
Es wurde bereits an anderer Stelle aus dem Berliner Grundsatzprogramm 
zitiert: 
„Die Arbeiterbewegung hat über Generationen hinweg den Sozialstaat erkämpft. Wir werden 
ihn erhalten und ausbauen. In der Solidargemeinschaft stehen die Jungen für die Alten, die 
Gesunden für die Kranken, die Nichtbehinderten für die Behinderten, die Arbeitenden für die 
Arbeitslosen ein. Wir sind gegen die Privatisierung der elementaren Lebensrisiken.“933 
 
Darüber hinaus steht im Grundsatzprogramm für jedes Parteimitglied 
nachprüfbar: 
„Auch für Sozialpolitik gilt: Qualität vor Quantität. Wer Abbau verhindern will, muß Umbau 
betreiben. 
Gewinninteressen müssen zurückgedrängt, bürokratische Verkrustungen aufgebrochen 
werden. Die Empfänger von Sozialleistungen müssen ihre Interessen ausreichend geltend 
machen können.“934  
 
2004 heißt es allerdings: 
„Alle Gruppen der Gesellschaft müssen sich an notwendigen Veränderungen aktiv beteiligen 
und ihren Beitrag zur schnellen Umsetzung notwendiger Reformen leisten. Vor dem 
Hintergrund knapper Kassen ist dies keine leichte Aufgabe. Wir können sie nur lösen, wenn 
in allen Bereichen der Gesellschaft die Bereitschaft zu Erneuerung vorhanden ist. Dabei sind 
auch Einschnitte vorzunehmen, die weh tun. Hier müssen alle mithelfen, um Verantwortung 
gegenüber kommenden Generationen zu zeigen. Es geht letztlich auch darum,  soziale 
Gerechtigkeit unter den Bedingungen des weltweiten Wettbewerbs und einer alternden 
Gesellschaft zu erhalten.“935  
 
Präskriptiv sagt hier die SPD in ihrem Informationsblatt aus, dass alle 
Gruppen der Gesellschaft ihren Beitrag bei den Reformen / Einschnitten 
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leisten müssen, die weh tun.  Dabei sollen die anvisierten 
Gesellschaftsschichten Verantwortung gegenüber ihren Nachkommen zeigen. 
Als wenn sich die SPD nicht sicher sei, betont sie, dass es darum gehe, 
soziale Gerechtigkeit (das alte Fahnenwort der SPD) während der 
wirtschaftlichen Globalisierung und der demographischen Veränderungen zu 
erhalten. Wenn nicht einmal die SPD dies schaffen kann, dann wird – so wird 
dabei suggeriert – dies auch niemand anders erreichen. 
Weitere Reformen betreffen die Abschaffung des Kündigungsschutzes bei 
Neueinstellungen ab dem 1.1.2004 in Kleinunternehmen mit bis 10 
Beschäftigten, die Gesundheitsreform (Praxisgebühr, Kürzung der 
Leistungen usw.) sowie die Rentenreform („die Aussetzung der 
Rentenanpassung im Jahr 2004“, „das Tragen der Beiträge zur 
Pflegeversicherung durch die Rentnerinnen und Rentner“936  )  
Auch befreit die SPD Kleinstunternehmen von den Steuern. Mit dem so 
genannten Small-Business-Act (Steuerbefreiung für Kleinstunternehmen) 
sollen positive Impulse gesetzt werden.937 
Sprachlich will die SPD immer modern wirken: Small-Business-Act. Durch 
die Auswahl englischer Begriffe ergibt sich auch eine Anpassung der SPD an 
die Sprache der Wirtschaft, wodurch der Spitzname Schröders Genosse der 
Bosse verständlicher wird: Man spricht die gleiche Sprache und muss nicht 
mehr mühselig klarmachen, dass man unter Sozialismus nur Sozialdemokratie 
westlicher Prägung meint. 
Inhaltlich und sprachlich wird klar, dass die SPD mit der Agenda 2010 die 
Wirtschaft und Gutverdienende finanziell fördert sowie Existenzgründungen 
erleichtert, gleichzeitig Sozialreformen auf dem Arbeitsmarkt durchführt. 
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9. Kritischer Vergleich der aktuellen SPD-Programmatik mit dem CDU-
Regierungsprogramm 2002: „Leistung und Sicherheit. Zeit für Taten“ 
 
Gibt es noch Unterschiede grundsätzlicher Art zwischen SPD und CDU? Ja 
und nein, denn abgesehen von der ethisch-christlichen Komponente in der 
CDU-Programmatik („Gemeinsam die Schöpfung bewahren und 
gestalten“938) und deren Auslegungen (z.B. die Bewertung 
gleichgeschlechtlicher Beziehungen als eingetragene Partnerschaft sowie die 
Haltung zu Schwangerschaftsabbrüchen und der Genforschung, Ablehnung 
der Ökosteuer) zeigen sich nur noch marginale Unterschiede in den 
programmatischen Konzeptionen der aktuellen tagespolitischen Fragen. So 
geht es oft nicht mehr um ideologische Unterschiede in den politischen 
Zielsetzungen, sondern meist nur noch um Handlungsalternativen, die jedoch 
ebenso innerhalb der jeweiligen Volkspartei diskutiert werden. So zeigt sich 
in ihrem Regierungsprogramm, dass die CDU an ihrer 
Grundsatzprogrammatik konsequent festhält. Die zuvor analysierte 
Leistungsethik wird weiterhin von der CDU vertreten (so z.B. in der bereits 
zitierten Überschrift  des Regierungsprogramms „Leistung und Sicherheit. 
Zeit für Taten“ enthalten, ebenso in den Ausführungen der CDU zur Lösung 
der Arbeitslosigkeit im ersten Kapitel „Arbeit und Wohlstand für alle“). So 
heißt es beispielsweise im Unterkapitel „Arbeitsmarkt: Chancen fördern, 
Hemmnisse abbauen“ dieses ersten Kapitels ähnlich wie bei der ‚Hartz-
Reform’ der SPD:  
„Unsere Leitsätze für mehr Beschäftigung lauten: Arbeitslose fördern und fordern – 
Arbeitsmarkt entriegeln – Arbeitnehmer und Unternehmer entlasten. Wir handeln in der 
Überzeugung, dass die Praxis der verwalteten Arbeitslosigkeit dringend beendet werden 
muss – zugunsten einer Politik des geförderten Wiedereinstiegs in den Arbeitsmarkt.“939           
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Im Unterkapitel „Aus Arbeitslosen wieder Arbeitnehmer machen“ des 
gleichen ersten Kapitels wird die CDU noch deutlicher in ihrer 
Leistungsethik: 
„Weil wir die Arbeitssuchenden und Arbeitsfähigen intensiv fördern, darf die Allgemeinheit 
auch etwas von ihnen fordern. Wir halten es für zumutbar, dass der arbeitsfähige Empfänger 
von Sozialtransfers zuerst nachprüfbar zeigt, dass er sich wirklich ernsthaft um Arbeit 
bemüht hat. Für erwerbsfähige Arbeitslosen- und Sozialhilfebezieher werden wir die 
finanzielle Unterstützung an die Pflicht binden, an Weiterbildungsmaßnahmen teilzunehmen, 
sich auf andere Weise für eine Rückkehr in den Arbeitsmarkt zu qualifizieren oder 
gemeinnützige Arbeit zu leisten. Für Ausländer können Deutsch-Lehrgänge hinzutreten. Wir 
werden dafür Sorge tragen, dass Qualifizierungsmaßnahmen auch in ausreichendem Maße 
angeboten werden.“940 
 
Und ebenso wie die SPD hält die CDU die Zusammenlegung der 
Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe für einen wesentlichen Beitrag bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: 
„Ein wesentlicher konzeptioneller Schritt zu einer solchen neuen Kultur des Förderns und 
Forderns besteht in der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe. Die bisherigen 
Verschiebeaktionen zwischen den Kommunen als trägern der Sozialhilfe und den für die 
Arbeitslosenhilfe zuständigen Arbeitsämtern müssen vermieden werden. Deshalb sollen 
Arbeits- und Sozialämter in den neuen Job-Centern zusammenarbeiten, um eine flexible 
Förderung aus einer Hand zu ermöglichen. (…) Die Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter 
und der Sozialämter muss reformiert und an das neue Konzept angepasst werden.“941  
 
Zwar vertritt die CDU hier erwiesenermaßen die gleiche Konzeption wie die 
SPD, sie unterstellt aber der rot-grünen Koalition pauschal, sie habe 
insgesamt die Bürokratie komplexer und undurchschaubarer gemacht: 
„Rot-Grün glaubt an die Allmacht des Staates, neigt zur Bevormundung der Bürger und hat 
deshalb eine strangulierende Bürokratie, Regelungswirrwarr und undurchschaubare Regeln 
produziert. Es gibt keinerlei wirksame Maßnahmen der Bundesregierung zum 
Bürokratieabbau im Interesse der Bürger. Im Gegenteil: Zusätzlicher unübersichtlicher 
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Regelungswust und bürokratische Auswüchse bei Ökosteuer, 630-DM-Gesetz, Gesetz zur 
Bekämpfung der Scheinselbständigkeit und der Steuer- und Rentenreform.“942 
 
Inwiefern die rot-grüne Koalition Verwaltungsvorschriften verkompliziert 
hat, sagt das Programm nicht aus, wohl aber, was gegen unübersichtlichen 
Regelungswust zu tun sei. Sie fordert daher einen „Bürokratie-TÜV“, der 
bestehende und neue Gesetze und Regelungen auf ihre bürokratischen 
Konsequenzen überprüft. Bürokratie-Tüv als Neologismus vermittelt ein 
positives deontisches Potential: Bürokratie muss abgebaut werden, denn 
sonst verlangsamt sich das unternehmerische Handeln. Der TÜV (Kurzform 
von Technischer Überwachungs-Verein) hat als Kontrollinstanz ein 
insgesamt positives deontisches Potential. Zwar fürchtet ihn aufgrund seines 
Images des strengen Überwachers jeder als Autofahrer, man ist aber dennoch 
erleichtert, dass durch ihn der Großteil der PKW auf deutschen Straßen 
verkehrstauglich ist. Die populistische Forderung nach Bürokratieabbau wird 
hier mit einer kreativen Wortneuschöpfung verknüpft, um in den Augen der 
Wähler als ‚modern’ zu gelten und sowohl SPD als auch Bündnis 90/Die 
Grünen als Bürokraten, als ‚unmodern’ und unflexibel darzustellen. 
Obwohl die SPD den Kampf um den Begriff Innovation – wie bereits 
erläutert – 1998 gewonnen zu haben scheint, gibt die CDU den Begriff nicht 
auf, sondern benutzt ihn im gesamten Bereich der Forschungs- und 
Technikpolitik . So lautet das entsprechende Unterkapitel des ersten Kapitels: 
„Forschung auf Spitzenniveau – Innovationsoffensive für Deutschland“ und 
ebenso wie die SPD fordert die CDU Innovationen in allen Bereichen des 
Forschungsbereichs und technischen Bereichs:  
„Deutschland braucht optimale Rahmenbedingungen für innovative Technologien. In der 
Sozialen Marktwirtschaft sind nicht Staat und Politik unmittelbar für die Innovationen 
zuständig. Aber Staat und Politik müssen Rahmenbedingungen setzen, Freiräume schaffen, 
zu Innovationen ermuntern und neuen Technologien in der Öffentlichkeit Rückhalt geben. 
(…)943 
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Angesichts der Globalisierung gilt es, ganz Europa zu einem starken und schlagkräftigen 
Forschungs- und Innovationsraum zu machen. Die deutsche Forschungspolitik muss Motor 
der Entwicklung eines europäischen Forschungs- und Innovationsnetzes sein. (…)944   
 
Insgesamt tritt das Hauptwort Innovation allein stehend oder als 
Wortverbindung sowie als Adjektiv innovativ allein in diesem Unterkapitel 
siebenmal meist an zentraler Stelle am Satzende auf.       
Es zeigt sich hier, dass die CDU den zunächst verloren zu sein scheinenden 
Begriff Innovation nicht einfach räumen und der SPD allein überlassen will, 
sondern sie benutzt den Begriff in ihrem Regierungsprogramm weiter und 
sogar häufiger noch als in ihrem Grundsatzprogramm 1994, als sie ihn das 
erste Mal in ihre Programmatik aufnahm. Trotzdem, ein inflationär hoher 
Gebrauch zu allen politischen Themen ist nur in der SPD-Programmatik zu 
finden, so dass der SPD bei Innovation zumindest quantitativ sprachlich die 
‚Begriffshoheit’ zukommt. So kann es bei der relativ gleichen 
Bedeutungsverwendung des Begriffes Innovation durchaus sein, dass die 
CDU weiterhin versucht, diesen Begriff aufgrund seiner positiven Wirkung 
für sich zu reklamieren und der SPD zu ‚entwenden’.  
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10. Symbolwörter bzw.  Grundwertlexeme, Fahnenwörter und 
wesentliche ideologisch geprägte Schlagwörter der SPD in ihrer 
deskriptiven und deontischen Bedeutungsvarianz seit 1946 in 
chronologischer Reihenfolge  
 
Demokratie und Sozialismus (Politische Leitsätze 1946)945 
Sozialismus gilt für die SPD 1946 als angestrebte Wirtschaftsform, in der die 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel durchgeführt werden soll, und daneben 
verschiedene Unternehmungsformen existieren. Die planmäßige Lenkung soll durch die 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel wirtschaftliche Freiheit erst ermöglichen. 
Verstaatlichung, Planwirtschaft und Förderung des Genossenschaftswesens in fast allen 
wirtschaftlichen Bereichen werden gefordert und lediglich den Klein- und Mittelbetrieben 
(wobei nicht festgelegt wird, wer darunter zählt bzw. wann man nicht mehr darunter zählt) 
die wirtschaftliche Selbständigkeit gestattet.   
Laut SPD gibt es 1946 keinen Sozialismus ohne Demokratie, sowie es für sie keine gefestigte 
Demokratie im Kapitalismus geben kann, da sie durch ihn von gegenrevolutionären Kräften 
zerstört werden könne. Die umstürzenden Veränderungen des gesellschaftlichen Seins sollen 
in das Bewußtsein der Massen übertragen werden und die Mehrheit des Volkes für den 
Sozialismus gewonnen werden. Die SPD lehnt jeden Rückfall in totalitäres Denken und 
Handeln ab und will die freiwillige Eingliederung aus eigener Erkenntnis sowie die Freiheit 
der Kritik.  
Für die SPD ist die Demokratie die beste Form des politischen Kampfes und eine sittliche 
wie eine machtpolitische Notwendigkeit. 
Es gibt für die SPD keine bürgerliche und keine proletarische Demokratie wie auch keinen 
reformistischen oder revolutionären Sozialismus. Die SPD verabschiedet sich von der Idee 
einer proletarischen Revolution. So entscheidet sich die SPD-Führung 1946 für die 
Kompromissformel, jeder Sozialismus sei revolutionär, wenn er vorwärtsdrängend und 
neugestaltend sei. 
 
Demokratischer Sozialismus (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)946  
Demokratischer Sozialismus ist das Fahnenwort der SPD 1959, aber kein neues, denn der 
Begriff besteht seit 1946. Daher ist es auch an  exponierten und den textimmanenten Stellen 
des neuen Grundsatzprogramms strategisch günstig jeweils gesetzt – sowohl für die nach 
innen gerichteten Funktionen als auch für die nach außen gerichtete wichtigste Funktion 
eines Parteiprogramms, der Werbung. Mit ihm werden alle politischen Vorstellungen, 
Zielsetzungen, Forderungen im Godesberger Programm gewissermaßen subsumiert, alle 
anderen Grundwerte der SPD leiten sich vom demokratischen Sozialismus ab:  Nur durch 
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eine neue und bessere Ordnung der Gesellschaft öffne dem Menschen den Weg in seine 
Freiheit. Diese neue und bessere Ordnung erstrebe der demokratische Sozialismus. 
Denotativ bzw. inhaltlich ist demokratischer Sozialismus ein Synonym für den Parteinamen 
oder das Adjektiv sozialdemokratisch, aber das Substantiv Sozialismus löst 1959 andere 
Assoziationen aus als das Adjektiv sozial. Der Begriff Sozialismus hat 1959 während des 
Kalten Krieges abschreckende Wirkung, er löst regelrecht Panik aus. Somit ist Sozialismus 
nicht nur ein Fahnenwort, sondern auch ein Stigmawort des politischen Gegners. Sozialismus 
bedeutet für einige Sozialdemokraten lediglich die stetige Verbesserung der sozialen Lage 
der Lohnabhängigen. Der so selbstverständlich gewordene Begriff Sozialismus, der alles das 
ausdrückt, wofür man steht, kann 1959 nicht einfach aufgegeben werden, denn es war noch 
nicht entschieden, wer die Begriffshoheit gewinnen würde: Kommunisten oder 
Sozialdemokraten. Man war sich lediglich darüber einig, dass das ungebremste 
kapitalistische System zu bekämpfen ist. Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität, die aus der 
gemeinsamen Verbundenheit folgende gegenseitige Verpflichtung, seien die Grundwerte des 
sozialistischen Wollens, so dass das Fahnenwort demokratischer Sozialismus eigentlich nur 
die so genannten Grundwerte-Lexeme Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität subsumiert.  
Die SPD geht auf ihren historischen sozialistischen Ursprung ein, verleugnet jedoch den 
ideologischen Einfluss von Marx: Der demokratische Sozialismus, der in Europa in 
christlicher Ethik, im Humanismus und in der klassischen Philosophie verwurzelt sei, wolle 
keine letzten Wahrheiten verkünden – nicht aus Verständnislosigkeit und nicht aus 
Gleichgültigkeit gegenüber den Weltanschauungen oder religiösen Wahrheiten, sondern aus 
der Achtung vor den Glaubensentscheidungen des Menschen, über deren Inhalt weder eine 
politische Partei noch der Staat zu bestimmen hätten. Die sozialistische Bewegung habe eine 
geschichtliche Aufgabe erfüllt. Sie habe als ein natürlicher und sittlicher Protest der 
Lohnarbeiter gegen das kapitalistische System begonnen, denn die gewaltige Entfaltung der 
Produktivkräfte durch Wissenschaft und Technik habe einer kleinen Schicht Reichtum und 
Macht, den Lohnarbeitern zunächst nur Not und Elend gebracht. Die Vorrechte der 
herrschenden Klasse zu beseitigen und allen Menschen Freiheit, Gerechtigkeit und 
Wohlstand zu bringen – das sei der Sinn des Sozialismus.  
Die SPD ist der Ansicht, dass sie die wesentlichen sozialpolitischen Ziele erreicht habe: Der 
früher schutz- und rechtlose Proletarier, der sich für einen Hungerlohn täglich sechzehn 
Stunden schinden mußte, habe jetzt, also bis 1959, den gesetzlichen Achtstundentag, den 
Arbeitsschutz, die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit, Krankheit, Siechtum und für seinen 
Lebensabend erreicht. Er habe das Verbot der Kinderarbeit, der Nachtarbeit für die Frauen, 
den Jugend- und Mutterschutz und bezahlten Urlaub erreicht, und sich die 
Versammlungsfreiheit, das Recht zum gewerkschaftlichen Zusammenschluß, das Tarifrecht 
und das Streikrecht erstritten. Er sei dabei, sein Recht auf Mitbestimmung durchzusetzen. Der 
Proletarier, der früher das bloße Ausbeutungsobjekt der herrschenden Klasse gewesen sei, 
nehme nun seinen Platz als Staatsbürger ein mit gleichen anerkannten Rechten und 
Pflichten. Aus der Entscheidung für den demokratischen Sozialismus würden sich 
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Grundforderungen ergeben, die in einer menschenwürdigen Gesellschaft erfüllt sein 
müssten: Der demokratische Sozialismus erstrebe darum eine neue Wirtschafts- und 
Sozialordnung. Worin die Neuartigkeit bzw. der grobe Unterschied dieser neuen Wirtschafts- 
und Sozialordnung gegenüber dem CDU-Konzept von der Sozialen Marktwirtschaft besteht, 
wird inhaltlich im Wesentlichen nicht deutlich.   
Der demokratische Sozialismus sei immer von dem Gedanken der internationalen 
Zusammenarbeit und Solidarität erfüllt gewesen. Die Entwicklungsländer hätten Anspruch 
auf großzügige und uneigennützige Hilfe. Ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Entwicklung müsse von den Ideen des demokratischen Sozialismus erfüllt werden, damit sie 
nicht neuen Formen der Unterdrückung verfielen. Deshalb sei die Hoffnung dieser Welt eine 
Ordnung, die auf den Grundwerten des demokratischen Sozialismus aufbaue, frei von Not 
und Furcht, frei von Krieg und Unterdrückung schaffen will, in Gemeinschaft mit allen, die 
guten Willens seien. In Deutschland sammelten sich die Sozialisten in der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, die jeden in ihren Reihen willkommen heiße, der 
sich zu den Grundwerten des demokratischen Sozialismus bekenne. 
Demokratischer Sozialismus bedeutet also 1959 abgesehen von der Ableitung der 
Grundwerte-Trias Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität die Abkehr von einer 
sozialistischen Wirtschaftsform, in der Planung, Lenkung und Verstaatlichung bzw. 
Sozialisierung die Leitbegriffe stellen. 
 
Demokratie und Demokratisierung (Regierungsprogramm 1969)947 
Die Grundsatzprogrammatik wurde 1969 zwar nicht geändert, aber das Regierungsprogramm 
„Erfolg – Stabilität – Reformen“ setzte deutliche politische Akzente, unter anderem mit dem 
Schlagwort Demokratisierung. Das politische Schlagwort Demokratisierung impliziert, dass 
Demokratie erst hergestellt werden muss. Der Handlungsbedarf bestand laut SPD vor allem 
in den Bereichen Europäische Gemeinschaft, Wirtschaft und Bildung. Wenn 
Demokratisierung statt Demokratie gefordert wird, so steht der Prozess im Vordergrund und 
nicht mehr nur das Ziel. Dementsprechend wird der Eindruck erweckt, dass der Prozess, 
Demokratie umzusetzen, erst noch begonnen werden müsste und noch nicht fortgeschritten 
sei.    
Die SPD will die Europäische Gemeinschaft 1969 politisch und wirtschaftlich unterstützen, 
dabei auch zu ihrer Demokratisierung beitragen und setzt sich für eine wirksame 
parlamentarische Kontrolle ein. Unter der Überschrift „Demokratie auch in der Wirtschaft“ 
erläutert die SPD ihren Standpunkt zur Ausbildung eines gleichberechtigten 
Wirtschaftsbürgers, der die Hauptlast des wirtschaftlichen Wiederaufbaus getragen hätte. 
Zum Staatsbürger gehöre in der Demokratie der gleichberechtigte Wirtschaftsbürger.  
Im deutschen Schulwesen sieht die SPD Handlungsbedarf, da die Schulbildung 1969 immer 
noch abhängig vom Einkommen oder Vermögen der Eltern sei. Das Modell eines 
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demokratischen Bildungswesens sichere den jungen Menschen, unabhängig vom Einkommen 
der Eltern, gleiche Start- und Ausbildungschancen. Ein SPD-geprägtes Bildungssystem 
bringe in einer Stufenfolge vom Kindergarten über die Gesamtschule bis zur Universität die 
Fähigkeiten und Interessen jedes einzelnen zur Entfaltung. Mit dem neuen Schlagwort 
Demokratisierung ist demnach auch das Fahnenwort Chancengleichheit eng verknüpft. 
Ebenso sieht die SPD in den alten Verwaltungsstrukturen und der Organisation der Lehre der 
Hochschulen undemokratische Hierarchien, denn die Universitäten und Hochschulen seien 
in ihrer Struktur und in der Organisation des Lehrbetriebs veraltet. Laut SPD erhöhen ihre 
Vorschläge zur Hochschulreform die Leistungsfähigkeit der Universitäten, führen zu ihrer 
Demokratisierung und sichern die Freiheit von Forschung und Lehre. Ihre Reform sei zu 
lange vernachlässigt worden. 
 
Demokratischer Sozialismus (Ökonomisch-politischer Orientierungs-
rahmen für  die Jahre 1975-1985: Ziele des demokratischen 
Sozialismus)948 
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten. Das Bekenntnis zu den Kirchen, 
das die SPD bereits 1959 im Godesberger Programm gegeben hatte, wird 1975 nicht nur 
bestätigt, sondern erweitert um religiöse Gemeinschaften und weltanschauliche Gruppen. 
Genau genommen erweitert und präzisiert die SPD hier ihre Definition des demokratischen 
Sozialismus. Es geht der Partei um den Kampf um eine menschlichere Gesellschaft. Typisch 
für den Sprachgebrauch der SPD ist, dass vom Kampf die Rede ist und nicht von Arbeit, 
Engagement usw. Die Partei gibt sich weiterhin verbal kämpferisch, wenn auch nicht 
revolutionär. Die Grundwerte und Grundforderungen des demokratischen Sozialismus hätten 
über die Gestaltung der ökonomisch-politischen Verhältnisse hinaus Bedeutung. Sie bezögen 
sich auf die gesamte gesellschaftliche Lebenswirklichkeit der Menschen. Sie stützten sich auf 
humanistische und christliche Tradition. Deshalb sieht die SPD in den Kirchen, den 
religiösen Gemeinschaften und den weltanschaulichen Gruppen nicht nur willkommene 
Partner des staatlichen und sozialen Handelns, sondern sie erhofft sich aus ihren Reihen 
auch Unterstützung im Kampf um eine menschlichere Gesellschaft.  
Die SPD steht wirtschaftlicher Konzentration nach wie vor kritisch gegenüber und beklagt, 
dass trotz des Wissens, daß Demokratie und Freiheit nur dort wirklich bestehen könnten, wo 
jeder grundsätzlich die gleiche Chance habe, seine Meinung und seine Interessen in die 
gesellschaftlichen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einzubringen, werde im 
Namen von Freiheit und Demokratie zugelassen, daß sich riesige wirtschaftliche und damit 
politisch Macht in wenigen Händen ansammle.  
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Die Marktwirtschaft führe zwar in der Regel zu hoher Produktivität, stehe jedoch in der 
Gefahr, an den Bedürfnissen der Menschen vorbeizuproduzieren. Ihre Ersetzung durch 
staatliche Planung bringe jedoch die Gefahr mit sich, dass herrschende Minderheiten 
(Bürokratien) unkontrollierbar über die Bedürfnisbefriedigung der Menschen entscheiden 
würden. 
Die SPD schränkt hiermit zwar ihre Bejahung der sozialen Marktwirtschaft nicht 
dahingehend ein, dass sie die marktwirtschaftlichen Prinzipien der bestehenden 
Wirtschaftsordnung der BRD in Zweifel zieht, aber es wird in diesen Passagen eine gewisse 
‚Kapitalismusfurcht’ deutlich, die die SPD in ihrer Geschichte immer gehabt hat. Begriffe 
wie Machtkonkurrenz, Gewinnorientierung, Machteliten, autoritäre und inhumane 
Einstellungen oder Verhaltensweisen zeigen deutlich die sozialdemokratische Skepsis 
gegenüber marktwirtschaftlicher Prinzipien auf. Gleichzeitig zeigt sich aber auch eine 
bestehende Ratlosigkeit diesem Problem gegenüber, denn auch wenn der Markt sich am 
Gewinn orientiert und nicht an individuellen oder sozialen Bedürfnissen, lehnt die SPD eine 
zentrale wirtschaftliche Planung ab. Sie erkennt hierin die Gefahr, dadurch die bestehenden 
Machteliten lediglich durch neue Eliten (Bürokratien) zu ersetzen.  Insofern weicht der 
‚Politisch-Ökonomische Orientierungsrahmen’ einer Antwort auf die selbst aufgestellten 
Fragen aus. Es wird ausdrücklich nur auf die erforderlichen besonderen Anstrengungen der 
Bürger hingewiesen, damit ihre Interessen angemessen berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus grenzt sich die SPD deutlich von dem Sozialismusverständnis in den 
sozialistisch regierten Ländern ab: Die SPD beobachte, daß in den sogenannten 
sozialistischen Ländern die Beseitigung privater Wirtschaftsmacht statt zur Befreiung der 
Arbeitenden zu ungeheuren politisch-ökonomischen  Machtzusammenballungen in den 
Händen einer unkontrollierten Bürokratie und zur Diktatur geführt habe.  
 
Demokratischer Sozialismus (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)949 
Wie im Godesberger Programm werden auch im Berliner Programm die den Demokratischen 
Sozialismus beschreibenden und definierenden Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität als maßgebliches Kriterium sozialdemokratischer Politik im Kapitel „Grundwerte 
des Demokratischen Sozialismus“ vorgestellt: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität seien 
die Grundwerte des Demokratischen Sozialismus. Sie seien für die SPD das Kriterium für die 
Beurteilung der politischen Wirklichkeit, Maßstab für eine neue und bessere Ordnung der 
Gesellschaft und zugleich Orientierung für das Handeln der einzelnen Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten. Insofern soll laut SPD jede politische Frage, jedes Gesetz, jede 
geplante Reform auf diese Kriterien überprüft werden. Dabei sind die 
Bedeutungsdefinitionen aller drei Grundwerte untrennbar miteinander verbunden, so dass ein 
regelhaftes Ideologiegerüst entsteht: Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität bedingten 
einander und stützten sich gegenseitig. Gleich im Rang, einander erläuternd, ergänzend und 
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begrenzend erfüllten sie ihren Sinn. Diese Grundwerte zu verwirklichen und die Demokratie 
zu vollenden, sei die dauernde Aufgabe des Demokratischen Sozialismus.  
Das übliche Sozialismusverständnis wird im Berliner Programm negiert. Der Begriff 
Sozialismus wird hier auch gleichgesetzt mit dem Begriff Reform, der sich wiederum auf das 
Soziale und die Ökonomie bezieht. Darüber hinaus wird das Schlagwort des 
Bundestagswahlkampfes 1969 aufgegriffen: Demokratisierung der Gesellschaft. Das 
Godesberger Programm habe aus den geschichtlichen Erfahrungen neue Konsequenzen 
gezogen: Den Demokratischen Sozialismus sieht die SPD als Aufgabe an, ihre Grundwerte-
Trias Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität durch Demokratisierung der Gesellschaft, 
durch soziale und wirtschaftliche Reform umzusetzen. Die Sozialdemokratische Partei habe 
sich in Godesberg als das dargestellt, was sie seit langem gewesen sei: die linke Volkspartei. 
Sie werde es bleiben.   
Die Abgrenzung zur SED-Herrschaft und den kommunistischen Regierungen des gesamten 
ehemaligen Ostblocks spielt im Berliner Programm eine wesentliche Rolle: Das Scheitern 
des Kommunismus bestätige die Grundüberzeugungen der Sozialdemokraten, die sie in der 
Auseinandersetzung mit dem Kommunismus verfochten hätten. Das Ziel einer freien, 
gerechten und solidarischen Gesellschaftsordnung sei nicht von der Garantie der 
Menschenrechte als Voraussetzung politischer und sozialer Gleichheit zu trennen. Die 
Entscheidung der demokratischen Sozialisten, auf der Grundlage von Demokratie und 
Menschenrechten eine bessere Ordnung der Gesellschaft zu verwirklichen, habe sich als der 
richtige Weg auch für die Zukunft erwiesen.   
Wie bereits im Godesberger Programm von 1959, so auch im Berliner Programm von 1989 
und in der Leipziger Fassung von 1998 geht die SPD auf die geistigen Wurzeln ihres 
Sozialismusverständnisses ein. Die SPD weist im Gegensatz zu 1959 im Berliner Programm 
auf den Marxismus als geistige Wurzel hin. Der Demokratische Sozialismus habe in Europa 
seine geistigen Wurzeln im Christentum und in der humanistischen Philosophie, in der 
Aufklärung, in Marxscher Geschichts- und Gesellschaftslehre und in den Erfahrungen der 
Arbeiterbewegung. Die Ideen der Frauenbefreiung seien bereits im 19. Jahrhundert von der 
Arbeiterbewegung aufgenommen und weiterentwickelt worden. Die SPD habe mehr als 100 
Jahre gebraucht, diese Ideen wirksam werden zu lassen.  
Zwar fehlen auch in dieser Beschreibung der geistigen Wurzeln des sozialdemokratischen 
Verständnisses von Demokratischer Sozialismus einige historische Bezüge (z.B. Lassalle, die 
franz. Frühsozialisten, Bernstein, Kautsky usw.), aber sowohl Marx als auch die Erfahrungen 
der Arbeiterbewegung werden – wenn auch zuletzt und dadurch nachrangig – genannt. Die 
wichtigsten geistigen Wurzeln bleiben also Christentum und humanistische Ethik, gefolgt 
von der Aufklärung. Auch wenn die Frauenbefreiung der Beschreibung nach ein Teil der 
Arbeiterbewegung war, wird diese zuerst genannt und wird beim Leser als wichtiger 
wahrgenommen. 
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Demokratischer Sozialismus (Wahl- und Regierungsprogramme seit 
1998)950 
Noch in dem auf dem Leipziger Parteitag 1998 leicht veränderten Berliner 
Regierungsprogramm werden ausgehend von dem demokratischen Sozialismus die 
Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität definiert. Seitdem wird auf das 
sozialdemokratische Fahnenwort demokratischer Sozialismus konsequent in 
Wahlprogrammen und Werbbroschüren verzichtet, nicht aber auf die innerparteiliche 
Diskussion darüber. Allein der Verzicht auf das Fahnenwort Demokratischer Sozialismus 
sowie das andere traditionelle sozialdemokratische Vokabular wie Klassenkampf, 
Überwindung der Klassengesellschaft, Solidarität als Waffe der Schwachen, Entflechtung 
von Banken und Großunternehmen und Reform der Unternehmensverfassung zur Stärkung 
der staatlichen Kontrolle macht die ideologische Veränderung der politischen Ausrichtung 
bereits deutlich. Die Sozialdemokratische Partei mit ihrer über hundertjährigen Tradition will 
sich einen neuen Anstrich geben, sich modern zeigen, auf die Postmoderne auch begrifflich 
reagieren: Begriffe wie Reform werden nicht mehr benutzt, seit 1998 werden vorwiegend 
begrifflich Innovationen (vgl. Ausführungen zum Begriff Innovation) in allen 
gesellschaftsrelevanten Bereichen angestrebt, denn die Bürger haben sich, so wird unterstellt, 
entweder damit abgefunden, dass Reformen 1998 entweder nicht umgesetzt bzw. vom 
politischen Gegner blockiert werden, oder dass Reformen Einschnitte in das soziale System 
bedeuten. 
Auch sollen Unternehmen durch eine Senkung der Unternehmenssteuersätze entlastet 
werden, obwohl das Grundsatzprogramm noch das Gegenteil ankündigt. 
Weiterhin ist auffällig, dass die SPD CDU-Leitbegriffe in ihrer deskriptiven Bedeutung 
benutzt. So werden mit dem Wahlprogramm ausdrücklich die so genannten Leistungsträger 
der Gesellschaft als Neue Mitte der SPD bezeichnet. In den Ausführungen zur Neuen Mitte 
wird deutlich, dass die Leistungsethik der CDU Einzug in die SPD-Programmatik genommen 
hat. Auch die einmalige Benutzung des Adjektivs chancengerecht kann als vorsichtiges 
Herantasten an die CDU-Ideologie verstanden werden. Die gleichzeitige Verwendung von 
Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit macht klar, dass die ehemals bestehenden 
erheblichen ideologischen Unterschiede 1998 dabei sind zu verwischen.  
Zwar können im  SPD-Wahlprogramm von 1998 noch keine eindeutige – auch sprachliche 
Verstöße – gegen das Grundsatzprogramm festgestellt werden, aber sprachlich handelt es 
sich bereits 1998 um eine andere Partei: Die Lexeme favorisierter Beziehungen und 
Formationen werden einfach ausgetauscht. Statt vom Klassenkampf oder der Überwindung 
der Klassengesellschaft ist jetzt von der Neuen Mitte die Rede, statt Reformen fordert das 
Programm Innovationen usw. 
Die ehemaligen Grundwertelexeme des demokratischen Sozialismus Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität werden seit 2002 unter dem neuen Leitbegriff Politik der Mitte subsumiert.   
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Demokratischer Sozialismus = Wirtschaftsdemokratie? (Berliner 
Grundsatzprogramm 1989/1998)951 
Der Begriff Soziale Marktwirtschaft wird im Berliner Programm vermieden, stattdessen führt 
die SPD den Begriff Wirtschaftsdemokratie bzw. die Wortverbindung Demokratisierung der 
Wirtschaft ein. Letzteres zeigt eher den Prozess auf, ersteres das Ziel:  Die Würde des 
Menschen und die soziale Gerechtigkeit verlangten eine Demokratisierung der Wirtschaft. 
Wirtschaftsdemokratie sei selbst ein Ziel, weil sie politische Demokratie sichere und 
vollende. Sie sei zugleich ein Instrument, die Menschen mit Gütern und Dienstleistungen zu 
versorgen und den gesellschaftlichen Reichtum gerecht zu verteilen, den Fortschritt von 
Wissenschaft und Technik sozialverträglich zu nutzen, das Menschenrecht auf Arbeit zu 
garantieren, Demokratie, Mitbestimmung und Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen zu 
ermöglichen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. Wirtschaftsdemokratie erfülle 
die Verpflichtung des Grundgesetzes: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“952 In der Wirtschaftsdemokratie hätten 
gesellschaftliche Ziele Vorrang vor den Zielen privatwirtschaftlicher Kapitalverwertung. 
Nicht wirtschaftliche Macht oder marktbeherrschende Unternehmen dürften der Politik den 
Handlungsrahmen vorgeben, sondern demokratisch legitimierte Entscheidungen müssten im 
Interesse des Gemeinwohls Rahmen und Ziele für wirtschaftliches Handeln setzen.  
Zwar komme Leistungswettbewerb den Verbrauchern und ihrer freien Konsumwahl zugute. 
Aber der Markt könne weder Vollbeschäftigung herstellen noch Verteilungsgerechtigkeit 
bewirken oder die Umwelt schützen.  Da Wettbewerb Marktmacht kontrollieren könne, will 
die SPD Wettbewerbsgesetze verschärfen. Der Herrschaftsmacht des Kapitals müssten 
starke Gewerkschaften Grenzen setzen. Der Umsetzung wirtschaftlicher Macht in politische 
sei größtmögliche Öffentlichkeit entgegenzusetzen, d.h.  gesellschaftliche Kontrolle  
Die SPD will den Einfluß von Banken und Versicherungen auf die Wirtschaft zurückdrängen, 
und ihre Macht über Unternehmen durch Entflechtung von Kapitalbeteiligungen 
einschränken.  
Laut der SPD wird die politische Demokratie durch eine demokratisch geprägte Wirtschaft 
gesichert und vollendet. In der Wirtschaftsdemokratie soll der wirtschaftliche Gewinn 
gerecht verteilt werden. Element der Wirtschaftsdemokratie könne auch die Beteiligung der 
Arbeitnehmer am Produktivvermögen sein. In dieser Wirtschaftsform werden Wissenschaft 
und Technik sozialverträglich genutzt, das Recht auf Arbeit wird zum Menschenrecht. 
Privateigentum müsse dem Allgemeinwohl dienen. Die Gesellschaft habe Vorrang vor den 
Zielen marktbeherrschender Unternehmen, auch und gerade von Seiten der Politik. Insofern 
ist die SPD-Konzeption eines marktwirtschaftlich geprägten Wirtschaftssystems weit 
idealistischer als die CDU-Konzeption von der Sozialen Marktwirtschaft, die weiterhin 
                                                 
951
 Vgl. Kap. IV. 7.1.5.3, S.375-378 
952
 SPD-GSP 1989/98, S. 43 
 438
grundsätzlich davon ausgeht, dass das Gewinnstreben der Unternehmen maßgeblich ist für 
die Erwirtschaftung des Wohlstandes.  
Der SPD geht es um eine Verschärfung der Wettbewerbskontrolle, denn die 
Wirkungsmöglichkeiten würden durch übermäßige Konzentration aufgehoben. Konzentration 
könne kleine und mittlere Unternehmen wettbewerbsunfähig machen und die demokratisch 
legitimierten Steuerungsinstrumente des Staates in ihrer Wirkung beschneiden. Deshalb 
unterstütze die SPD Unternehmensvielfalt und Existenzgründungen. Wettbewerb soweit wie 
möglich – Planung soweit wie nötig! 
 
Demokratischer Sozialismus = Chancen der Globalisierung nutzen? 
(Wahlprogramm 1998)953 
Hatte die SPD noch in ihrem Grundsatzprogramm von 1989, das sie bekräftigend noch am 
gleichen Tag wie dieses Wahlprogramm mit leichten Veränderungen verabschiedet hatte, vor 
allem auf Gefahren und Ungerechtigkeiten der Globalisierung hingewiesen, so betont das 
Wahlprogramm vor allem die Chancen der Globalisierung für die deutsche Wirtschaft: Die 
SPD wolle, dass die deutsche Wirtschaft die Chancen der Globalisierung nutzt. 
Die Antwort der SPD auf die Globalisierung der Wirtschaft sei eine Politik der inneren 
Reformen und der internationalen Zusammenarbeit. Die europäische Einigung schaffe neue 
Gestaltungsmöglichkeiten für neuen Wohlstand und neue Arbeit. Einen 
Kostensenkungswettlauf gegen die Billiglohnländer dieser Welt könne Deutschland nicht 
gewinnen. Wenn Deutschland im internationalen Wettbewerb bestehen wolle, dann müsse 
Deutschland produktiver und besser sein als seine Konkurrenten. Spitzenprodukte und 
Spitzenqualität zu wettbewerbsfähigen Preisen, darin liege die Zukunft der deutschen 
Wirtschaft. Die SPD wolle den Wettbewerb der Unternehmen, einen Leistungswettbewerb 
um das weltweit beste Bildungssystem, die leistungsfähigste Forschung, die neuesten 
Technologien und die modernste Infrastruktur; dieser Leistungswettbewerb bringe mehr 
Wohlstand für alle. Die globalisierten Märkte bräuchten eine neue und faire 
Weltwirtschaftsordnung, die sich an den Grundsätzen der sozialen und ökologischen 
Marktwirtschaft orientiere. Der Begriff Wettbewerb bzw. Leistungswettbewerb wird hier von 
der SPD ausschließlich positiv gewertet. Dass man diesen Wettbewerb auch verlieren kann, 
wird hier ausgeblendet. Die von der CDU entwickelte soziale und ökologische 
Marktwirtschaft soll für die globalisierten Märkte als neue und faire Weltwirtschaftsordnung 
gelten. 
Im Grundsatzprogramm von 1998 hingegen werden im Globalisierungsprozess der 
Wirtschaft vor allem Gefahren gesehen. Daher wird gefordert, dass die 
Einflussmöglichkeiten des Staates auf die international agierenden Unternehmen durch 
internationale Kooperation verbessert werden, Wirtschaftsdemokratie (bzw. 
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Demokratisierung der Wirtschaft)  verwirklicht werden soll. Im Wahlprogramm von 1998 
werden jedoch ausschließlich Chancen in der Globalisierung der Wirtschaft gesehen, von der 
Einflussnahme des Staates auf die Wirtschaft und der Wirtschaftsdemokratie bzw. 
Demokratisierung der Wirtschaft ist keine Rede mehr.  Protektionistischen Bestrebungen 
erteilt die SPD weiterhin eine klare Absage. 
 
Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft (Wahlprogramm 1998)954 
Im Abschnitt „Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft“ in der Präambel ihres 
Wahlprogramms 1998 schwenkt die SPD auf die programmatische Linie der CDU ein: So 
benutzt sie erstmals in ihrem Programm den Begriff Soziale Marktwirtschaft und zwar wie 
die CDU mit der Großschreibung von Soziale, um den sozialen Aspekt des 
Wirtschaftssystems zu betonen bzw. dem wirtschaftlichen Aspekt gleichzustellen. Des 
Weiteren benutzt sie statt des ansonsten inflationär verwendeten Leitbegriffs Innovation nun 
den Begriff Erneuerung / erneuern (Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft): Die SPD 
werde die Soziale Marktwirtschaft erneuern: Sie setze auf die Kräfte des Marktes und auf die 
Leistungsbereitschaft der Menschen. Sie baue auf soziale Partnerschaft und auf soziale 
Stabilität. Die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft sei der Garant für Wohlstand und 
Erfolg, für soziale Sicherheit und demokratische Stabilität. Die SPD werde es nicht zulassen, 
dass der gesellschaftliche Konsens in unserem Land immer weiter beschädigt werde.  
Das Leitbild der SPD sei eine moderne Teilhabergesellschaft, in der alle ihren gerechten 
Anteil am gemeinsam erarbeiteten Wohlstand erhielten.   
Die Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft soll deontisch bei den Adressaten verankert 
werden. Die Kräfte des Marktes sowie die Leistungsbereitschaft der Menschen, soziale 
Partnerschaft, soziale Stabilität, Wohlstand, Erfolg, soziale Sicherheit, demokratische 
Stabilität, gesellschaftlicher Konsens, moderne Teilhabergesellschaft sind ausschließlich 
positive deontische Begriffe, die hier mit der Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft 
verknüpft werden, um dem neuen Leitbegriff ein möglichst breites positives 
Bedeutungsspektrum zu verleihen.   
Die SPD kündigt mit dieser Erneuerung Wirtschafts- und Arbeitsmarktreformen an, die sie 
aber so nicht bezeichnen will. Dass der Begriff Reform in der Geschichte der BRD mit 
verschiedenen Konnotationen belegt war, wurde bereits an anderer Stelle verdeutlicht. Seit 
Mitte der 1990er Jahre wurde in den Medien viel vom Reformstau der Regierung Kohl 
berichtet. Die SPD vermeidet jedenfalls den Begriff Reform in ihrem Wahlprogramm und 
ersetzt ihn durch Innovation oder Erneuerung. 
Auch übernimmt die SPD die CDU-Begrifflichkeit Ökologische und Soziale Marktwirtschaft 
im Abschnitt „Chancen der Globalisierung und der europäischen Einigung nutzen“ des 1. 
Kapitels „Starke Wirtschaft – Neue Arbeit“: Die globalisierten Märkte bräuchten eine neue 
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und faire Weltwirtschaftsordnung, die sich an den Grundsätzen der sozialen und 
ökologischen Marktwirtschaft orientiere. Dabei vertauscht die SPD lediglich die Prioritäten, 
indem sie dem sozialen den ökologischen Aspekt voranstellt.   
Zwar fordert die SPD im Wahlprogramm keine Wirtschaftsdemokratie bzw. 
Demokratisierung der Wirtschaft mehr wie im Grundsatzprogramm, aber sie setzt sich für 
die Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Kapital und am Gewinn und 
an den Entscheidungen der Unternehmen.  Die SPD werde die Rahmenbedingungen für die 
Beteiligung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer am Produktivkapital verbessern. 
Allerdings setzt sich die SPD im Wahlprogramm nicht nur für Steuerentlastungen der 
Arbeitnehmer ein, sondern auch für eine Senkung der Unternehmenssteuersätze, denn dies 
stärke die Investitionskraft der Unternehmen. Dies widerspricht inhaltlich klar dem 
gleichzeitig beschlossenen Grundsatzprogramm: Die SPD hatte im Grundsatzprogramm 
noch angekündigt, keine entscheidenden Steuerentlastungen vorzunehmen: Nur der Reiche 
könne sich den armen Staat leisten. Wachsende und neue Staatsaufgaben im Interesse aller 
erlaubten auch künftig kaum geringere Gesamtbelastung durch Steuern, selbst bei strengster 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit. Die SPD wolle Ausgaben streichen, denen ein gültiger 
Anspruch nicht mehr zugrunde liege. Öffentliche Fördermittel dürften nur mit 
zielorientierten Auflagen und entsprechender wirksamer Erfolgskontrolle vergeben werden.  
 
 
Flexibilität (Schröder-Blair-Papier 1999)955  
Im Kapitel „Anpassungsfähigkeit und Flexibilität stehen in der wissensgestützten 
Dienstleistungsgesellschaft in Zukunft immer höher im Kurs“ erkennen die Verfasser des 
Schröder-Blair-Papiers die Chance, neue Arbeitsplätze zu schaffen. Die Volkswirtschaften 
befänden sich im Übergang von der industriellen Produktion zur wissensorientierten 
Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft. Die SPD müsse die Chance ergreifen, die dieser 
wirtschaftliche Umbruch mit sich bringe. Sie eröffne Millionen Menschen die Chance, neue 
Arbeitsplätze zu finden. Chance hat als eigenständiger Begriff selbst ein positives 
deontisches Potential. Wenn der genannte wirtschaftliche Umbruch vor allem als Chance für 
neue Arbeitsplätze deskriptiv beschrieben wird und nicht als Gefahr, so soll, so wird 
unterstellt, den Adressaten die Angst vor den Veränderungen genommen werden durch eine 
positive Darstellungsweise der Realität. Daher sollen Arbeitszeitregelungen im 
Dienstleistungsbereich reformiert werden: Rigidität und Überregulierung seien ein 
Bremsklotz für die wissensorientierte Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft. Sie ersticke 
das Innovationspotential, das zur Schaffung neuen Wachstums und neuer Arbeitsplätze 
erforderlich sei. Die BRD bräuchte nicht weniger, sondern mehr Flexibilität. Rigidität, 
Überregulierung, Bremsklotz, ersticken sind demnach Begrifflichkeiten mit eindeutig 
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negativem deontischen Gehalt, die den deontisch positiv besetzten Begriffen als Gefahr 
gegenübergestellt werden: wissensorientierte Dienstleistungsgesellschaft der Zukunft, 
Innovationspotential, Schaffung neuen Wachstums und neuer Arbeitsplätze, Flexibilität.  
    
Auch die Arbeitnehmer sollen flexibel auf die flexiblen Märkte reagieren: Flexible Märkte 
müssten mit einer neu definierten Rolle für einen aktiven Staat kombiniert werden. Wenn auf 
Dauer ein hoher Beschäftigungsgrad erreicht werden solle, müssten Arbeitnehmer auf sich 
verändernde Anforderungen reagieren.  
Flexibilität tritt als neues Schlagwort neben Innovation im Vokabular der Neuen Mitte auf. 
Die Verfasser verstehen unter einem flexiblen Arbeitsmarkt konkret eine neue Politik mit 
dem Ziel, arbeitslosen Menschen Arbeitsplätze und Ausbildung anzubieten. Die SPD erwarte 
aber auch, dass jeder die ihm gebotene Chance annehme.  
 
 
Freiheit (Politische Leitsätze 1946)956 
Die Menschen sind 1946 laut SPD von der wirtschaftlichen Ausbeutung des kapitalistischen 
Systems gefangen. Die wirtschaftliche Freiheit ist demnach abhängig davon, inwieweit der 
Sozialismus verwirklicht werden kann. 
Der Charakter der deutschen Sozialdemokratie besteht laut SPD aus einem kompromißlosen 
Willen zu Freiheit und Sozialismus. Die SPD lehnt den politischen Totalitarismus ab, um die 
Freiheit des Einzelnen zu gewährleisten. Freiheit heißt für die SPD auch Unabhängigkeit 
Deutschlands gegenüber dem Ausland.  
Glaubens- und Gewissenfreiheit, Trennung von Kirche und Staat, Freiheit der Kirchen und 
anderer Weltanschauungsgemeinschaften, Freiheit der Kunst und Wissenschaft, Freiheit der 
Meinungsäußerung und Kritik wie auch die Freiheit der Presse werden gefordert, und die 
Schüler sollen in den Schulen frei von totalitären und intoleranten Anschauungen im Geist 
der Humanität, der Demokratie, der sozialen Verantwortung und der Völkerverständigung 
erzogen werden.  
 
 
Freiheit (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)957 
Freiheit kann laut Hermanns als das "summum bonum der SPD des Jahres 1959"958, als 
"deontisches Grundwort"959 bezeichnet werden. Freiheit ist das Fahnenwort, der Grundwert 
des Godesberger Programms neben demokratischer Sozialismus, von ihr werden alle anderen 
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Grundwerte abgeleitet: Das ideologische Fundament der SPD fußt 1959 auf diesem 
Grundwert, wovon sich alle weiteren Werte, Überzeugungen, Forderungen ableiten lassen. 
Die SPD strebt Freiheit in nahezu allen politischen Bereichen an und es werden sprach-
strategische Verknüpfungen zu den Grundwertlexemen Gerechtigkeit, Solidarität, Frieden, 
Demokratie vorgenommen. Freiheit kommt genau 38-Mal als Hauptwort, 21-Mal als 
Adjektiv und als Wortzusammensetzung in verschiedener Form insgesamt elfmal vor 
(zweimal freiheitlich, zweimal freiheitlich-demokratisch, einmal Gemeindefreiheit, einmal 
Freiheitsstreben, einmal unfrei, zweimal freigewählt, einmal Entscheidungsfreiheit, einmal 
Befreiung).       
Für die SPD bedeutet Sozialismus auch Freiheit, deswegen kann nur Demokratie die Freiheit 
gewährleisten. Die freie Persönlichkeit sei gefährdet durch die vom Gewinn- und 
Machtstreben bestimmte Wirtschaft und Gesellschaft.  
Eine genaue Definition des Begriffs Freiheit als des großen Grundwertes des Godesberger 
Programms wird nicht explizit vorgenommen, wohl aber werden verschiedene Freiheiten 
gefordert, verteidigt und gepflegt. Die im Godesberger Programm aufgelisteten Freiheiten 
und Unfreiheiten wirken insofern offen und erweiterungsfähig bzw. erweiterungsbedürftig, 
da man sich noch weitere Zwänge, unter denen der Einzelne stehen kann, vorstellen kann.   
Der Grundwert Freiheit bezieht sich auf die Referenzbereiche freie Persönlichkeitsentfaltung 
und die politische Freiheit im Sinne des Grundgesetzes, wirtschaftliche Freiheit im Sinne der 
sozialen Marktwirtschaft begrenzt durch marktsichernde Einschränkungen, sowie im 
Einzelnen die Meinungs-, Gewissens-, Glaubens-, Presse-, Berufs- und Forschungsfreiheit, 
die Freiheit der Künste und die nationale Freiheit durch die Einheit Deutschlands.   
In der Präambel des Godesberger Programms wird am Ende feierlich erklärt: „Nur durch 
eine neue und bessere Ordnung öffnet der Mensch den Weg in seine Freiheit. Diese neue und 
bessere Ordnung erstrebt der demokratische Sozialismus."960 Die drei wichtigsten 
Bekenntnisse der SPD, der so genannte „dreifache salto mortale“ (Hermanns),961: Ja zur 
Bundeswehr; Ja zur sozialen Marktwirtschaft; Ja zu Kirche und Religion und alle 
Bekenntnisse sind begründet durch die Freiheit. Freiheit als dominierender Grundwert ist 
also ausschlaggebend für die Umorientierung der SPD 1959.  
 
Freiheit (Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 
1975-1985: Ziele des demokratischen Sozialismus)962 
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten.  
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Freiheit bedeutet für die SPD 1975 deskriptiv und deontisch vor allem die Notwendigkeit, 
frei von wirtschaftlicher Not zu sein: Freiheit bedeute das Freisein von entwürdigen 
Abhängigkeiten und die Möglichkeit, die eigene Persönlichkeit in den Grenzen, die durch die 
Forderungen der Gerechtigkeit und der Solidarität gezogen werden, frei zu entfalten. 
Freiheit sei nur dann gesellschaftliche Wirklichkeit und nicht bloß Illusion oder Vorrecht für 
wenige, wenn alle Menschen die tatsächliche (wirtschaftliche, politische, soziale, kulturelle) 
Möglichkeit der freien Entfaltung besäßen. Die freie Entfaltung aller Menschen ist für die 
SPD nur dann gewährleistet, wenn auch Chancengleichheit besteht. Insofern grenzt die SPD 
1975 ihre Definition von dem Grundwert Freiheit im Gegensatz zum Godesberger 
Programm von 1959 näher ein. So hatte die SPD im Godesberger Programm noch zahlreiche 
Referenzbereiche auf den Grundwert Freiheit bezogen. 
 
Freiheit (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)963 
Der Begriff Freiheit wird im Berliner Programm 1989/98 als Nomen 33-mal explizit 
genannt.  Die SPD will eine Gesellschaft, in der jeder Mensch seine Persönlichkeit in 
Freiheit entfalten und verantwortlich am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben 
mitwirken kann und nicht mehr wie 1959 als dienendes Glied der Gesellschaft 
Der Mensch als dienendes Glied der Gesellschaft wird 1989/98 nicht mehr angestrebt; 
wahrscheinlich weil das Adjektiv dienend in Verbindung mit dem anonymen Nomen Glied, 
das ebenso nichtmenschliche Referenzbereiche bezeichnen kann, negative Assoziationen 
auslöst: der einzelne Mensch nur ein dienendes Glied in der Gesellschaft. Seine 
Individualität spielt in dieser Deskription kaum eine Rolle, sondern vielmehr die 
Gesellschaft.  Konkret orientiert sich die Definition des Grundwerts Freiheit im Berliner 
Programm an der deskriptiven Bedeutung von Freiheit im Grundgesetz und im 
Orientierungsrahmen von 1975: Der Mensch sei als Einzelwesen zur Freiheit berufen und 
befähigt. Die Chance zur Entfaltung seiner Freiheit sei aber stets eine Leistung der 
Gesellschaft. Freiheit ist für die SPD die Freiheit eines jeden, auch und gerade des 
Andersdenkenden. Freiheit für wenige ist für die SPD ein Privileg. Die Freiheit des anderen 
sei Grenze und Bedingung der Freiheit des einzelnen. Freiheit verlange Freisein von 
entwürdigenden Abhängigkeiten, von Not und Furcht, aber auch die Chance, individuelle 
Fähigkeiten zu entfalten und in Gesellschaft und Politik verantwortlich mitzuwirken. Nur wer 
sich sozial ausreichend gesichert wisse, könne seine Chance auf Freiheit nutzen. Die SPD 
will auch zur Umsetzung des Grundwerts Freiheit gleiche Lebenschancen und umfassende 
soziale Sicherung. Umfassende soziale Sicherung, Freisein von Not und Furcht und gleiche 
Lebenschancen bilden laut SPD die Hauptvoraussetzungen für eine individuelle Freiheit. 
Das Freisein von entwürdigenden Abhängigkeiten ist ein deutlicher Bezug auf den 
Orientierungsrahmen von 1975, in dem Freiheit das Freisein von ökonomischen Zwängen 
bedeutet. Die freie Entfaltung aller Menschen ist für die SPD 1975 und auch 1989/98 nur 
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dann gewährleistet, wenn auch Chancengleichheit besteht. Der Leitbegriff 
Chancengleichheit wird zwar in diesem Kapitel nicht explizit verwendet, aber es werden 
gleiche Lebenschancen gefordert (Wir wollen…).  Im Gegensatz zur CDU wird jedoch keine 
Verbindung zu dem Leitbegriff Verantwortung hergestellt. Auch der in diesem 
Zusammenhang für die CDU so wichtige Begriff Subsidiarität (Schlagwortpaar Solidarität 
und Subsidiarität) wird von der SPD sowohl 1989 als auch 1998 nur einmal benutzt und 
impliziert eine insgesamt negative deontische Bedeutung des Subsidiaritätsprinzips: Das 
Prinzip der Subsidiarität, des Vorrangs der kleineren Einheit vor der größeren, könne, wo es 
nicht überdehnt werde, Macht begrenzen und zur Teilhabe ermutigen. Verantwortung 
bedeutet für die SPD in Bezug auf den Bürger lediglich eine politische Mitwirkungspflicht. 
Ansonsten werden im Berliner Programm verschiedene Verantwortungen genannt: die der 
Medien, der Wissenschaft, der Landwirtschaft. 
 
Freiheit (Regierungsprogramm 2002) 964 
Das Regierungsprogramm von 2002 definiert im Abschnitt „Freiheit und Sicherheit“ den 
Grundwert Freiheit anders als das Grundsatzprogramm von 1998: Die SPD fördere 
Individualität als Bedingung und als Ausdruck der Freiheit. Individualität gebe die Chance, 
Lebensweg und Lebensweise selbst zu wählen und eigenverantwortlich zu handeln. 
Eigenverantwortung und gesellschaftlicher Zusammenhalt bedingen laut SPD einander. Die 
Politik der Mitte erweitere Freiheitsspielräume und ermutige zu solidarischem Handeln. 
Dem Staat kommen laut SPD andere Aufgaben zu als in der Vergangenheit: In dieser Welt 
des Wandels müssten auch die Staatsaufgaben überprüft werden. Die SPD achte das Prinzip 
der Subsidiarität und fördere die Idee der Zivilgesellschaft. Daher müssten aber auch 
Ansprüche an den Staat zurückgenommen werden, die ihn überforderten. Die SPD sehe den 
Staat als Partner in der freien Bürgergesellschaft.  
Inhaltlich und sprachlich lehnt sich die SPD bzw. der Parteivorstand sehr eng an die 
Grundsatzprogrammatik der CDU an. Subsidiarität und Eigenverantwortung sind Begriffe, 
die im Grundsatzprogramm der CDU eng auf den Grundwert Freiheit bezogen werden, nicht 
aber im Grundsatzprogramm der SPD (1989/1998). 
Um ihre traditionelle Anhängerschaft sprachlich nicht zu überfordern, so wird unterstellt, 
erklärt der Parteivorstand, die SPD sehe und bejahe auch die Verantwortlichkeit des Staates. 
Sie bekenne sich zu dieser Politik. Die Ideologie der totalen Entstaatlichung lehne sie ab. 
Der Staat dürfe nicht nur Reparaturbetrieb sein für Interessengegensätze, die in der 
Zivilgesellschaft ungeklärt blieben. Der Staat habe Lenkungsfunktion.  
Der vertraute Begriff Lenkung taucht noch auf. Zwar macht die SPD deutlich, dass sie 
Aufgaben des Staates unvoreingenommen überprüfen und zurücknehmen will, benutzt aber 
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trotzdem den sozialdemokratischen Leitbegriff Lenkung, um die staatlichen Aufgaben zu 
beschreiben und zu bewerten. 
 
 
Frieden (Politische Leitsätze 1946)965 
Nur eine völlige Umgestaltung der Wirtschaft im Sinne des Sozialismus sichert laut SPD die  
Freiheit und den Frieden.  
Für die SPD ist die deutsche Einheit eine wichtige Voraussetzung für den Frieden. Sie 
erkennt dabei die Pflicht zur Wiedergutmachung im Rahmen der wirtschaftlichen 
Möglichkeiten des deutschen Volkes an und setzt sich für die Bestrafung der Schuldigen und 
Kriegsverbrecher ein. Deutschland soll erhalten werden als ein nationales, staatliches und  
wirtschaftliches Ganzes, um den jungen Menschen die Ideen des Friedens, der Demokratie 
und des Sozialismus nicht als Ergebnis des Zusammenbruchs des Dritten Reiches, sondern 
als selbstgewollte, höhere Notwendigkeit  zu vermitteln. 
Deutschland soll in die neue internationale Organisation der Völker eingegliedert werden, 
da es auf internationale Unterstützung angewiesen sei. Die SPD strebt 1946 die Vereinigten 
Staaten von Europa, eine demokratische und sozialistische Förderation europäischer 
Staaten an. Sie will ein sozialistisches Deutschland in einem sozialistischen Europa.  
Nur so könne Europa zur Solidarität mit den Völkern aller Kontinente gelangen. Die SPD 
sieht sich im gemeinsamen Kampf der Sozialisten aller Länder gegen jede Form der 
Ausbeutung, des Imperialismus und des Faschismus, der Reaktion und des hegemonialen 
Nationalismus, die große geschichtsbildende Kraft, die Frieden und Freiheit für alle Völker 
sichern könne. 
 
 
Frieden (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)966 
Trotz technischer und wirtschaftlicher Modernität der Großmächte gebe es keinen Frieden, 
so die SPD in der Präambel des Godesberger Programms (Widersprüche unserer Zeit). Die 
SPD bewertet die Ostblockstaaten als „totalitäre Systeme“, die die Freiheit des Menschen 
bedrohen. Insofern wird das Bild des in Freiheit lebenden Menschen im Westen und des in 
Unfreiheit lebenden Menschen im Osten sprachlich gezeichnet und gleichzeitig indirekt an 
die Leser appelliert, sich für die existierende Freiheit einzusetzen, sich gegen den 
Kommunismus zu wenden. Der Mensch habe sich die Räume dieser Erde unterworfen. 
Im Absatz nach den genannten ‚Widersprüchen’ wird zunächst noch ein düsteres 
Zukunftsbild beschrieben: Der Mensch habe aufgrund der Kriegserfahrungen und des 
Holocaust („Barbareien“) Angst vor der Zukunft („Darum fürchtet der Mensch...“), auch 
weil er wisse, dass eine zukünftige Krise zwischen den Staaten zum Atomkrieg und damit 
zum Chaos der Selbstvernichtung führe. Das deskriptiv positive Zukunftsbild („Aber das ist 
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auch die Hoffnung dieser Zeit...“) fällt hingegen ungleich hinter dem düsteren Zukunftsbild 
zurück. Frieden erhofft sich die SPD trotz des den Weltfrieden bedrohenden Kalten Krieges. 
Der Frieden soll durch die Stärkung einer internationalen Rechtsordnung, durch die 
Minderung des Mißtrauens zwischen den Völkern und durch die Verhinderung des 
Wettrüstens gesichert werden. Die größte und dringendste Aufgabe sei es, den Frieden zu 
bewahren. Dafür müssten die Vereinten Nationen die allgemeine Weltorganisation mit 
allgemeinverpflichtenden Grundsätzen werden. Ein Volksgruppenrecht, das im Einklang mit 
den von den Vereinten Nationen verkündeten Menschenrechten stehe, sei unentbehrlich. 
Abrüstung und Entspannung internationaler Beziehungen seien erforderlich, um Frieden 
herzustellen und zu sichern.  
Zwar bejaht die SPD die Landesverteidigung, aber sie setzt auf kontrollierte Abrüstung und 
internationale Entspannung, um das Ziel der Wiedervereinigung zu erreichen. Sie fordert 
darüber hinaus die Ächtung der Massenvernichtungsmittel auf der ganzen Welt, lehnt die 
Herstellung und Verwendung atomarer Massenvernichtungsmittel in der BRD ab. Sie strebt 
eine europäische Zone der Entspannung an, in der ein wiedervereinigtes Deutschland von 
fremden Truppen geräumt wird. Die Streitkräfte müssten der politischen Führung durch die 
Regierung und der Kontrolle durch das Parlament unterstellt sein. Der Soldat bleibe auch in 
Uniform Staatsbürger. Die Streitkräfte dürften nur der Landesverteidigung dienen.  
 
Friedenspolitik und Verständigung (Regierungsprogramm 1969)967 
Die Grundsatzprogrammatik wurde 1969 zwar nicht geändert, aber das Regierungsprogramm 
„Erfolg – Stabilität – Reformen“ setzte deutliche politische Akzente, unter anderem mit den 
Schlagwörtern Friedenspolitik und Verständigung. Die beiden Begriffe Friedenspolitik und 
Verständigung werden gezielt in den Überschriften zweier Kapitel des 
Regierungsprogramms verwendet. Die Überschrift des ersten Kapitels geht direkt nach der 
Einführung „Die SPD in der Regierungsverantwortung“ auf die neue Außenpolitik ein: 
„Friedenspolitik: Sicherheit und Entspannung. Unser nationales Interesse verlangt: 
Freundschaft mit dem Westen und Verständigung mit dem Osten.“  
Das zweite Kapitel widmet sich ausschließlich den Beziehungen zur DDR und trägt die 
Überschrift „Deutschlandpolitik: Verständigung und geregeltes Miteinander. Der 
Frieden verlangt die Verständigung der beiden Teile Deutschlands.“ 
 
                                                 
967
 Vgl. Kap. IV.6.1.3, S.341f. 
 447 
Frieden (Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 
1975-1985: Ziele des demokratischen Sozialismus)968 
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten. Laut der SPD existieren 1975 
„Widersprüche in der Wirklichkeit des menschlichen Lebens“ in der Welt, denen sie sich 
aktualisierend stellen will. Die SPD stellt fest, dass der Wunsch der meisten Menschen nach 
Frieden im Widerspruch zu der andauernden Kriegsgefahr an vielen Stellen der Erde stehe 
Diese Gefahr werde dadurch verschärft, daß das Gefälle zwischen reichen und armen 
Ländern bisher nicht abgebaut worden sei, sondern sich teilweise noch vergrößert habe. Die 
Einsicht in die Unproduktivität von Rüstungsausgaben sei weit verbreitet, dennoch hielten 
Furcht, Mißtrauen, wirtschaftliche Interessen und Streben nach Macht einen kräftezehrenden 
Rüstungswettlauf in Gang. Obwohl die meisten Menschen ein friedliches Zusammenleben 
mit ihren Mitmenschen anstrebten, würde die mangelnde Einsicht Spannungen und Konflikte 
erzeugen. 
 
Frieden (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998) 969 
In Kapitel „III. Frieden in gemeinsamer Sicherheit“ des Berliner Grundsatzprogramms 
definiert die SPD ihr Verständnis von Frieden. Laut SPD kann die Menschheit 1989/1998 
nur noch gemeinsam überleben oder gemeinsam untergehen. Dies verlange eine neue 
Herangehensweise an die Sicherung des Friedens. Frieden bedeutet für die SPD, dass Krieg 
kein Mittel der Politik sein dürfe, sondern das Schweigen der Waffen. Frieden bedeute auch 
das Zusammenleben der Völker ohne Gewalt, Ausbeutung und Unterdrückung. 
Friedenspolitik umfasse auch Zusammenarbeit der Völker in Fragen der Ökonomie, Kultur 
und Menschenrechte, Ökologie, Kultur und Menschenrechte. Weiterhin fordert die SPD 
unter dem Grundwert Frieden: Selbstbestimmungsrecht für alle Nationen, Entschärfung der 
Machtkonflikte, Suchen des Interessenausgleiches, Entgegenwirken dem Vormachtstreben 
der Weltmächte durch regionale Zusammenschlüsse, Austragung der Gegensätze zwischen 
Systemen, Ideologien, und Religionen im friedlichen Wettbewerb, Brechung der 
Vorherrschaft militärischer, bürokratischer und rüstungswirtschaftlicher Interessen 
Überführung ziviler Güter in die Produktion, Stützung auf Friedenserziehung und 
Friedensforschung, Verzicht der BRD auf atomare, biologische und chemische Waffen, 
Freihaltung des Weltraums von Waffen, Verzicht auf Massenvernichtungswaffen und ABC-
Waffen, In-Gang-Setzung der Abrüstung, Verhinderung des Exportes von Waffen und 
Rüstungsgütern.  
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Frieden erfordere Sicherheit, die durch eine europäische Friedensordnung erreicht werden 
solle. Gemeinsame Sicherheit bewirke und brauche Entspannung. Den Übergang zu einer 
europäischen Friedensordnung wünscht sich die SPD. Daraus erhofft sich die SPD das Ende 
der Stationierung  amerikanischer und sowjetischer Streitkräfte.     
Die gemeinsame Sicherheit ziele auf die Abschaffung aller Massenvernichtungswaffen, eine 
drastische Verringerung und Umstrukturierung der konventionellen Streitkräfte, um eine 
gegenseitige Angriffsunfähigkeit zu erreichen.  
Darüber hinaus bleibt die SPD bei ihrer Forderung, die Vereinigten Staaten von Europa zu 
schaffen durch eine gemeinsame Außenpolitik. Ganz Europa müsse zu einer Zone des 
Friedens werden. Die SPD bejaht die Bundeswehr und der Soldat solle auch weiterhin in 
Uniform Staatsbürger bleiben. Den Wehrdienst für Frauen lehnt die SPD hingegen ab. 970  
Ohne einen Ausgleich zwischen Industrie- und Entwicklungsländern sei die Zukunft der 
Menschheit gefährdet. Dort, wo Hunger und Elend herrschten, könne Frieden nicht bestehen. 
Durch Abrüstung soll laut SPD der Osten und Westen frei werdende Mittel den 
Entwicklungsländern zur Verfügung stellen. Die SPD strebt laut Grundsatzprogramm eine 
neue und gerechte Weltwirtschaftsordnung an, die eine dauerhafte Entwicklung für alle 
Länder ermöglichen soll. Dafür sollen die Entwicklungsländer als gleichberechtigte Partner 
anerkannt werden.971   
Die Weltgemeinschaft müsse sich eine Ordnung geben, durch die der Weltfrieden gesichert, 
wirtschaftliche Macht politisch kontrolliert, Rohstoffe, Technologie und Wissen gerecht 
verteilt werden können.972  
Die Vereinten Nationen könnten diesem Ziel näher kommen, wenn die Konfrontationen 
zwischen Ost und West aufhörten. 
Zuletzt weist die SPD auf die Sozialistische Internationale hin, die sich für den Frieden  und 
den demokratischen Sozialismus einsetze: „Die Sozialistische Internationale bündelt und 
stärkt die Kräfte des Demokratischen Sozialismus. Sie muß weiterentwickelt werden, damit 
sie Wege zu einer demokratischen Weltgesellschaft weisen kann.“973  
 
Gerechtigkeit und Gleichheit (Politische Leitsätze 1946)974 
Die Grundwerte Gerechtigkeit und Gleichheit sind für die SPD 1946 im eigentlichen Sinne 
Synonyme. Die SPD hat im wirtschaftlichen und sozialen Bereich keine andere Vorstellung 
von Gerechtigkeit als die der sozialen Gleichheit. Lediglich im individuellen Bereich muss 
auch die SPD einräumen, dass es unterschiedliche „Befähigungen“ gibt, die z.B. bei der 
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Bildung berücksichtigt werden müssen. Explizit wird soziale Gerechtigkeit nur einmal 
genannt. Gerechtigkeit soll durch die sozialistische Wirtschaftsform erreicht werden, wobei 
der Grundwert Gleichheit für die SPD wesentlich ist, um überhaupt Gerechtigkeit zu 
gewährleisten. Die SPD will deshalb eine soziale Egalität der verschiedenen sozialen 
Gruppen durch einen Lastenausgleich zwischen den Besitzenden und den Nichtbesitzenden 
vornehmen, um ein soziales Niveau ohne Privilegierte und ohne Benachteiligte zu erreichen 
Gleichheit wird auf fast allen Ebenen gefordert. So sollen alle Staatsbürger ohne Ansehen 
des Herkommens, des Glaubens, der Rasse oder des Geschlechts nach Maßgabe der Gesetze 
und entsprechend ihrer Befähigung und ihrer Leistungen zu den öffentlichen Ämtern 
zugelassen werden. Alle Bürger müssen laut SPD vor dem Gesetz gleich sein und ihnen 
sollen die Bildungsmöglichkeiten allein entsprechend ihrer Befähigung offen stehen. Jedem 
Bürger soll die gleiche Möglichkeit für seine Berufswahl und Berufsausbildung gegeben 
werden.  
 
 
Gerechtigkeit und Gleichheit (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)975 
In der Trias des demokratischen Sozialismus wird Gerechtigkeit als zweites genannt. 
Gerechtigkeit ist im Godesberger Programm ein von der Freiheit abgeleiteter Wert. Der 
Begriff Gerechtigkeit wird explizit ausschließlich in Verbindung mit dem erstgenannten 
Grundwert Freiheit verwendet. Die SPD versteht unter Gerechtigkeit über die explizite 
Erwähnung im Godesberger Programm hinaus die soziale Gleichheit, die 
Gleichberechtigung, die Chancengleichheit, außerdem bedeutungsähnliche Formulierungen, 
wie z.B. Mitbestimmung, Mitverantwortung, Beteiligung von allen oder jedem, Rechtsweg 
und Rechtsprechung. Darüber hinaus lässt sich über die Darstellung dessen, was als 
ungerecht erachtet wird, ermitteln, was die SPD unter Gerechtigkeit versteht.   
Gerechtigkeit bleibt als Grundwert des demokratischen Sozialismus eine dauernde Aufgabe 
für die SPD. Sie sieht sich dabei im Gegensatz zu den Kommunisten, die ihrer Meinung nach 
gegen die Prinzipien der Freiheit und Gerechtigkeit verstoßen. Die SPD strebt Gerechtigkeit 
in der Großindustrie an. Ihrer Ansicht nach hätten sich aus der Herrschaftsmacht der 
Großunternehmen Abhängigkeiten der Arbeiter und Angestellten ergeben. Auch nehme diese 
Herrschaftsmacht unrechtmäßig Einfluss auf den Staat und die Politik. Daher interpretiert 
die SPD diese als Beute der Großindustrie. Die Verteilung des Vermögens bzw. der 
Reichtümer sei ungerecht, die unregulierte Marktwirtschaft auch. Daher müssten die 
Vorrechte der herrschenden Klasse beseitigt, die Vermögen, das Sozialprodukt gerecht an 
alle verteilt und die Mitbestimmung der Bürger, der Gewerkschaften, der ehemaligen 
Proletarier gestärkt und ausgebaut werden. Das Ziel sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik 
sei stetig wachsender Wohlstand und eine gerechte Beteiligung aller am Ertrag der 
Volkswirtschaft, ein Leben in Freiheit ohne unwürdige Abhängigkeit und ohne Ausbeutung. 
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Gleiche Chancen sollen alle Bürger in der Bildung haben. Die Frau, die Parteien und 
ehrenamtliche Richter sollen gleichberechtigt sein. Außerdem müsse die gesellschaftliche 
Gleichheit vor dem Gesetz gewährleistet werden. Jeder habe das gleiche Lebensrecht und das 
gleiche Recht auf eine menschenwürdige Wohnung.  
Alle Völker sollen laut SPD international gleichberechtigt sein. Deshalb hätten die 
Entwicklungsländer einen Anspruch auf Hilfe.  
 
Gerechtigkeit und Gleichheit (Ökonomisch-politischer Orientierungs-
rahmen für die Jahre 1975-1985: Ziele des demokratischen 
Sozialismus)976 
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten. Gerechtigkeit wird deskriptiv mit 
der Chancengleichheit gleichgesetzt, denn die Gerechtigkeit verwirkliche die Freiheit jedes 
einzelnen, indem sie ihm gleiche Rechte und gleichwertige Lebenschancen in der 
Gesellschaft eröffne. Auf bestehende Ungerechtigkeiten wird von der SPD hier nicht 
eingegangen, um zu konkretisieren, was sie 1975 unter dem Leitbegriff Gerechtigkeit 
versteht. 
 
Gerechtigkeit und Gleichheit (Berliner Grundsatzprogramm 
1989/1998)977 
Auch 1989/1998 setzt die SPD Gerechtigkeit oder soziale Gerechtigkeit mit Gleichheit aller 
Menschen in allen gesellschaftlichen Bereichen gleich. Inhaltlich und sprachlich hat die SPD 
bis 1998 keine andere Vorstellung von Gerechtigkeit  als soziale Gleichheit. So kommt das 
Lexem Gerechtigkeit zwar nur 12-mal im Grundsatzprogramm vor, Gleichheit bzw. gleich(e) 
in reinen und in zusammengesetzten Wortbildungen 66-mal:  
Gerechtigkeit gründe in der gleichen Würde aller Menschen. Sie verlange gleiche Freiheit, 
Gleichheit vor dem Gesetz, gleiche Chancen der politischen und sozialen Teilhabe und der 
sozialen Sicherung. Sie verlange die gesellschaftliche Gleichheit von Mann und Frau. 
Gerechtigkeit erfordere mehr Gleichheit in der Verteilung von Einkommen, Eigentum und 
Macht, im Zugang zu Bildung, Ausbildung und Kultur. Gerechtigkeit, das Recht auf gleiche 
Lebenschancen, müsse mit den Mitteln staatlicher Macht angestrebt werden. Alle Formen 
gesellschaftlicher notwendiger Arbeit müssten gleich bewertet und zwischen Frauen und 
Männern gleich verteilt werden.  
Die SPD bezieht den Begriff Gerechtigkeit fast ausschließlich auf die gesellschaftliche 
Gleichheit, vor allem was die Gleichheit in der Verteilung von Einkommen, Eigentum und 
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Macht angeht, und die Chancengleichheit im Bildungsbereich, die für die gleichen 
Lebenschancen von Bedeutung ist. Chancengleichheit im Bildungswesen ist für die SPD 
unverzichtbar. Mit der Unverzichtbarkeit steht ihr Begriff Chancengleichheit auch nach 
1989/1998 in Konkurrenz zu dem CDU-Leitbegriff Chancengerechtigkeit, den sie seit dem 
Bundestagswahlkampf 1976 verwendet. Die SPD setzt sich mit dem Vorwurf, sie verstehe 
unter Chancengleichheit Gleichmacherei auch im Grundsatzprogramm auseinander. Gleiche 
Lebenschancen bedeuteten nicht Gleichförmigkeit, sondern Entfaltungsraum für individuelle 
Neigungen und Fähigkeiten aller. Dafür will die SPD Ganztagsschulen anbieten, weil sie 
Chancengleichheit fördern, soziales Lernen und den Wechsel von Wissensvermittlung, 
Gemeinschaftsarbeit und Spiel ermöglichen will. Vorurteile und Benachteiligungen sollen 
abgebaut werden durch gemeinsame Erziehung von Jungen und Mädchen, von ausländischen 
und deutschen, von behinderten und nichtbehinderten Kindern. Die SPD will durch ihre 
Bildungspolitik  fördern statt auslesen, den unterschiedlichen Neigungen und Fähigkeiten 
der Schüler Rechnung tragen, sie differenziert fördern und so mehr Chancengleichheit 
verwirklichen. Die Gesamtschule sei zur Umsetzung dieser Ziele am besten geeignet.  
Da die gesellschaftliche Gleichheit für die SPD die Voraussetzung für Gerechtigkeit bildet, 
kann Gleichheit als gleichrangiges Lexem zu den so genannten Grundwerten des 
Demokratischen Sozialismus gezählt werden. 
 
Gerechtigkeit und Gleichheit: Die Schlagwörter Chancengleichheit oder 
Chancengerechtigkeit (Wahlprogramm 1998)978 
Grundsätzlich wird im Wahlprogramm ebenso wie im Grundsatzprogramm der Begriff 
Chancengleichheit verwendet, wenn es um die sozialdemokratische Zielsetzung im 
Bildungsbereich geht: Die SPD wolle eine umfassende Bildungsreform zusammen mit allen 
Beteiligten verwirklichen. Ziele dieser Reform seien mehr Leistung und mehr 
Chancengleichheit, die Gleichwertigkeit aller Bildungsgänge und das Prinzip Förderung 
statt Auslese. In der Frauenpolitik fordert die SPD, zur Chancengleichheit der Frauen 
gehöre auch eine bessere Vereinbarkeit von Weiterbildung und Familie. Die 
Chancengleichheit von Mädchen und Jungen in Ausbildung, Beruf und Gesellschaft sei für 
die SPD ein besonderes Anliegen. 
Allerdings wird im 10. Kapitel „Der Staat als Partner in der freien Bürgergesellschaft“ 
plötzlich und unangekündigt die Begrifflichkeit der CDU, das Fahnenwort 
Chancengerechtigkeit als Adjektiv verwendet, obwohl die SPD damit im bildungspolitischen 
Diskurs ihre ideologische Niederlage indirekt implizit eingesteht. Typisch für eine Strategie, 
die eine Niederlage im politischen Kampf um Wörter verdecken soll, ist dabei die 
gleichzeitige Verwendung beider konkurrierender Begrifflichkeiten: Ohne leistungsfähige 
öffentliche Infrastruktur, ohne chancengerechtes Bildungswesen sei die moderne 
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Gesellschaft des 21. Jahrhunderts nicht denkbar. Hierdurch zeigt die SPD dem politischen 
Gegner, dass der ehedem so erbittert geführte ideologische Diskurs beendet werden soll und 
sie sich den Vorstellungen der CDU – teilweise oder weitgehend (bleibt offen) – annähert. 
 
Gerechtigkeit (2002-2004)979 
Eine Umorientierung in der Bedeutung von sozialer Gerechtigkeit nimmt der Parteivorstand 
bei der Begründung für die Verkürzung des Bezuges des Arbeitslosengeldes vor. Sozial 
ungerecht sei, dass Unternehmen massenhaft Beschäftigte ab Mitte 50 wieder nach Hause 
schicken, weil die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes seit 1985 auf 32 Monate für Ältere 
angehoben worden sei. Vor 1985 habe eine Bezugsdauer von 12 Monaten gegolten – auch 
unter sozialdemokratischen Regierungen. Der SPD-Vorstand spricht in seiner Programmatik 
vom Fördern und Fordern Langzeitarbeitsloser. Sie müssten künftig angebotene Stellen 
annehmen, dürften dafür aber eine höhere Transferleistungen als die bisherige Sozialhilfe 
behalten. 
Um die sozialpolitischen Maßnahmen zu rechtfertigen bzw. zu begründen, weist der SPD-
Vorstand darauf hin, dass die Zusammenlegung von Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe nicht 
neu sei und schon im Regierungsprogramm gestanden habe. Die Altersvorsorge sei ebenso 
gesichert wie der Besitz von selbstgenutztem Wohneigentum. Viele Arbeitslose seien davon 
nicht betroffen, weil ihre Arbeitslosenhilfe unter dem Niveau der Sozialhilfe liege. 
Präskriptiv sagt hier die SPD in ihrem Informationsblatt aus, dass alle Gruppen der 
Gesellschaft ihren Beitrag bei den Reformen / Einschnitten leisten müssen, die weh tun.  
Dabei sollen die anvisierten Gesellschaftsschichten Verantwortung gegenüber ihren 
Nachkommen, Bereitschaft zu Erneuerung zeigen. Soziale Gerechtigkeit könne demnach 
durch den weltweiten Wettbewerb nur mit Einschnitten, die weh tun, erhalten bleiben  
Als wenn sich die SPD nicht sicher sei, betont sie, dass es ihr darum gehe, soziale 
Gerechtigkeit (das alte Fahnenwort der SPD) während der wirtschaftlichen Globalisierung 
und der demographischen Veränderungen zu erhalten.  
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Innovation (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)980 
Im vierten Kapitel des Berliner Programms „Ökologisch und sozial verantwortliches 
Wirtschaften“ wird die Haltung der SPD zum Wirtschaftssystem der BRD besonders gut 
deutlich. So soll die Wirtschaft vor allem dem Gemeinwohl und nicht dem einzelnen 
Unternehmer, Manager oder Arbeitnehmer dienen. Ebenso wie der Staat soziale Aufgaben zu 
übernehmen oder Reglementierungen zu bestimmen hat, so soll sich der Staat auch für den 
Umweltschutz einsetzen. Insofern geht die SPD auf die politischen Veränderungen durch den 
Einzug der Grünen in den Bundestag 1982 ein und zeigt sich entschlossen, Maßnahmen für 
den Umweltschutz zu ergreifen. Sprachlich ist hierbei bedeutsam, dass die SPD den Begriff 
unkontrollierte technische Innovation in der Verbindung mit Verschwendung von Rohstoffen 
und Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen verwendet, denn Innovation ist zumindest 
im Bundestagswahlkampf 1998 ein von der SPD ausschließlich positiv besetzter Begriff. 
Die Wettbewerbswirtschaft habe durch ihre Tendenz zu ungehemmten Ressourcenverbrauch 
und unkontrollierter technischer Innovation zur Verschwendung von Rohstoffen und zur 
Zerstörung der natürlichen Lebensgrundlagen geführt. Der Staat müsse diesen ökologischen 
Gefährdungen entgegenwirken und die Einführung umweltverträglicher Produkte und 
Produktionsverfahren durchsetzen. Hiervon lässt sich bereits ableiten, dass die SPD 1989 
und später unter dem Vorsitz von Oskar Lafontaine technischen Innovationen kritischer und 
ablehnender gegenübersteht als unter der Kanzlerkandidatur Gerhard Schröders. Die 
Gefahren der neuen Technologien werden betont, Chancen hingegen erst nachrangig erkannt: 
Neue Technologien, insbesondere der Information und Kommunikation prägten Arbeitswelt, 
Öffentlichkeit und zunehmend private Beziehungen. Sie bedrohen laut SPD die Qualität der 
Arbeit, die Arbeitsplätze und die demokratische Willensbildung; wo immer ihr Einsatz 
einseitig an Gewinn- oder Machtinteressen ausgerichtet sei, verstärkten sie Tendenzen der 
Manipulation und Überwachung. Andererseits eröffneten sie neue Chancen für humanere 
Arbeitsorganisation, mehr Transparenz, bessere Information und Teilhabe. An den Begriff 
technische Innovation werden im positiven Sinn im Grundsatzprogramm viele 
Anforderungen gestellt: Technische Innovation seien unverzichtbar für jede dynamische 
Wirtschaft – solle ökologischer Erneuerung und Rationalisierung dienen, Arbeit 
humanisieren, Grundrechte schützen und Grundwerte verwirklichen. Sie solle die 
Arbeitszeitverkürzung ermöglichen, Wettbewerbsfähigkeit sichern, Energie und Rohstoffe 
einsparen, von entfremdender Arbeit befreien und die sinnvolle Gestaltung von 
Arbeitsprozessen fördern. Die SPD will nicht den Menschen der Technik anpassen, sondern 
eine menschengerechte, sozialgerechte und umweltverträgliche Technik.  
Technische Innovation soll im Idealfall alles das leisten, was andere Maßnahmen und 
Methoden nicht geleistet haben. Der Begriff Innovation wird hier meines Erachtens bereits 
stark strapaziert, da er mit sehr hohen Erwartungen verknüpft wird, die eine Maßnahme oder 
Methode allein nicht zu leisten imstande ist. 
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Innovation(en) (Wahlprogramm 1998)981 
Der neue Leitbegriff Innovation fällt im Wahlprogramm von 1998 in fast jeden Bereich des 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens. Innovation ist das so genannte ‚Zauberwort’ 
des Bundestagswahlkampf 1998. Mit dem Begriff werden Verbesserungen in allen Bereichen 
verbunden. Innovation, verstanden als Neuerung und Erneuerung, war bis 1998 und 
vielleicht sogar bis zur Bundestagswahl 2002 ein ausschließlich positiv besetzter Begriff. 
Konnotationen wie wissenschaftlicher, technischer und künstlerischer Erfindungsgeist sowie 
Kreativität werden darüber hinaus gebildet. Das prägnante Fremdwort Innovation drückt in 
komprimierter Form alles das aus, was die Postmoderne ausmacht: Computer- und 
Internetzeitalter, Massenmedien, wachsende Technologisierung der Arbeitsprozesse, 
Globalisierung der Wirtschaft usw. Angewendet wird der Begriff im Wahlprogramm auch, 
um angestrebte Reformen zu bezeichnen.  
Ob im Wahlprogramm oder in Schröders Reden, es brauchte nicht näher darauf eingegangen 
zu werden, was im Einzelnen unter dem Begriff verstanden werden sollte. Wichtig war für 
Schröder als Kanzlerkandidat, sich mediengerecht für den ‚modernen’ Begriff Innovation 
einzusetzen. In diesem Zusammenhang fiel in Schröders Reden 1998 auch häufig der Begriff 
Modernität. Der Verdacht, dass der Begriff Innovation seinen parteipolitischen Ursprung bei 
CDU oder FDP hat, hat sich nach Einsicht der Parteiprogramme als richtig erwiesen.982  
Als politisches Schlagwort war Innovation eine rhetorische Waffe im Wahlkampf. Erst die 
SPD bzw. Schröder benutzte das Fremdwort inflationär häufig. Demnach hat Schröder bzw. 
haben seine Wahlkampfhelfer sowie die Werbefachleute im Beratergremium der 
Wahlkampfzentrale Kampa ein politisches Schlagwort geprägt und es bereits vor einem 
politischen Kampf um den Begriff dem politischen Gegner entwendet.         
Bereits in der Präambel im Abschnitt „Deutschland braucht eine neue Politik für Arbeit, 
Innovation und Gerechtigkeit“ heißt es, die SPD stehe für eine Politik, die für 
wirtschaftliche, technische und ökologische Innovationen und für gesellschaftlichen 
Fortschritt sorge. Innovationen werden gleichgesetzt mit Fortschritt, ebenfalls ein Begriff, 
der positive Konnotationen bzw. positive deontische Qualitäten bietet. 
Der positiv besetzte Begriff wird zu einer Lebensnotwendigkeit: „Wenn wir die 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts bestehen wollen, dann müssen wir bereit sein zu 
Innovationen in Wirtschaft, Staat und Gesellschaft.(…)“983 Auch auf den sozialpolitischen 
Bereich wird der Begriff Innovation (Soziale Innovation) bezogen: Die SPD-geführte 
Bundesregierung werde dafür sorgen, dass es bei den notwendigen Veränderungen fair und 
gerecht zugehe. Die SPD wisse: Soziale Innovation, und nicht Sozialabbau, sei die Basis für 
wirtschaftlichen Erfolg. Mit Soziale Innovationen sind vor allem soziale Reformen gemeint. 
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 Vgl. Kap. IV. 8.1.2, S. 390-395  
982Als erste Partei verwendet die CDU 1994 Innovation in ihrem Grundsatzprogramm 
gezielt als Schlagwort. 
983
 Ebd., S. 10 
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Der Begriff Reform wird jedoch konsequent vermieden. Die SPD will die großen Chancen 
der neuen Technologien nutzen. Dazu brauche sie eine neue Aufgeschlossenheit für 
Innovation und technologischen Fortschritt. Sie wolle eine Innovationsoffensive starten. 
Deutschland brauche einen Innovationsschub in den großen deutschen Schlüsselindustrien, 
wie Chemie, Maschinenbau und Automobilindustrie, um die Wettbewerbsfähigkeit zu 
sichern.  
Mit dem Wortkompositum Innovationsoffensive wird die Nachdrücklichkeit des politischen 
Willens zu ‚modernen’ Erneuerungen auch sprachlich umgesetzt: Innovation, wie bereits 
betrachtet als ‚moderner’ Begriff und der Wortbestandteil -offensive als lateinischer Begriff, 
der ursprünglich den militärischen Angriff bezeichnet. Schafft es eine Partei mit solchen 
Begriffen von der Bevölkerung in Verbindung gebracht zu werden, so erhält sie auch das 
positive Image einer die Probleme angehenden und zupackenden Partei.          
Unter der Überschrift „Deutschland braucht eine neue Gründerwelle“ erläutert die SPD, wie 
sie in Deutschland wieder Wirtschaftswachstum erreichen will: Deutschland brauche 
Existenzgründerinnen und Existenzgründer und innovative junge Unternehmen, vor allem im 
Hochtechnologie- und Dienstleistungsbereich. Viele innovative, wachstumsstarke 
Unternehmen fänden jedoch bisher geeignete Finanzierungen nur auf den internationalen 
Finanzmärkten. In Deutschland sei der Markt für Chancenkapital immer noch 
unterentwickelt. Das werde die SPD ändern.  
Unternehmen sollen nach dieser Sprachnormierung nicht nur innovativ sein, sondern auch 
jung. Das Adjektiv jung impliziert auch die Konnotationen neu, frisch, unveraltet, erneuernd 
und im deontischen Sinne anstrebenswert. Innovativ und jung sind demnach Synonyme, die 
bei gleichzeitiger Nennung den einmal versprachlichten Gedanken in seiner Wirkung beim 
Adressaten intensivieren können wie eine häufige Wiederholung des gleichen Werbeslogans. 
Diese jungen und innovativen sowie wachstumsstarken Unternehmen brauchen 
Chancenkapital, so der weitere und neue positiv besetzte Begriff der SPD. Chancenkapital 
impliziert inhaltlich jedoch auch Risiken, die jedoch durch das Wortkompositum Chance 
positiv als Euphemismus überdeckt werden. Der Markt in Deutschland sei diesbezüglich 
unterentwickelt, so die SPD, was darauf schließen lässt, dass die BRD weiterentwickelt 
werden muss, so der deontische Gehalt des Begriffs Unterentwicklung.        
    
 
Menschenwürde (Politische Leitsätze 1946)984 
Die SPD benutzt 1946 noch nicht den Begriff Menschenwürde, sondern spricht von der 
menschlichen Persönlichkeit. 
Die menschliche Persönlichkeit muss laut SPD 1946 ökonomisch befreit werden.  
                                                 
984
 Vgl. Kap. IV. 1.2.4, S. 162f. 
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Durch die Abschaffung des kapitalistischen Systems und die Überwindung jeder Form der 
Ausbeutung soll der Mensch in den vollen Besitz seiner Rechte und zu Entfaltung seiner 
persönlichen Werte kommen. Es gebe keinen Sozialismus ohne Menschlichkeit und ohne 
Achtung vor der menschlichen Persönlichkeit. Menschlichkeit sowie die Achtung vor der 
menschlichen Persönlichkeit sind für die SPD anzustrebende Werte. Die Jugend soll frei von 
totalitären und intoleranten Anschauungen im Geist der Humanität erzogen werden, also 
traditionell an das humanistische Erziehungsideal angelehnt. 
Die SPD will die Erhaltung der Gesundheit, den Schutz der Mutterschaft, die Versorgung 
gegen wirtschaftliche Folgen von Alter und Unfällen durch eine einheitliche 
Sozialversicherung schaffen, bei der die Versicherten maßgebend mitzuwirken haben. 
Jugendfürsorge und Jugendwohlfahrt seien öffentliche Aufgaben. Auch die Opfer des 
Krieges und der Diktatur haben laut SPD Anspruch auf ausreichende Hilfe. 
 
 
Menschenwürde (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)985 
Da Freiheit und Gerechtigkeit laut SPD einander bedingen, liege die Würde des Menschen 
im Anspruch auf Selbstverantwortung, in der Anerkennung des Rechtes seiner Mitmenschen, 
ihre Persönlichkeit zu entwickeln und an der Gestaltung der Gesellschaft gleichberechtigt 
mitzuwirken. Insofern schließt sich die SPD der Bedeutung Menschenwürde dem 
Grundgesetz inhaltlich und sprachlich an. Darüber hinaus wird der Grundwert 
Menschenwürde von der SPD 1959 von den Referenzbereichen der Grundwerte-Trias 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität abgeleitet, insbesondere in den Kapiteln 
„Grundforderungen für eine menschenwürdige Gesellschaft“986 und „Soziale 
Verantwortung“987. Durch die Entscheidung für den demokratischen Sozialismus ergäben 
sich Grundforderungen, die in einer menschenwürdigen Gesellschaft erfüllt sein müssten. 
Zusammenfassend ergibt sich demnach folgendes Bedeutungs- und Forderungsspektrum des 
Begriffs Menschenwürde (sowohl explizit als genannter Begriff, als auch implizit aus dem 
jeweiligen Zusammenhang erkennbar): Internationales Recht solle für alle Völker gelten. 
Krieg dürfe kein Mittel der Politik sein. Chancengleichheit müsse für alle Völker gelten. 
Solidarität gelte den Entwicklungsländern. Demokratie müsse die allgemeine Staats- und 
Lebensordnung sein, weil sie allein Ausdruck der Achtung vor der Würde des Menschen und 
seiner Eigenverantwortung sei. Widerstand gelte jeder Form der Diktatur, denn sie missachte 
die Würde des Menschen, vernichte die Freiheit und zerstöre das Recht. Das Interesse der 
Gesamtheit müsse über dem Einzelinteresse stehen. Der demokratische Sozialismus erstrebe 
eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung, da in der vom Gewinn- und Machtstreben 
bestimmten Wirtschaft und Gesellschaft die Demokratie, soziale Sicherheit und freie 
Persönlichkeit gefährdet sei. Bestehende Vorrechte im Zugang zu Bildungseinrichtungen 
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 Vgl. Kap. IV. 3.2, 3.3, S. 235-240 
986Vgl. SPD-GSP 1959, S. 2 
987Vgl. SPD-GSP 1959, S. 6 
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müssten beseitigt werden.988 Das Leben des Menschen, seine Würde und sein Gewissen 
seien dem Staate vorgegeben. Jeder Bürger habe die Überzeugung seiner Mitmenschen zu 
achten, der Staat sei verpflichtet, die Freiheit des Glaubens und des Gewissens zu sichern; 
Der Sozialstaat solle für die Bürger Daseinsfürsorge treffen, um jedem die 
eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu ermöglichen. Ziele der Wirtschaftspolitik 
müssten ein Leben in Freiheit ohne unwürdige Abhängigkeit und ohne Ausbeutung sein, die 
Not und das Elend zu beseitigen, die noch immer viele Menschen bedrücken, den 
allgemeinen Wohlstand zu erhöhen. Die Sozialpolitik müsse Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass sich der einzelne in der Gesellschaft frei entfalten und sein Leben in eigener 
Verantwortung gestalten könne. Deshalb müsse das System sozialer Sicherung der Würde 
selbstverantwortlicher Menschen entsprechen (staatliche Mindestrente, umfassende 
Gesundheitssicherung, Gesundheitsschutz, Gesundheitsvorsorge, Arbeitsschutz, 
Jugendarbeitsschutz, fürsorgerische Dienste und Leistungen der Sozialhilfe, 
menschenwürdige Wohnung, Lastenausgleich im Steuersystem, Mutterschaftshilfe, 
Kindergeld, System allgemeiner Erziehungs- und Ausbildungsbeihilfen).  Auch der Umgang 
mit Religionen und Kirchen ist geprägt vom Begriff Menschenwürde: Nur eine gegenseitige 
Toleranz, die im Andersglaubenden und Andersdenkenden den Mitmenschen gleicher Würde 
achte, biete eine tragfähige Grundlage für das menschlich und politisch fruchtbare 
Zusammenleben.     
 
Menschenwürde, Entfaltung der Person und Leistung (Ökonomisch-
politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: Ziele des 
demokratischen Sozialismus)989  
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten. In ihrem Orientierungsrahmen 
setzt sich die SPD explizit mit der Leistungsethik der CDU (vgl. CDU-Programmatik) 
auseinander. Hier setzt ein ideologischer Diskurs ein, in dem es darum geht, der CDU die 
gewonnene Begriffshoheit streitig machen zu wollen. Die SPD konkretisiert daher ihre 
Begriffsverwendung von Menschenwürde und Entfaltung der Person hinsichtlich des 
Leistung-Begriffs. 
Die menschliche Persönlichkeit verwirkliche sich auch in ihren Leistungen. Es komme 
darauf an, welcher Leistungsbegriff in Wirtschaft und Gesellschaft vorherrsche. Für die SPD 
verschleiert der Begriff Leistungsgesellschaft bestehende soziale Ungerechtigkeiten oder 
rechtfertigt diese sogar. Leistungsloses Einkommen, große Unterschiede in Einkommen oder 
Status werden laut SPD mit Leistungsunterschieden begründet. Die SPD stellt sich, ohne die 
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 Vgl. Kap. IV. 6.2.6, S. 349-351 
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CDU zu nennen, gegen den herkömmlichen Leistungsbegriff. Dass die Begriffsverwendung 
der CDU mit herkömmlicher Leistungsbegriff gemeint ist, ist eindeutig. Zu diesem Thema 
kann die SPD ihr Verständnis des sozialen Zusammenlebens herausstellen und den Gegner 
indirekt als unsozial brandmarken, ihm Verständnislosigkeit gegenüber individuellen Nöten 
vorwerfen, ihn bezichtigen, den Begriff Leistung einseitig zu verwenden.  So ist laut SPD der 
herkömmliche Leistungsbegriff zu eng. Sie beschreibt die Begriffsverwendung des 
politischen Gegners mit anderen Begriffen, die in dieser Kombination und in der 
Verdichtung ein eindeutig negatives deontisches Potential aufweisen: ausschließliche 
Orientierung an Intelligenzleistung und technische Fertigkeiten, soziales 
Durchsetzungsvermögen, auf die Spitze getriebenes Konkurrenzprinzip, Kampf aller gegen 
alle, Einengung menschlicher Selbstverwirklichung und Selbsterfüllung, ausschließlich ziel- 
und zweckorientiertes Verhalten,  Streben nach sozialem Aufstieg, mehr Macht, mehr 
Prestige, mehr Geld, einseitige und überspitzte Leistungsanforderungen.   
Demgegenüber bringt die SPD ihre Vorstellung von dem Begriff Menschenwürde mit 
Begrifflichkeiten mit positiven deontischen Potential in Verbindung: Phantasie, Originalität, 
gesellschaftlich-politisches Verantwortungsgefühl, Kooperationsfähigkeit, moralische und 
soziale Empfindsamkeit, Zusammenarbeit und gegenseitige Hilfe, Selbstverwirklichung und 
Lebenserfüllung, sinnvolles Leben, Lebensgenuß und Bildung, Freundschaft und Liebe, 
Streben nach Wahrheit, innere Befriedigung, die aus Quellen wie der philosophischen 
Einsicht oder dem religiösen Glauben erwächst. 
Ziel der SPD, so ist anzunehmen, ist es, als soziale Partei wahrgenommen zu werden und den 
politischen Gegner CDU durch die Auseinandersetzung mit einem seiner Fahnenwörter 
(Leistung) und der davon abgeleiteten Leistungsethik als unsozial zu brandmarken. 
 
Menschenwürde (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)990 
Bemerkenswert ist bei der Beschreibung dieses Grundwerts, dem Art. 1 des Grundgesetzes 
gewidmet ist, auch, dass im Berliner Programm nicht mehr von der menschlichen 
Persönlichkeit die Rede ist, sondern nur noch von der Würde des Menschen. Die SPD 
schließt sich in der Deskription dieses Grundwerts sowohl der UNO-Charta als auch dem 
Grundgesetz an: die Würde des Menschen sei Ausgangs- und Zielpunkt ihres politischen 
Handelns. Für die SPD gelte der Satz, mit dem die Vereinten Nationen ihre Erklärung der 
Menschenrechte einleiten: „Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. 
Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit 
begegnen.“991  Der Mensch, weder zum Guten noch zum Bösen festgelegt, sei lernfähig und 
vernunftfähig. Daher sei Demokratie möglich. Der Mensch sei fehlbar, könne irren und in 
Unmenschlichkeit zurückfallen. Darum sei Demokratie nötig.  
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Die Würde des Menschen verlange, so die SPD, dass er sein Leben in Gemeinschaft mit 
anderen selbst bestimmen könne. Frauen und Männer sollten gleichberechtigt und 
solidarisch zusammenwirken. Alle seien für menschenwürdige Lebensbedingungen 
verantwortlich. Die Würde des Menschen sei unabhängig von seiner Leistung und 
Nützlichkeit.  
Der letzte Satz bezieht sich direkt auf den Diskurs mit der CDU über den Grundwert 
Menschenwürde. Die Wahl der Imperativform mit dem Hilfsverb sein soll keine andere 
Definitionsweise als die von der SPD dulden. Insofern fließen die Überlegungen von 1975 
zum Grundwert Menschenwürde und dem Leistungsbegriff sinngemäß in das 
Grundsatzprogramm ein. 
 
 
Modernisierung (Schröder-Blair-Papier 1999)992 
Das Schlagwort Modernisierung bzw. Modernität und das dazugehörige Adjektiv modern 
taucht bereits im Bundestagswahlkampf auf, jedoch nicht in der Programmatik der SPD. Im 
Schröder-Blair-Papier erklärt Schröder bzw. erklären die Verfasser auf 18 Seiten, was er/sie 
unter den Modernisierungszielen der SPD versteht/verstehen. Im ersten Kapitel „Aus 
Erfahrung lernen“ räumt Schröder Fehler in der Vergangenheit der Sozialdemokratie ein, 
wenn es um das Erreichen von sozialer Gerechtigkeit ging: Obgleich Sozialdemokraten und 
Labour Party eindrucksvolle historische Errungenschaften vorweisen könnten, müssten sie 
heute realitätstaugliche Antworten auf neue Herausforderungen in Gesellschaft und 
Ökonomie entwickeln. Dies erfordere Treue zu ihren Werten, aber Bereitschaft zum Wandel 
der alten Mittel und traditionellen Instrumente. Der Imperativ ist unverkennbar. Alle, die 
sich bisher mit den alten SPD-Konzepten identifizieren konnten, dies öffentlich im 
politischen Diskurs vertreten haben, werden nun belehrt, ihre Überzeugungen  überdenken zu 
müssen. 
Konkret heißt dies: In der Vergangenheit sei die Förderung der sozialen Gerechtigkeit 
manchmal mit der Forderung nach der Gleichheit im Ergebnis verwechselt worden. 
Letztlich sei damit die Bedeutung von Anstrengung und Verantwortung ignoriert und nicht 
belohnt und die soziale Demokratie mit Konformität und Mittelmäßigkeit verbunden worden 
statt mit Kreativität, Diversität und herausragender Leistung. Einseitig sei die Arbeit immer 
höher mit Kosten belastet worden. Der Weg zur sozialen Gerechtigkeit sei mit immer 
höheren öffentlichen Ausgaben gepflastert, ohne Rücksicht auf Ergebnisse oder die Wirkung 
der hohen Steuerlast auf Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung oder private Ausgaben 
erfolgt. Qualitätsvolle soziale Dienstleistungen seien ein zentrales Anliegen der SPD, aber 
soziale Gerechtigkeit lasse sich nicht an der Höhe der Ausgaben messen. Der wirkliche Test 
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für die Gesellschaft sei, wie effizient diese Ausgaben genutzt würden, und inwieweit sie die 
Menschen in die Lage versetzten, sich selbst zu helfen.  
Die Ansicht, dass der Staat schädliches Marktversagen korrigieren müsse, habe allzu oft zur 
überproportionalen Ausweitung von Verwaltung und Bürokratie geführt im Rahmen 
sozialdemokratischer Politik. Die SPD habe Werte, die den Bürgern wichtig seien – wie 
persönliche Leistung und Erfolg, Unternehmergeist, Eigenverantwortung und Gemeinsinn – 
zu häufig zurückgestellt hinter universelles Sicherungsschrauben. 
Allzu oft seien Rechte höher bewertet worden als Pflichten. Aber die Verantwortung des 
einzelnen in Familie, Nachbarschaft und Gesellschaft könne nicht an den Staat delegiert 
werden. Gehe der Gedanke der gegenseitigen Verantwortung verloren, so führe dies zum 
Verfall des Gemeinsinns, zu mangelnder Verantwortung gegenüber Nachbarn, steigender 
Kriminalität, Vandalismus und einer Überlastung des Rechtssystems. 
Die Fähigkeit der nationalen Politik zur Feinsteuerung der Wirtschaft bei der Schaffung von 
Wachstum und Arbeitsplätzen sei über-, die Bedeutung des einzelnen und der Wirtschaft bei 
der Schaffung von Wohlstand unterschätzt worden. Die Schwächen der Märkte seien über-, 
ihre Stärken unterschätzt worden.  
Die Ausrichtung einer Neukonzeption wird durch die Aufzählung der Fehler in der 
Vergangenheit deutlich: Soziale Gerechtigkeit sei insofern falsch verstanden worden, als 
Leistung und Anstrengung nicht belohnt worden seien. Die Förderung dieser so verstandenen 
sozialen Gerechtigkeit habe zu sehr hohen Staatsausgaben geführt, aber nicht zu den 
gewünschten Ergebnissen. Vor allem habe dies nicht den Willen des Einzelnen zur 
Übernahme von Eigenverantwortung gefördert. Dementsprechend zielt das Papier auf die 
Neuausrichtung der Sozialdemokratie bei der Bestimmung des Begriffs  Verantwortung des 
Einzelnen. Schröder schwenkt auf die von der CDU im Grundsatzprogramm vertretene 
Leistungsethik ein und will seiner Partei ein Umdenken geradezu abringen: Gerade auch der 
Satz  Das Verständnis dessen, was ‚links’ sei, dürfe nicht ideologisch einengen. gibt den 
Parteimitgliedern unmissverständlich zu verstehen, dass linke Politik, nunmehr nicht mehr 
das bedeuten soll, was man innerhalb der SPD ehemals dafür gehalten habe: Das, so kann 
man daraus schließen, bedeutet den Versuch, die traditionelle sozialdemokratische 
Programmatik in ihrer Kernideologie zu reformieren und zu modernisieren. Reinhard 
Klimmt, damaliger Ministerpräsident der SPD im Saarland und Nachfolger Oskar 
Lafontaines, warf Schröder deshalb „neo-liberale“ Tendenzen und eine Abkehr von 
sozialdemokratischen Grundwerten vor.993 
Im Kapitel „Eine auf die Förderung nachhaltigen Wachstums ausgerichtete Steuerpolitik“ 
wird die Neuausrichtung der sozialdemokratischen Wirtschaftspolitik besonders deutlich: In 
der Vergangenheit seien Sozialdemokraten mit hohen Steuern, vor allem  
Unternehmenssteuern, identifiziert worden. Moderne Sozialdemokraten würden anerkennen, 
dass Steuerreformen und Steuersenkungen dazu beitragen könnten, ihre übergeordneten 
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gesellschaftlichen Ziele zu verwirklichen. Verringerung des Körperschaftssteuersatzes und 
Vereinfachung (auch Senkung?) der Unternehmensbesteuerung sollen laut Schröder/Blair 
das Wirtschaftswachstum ankurbeln. Insofern steht die zeitgleiche Forderung Klimmts nach 
einer Wiedereinführung der Vermögenssteuer dieser Wirtschaftspolitik konträr entgegen.994 
Im Kapitel „Eine aktive Arbeitsmarktpolitik für die Linke“ wird deutlich, welches Bild vom 
bisherigen Staats- und Sozialversicherungswesen die Verfasser des Schröder-Blair-Papiers 
haben: Der Staat müsse die Beschäftigung aktiv fördern und nicht nur passiver Versorger der 
Opfer wirtschaftlichen Versagens sein Ein Sozialversicherungssystem, das die Fähigkeit, 
Arbeit zu finden, behindere, müsse reformiert werden. Moderne Sozialdemokraten wollten 
das Sicherheitsnetz aus Ansprüchen in ein Sprungbrett in die Eigenverantwortung 
umwandeln. Was moderne Sozialdemokraten wollen, steht im Gegensatz zur traditionellen 
Ideologie der SPD; sie wird nunmehr als unmodern stigmatisiert. Wer will schon unmodern 
in seiner politischen Ausrichtung sein? Insofern versuchen die Verfasser des Schröder-Blair-
Papiers durch die Wiederholung, was moderne Sozialdemokraten wollen, innerparteiliche 
Kritiker im Vorfeld bereits verbal zu entwaffnen. Denn alles, was diese Kritiker nun 
anmerken, reklamieren usw., kann jetzt mit unmodern (mit negativem deontischen Potential) 
abgewehrt und abgestempelt werden.      
Im Kapitel „Ein aktiver Staat in einer neuverstandenen Rolle hat einen zentralen Beitrag zur 
wirtschaftlichen Entwicklung zu leisten“ wird die Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik 
definiert. Dabei bestreiten die Verfasser des Schröder-Blair-Papiers, neoliberale Politik zu 
betreiben und reagieren bereits im Vorfeld auf den noch nicht formulierten Vorwurf 
Klimmts: Moderne Sozialdemokraten seien keine Laisser-faire-Neoliberalen.    
 
Modernisierung (Regierungsprogramm 2002)995 
Einige Vorstellungen zur Modernisierung ihrer Politik des Schröder-Blair-Papiers sind in der 
Programmatik der SPD angekommen, auch wenn sie noch nicht in einer neuen 
Grundsatzprogrammatik beschlossen und bestätigt wurden.  
Zur Begründung ihrer Reformpolitik schreibt der Parteivorstand in sein 
Regierungsprogramm „Erneuerung und Zusammenhalt – Wir in Deutschland“  in der 
Präambel:„Die deutsche Sozialdemokratie in der Mitte der Gesellschaft: Man lebe in 
Zeiten des Wandels. Die Herausforderungen von heute und morgen seien nicht mit Rezepten 
von gestern zu meistern. In den letzten vier Jahren habe die SPD mit der Auflösung des 
Reformstaus begonnen. Die Politik der sozialen Modernisierung werde die SPD fortsetzen. 
Rezepte von gestern taugen laut SPD nicht zur Meisterung der Herausforderungen von heute 
und morgen. 
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Sprachlich hat sich eine bestimmte Ideologie („Globalisierungs- und Leistungsideologie“) 
bei den so genannten Volksparteien durchgesetzt, wobei gerade auch von der SPD nicht vor 
einem Sozialabbau zurückgeschreckt wird, obwohl dies ihre Grundsatzprogrammatik 
vehement ausschließt. Soziale Modernisierung bedeutet hier nicht nur inhaltlich ein Abbau 
öffentlicher sozialer Leistungen, sondern auch eine Modernisierung des verwendeten 
Wortschatzes der SPD (Vgl. u.a. Ausführungen zum Grundwert Freiheit im 
Regierungsprogramm von 2002).  
    
Neue Mitte: SPD (Wahlprogramm 1998)996 
Der Wahlkampf 1998 stand unter dem Slogan „Die neue Mitte“. Der Slogan stammte noch 
von Willy Brandt (1972): „Dort, wo die Einsicht in die Notwendigkeit (…) vom Bewahren 
durch Veränderung verstanden worden ist, dort ist die neue politische Mitte.“997 Im 
Wahlprogramm kann jedoch eine Bedeutungsveränderung bzw. Bedeutungserweiterung 
festgestellt werden.  
„DIE NEUE MITTE: SPD“ lautet die Überschrift des letzten Abschnitts der Präambel des 
Wahlprogramms. Primär werden hier die bürgerlichen, gebildeten Leistungsträger der 
Gesellschaft angesprochen: Die SPD setze auf die Leistungsträgerinnen und Leistungsträger 
der Gesellschaft: auf die hoch qualifizierten und motivierten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, auf die Frauen und Männer, die in Familien und Schulen Verantwortung 
tragen für Erziehung und Bildung der Kinder, auf die vorausschauenden und engagierten 
Manager und Unternehmer, auf die innovativen und flexiblen Mittelständler, Handwerker 
und Freiberufler, auf die mutigen Existenzgründer, auf die hervorragend ausgebildeten 
Informatikerinnen, Ärztinnen und Ingenieurinnen, auf die erfindungsreichen Techniker und 
Wissenschaftler und auf die verantwortungsbewußten deutschen Gewerkschaften. 
Das seien Menschen, auf die die SPD baue. Zusammen mit diesen Leistungsträgern der 
Gesellschaft sei die SPD die Neue Mitte Deutschlands. Zu dieser Neuen Mitte gehören laut 
SPD auch die Menschen, die ihren Platz in Beruf und Gesellschaft wollen, um ihren 
Leistungswillen zur Geltung bringen zu können. Dazu gehörten auch die Jugendlichen, die 
Ausbildung und Arbeit suchten, und all die Menschen, die sich nicht abfänden mit 
Arbeitslosigkeit und Ungerechtigkeit.  
Die Aufzählung der bestimmten Berufsgruppen zeigt eine eindeutige Bevorzugung der 
gebildeten und vermögenden Gesellschaftsgruppen. Die meisten angesprochen Berufe 
erfordern ein abgeschlossenes Hochschulstudium, haben also einen überdurchschnittlichen 
Bildungsgrad erworben, den die Mehrheit der Bevölkerung nicht erworben hat. Die 
ursprüngliche Arbeiterpartei spricht hier gezielt für sie neue Bevölkerungsgruppen an, die 
normalerweise nur unterdurchschnittlich zu ihrer Wählerklientel gehört. Bemerkenswert ist 
auch der Hinweis, dass die SPD die Leistungsträger, sich selbst und erst nachrangig auch die 
                                                 
996
 Vgl. Kap. IV. 8.1.1, S. 389f. 
997
 zitiert nach Lafontaine, Oskar: Das Herz schlägt links. S. 70 
 463 
Leistungswilligen als die Neue Mitte bezeichnet. Insofern findet hier programmatisch eine 
Annäherung an das CDU-Grundsatzprogramm und seine Leistungsethik statt. Wer nichts 
leistet oder zu Leistung nicht bereit ist, den schließt die SPD nun sprachlich aus ihren Reihen 
indirekt aus.  
Spricht das Berliner Programm ausschließlich von starken Gewerkschaften so werden sie 
hier als verantwortungsbewußte Gewerkschaften bezeichnet. Damit ist eine Haltung der 
Gewerkschaften gemeint, die davon geprägt ist bzw. davon geprägt sein soll, so wird hier 
unterstellt, nicht zu hohe Forderungen an die Arbeitgeber zu stellen, sondern im Zweifel ihre 
Wünsche zurückstellt. Jedenfalls rückt die Verantwortung im Gegensatz zur Stärke zur 
Priorität auf.  
Die angesprochene Neue Mitte ist eine Abkehr vom traditionellen sozialdemokratischen 
Milieu. Bereits der durch das Godesberger Programm vollzogene Wandel von einer 
Arbeitermilieupartei zu einer so genannten Volkspartei war eine solche Abkehr. Durch die 
explizite Nennung der o. g. Berufsgruppen findet eine weitere Verschiebung zuungunsten 
des alten Arbeitermilieus statt.      
 
 
Neue Mitte (Schröder-Blair-Papier 1999)998 
Schröder bzw. die Verfasser des so genannten ‚Schröder-Blair-Papiers’ erläutern, warum die 
Sozialdemokraten in der jüngsten Vergangenheit so erfolgreich (England, Deutschland)  
gewesen seien: Markenzeichen dafür sei die ‚Neue Mitte’ in Deutschland, der ‚Dritte Weg’ 
im Vereinigten Königreich. Andere Sozialdemokraten hätten andere Begriffe gewählt, die zu 
ihrer eigenen politischen Kultur passen würden. Die meisten Menschen teilten ihre Weltsicht 
längst nicht mehr nach dem Dogma von Links und Rechts ein. Die Sozialdemokraten 
müssten die Sprache dieser Menschen sprechen. Links und Rechts sollen fortan keine Rolle 
mehr bei der Bestimmung der Politik der SPD spielen. Die politische Ausrichtung der SPD 
soll sich an der so genannten Neuen Mitte orientieren. Gleichzeitig formuliert Schröder 
explizit den Appell an die anderen europäischen Sozialdemokraten, sich diesem Kurs 
anzuschließen: Die Sozialdemokraten  müssten voneinander lernen und sich an der besten 
Praxis und Erfahrung in anderen Ländern messen.  
 
Politik der Mitte (Regierungsprogramm 2002)999 
Der 1998 eingeführte Begriff Neue Mitte wird 2002 geringfügig verändert zu Politik der 
Mitte: Der SPD gehe es um eine wertorientierte Politik, die Freiheit, Gerechtigkeit und 
Solidarität verbinde – das sei eine Politik der Mitte. Gleiche Chancen für alle zu 
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gewährleisten gehöre zu dieser Politik ebenso, wie die Anerkennung der vielfältigen 
Fähigkeiten und Interessen der Menschen. Gerechtigkeit bedeute für die SPD, alle auf faire 
Weise an den Chancen unserer Gesellschaft teilhaben zu lassen und sie zu Innovation und 
Zuversicht in die Gestaltbarkeit der Zukunft zu ermutigen. Ihre Reformpolitik sei auf eine 
breite gesellschaftliche Unterstützung angewiesen. Nicht alle Weichenstellungen seien 
bequem, aber sie führten in eine gute Zukunft und wirkten weit über die Phase einer 
Legislatur hinaus. 
Der Bezug zur Grundsatzprogrammatik wird im Abschnitt „Politik der Mitte“ hergestellt. 
Die ehemaligen Grundwerte des Demokratischen Sozialismus gehören jetzt zur so genannten 
Politik der Mitte.  
Freiheit wird erweitert und verändert durch die CDU-Definition dieses Grundwerts.  
Gerechtigkeit bezieht weiterhin die Chancengleichheit ein, wird jedoch erweitert um den 
Begriff Innovation.  
Mit dem alten Kampfbegriff Solidarität kann die neue SPD (Neue Mitte) sprachlich nicht 
mehr viel anfangen, außer dass sie darauf hinweist, dass ihre Reformpolitik eine breite 
gesellschaftliche Unterstützung benötigt. Die SPD ist sich über letzteres bewusst, kündigt 
aber dennoch an, dass es nicht immer bequem werde in der nächsten Legislaturperiode.  
 
            
Reform (Regierungsprogramm 1969)1000 
Die Grundsatzprogrammatik wurde 1969 zwar nicht geändert, aber das Regierungsprogramm 
„Erfolg – Stabilität – Reformen“ setzte deutliche politische Akzente, unter anderem mit dem 
Schlagwort Reform. Reform wurde unter Willy Brandt als Kanzlerkandidat zu einem 
Fahnenwort der SPD. Reformen werden von der SPD in fast allen gesellschaftsrelevanten 
Bereichen angestrebt. Durch die explizite Nennung des Begriffes Reform wird der 
Reformwille der SPD unterstrichen:  
Reform des Wettbewerbsrechts, Reform des Abzahlungsrechts, Finanzreform, 
Verkehrsreform, Wohnungs- und Städtebaureform, Reformen unserer staatlichen Ordnung: 
Reform des Laufbahnrechts im öffentlichen Dienst, Parlamentsreform, Justizreform, 
Bildungsreform, Hochschulreform. 
Der Begriff  Reform wird in der Programmsprache der SPD seit 1998 weitgehend vermieden. 
Stattdessen ist von Innovationen, Modernisierungen, Erneuerungen die Rede, wenn 
gesellschaftsrelevante Bereiche verändert, geändert werden sollen. 
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Solidarität (Politische Leitsätze 1946)1001 
Einmal wird der Begriff nur direkt genannt und zwar im Zusammenhang mit der 
„Internationalisierung Europas“ und den geforderten (sozialistischen) „Vereinigten Staaten 
von Europa“, nur so könne Europa zur Solidarität mit den Staaten anderer Kontinente 
gelangen. Diese Form des Gebrauchs des Begriffs Solidarität ist für die SPD ein untypischer, 
denn normalerweise, seit dem 19. Jahrhundert bis zur Gegenwart, war und ist Solidarität ein 
Kampfbegriff der Arbeiterklasse gegenüber dem herrschenden kapitalistischen System. 
Indirekt, d.h. ohne die explizite Begriffsverwendung wird auf die typisch 
sozialdemokratische Bedeutungskomponente von Solidarität eingegangen, denn die SPD 
sieht sich im gemeinsamen Kampf der Sozialisten aller Länder gegen jede Form der 
Ausbeutung  
 
 
Solidarität (Godesberger Grundsatzprogramm 1959)1002 
Solidarität gehört zu der Grundwerte-Trias der SPD im Godesberger Programm  
(Grundwerte des Sozialismus). Explizit wird dieser Begriff fünfmal genannt. Solidarität, 
Freiheit und  Gerechtigkeit, die aus der gemeinsamen Verbundenheit folgende gegenseitige 
Verpflichtung, seien die Grundwerte des sozialistischen Wollens. 
Anspruch auf die Solidarität der anderen Völker hätten die Entwicklungsländer, da alle 
Völker die gleiche Chance haben müssten, am Wohlstand der Welt teilzunehmen.  
Der demokratische Sozialismus sei immer von dem Gedanken der internationalen 
Zusammenarbeit und Solidarität erfüllt gewesen. In einer Zeit internationaler 
Verflechtungen aller Interessen und Beziehungen könne kein Volk mehr für sich allein seine 
politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Probleme lösen. Die SPD lasse sich 
von der Erkenntnis leiten, daß die kulturellen, wirtschaftlichen, rechtlichen und militärischen 
Aufgaben der deutschen Politik in enger Verbindung mit den anderen Völkern gelöst werden 
müssten. Die demokratischen Staaten müssten ihre Solidarität mit den Entwicklungsländern 
bekunden. Die alten politischen Kräfte könnten nicht den Anspruch der jungen Staaten auf 
solidarische Hilfe erfüllen, die eben das Joch der kolonialen Ausbeutung abschütteln und 
ihre nationale Zukunft in Freiheit aufbauen und am Wohlstand der Welt teilnehmen wollten.  
Die Arbeiterschaft sei in ihrem Kampf nur auf sich gestellt gewesen. Ihr Selbstbewußtsein sei 
geweckt worden durch die Erkenntnis ihrer eigenen Lage, durch den entschlossenen Willen, 
sie zu verändern, durch die Solidarität in ihren Aktionen und durch die sichtbaren Erfolge 
ihres Kampfes.         
Sport und körperliche Erziehung sollen gefördert werden, da sie der Gesundheit des 
einzelnen  dienten und wesentlich seien  für die Formung des Geistes der Solidarität.  
In der heutigen Wirtschaft seien die Arbeitnehmer denen ausgeliefert, die die 
Kommandostellen der Unternehmen und ihrer Verbände besetzen, wenn sie ihnen nicht in 
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unabhängigen Gewerkschaften ihre solidarische, demokratisch geordnete Kraft 
entgegenstellen, um die Arbeitsbedingungen frei vereinbaren zu können. 
Sich bekennen und vermeintlich Selbstverständliches zu bejahen erfüllt im Godesberger 
Programm die Aufgabe, sich mit der bestehenden Staats-, Wirtschafts- und 
Gesellschaftsform der Bundesrepublik Deutschland solidarisch zu erklären. Die SPD will 
jeden Zweifel ausräumen, sie kämpfe gegen die von der CDU und FDP geprägten politischen 
und wirtschaftlichen Entscheidungen der letzten Jahre seit der Gründung der 
Bundesrepublik. 
Die SPD bekennt sich zur Demokratie, in der die Staatsgewalt vom Volke ausgeht und die 
Regierung jederzeit dem Parlament verantwortlich sei. Sie sei sich bewußt, dass sie ständig 
seines Vertrauens bedürfe. Sie bekennt sich zu den Grundsätzen der Gemeindefreiheit 
einschließlich der bürgerschaftlichen Selbstverwaltung, zur Verteidigung der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung und bejaht die Landesverteidigung. Die SPD bejaht den 
freien Markt, wo immer wirklich Wettbewerb herrscht. Die SPD sei eine Gemeinschaft von 
Menschen, die aus verschiedenen Glaubens- und Denkrichtungen kommen. Ihre 
Übereinstimmung beruhe auf gemeinsamen sittlichen Grundwerten und gleichen politischen 
Zielen. Das Interesse der Gesamtheit müsse über dem Einzelinteresse stehen. In der vom 
Gewinn- und Machtstreben bestimmten Wirtschaft und Gesellschaft seien Demokratie, 
soziale Sicherheit und freie Persönlichkeit gefährdet. Der demokratische Sozialismus 
erstrebe daher eine neue Wirtschafts- und Sozialordnung.  
Zur Bewältigung besonderer Lebensschwierigkeiten und Notlagen seien die allgemeinen 
sozialen Leistungen durch individuelle fürsorgerische Dienste und Leistungen der Sozialhilfe 
zu ergänzen. Die SPD fordert einen Familien-Lastenausgleich im Steuersystem, 
Mutterschaftshilfe und Kindergeld, die die Familie wirksam schützen sollen.  
 
 
Solidarität (Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 
1975-1985: Ziele des demokratischen Sozialismus)1003 
In der Parteischrift „Ökonomisch-politischer Orientierungsrahmen für die Jahre 1975-1985: 
Ziele des demokratischen Sozialismus“ werden die drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität über das Godesberger Programm hinausgehend definiert, um ein neues 
Grundsatzprogramm in seinen Grundsätzen vorzubereiten. Der Begriff Solidarität wird auch 
hier als alter Kampfbegriff der Arbeiterbewegung herausgestellt und wird betont in dieser 
Bedeutung weiter verwendet:  
Solidarität habe in der Geschichte der Arbeiterbewegung und des demokratischen 
Sozialismus eine entscheidende Bedeutung gespielt und sei auch jetzt im Kampf für eine 
menschlichere Gesellschaft von zentraler Bedeutung. Ökonomisch-soziale Grundlage der 
Solidarität sei die Notwendigkeit gesellschaftlicher Arbeitsteilung und Zusammenarbeit 
sowie die Nützlichkeit gemeinsamen Handelns. Solidarität komme besonders im 
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Zusammenhalt von Gruppen zum Ausdruck, deren Angehörige gemeinsam gegen 
Abhängigkeiten und Benachteiligungen zu kämpfen hätten. Solidarität sei mehr als die 
Summe von Einzelinteressen und auch nicht nur eine Waffe im sozialen Kampf. Solidarität 
drücke die Erfahrung und die Einsicht aus, dass wir als Freie und Gleiche nur dann 
menschlich miteinander leben könnten, wenn wir uns füreinander verantwortlich fühlen und 
einander helfen. Solidarität habe für die SPD eine allgemeine menschliche Bedeutung; sie 
dürfe nicht an den nationalen Grenzen aufhören. Laut SPD bestehen aufgrund des 
Grundwertes Solidarität Pflichten des Menschen gegenüber seinen Mitmenschen und 
gegenüber der Gesellschaft. Im Gegensatz zu den Forderungen totalitärer, autoritärer oder 
pseudorevolutionärer Gemeinschaftsideologien beruhe die verpflichtende Kraft ihrer Idee 
der Solidarität nicht auf blindem Autoritätsglauben, sondern auf dem bewußten, vernünftigen 
Einverständnis freier Menschen. 
Zwar verzichtet die SPD 1975 nicht auf die Identität stiftende Bedeutung ihres Fahnenwortes 
Solidarität als Kampfbegriff, aber sie erweitert ihn in seiner deskriptiven Bedeutung um das 
Element der so genannten Brüderlichkeit, mit der die CDU die Solidarität gleichsetzt. 
Insofern nähert sich die SPD an die CDU-spezifische Verwendung des Begriffs Solidarität 
an.  
 
Solidarität (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)1004 
Solidarität als dritter elementarer Grundwert des Demokratischen Sozialismus wird von der 
SPD 1989/98 weiterhin als Kampfbebriff (Waffe der Schwachen um ihr Recht) in der 
Tradition der Arbeiterbewegung verwendet. Solidarität habe die Arbeiterbewegung im 
Kampf um Freiheit und Gleichheit geprägt und ermutigt. Ohne Solidarität gebe es keine 
menschliche Gesellschaft. Solidarität sei Waffe der Schwachen im Kampf um ihr Recht und 
Konsequenz aus der Einsicht, dass der Mensch der Mitmenschen bedürfe. Die Menschen 
könnten als Freie und Gleiche nur dann menschlich miteinander leben, wenn sie füreinander 
einstehen und die Freiheit des anderen wollen. Wer in Not gerate, müsse sich auf die 
Solidarität der Gesellschaft verlassen können. Diese Einsicht verbindet Sozialdemokraten 
mit den Christdemokraten in ihrem Verständnis von der Solidarität im Sinne von Hilfe für 
den anderen. Allerdings verbindet die SPD ihr Solidaritäts-Verständnis weiterhin mit der 
Überwindung der Klassengesellschaft, so dass sie sich mit ihrem altem Kampfvokabular 
zum Teil noch so anhört, als wolle sie zur Revolution aufrufen: Die Gesellschaft sei durch 
alte und neue Privilegien gekennzeichnet. Eine ungerechte Verteilung von Einkommen, 
Vermögen und Chancen teile die Gesellschaft in solche, die über andere verfügen und 
solche, über die verfügt wird und deren Selbstbestimmung und politische Mitwirkung rasch 
an Grenzen stoßen. Die SPD strebt eine solidarische Gesellschaft der Freien und Gleichen 
ohne Klassenvorrechte an, in der alle Menschen gleichberechtigt über ihr Leben und ihre 
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Arbeit entscheiden. Die SPD strebt eine von Klassenschranken befreite Gesellschaft durch 
Abbau von Privilegien und Vollendung der Demokratie an.  
Zwar sei in der BRD der Mangel überwunden, dies sei jedoch weltweit mit neuen 
Gefährdungen für Mensch und Natur bezahlt worden. Die Dynamik der industriellen 
Revolution lasse alte Ungerechtigkeiten bestehen und schaffe darüber hinaus neue 
Bedrohungen für Freiheit und Gerechtigkeit, Gesundheit und Leben. Die Konzentration 
wirtschaftlicher Macht in immer weniger Händen scheine unaufhaltsam, der weltweite 
Wettlauf um Märkte und knappe Hilfsquellen unvermeidlich zu sein. In immer kürzerer Zeit 
bewegten sich Kapitalströme um den Erdball. Gigantische multinationale Konzerne planten 
ihre Gewinnstrategien weltweit, unterliefen demokratische Kontrollen und würden politische 
Entscheidungen erzwingen. Expansionsmacht und Gewinnstreben schafften gewaltigen 
Reichtum, erniedrigten aber gleichzeitig unzählige Menschen und ganze Nationen. Sie 
begrenzten den nationalen Handlungsspielraum. Globale Konjunktur- und Strukturkrisen 
ließen Wirtschaftsregionen zusammenbrechen. 
Verbal gibt sich die SPD 1989/1998 weiterhin kämpferisch, wenn es um den Grundwert 
Solidarität geht. Die so genannte neue und bessere Ordnung, die der Demokratische 
Sozialismus bzw. der Sozialdemokratismus anstrebt, ist also eine solidarische Gesellschaft 
der Freien und Gleichen ohne Klassenvorrechte, in der alle Menschen gleichberechtigt über 
ihr Leben und ihre Arbeit entscheiden. Solidarität bildet für die SPD auch eine 
Voraussetzung zur Erweiterung individueller Entfaltungschancen. Nur gemeinsames 
Handeln, nicht egoistischer Individualismus schaffe und sichere die Voraussetzungen 
individueller Selbstbestimmung.   
Den Entwicklungsländern gegenüber soll man sich solidarisch verhalten, damit die 
Menschen in der Dritten Welt die Chance für ein menschenwürdiges Leben erhielten. Diese 
hätten einen Anspruch aus Solidarität.  Allerdings lasse sich Solidarität als Bereitschaft, 
über Rechtsverpflichtungen hinaus füreinander einzustehen, nicht erzwingen.  
Der Leitbegriff Solidarität wird in Verbindung mit der Bedeutung des CDU-Begriffs 
Subsidiarität gebracht: Solidarität ersetze nicht Eigenverantwortung, ertrage nicht 
Bevormundung. Sie solle auch als Hilfe zur Selbsthilfe wirksam werden. Die 
Arbeiterbewegung habe über Generationen hinweg den Sozialstaat erkämpft. Die SPD werde 
ihn erhalten und ausbauen. In der Solidargemeinschaft stünden die Jungen für die Alten, die 
Gesunden für die Kranken, die Nichtbehinderten für die Behinderten, die Arbeitenden für die 
Arbeitslosen ein. Für die Sozialpolitik gelte: Qualität vor Quantität. Wer Abbau verhindern 
wolle, müsse Umbau betreiben. Gewinninteressen müssten zurückgedrängt, bürokratische 
Verkrustungen aufgebrochen werden. Die Empfänger von Sozialleistungen müssten ihre 
Interessen ausreichend geltend machen können. Die SPD spricht sich unter dem Vorsitz 
Lafontaines 1989/98 für den Ausbau des Sozialstaats und gegen die Privatisierung der 
elementaren Lebensrisiken aus. Damit unterstellt sie implizit der CDU, dies zu tun. Die SPD 
nimmt dabei indirekt Bezug auf das CDU-Verständnis von Verantwortung und Subsidiarität. 
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Solidarität (Wahlprogramm 1998)1005 
Solidarität fordert die SPD vor allem bezüglich der deutschen Einheit: „Der Aufbau 
Ostdeutschlands ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die die Solidarität aller in Ost und 
West erfordert. (…) Die Solidarität zwischen Ost und West darf nicht aufgekündigt 
werden.“1006 Die SPD wolle im Bundesrat dafür sorgen, dass die solidarische Hilfe für 
Ostdeutschland fortgeführt werde.1007 Darüber hinaus stellt die SPD fest, sie müsse das 
Verhältnis von Solidarität und Individualität ständig neu bestimmen. Neue Freiräume für die 
Menschen müssen laut SPD das Ergebnis sein.1008 Die SPD fügt jedoch im Zusammenhang 
mit ihrer anvisierten Arbeitsmarktpolitik im Umgang mit arbeitslosen Sozialhilfeempfängern 
hinzu: „In einer Gemeinschaft gibt es nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten.“1009   
 
Wirtschaftsdemokratie (Berliner Grundsatzprogramm 1989/1998)1010 
Der Begriff Soziale Marktwirtschaft wird im Berliner Programm vermieden, stattdessen führt 
die SPD den Begriff Wirtschaftsdemokratie bzw. die Wortverbindung Demokratisierung der 
Wirtschaft ein. Letzteres zeigt eher den Prozess auf, ersteres das Ziel: Die Würde des 
Menschen und die soziale Gerechtigkeit verlangten eine Demokratisierung der Wirtschaft. 
Wirtschaftsdemokratie sei selbst ein Ziel, weil sie politische Demokratie sichere und 
vollende. Sie sei zugleich ein Instrument, die Menschen mit Gütern und Dienstleistungen zu 
versorgen und den gesellschaftlichen Reichtum gerecht zu verteilen, den Fortschritt von 
Wissenschaft und Technik sozialverträglich zu nutzen, das Menschenrecht auf Arbeit zu 
garantieren, Demokratie, Mitbestimmung und Selbstbestimmung in allen Lebensbereichen zu 
ermöglichen, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen. Wirtschaftsdemokratie erfülle 
die Verpflichtung des Grundgesetzes: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“1011 In der Wirtschaftsdemokratie hätten 
gesellschaftliche Ziele Vorrang vor den Zielen privatwirtschaftlicher Kapitalverwertung. 
Nicht wirtschaftliche Macht oder marktbeherrschende Unternehmen dürften der Politik den 
Handlungsrahmen vorgeben, sondern demokratisch legitimierte Entscheidungen müssten im 
Interesse des Gemeinwohls Rahmen und Ziele für wirtschaftliches Handeln setzen.  
Zwar komme Leistungswettbewerb den Verbrauchern und ihrer freien Konsumwahl zugute. 
Aber der Markt könne weder Vollbeschäftigung herstellen noch Verteilungsgerechtigkeit 
bewirken oder die Umwelt schützen.  Da Wettbewerb Marktmacht kontrollieren könne, will 
die SPD Wettbewerbsgesetze verschärfen. Der Herrschaftsmacht des Kapitals müssten 
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starke Gewerkschaften Grenzen setzen. Der Umsetzung wirtschaftlicher Macht in politische 
sei größtmögliche Öffentlichkeit entgegenzusetzen, d.h.  gesellschaftliche Kontrolle  
Die SPD will den Einfluß von Banken und Versicherungen auf die Wirtschaft 
zurückzudrängen und ihre Macht über Unternehmen durch Entflechtung von 
Kapitalbeteiligungen einschränken.  
Element der Wirtschaftsdemokratie könne auch die Beteiligung der Arbeitnehmer am 
Produktivvermögen sein. Dadurch werde die Arbeitnehmerschaft am Gewinn und dem von 
ihr miterarbeiteten Kapitalzuwachs beteiligt, ohne dass die Mittel für die notwendigen 
Investitionen geschmälert würden. Die Arbeitnehmerschaft und ihre Vertretungen erhielten 
damit einen wachsenden Anteil an der Verfügung über ihre eigenen Produktionsmittel. Die 
SPD will, dass die Tarifvertragsparteien überbetriebliche Fonds zur finanziellen Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen vereinbaren können.1012 
Laut der SPD wird die politische Demokratie durch eine demokratisch geprägte Wirtschaft 
gesichert und vollendet. In der Wirtschaftsdemokratie soll der wirtschaftliche Gewinn 
gerecht verteilt werden. In dieser Wirtschaftsform werden Wissenschaft und Technik 
sozialverträglich genutzt, das Recht auf Arbeit wird zum Menschenrecht. Privateigentum 
muss laut SPD dem Allgemeinwohl dienen. Die Gesellschaft hat in dieser Wirtschaftsform 
Vorrang vor den Zielen marktbeherrschender Unternehmen, auch und gerade von Seiten der 
Politik. Insofern ist die SPD-Konzeption eines marktwirtschaftlich geprägten 
Wirtschaftssystems weit idealistischer als die CDU-Konzeption von der Sozialen 
Marktwirtschaft, die weiterhin grundsätzlich davon ausgeht, dass das Gewinnstreben der 
Unternehmen maßgeblich ist für die Erwirtschaftung des Wohlstandes.  
Der SPD geht es um eine Verschärfung der Wettbewerbskontrolle, denn die 
Wirkungsmöglichkeiten würden durch übermäßige Konzentration aufgehoben. Konzentration 
könne kleine und mittlere Unternehmen wettbewerbsunfähig machen und die demokratisch 
legitimierten Steuerungsinstrumente des Staates in ihrer Wirkung beschneiden. Deshalb 
unterstütze die SPD Unternehmensvielfalt und Existenzgründungen: Wettbewerb soweit wie 
möglich – Planung soweit wie nötig! 
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 SPD-GSP 1989/98, S. 46 
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11. Symbolwörter bzw.  Grundwertlexeme, Fahnenwörter und 
wesentliche ideologisch geprägte Schlagwörter der CDU in ihrer 
deskriptiven und deontischen Bedeutungsvarianz seit 1947 in 
chronologischer Reihenfolge  
 
Bewahrung der Schöpfung (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1013 
Bewahrung der Schöpfung sowie Verantwortung für die Schöpfung sind neue politischen 
Leitbegriffe des Grundsatzprogamms 1994, die sich jedoch in das christliche 
Selbstverständnis der Partei nahtlos einfügen. Das christliche Verständnis von der göttlichen 
Schöpfung allen Lebens auf Erden bietet sich für eine Aufnahme in das politische Vokabular 
einer christlichen Partei geradezu an:  Die Verantwortung für die Schöpfung bezieht sich auf 
die Mitwelt Natur im ganzen Reichtum ihrer Erscheinungen. Der Mensch habe die 
Kompetenz und die Pflicht, moralisch verantwortlich mit der Natur umzugehen. Dies müsse 
der Menschen leisten als Geschöpf Gottes. 
Die CDU will den Grünen offenbar das politische Feld der Umweltpolitik nicht kampflos 
überlassen. Zwar will sie, die CDU, weiterhin als eine die Wirtschaft fördernde Partei 
verstanden werden, aber sie versucht den Gegensatz zwischen Wirtschafts- und 
Umweltschutzinteressen nicht nur zu leugnen, sondern sie appelliert an die moralische 
Verpflichtung des Einzelnen, mit der Umwelt verantwortlich umzugehen. Hier wird aus der 
Verantwortung des Einzelnen gegenüber den Gemeininteressen das moralische Gebot für 
den Einzelnen als Geschöpf Gottes. Zwar ist für die CDU die Verantwortung des Einzelnen 
im Umgang mit der Natur entscheidend, welche der deutsche Staat fördern soll, aber die 
Partei ist sich darüber im Klaren, dass der aktive Umweltschutz nicht allein auf nationaler 
Ebene, sondern nur global erfolgreich sein kann. 
In der Mitte des Kapitels „Bewahrung der Schöpfung“ liefert die CDU eine nähere 
Bestimmung des Begriffs Schöpfung:  
Schöpfung wird als symbolischer Begriff für die Einheit zwischen Mensch, Natur, Umwelt 
verwendet. Das Verb bewahren wird von der CDU hier nicht nur im Sinne von konservieren 
verwendet, um zu verdeutlichen, dass es der CDU darum geht, etwas zu erhalten, was sie für 
erhaltenswert hält, sondern wird hier um das kreative Element, nämlich das des Gestaltens, 
erweitert, so dass dem Verb bewahren eine neue, ungewöhnliche Nebenbedeutung 
zugewiesen wird. Eigentlich soll, will man etwas bewahren, ein Zustand durch Pflege und 
Wartung beibehalten werden. Hier soll das Netzwerk von Mensch, Natur, Umwelt erhalten 
und dabei neu?! gestaltet werden. 
Wer bei der CDU normalerweise an die christliche Wendung Bewahrung der Schöpfung 
denkt, denkt unwillkürlich an die Familienpolitik der CDU und ihre Einstellung zu 
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Schwangerschaftsabbrüchen. In den 1990er Jahren brachte besonders die Genforschung viele 
weitgehende Erkenntnisse über Erbkrankheiten und deren mögliche Bekämpfung durch 
Eingriffe in das menschliche Erbgut. Die CDU sieht hierbei besonders die Gefahr, dass die 
menschliche Würde durch „Genmanipulationen“ verletzt wird: Wissenschaft lebe aus der 
Freiheit. Die Freiheit von Wissenschaft und Forschung finde ihre Grenzen dort, wo die 
Würde des Menschen bedroht oder die Schöpfung insgesamt gefährdet sei. Menschliches 
Leben – ob geboren oder ungeboren – sei unverfügbar und schutzwürdig. Die CDU trete für 
den Schutz des menschlichen Erbgutes vor Manipulationen ein. Unverfügbarkeit des eigenen 
Genoms und der Schutz seiner Daten sei unveräußerliches Recht jedes einzelnen.  
Die CDU befürchtet vor allem einen Kontrollverlust seitens der Politik gegenüber der 
Forschung und ihrer Folgen. Hier kommt die ‚konservative’ Haltung der Partei deutlich 
zutage, sie will ihre Idealvorstellung von der Familie und ihrer Planung nicht aufgeben, 
geschweige denn der Genforschung überlassen. Die Schöpfung soll konsequenterweise in 
diesem Bereich bewahrt werden, was impliziert, dass Eingriffe durch die Forschung bei der 
Familienplanung von vornherein als bedenkenswert gelten müssen, denn jeder Eingriff 
manipuliert nach dieser Vorstellung den Willen Gottes. Auch die Umwelt als Teil der 
Schöpfung soll bewahrt werden. Die CDU macht sich Gedanken über die menschliche 
Lebensgrundlage, die Erde.  Umweltpolitik sei Überlebenspolitik. Zwar taucht bereits 1994 
der Begriff ökologischer Generationenvertrag auf, er wird aber noch nicht näher erläutert. 
Durch die Verwendung des Begriffs Verantwortung im Zusammenhang mit der Erde wird 
jedoch deutlich, dass der ökologische Generationenvertrag enthalten müsse, dass die jetzige 
(auch umweltpolitisch) verantwortliche Generation dafür Sorge tragen müsse, dass ihre 
Nachkommen noch eine ökologisch funktionierende Erde vorfindet. Sehr verallgemeinernd, 
d.h. nicht konkret werdend, erklärt die  CDU, dass sie die Bewahrung der Schöpfung im 
Bewusstsein der Gesellschaft stärken will. In diesem Zusammenhang definiert die CDU den 
erfolgreichen Begriff Fortschritt neu: Als Fortschritt könne nur das bezeichnet werden, was 
von den Bedingungen der Natur mitgetragen wird. Wirtschaftliches Handeln, das die 
natürlichen Ressourcen unverhältnismäßig verbrauche und unser Ökosystem gefährde, könne 
nicht als Fortschritt bezeichnet werden. Die alte deskriptive Bedeutung des Begriffs 
Fortschritt beinhaltete vor allem den technischen Fortschritt, dem alles andere 
unterzuordnen sei. Technischer Fortschritt sei mitverantwortlich für das so genannte 
deutsche Wirtschaftswunder der Nachkriegszeit, wobei jedoch umweltpolitische Aspekte 
deutlich vernachlässigt wurden. 
Das Programm schließt mit dem Begriff Bewahrung der Schöpfung in Klimax-Position. Die 
Dringlichkeit, die Schöpfung zu bewahren, wird auch durch das Motiv des 
Überlebenswillens herausgestellt.   
„Anders leben, damit wir alle überleben – diesem Ziel dient unsere Politik der Bewahrung 
der Schöpfung.“1014            
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 CDU-GSP 1994, § 162 
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Der an den Anfang des Satzes platzierte Appell anders leben, damit wir alle überleben 
vermittelt dem Leser, dass sich die Lebensgewohnheiten der Menschen ändern müssen, wenn 
sie nicht sterben wollen.    
 
Familie (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1015 
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. Entgegen dem eigenen 
Bekenntnis zu den drei genannten Grundwerten, bekennt sich die CDU außerdem noch zu 
den Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität.         
Als erster Grundwert, und das ist insofern bemerkenswert, weil er gar nicht in dem 
einleitenden Bekenntnis der CDU erwähnt wird, wird die Familie in den sozialpolitischen 
Leitsätzen der Düsseldorfer Leitsätze genannt. Für die CDU ist die Familie die wichtigste 
staats- und gesellschafterhaltende Gemeinschaft, deren Rechte und Pflichten sie vertiefen 
und gesetzlich schützen sowie die geistigen und materiellen Voraussetzungen für ihren 
natürlichen Bestand und die Erfüllung ihrer Aufgaben herstellen will. 
Fraglich bleibt jedoch, warum die CDU nicht bereits in der Einleitung erklärt, dass die 
Erhaltung, der Schutz und die Versorgung der Familie das wichtigste sozialpolitische Ziel 
der CDU sei.  
 
 
Familie (Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1016 
Das Hauptkapitel „III. Entfaltung der Person“ des Ludwigshafener Grundsatzprogramms 
fängt direkt mit dem Unterkapitel „Familie“ an. Insofern wird bereits die Prioritätensetzung 
der CDU deutlich. Auf etwas weniger als drei Seiten lässt sich die CDU zum Thema Familie 
aus, so wichtig erscheint für sie dieser Bereich der privaten Lebensgestaltung, der für sie zur 
Entfaltung der Person, also zur verpflichtenden Freiheit gehört. In insgesamt acht 
Abschnitten erklärt die CDU das Zusammenleben in der Familie, die Ehe und die Erziehung 
der Kinder. Bereits im ersten Abschnitt wird die Wichtigkeit der Familie im Staat betont:  
Ehe und Familie hätten sich als die beständigsten Formen menschlichen Zusammenlebens 
erwiesen. Sie seien das Fundament der Gesellschaft und des Staates. Sie stünden unter dem 
besonderen Schutz unserer Verfassungsordnung. Weder der Staat noch andere 
gesellschaftliche Lebensformen könnten sie ersetzen. Die Familie sei als Lebens- und 
Erziehungsgemeinschaft der erste und wichtigste Ort individueller Geborgenheit und 
Sinnvermittlung. Individuelle Geborgenheit und Sinnvermittlung sind eigentlich keine 
politischen Begrifflichkeiten, sondern gehören m. E. ethischen Kategorien an und beziehen 
sich auf den privaten Bereich des Lebens, die individuellen Entscheidungen unterworfen 
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sind. Sie in ein politisches Programm aufzunehmen, bedeutet nahezu gleichsam eine 
Gesetzmäßigkeit aufzustellen. Hier wird nicht nur eine Wertung vorgenommen, sondern 
gleichzeitig ein Appell, sich gewissermaßen als Staatsbürgerpflicht familiär zu orientieren.  
Eine Familie zu gründen und sie als Sinn des Lebens zu begreifen, soll zu einer deontischen 
Selbstverständlichkeit werden. 
Die CDU fühlt sich zuständig für das Wohl der Kinder: Jedes Kind habe ein Recht auf seine 
Familie, auf persönliche Zuwendung, Begleitung und Liebe der Eltern, denn die Entwicklung 
des Sprach- und Denkvermögens, personale Eigenständigkeit und Gemeinschaftsfähigkeit, 
Wert- und Verantwortungsbewußtsein hingen wesentlich von der Erziehung in der Familie 
ab. Diese Zuwendung könne den Kindern meist nur dadurch gegeben werden, dass die 
Mutter in den ersten Lebensjahren ihres Kindes auf die Ausübung eines Erwerbsberufes 
verzichte.  Hier werden private, zum Teil auch wirtschaftlich bedingte Entscheidungen (hier, 
dass eine Frau nach der Geburt ihres Kindes wieder arbeitet) explizit bewertet. Hiermit wird 
klar ausgedrückt, dass eine Mutter, die nicht im Sinne der CDU entscheidet oder entscheiden 
kann, falsch handelt. Die CDU bemüht sich jedoch nachzutragen, dass dies in gleicher Weise 
auch für den Vater gelte, wenn er diese Aufgabe übernehme.   
Interessant ist auch hier die Verwendung des Singulars: die Mutter, der Vater, das Kind. 
Dadurch wird das Bild einer Kleinfamilie assoziiert und wirkt viel eindringlicher als die 
Verwendung des Plurals.  
Wer Kinder hat, trägt auch Verantwortung, was wiederum Pflichten nach sich ziehen kann, 
so der Inhalt des folgenden Abschnitts. Bemerkenswert ist die Unterscheidung der Begriffe 
autoritäre Bevormundung und Autorität:  Wer sich für Kinder entscheide, übernehme für sie 
Verantwortung und Pflichten, denen er sich nicht entziehen könne. Erziehung verbiete 
autoritäre Bevormundung, erfordere aber Autorität. Sie ergebe sich aus dem Vorsprung an 
Reife und Erfahrung. Das Grundsatzprogramm der CDU erscheint hier als konkrete 
Handlungsanweisung, wie man sein Kind erziehen soll.  
Im gleichen Abschnitt definiert die CDU weiter, was Erziehung bedeuten soll: Erziehung 
bedeute nicht, das Kind den Interessen und der Welt der Erwachsenen anzugleichen. Sie 
habe vielmehr die Aufgabe, es umfassend auf die Gestaltung seines eigenen Lebens 
vorzubereiten und auch deshalb jedes Entwicklungsstadium des Kindes ernstzunehmen. 
Abschließend gibt die CDU in diesem Abschnitt die ausschlaggebende Begründung, warum 
man sich für die Familie entscheiden sollte: Die Gemeinschaft von Eltern und Kindern gebe 
unersetzliche Möglichkeiten der Lebenserfüllung und des Glücks. Hier gelten die Regeln der 
Werbung: Problembereiche werden ausgespart, Vorteile überbetont, Gefühle, die nicht 
beschrieben werden können, werden versucht zu umschreiben. Diese Werbefunktion für die 
Familie hat vor allem den sehr rationalen Grund, so stellt sich im vorletzten Abschnitt des 
Kapitels heraus, dass die CDU den Geburtenrückgang mit ernst zu nehmender Sorge 
wahrnimmt. Sie sieht die gesellschaftlichen Veränderungen als Hauptursache an: Dem 
Bevölkerungsrückgang müsse entgegengewirkt werden. Dies sei vor allem die Aufgabe einer 
veränderten Einstellung zum Kind. Die CDU setzt sich daher für eine familien- und 
kinderfreundliche Haltung in unserer Gesellschaft ein.   
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Worin diese Veränderung begründet ist, wird nicht thematisiert. Wenn man sich jedoch für 
eine bestimmte Haltung einsetzt, dann ist es zu einer falschen Haltung gekommen. Die CDU 
will nicht weniger, als dass die Menschen der BRD zurück auf den Pfad der 
Familienplanung kommen, um das Staatswesen als solches zu sichern.   
 
Familie (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1017  
Ähnlich wie im Ludwigshafener Programm wird der Familie im Hauptkapitel zur Entfaltung 
der Person (hier: „Kapitel II: Für die freie Entfaltung der Person in unserer Gesellschaft“) 
ein hoher Stellenwert gewissermaßen als Hochwertwort eingeräumt. Anders jedoch als im 
Ludwigshafener Programm wird ein gesondertes Unterkapitel zur Gleichberechtigung 
zwischen Männern und Frauen („1. Gleichberechtigung und Partnerschaft von Frau und 
Mann“) dem Hochwertwort Familie vorangestellt. Das liegt vor allem daran, dass durch das 
Ludwigshafener Programm der Eindruck entstehen konnte, die CDU sei in ihrem Bild von 
einer Familie stärker an ihren konservativen Idealen ausgerichtet als an der 
gesellschaftlichen Realität. Zwar gibt die CDU nicht ihr Ideal ihres ‚konservativen’ 
Familienverständnisses auf, will jedoch auf den ersten Blick ‚modern’ wirken, d.h. der 
fortschreitenden Emanzipation der Frauen auch in ihrem Grundsatzprogramm Rechnung 
tragen, indem sie in diesem Hauptkapitel die Gleichberechtigung der Familie voranstellt. 
Gleichberechtigung ist nach den Regeln zum Verständnis von Parteiprogrammen demnach 
wichtiger als Familie.  
Das Bild von einem Paar wird auch im Hamburger Programm durch die Verwendung des 
Singulars Frau und Mann vermittelt. Frauen und Männer sollen laut CDU nicht nur 
gleichberechtigt, sondern auch partnerschaftlich füreinander da und verantwortlich sein. 
Bemerkenswert erscheint in diesem Unterkapitel insbesondere, dass sich die CDU 1994 nicht 
nur zur Gleichberechtigung von Frauen und Männern bekennt, sondern nunmehr ihre 
Realisierung als wichtige Aufgabe ihrer eigenen Politik ansieht: Die CDU will sich für die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung einsetzen, außerdem für gleiche 
Berufschancen und Aufstiegsmöglichkeiten im Erwerbsleben sowie für die Aufwertung der 
Familienarbeit und der besseren Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsleben. 
Bemerkenswert ist das Eintreten der CDU an sich für diese Zielsetzung, da die bisherige 
politische Praxis der CDU zwar nicht dem explizit widersprach, aber von ihrem alten 
Familienbild ausging, ohne auf die gesellschaftlichen Veränderungen der 1970er Jahre 
Rücksicht zu nehmen. So wurde im Ludwigshafener Programm die Ehe und die Familie „(...) 
als die beständigsten Formen menschlichen Zusammenlebens (...)“1018 und „(...) als erste 
und wichtigste Erziehungsgemeinschaft für das Kind (...)“1019 beschrieben, die 
Gemeinschaft und die Partnerschaft der Eheleute für die Verantwortung in der Erziehung 
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betont, sowie erklärt, es sei besser wenn die Mutter nach der Geburt für einige Jahre zu 
Hause bleibe. Gewissermaßen als Nachtrag wurde erklärt, das Gleiche gelte auch für 
Männer, wenn sie diese Aufgabe übernehmen würden. Demzufolge sah die CDU diese 
Möglichkeit zur Erziehung eines Kindes nur als ‚Notlösung’ an. Denkwürdig ist in diesem 
Zusammenhang, dass die CDU im Hamburger Programm auf eine ähnliche Formulierung, 
wer die Kinder erzieht, verzichtet.  
Darüber hinaus formuliert die CDU ausdrücklich ihre konkreten politischen Zielsetzungen 
zur Realisierung der Gleichberechtigung: Anerkennung der Familienarbeit und ihre 
Anbindung an das soziale Sicherungssystem, Chancen- und Lohngleichheit und Abbau von 
Benachteiligungen im Berufs- und Erwerbsleben, bessere Möglichkeiten der Vereinbarkeit 
von Familien und Beruf, umfassende Teilhabe von Frauen an Führungsaufgaben, politischen 
Mandaten und Ämtern sowie in allen gesellschaftlichen Bereichen. 
Hiermit erkennt die CDU die bisherigen Benachteiligungen der Frauen, die auch durch ihre 
bisherige Gesellschaftspolitik nicht ausgeräumt worden sind,  an. Interessant ist dabei auch, 
dass die CDU hier nicht Chancengerechtigkeit, sondern Chancengleichheit für Frauen 
fordert. Darüber hinaus geht die CDU im letzten Passus indirekt insbesondere auch auf den 
niedrigen Prozentsatz von Frauen in ihren Parteigremien ein. 
Weiterhin spielt die Familie und mit ihr die Ehe für die CDU eine übergeordnete Rolle: Die   
Ehe stellt für die CDU das Leitbild der Gemeinschaft von Frau und Mann als beste 
Grundlage für die gemeinsame Verantwortung von Mutter und Vater in der Erziehung der 
Kinder dar. Ehe und Familie bräuchten besondere Unterstützung, weil Bindungen in unserer 
offenen Gesellschaft vom Scheitern bedroht seien. Die CDU besteht darauf, dass die Ehe als 
Institution einer auf Lebenszeit angelegten Beziehung in unserer Verfassungsordnung 
geschützt bleibt, aber respektiert nichteheliche Partnerschaften und die bewußte 
Entscheidung, ohne die rechtlichen Bindungen einer Ehe zu leben. Die CDU ist jedoch gegen 
die rechtliche Gleichstellung solcher Partnerschaften mit der Ehe. 
Konkrete Forderungen stellt die CDU zum Familienlastenausgleich für ein 
einkommensabhängiges Kindergeld und die steuerliche Entlastung von Familien, zu einem 
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz sowie zu einem  nachdrücklichen Schutz des 
ungeborenen Lebens: Jedes ungeborene Kind, auch unter erschwerten Bedingungen, soll 
angenommen werden. Dafür bräuchten Schwangere in Not- und Konfliktlagen finanzielle  
Hilfen, ein bedarfsgerechten Betreuungsangebot auch für Kleinstkinder sowie volle 
Unterstützung vom Vater des Kindes, von ihrer Familie und der Nachbarschaft, von 
Arbeitgebern und Vermietern. Das Rechtsbewußtsein und entsprechende 
Verhaltenorientierungen der Gesellschaft sollen laut CDU erhalten und gebildet werden.  
Zur Förderung des Familienlebens und der Entscheidung für Kinder setzt sich die CDU für 
eine stärkere Anerkennung der häuslichen Arbeit von Müttern und Vätern auch in 
finanzieller Hinsicht ein. Dass dies allerdings nicht ein dringendes Ziel ist, wird daran 
deutlich, dass im CDU-Grundsatzprogramm hierzu nur formuliert wird „Wir (…) setzen uns 
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dafür ein (…)“. Sich für etwas einsetzen, hat eine andere Qualität hinsichtlich politischer 
Zielsetzungen als Forderungen zu stellen oder ähnliches.   
In Haus- und Familienarbeit erworbene Kompetenzen bewertet die CDU als Qualifikation. 
Welcher Art diese Qualifikation jedoch sein soll, dies z.B. juristisch als berufliche 
Qualifikation anzuerkennen, soweit geht das CDU-Programm nicht. Darüber hinaus sollen 
die Eheleute Erwerbsleben und Familie besser vereinbaren können durch entsprechende 
Maßnahmen in Betrieben und Kommunen. Dies formuliert die CDU allerdings weder als 
klare politische Forderung in ihrem Grundsatzprogramm noch verweist sie auf 
entsprechende Gesetzgebungsverfahren, die sie als Regierungspartei bisher bereits auf den 
Weg gebracht hat.       
 
Freiheit (Ahlener Wirtschaftsprogramm 1947)1020 
Interessanterweise wird die wirtschaftliche Freiheit im Ahlener Wirtschaftsprogramm in 
engen Zusammenhang mit der persönlichen Freiheit gebracht. Ausgangspunkt aller 
Wirtschaft sei die Anerkennung der Persönlichkeit. Freiheit der Person auf wirtschaftlichem 
und Freiheit auf politischem Gebiet hingen eng zusammen. Die Gestaltung und Führung der 
Wirtschaft dürfe dem Einzelnen nicht die Freiheit seiner Person nehmen.  
Um dies zu gewährleisten, beschließt die CDU des britischen Sektors für die wirtschaftliche 
Ausgestaltung Deutschlands folgende Grundsätze: 
Stärkung der wirtschaftlichen Stellung und Freiheit des Einzelnen; Verhinderung der 
Zusammenballung wirtschaftlicher Kräfte in der Hand von Einzelpersonen, von 
Gesellschaftern, privaten oder öffentlichen Organisationen, durch die die wirtschaftliche 
oder politische Freiheit gefährdet werden könnte. Kohle sei das entscheidende Produkt der 
gesamten deutschen Volkswirtschaft. Die CDU fordert  1947 die Vergesellschaftung der 
Bergwerke.    
Besonders hinsichtlich der Schlüsselindustrien wie dem Bergbau hätten sich vor 1933 
wirtschaftliche Monopole entwickelt, die für die Öffentlichkeit undurchsichtig und 
unkontrollierbar geworden seien. Zwar seien die größeren industriellen Betriebe 
Staatsbetriebe  gewesen, wovon die Arbeitnehmer jedoch nicht partizipiert hätten: Der 
Arbeitnehmer sei gegenüber seinem Betriebe machtlos gewesen. Es habe keine 
Lohnbewegung, keine Lohnerhöhung, keinen Wechsel des Arbeitsplatzes, kein 
Mitspracherecht bei der Führung der Betriebe gegeben. Es habe in vollem Umfange ein 
getarnter Staatssozialismus geherrscht. 
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Freiheit (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1021 
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. 
Sie strebt eine umfassende Sozialpolitik für alle wirtschaftlich und sozialabhängigen 
Volksschichten an. Daher solle der Staat die herrschenden wirtschaftlichen und sozialen 
Notstände beseitigen und ein gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten 
herbeizuführen. Die natürlichen Rechte und Freiheiten des Einzelnen und aller 
Gesellschaftsgruppen sollen laut CDU geschützt werden. 
Entgegen dem eigenen Bekenntnis zu den drei genannten Grundwerten, bekennt sich die 
CDU außerdem noch zu den Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität.         
Die Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und Solidarität sind 
durch ihre Bedeutungsbreite eng miteinander verbunden, so dass z.B. eine gruppenspezifisch 
ideologiegebundene Form zur Herstellung von Menschenwürde gleich der Umsetzung 
mehrerer anderer Grundwerte bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und manchmal sogar 
müßig, die Grundwerte detailliert auszudifferenzieren. 
Der Grundwert Freiheit wird von der CDU in der Sozialpolitik ausschließlich in Punkt „2. 
Freie Berufswahl, freier Arbeitsplatzwechsel und Sicherung des Arbeitsplatzes“ auf die 
Berufs- und Arbeitsplatzwahl bezogen: Die Berufswahl solle grundsätzlich frei sein. Die 
Arbeitsvermittlung dürfe die persönliche Freizügigkeit nicht beschränken, 
Dienstverpflichtungen seien abzulehnen. Das Arbeitsrecht müsse dem Charakter des 
Treueverhältnisses zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern gerecht werden und 
politische und religiöse Entscheidungsfreiheit des Arbeitnehmers respektieren.      
 
 
Freiheit (Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1022 
Bereits im ersten Satz des Hauptkapitels „Grundwerte“ des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms wird die Rangfolge der drei Grundwerte Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit festgelegt. Auffällig ist, dass der Grundwert Solidarität nicht wie im 
Godesberger Programm an dritter Stelle steht, sondern an zweiter. Interessant erscheint in 
diesem Zusammenhang, dass noch im Wahlprogramm der CDU/CSU für die 
Bundestagsprogramm 1976  Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der gleichen 
Reihenfolge genannt wurden wie bei der SPD1023, nun aber diese geändert wurde.  
Der Grundwert Freiheit wird mit dem neuen Leitbegriff Entfaltung der Person der CDU 
näher definiert und konkretisiert. Entfaltung der Person ist einer der großen Leitbegriffe des 
Ludwigshafener Grundsatzprogramms. Er wird systematisch an strategischen Stellen 
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wiederholt und ihm ist ein ganzes Hauptkapitel gewidmet. Zu folgenden weiteren 
Leitbegriffen werden Verknüpfungen mit dem Grundwert Freiheit vorgenommen: Entfaltung 
der Person, Gemeinschaft, Recht, Pflicht, (Soziale) Gerechtigkeit, Eigentum, Subsidiarität, 
Verantwortung, Leistung, Wehrhafte Demokratie. 
Der Mensch sei zur freien Entfaltung als soziales Wesen geschaffen und solle sein Leben 
und die Welt in verantworteter Freiheit gestalten. Der erste Abschnitt des Unterkapitels 
„Freiheit“ kann direkt auf das Grundgesetz bezogen werden: „Der Mensch ist frei. Als 
sittliches Wesen soll er vernünftig und verantwortlich entscheiden und handeln können. Wer 
Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen anerkennen. Die Freiheit des 
anderen bedingt und begrenzt die eigene Freiheit. Freiheit umfaßt Recht und Pflicht. Es ist 
Aufgabe der Politik, dem Menschen den notwendigen Freiheitsraum zu sichern.“1024 Auch 
hier tritt der ethische Begriff der Sittlichkeit auf, die dem Menschen nach CDU-Denken 
grundsätzlich innewohnt. Da der Mensch laut CDU sittlich ist, soll er sich auch in dieser 
Weise vernünftig und verantwortlich verhalten. Innerhalb dieser Grenzen ist der Mensch frei 
und soll dabei die Freiheit seines Mitmenschen (man achte: nicht die Freiheit des anderen 
wie im Grundgesetz, sondern die des Mitmenschen) beachten. Und weitergehend als das 
Grundgesetz definiert die CDU hier Freiheit nicht nur als Recht, sondern auch als Pflicht. 
Präskriptiv formuliert das Grundsatzprogramm: Um sich frei entfalten zu können, müsse der 
Mensch lernen, in Gemeinschaft mit anderen zu leben. Wer sich von jeder mitmenschlichen 
Verpflichtung lösen und von jedem Verzicht befreit sein wolle, mache sein Leben nicht frei, 
sondern arm und einsam. Es gebe Abhängigkeiten, die den Menschen erniedrigen. Aber es 
gebe auch Bindungen, in denen Freiheit sich erst entfalte. Diese Definition von Freiheit ist 
eine sehr weitgehende und moralische. Die so definierte Freiheit wird tatsächlich zur 
Verpflichtung und zwar zum sozialen Handeln. Hier werden bestimmte 
Lebensentscheidungen zugunsten sozialer Bindungen nicht nur positiv bewertet, sondern 
gefordert, indem man auf dem umgekehrten, indirekten Weg andere Lebensweisen als arm 
und einsam bezeichnet. Egal, wie man zu den grundsätzlichen Überlegungen auch stehen 
mag, verwundert es nur, dass die CDU als politische Partei ihren potentiellen Wählern 
vorschreiben will, wie sie ihr Privatleben gestalten sollen.    
Recht, das die personale Würde des Menschen schütze, sichere Freiheit. Es regele das 
geordnete und friedliche Zusammenleben der Menschen in Freiheit. Das Recht, also Gesetze, 
sichert so betrachtet dann das Grundrecht des Menschen auf Freiheit, wenn es auch seine 
Würde schützt. Da sich die CDU indirekt zum Grundgesetz bekennt („Wir bekennen uns zur 
Würde des Menschen.“; § 6, / „Die Würde des Menschen ist unantastbar“; Grundgesetz Art. 
1, Abs. 1), will sie auch zeigen, dass sie für die Erhaltung des Grundgesetzes einsteht.  
Verwirklichung der Freiheit bedürfe der sozialen Gerechtigkeit. Die Verhältnisse, unter 
denen der Mensch lebe, dürften der Freiheit nicht im Wege stehen. Aufgabe der Politik sei es, 
der Not zu wehren, unzumutbare Abhängigkeiten zu beseitigen und die materiellen 
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Bedingungen der Freiheit zu sichern. Die freie Entfaltung der Person wachse auf dem Boden 
möglichst gerecht verteilter Chancen und Güter. Persönliches Eigentum erweitere den 
Freiheitsraum des einzelnen für eine persönliche und eigenverantwortliche 
Lebensgestaltung.  Sozial gerecht soll es laut CDU zugehen. Die Politik soll laut CDU dafür 
sorgen, dass die Menschen keine Not leiden müssen, nicht abhängig werden (gemeint sind 
wohl materielle Abhängigkeiten). Was die materiellen Bedingungen der Freiheit sind, wird 
schnell klar: möglichst gerechte Chancen und Güter, um persönliches Eigentum erwerben zu 
können. Da es auch für die CDU keine absolute Gerechtigkeit gibt, schränkt sie den 
Anspruch darauf ein (möglichst). Wer persönliches Eigentum erwirbt, ist demnach freier als 
derjenige, der es nicht zu persönlichem Eigentum bringt. Welche Art von Eigentum gemeint 
ist, sagt das Programm nicht aus. Eigentum zu erwerben, um sein Leben freier zu gestalten 
und zu entfalten, setzt laut CDU Eigenverantwortung und Leistungswillen voraus. Der 
Mensch soll daher, so viel Eigenverantwortung übernehmen, wie er kann: Die 
Verwirklichung der Freiheit bedürfe der eigenverantwortlichen Lebensgestaltung nach dem 
Prinzip der Subsidiarität. Deshalb müsse der Staat auf die Übernahme von Aufgaben 
verzichten, die der einzelne oder jeweils kleinere Gemeinschaften erfüllen könnten. Was der 
Bürger allein, in der Familie und im freiwilligen Zusammenwirken mit anderen ebensogut 
leisten könne, solle ihm vorbehalten bleiben. Der Grundsatz der Subsidiarität gelte auch 
zwischen kleineren und größeren Gemeinschaften sowie zwischen freien Verbänden und 
staatlichen Einrichtungen. 
Die CDU spielt auf die Definition des Grundwerts Freiheit der SPD im Godesberger 
Programm an, die 1959 von einer anderen Prämisse ausgeht: „Als Sozialstaat hat er (der 
Staat; Anm. d. Verf.) für seine Bürger Daseinsvorsorge zu treffen, um jedem die 
eigenverantwortliche Selbstbestimmung zu ermöglichen und die Entwicklung einer 
freiheitlichen Gesellschaft zu fördern.“1025  Die SPD geht im Unterschied zur CDU davon 
aus, dass der Einzelne ohne staatliche Hilfe nicht in der Lage ist, wirtschaftlich 
Eigenverantwortung zu übernehmen, da sie von einer ungerechten Verteilung der 
Einkommen und der Vermögen ausgeht, während die CDU die Eigenverantwortung so weit 
wie möglich dem Einzelnen überlassen will:   Freiheit verwirkliche sich durch 
Selbstverantwortung und Mitverantwortung im praktischen Leben. Der Bürger solle Freiheit 
in der Familie, Nachbarschaft, Arbeitswelt, Freizeit und Gemeinde und Staat erfahren und 
verwirklichen. Er solle wählen und entscheiden, teilnehmen und mitverantworten können. Er 
dürfe weder in die Rolle des Bevormundeten noch zum bloßen Empfänger staatlicher 
Leistungen erniedrigt werden. Er müsse sich gegen technokratischen und bürokratischen 
Zugriff und gegen die Verführung durch Ideologien wehren können. Selbständiges Urteil und 
verantwortliche Mitarbeit schützten ihn davor, das Opfer eines totalitären oder 
kollektivistischen Systems zu werden. Wer frei sei, habe die Pflicht, für die Freiheit derer 
einzutreten, denen Freiheit vorenthalten werde. 
                                                 
1025SPD-GSP 1959, S. 3  
 481 
Wer frei ist, soll laut CDU Verantwortung für sich selbst und andere übernehmen. 
Anscheinend befürchtet die CDU, dass das Sozialstaatsprinzip dazu führen könnte, dass sich 
die Bürger auf staatliche Leistungen verlassen und nicht für sich selbst Sorge tragen wollen. 
Insofern werden die beiden Grundwerte Solidarität und Subsidiarität besonders stark 
verknüpft. 
Leistung ist laut CDU neben der Subsidiarität notwendig, um sich als Mensch frei zu 
entfalten: Eigene Leistung gehöre zur freien Entfaltung der Person. Seine Würde und sein 
Recht habe der Mensch vor jeder Leistung. Aber eigene Leistungsfähigkeit zu erfahren, sei, 
unabhängig von ihrem ökonomischen Wert, eine wichtige Quelle seiner Lebenskraft. Für 
jeden im Rahmen seiner Möglichkeiten, auch für den Behinderten, sei Leistung ein 
unentbehrlicher Antrieb. Es gelte daher, persönlichen Leistungswillen und Initiative 
anzuerkennen und zu fördern. Leistung ist zusammenfassend sowohl laut Definition des 
Dudens (Universallexikon 1989) als auch Meyers Großes Taschenlexikon (1983) nicht nur 
Arbeit, sondern auch das Ergebnis des Grades der körperlichen, sittlichen oder geistigen 
Selbstbeanspruchung. Sowohl die Einsatzbereitschaft als auch das Ergebnis werden an einem 
eventuell auch fiktiven Leistungsdurchschnitt einer Gruppenleistung gemessen.  
Entscheidend sind nicht nur die Leistungsmotivation, sondern auch Befähigungen wie 
Begabungen, Intelligenz, Schnelligkeit, Genauigkeit usw. Interessant in diesem 
Zusammenhang ist, dass z.B. bei der Errechnung eines Akkordlohns der Leistungsgrad, also 
das Verhältnis zwischen Ist-Leistung und Soll-Leistung als Vergleichsmaßstab herangezogen 
wird. Der Mensch hat laut CDU Würde und sein Recht vor jeder Leistung. Im Grundgesetz 
Art. 1, Abs. 1 heißt es ausdrücklich nur „Die Würde des Menschen ist unantastbar.“ Hier soll 
hingegen vermittelt werden, dass nur derjenige, der etwas leistet, ein Anrecht auf ein höheres 
Ansehen, eine höhere Würde hat, als derjenige, der nichts leistet. Es wird mit diesem Satz 
nicht explizit gesagt, dass derjenige ohne Leistungsbereitschaft nicht zu achten wäre, sondern 
der Leistungsanspruch der CDU wird durch Negation erhoben: auf der einen Seite die 
Hervorhebung des Leistenden, der Menschenwürde verdient, auf der anderen Seite der 
Nichtleistende, der unerwähnt bleibt.      
Leistung ist so betrachtet ein Wert an sich, ohne dass es auf den wirtschaftlichen Erfolg 
ankommen würde. Da Eigentum zu größerer Freiheit führen soll, ist der hier folgende, nicht 
erfolgsorientierte, Leistungsgedanke der CDU nicht ganz plausibel. Allein die Tatsache, dass 
die CDU es für notwendig hält, in diesem Zusammenhang zu betonen, dass auch die 
Leistung und der Leistungswillen Behinderter für jeden im Rahmen seiner Möglichkeiten als 
unentbehrlicher Antrieb anzuerkennen und zu fördern ist, lässt stutzig werden. Leistung wird 
hierdurch nicht nur zu einem positiven Wert, sondern zur Bürgerpflicht.  
Bereits im ersten Kapitel (§ 6) wird die Würde des Menschen durch Negation definiert: „(...) 
Die Würde des Menschen bleibt unabhängig von seinem Erfolg oder Misserfolg und 
unberührt vom Urteil des anderen.“1026 Hermanns erläutert und interpretiert hierzu: „Hier 
geht es nicht um Leistung, sondern um Erfolg, doch impliziert ja Leistung, wenn sie denn 
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belohnt wird, auch Erfolg, weshalb es naheliegt, von Mißerfolg auf Leistungsdefizit zu 
schließen. Hier wird nun gesagt, daß jeder Mensch auch dann – sogar dann – zu achten ist, 
wenn er erfolglos ist (weil er vermutlich nicht genug geleistet hat). Die Paraphrase ‚sogar 
dann’ erscheint mir hier am Platz, weil jede Negation ja doch den Sinn hat, etwas zu 
verneinen, was geglaubt wird oder was man doch leicht glauben könnte. Also hier, daß man 
nur solche Menschen achten sollte, die (dank ihrer Leistung) erfolgreich sind. Das Programm 
bemüht sich also, diesem falschen Glauben zu begegnen.“1027 Eine weitere Negation tritt 
im Unterkapitel Gerechtigkeit des Hauptkapitels Grundwerte auf: Grundlage der 
Gerechtigkeit sei die Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde und Freiheit ohne Rücksicht 
auf Macht, Leistung oder Versagen des einzelnen.  
Versagen ist das Antonym, das Gegenteil von Leistung. Wer versagt, hat nicht genügend 
geleistet, um das zu erreichen, was er anstreben wollte/sollte oder was von ihm verlangt 
wurde. Wer an einer Hürde scheitert, der hat trotzdem gekämpft, also etwas geleistet. Wer 
aber versagt, der hat die Niederlage bzw. die Erfolglosigkeit selbst verschuldet. Auch dem 
selbst verschuldet Erfolglosen soll laut CDU im Unterkapitel „Gerechtigkeit“ 
Menschenwürde zugestanden werden: Es gelte, auch den Erfolglosen nicht fallen zu lassen 
und jedermann menschenwürdige Lebensverhältnisse zu sichern, auch wenn er durch 
eigenes Verschulden zu seiner Bedürftigkeit beigetragen habe.  
Der Erfolglose, der seine Erfolglosigkeit selbst verschuldet hat, soll laut CDU von der 
Gesellschaft aus Gründen der Menschenwürde aufgefangen werden, aber m. E. trägt er laut 
CDU die Schuld dafür und ist daher der Gesellschaft gegenüber wiederum zur Leistung 
verpflichtet, um sich wieder zu entschulden. Dem Erfolgreichen fällt durch diese 
Leistungsethik es leichter, auf seine Leistungen zu verweisen als dem Erfolglosen, der, 
obwohl er Leistungen erbracht hat, erfolglos ist. Ihm würde im Sinne der CDU laut ihrem 
Verständnis von Menschenwürde ein Anrecht auf Mitleid zuteil. 
Das Prinzip der Leistungsethik wird noch weiter ausgeführt sowohl zu den Grundwerten 
Solidarität und Gerechtigkeit als auch im Kapitel zur sozialen Marktwirtschaft als ein die 
CDU-Prioritäten verknüpfender Leitbegriff.  
Der im Ludwigshafener Grundsatzprogramm definierte Grundwert Freiheit lässt sich 
folgendermaßen zusammenfassen: Freiheit bedürfe der sozialen Gerechtigkeit und sei ein 
Recht eines jeden Bürgers. Der Bürger habe nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht zur 
Gemeinschaft, in der er sich selbstverantwortlich und mitverantwortlich im Sinne der 
Subsidiarität persönlich entfalten solle, was im Sinne der Leistungsethik etwas leisten sollen, 
bedeutet. Bei der Verknüpfung der Leitbegriffe Freiheit und Subsidiarität spielt der weitere 
Leitbegriff Verantwortung bereits eine wichtige Rolle. Strategisch relevanter bei der 
‚Besetzung von Begriffen’ wird der Begriff Verantwortung jedoch erst im Hamburger 
Grundsatzprogramm von 1994. 
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Darüber hinaus soll der Einzelne für die Freiheit im Staate eintreten: Zur Freiheit gehöre die 
Bereitschaft, sie nach außen und innen zu schützen und für sie zu kämpfen, denn der freie 
Bürger und sein Gemeinwesen beugten sich nicht wehrlos der Unfreiheit. Die CDU bekenne 
sich zum Prinzip der wehrhaften Demokratie.   
Das Prinzip der wehrhaften Demokratie beinhaltet auch, dass zur Verteidigung der Freiheit 
vorübergehend Freiheitsrechte eingeschränkt werden können. 
 
 
Freiheit 1028 (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1029 
Bei der CDU wird mit der Ausformulierung der Grundwerte-Trias die freie und  
verantwortliche Gesellschaft als wichtigste politische Konzeption begründet. Die CDU will 
sich damit ausdrücklich von anderen politischen Konzeptionen abgrenzen und schreibt 
einleitend in ihrem Kapitel „Die Grundwerte unserer Politik – Freiheit, Solidarität, 
Gerechtigkeit“: „Dies unterscheidet uns Christliche Demokraten wesentlich von 
sozialistischem, nationalistischem und liberalistischem Denken.“1030    
Anders als im Ludwigshafener Programm weist die CDU bereits in diesem einleitenden Teil 
des Grundwerte-Kapitels auf ihr christliches Selbstverständnis hin, das für ihren Einsatz für 
die drei Grundwerte Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit verantwortlich sei: „Grundlage und 
Orientierung unseres politischen Handelns sind das christliche Verständnis vom Menschen 
und die daraus abgeleiteten Grundwerte Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit.“1031  Die 
CDU sieht diese Grundwerte als unteilbare Menschenrechte nicht auf nationale Grenzen 
beschränkt, also als international verbindlich an, und bezeichnet sie als verpflichtende 
Grundlage unserer Außenpolitik. 
Der Grundwert Freiheit wird zwar wie im Ludwigshafener Programm in acht Abschnitten 
definiert, wird aber in fast allen Themenfeldern erweitert und verändert. Grundsätzlich 
versteht die CDU unter dem Grundwert Freiheit noch das, was sie im Ludwigshafener 
Grundsatzprogramm bereits vertreten hat. Die Leistungsethik wird jedoch weniger betont. 
Betont wird im Hamburger Programm darüber hinaus viel stärker als im Ludwigshafener 
Grundsatzprogramm  – wie bereits der Titel des Grundsatzprogramms („Freiheit in 
Verantwortung“) aussagt – der Begriff bzw. für die CDU der Wert Verantwortung.     
Bereits im ersten Abschnitt des Unterkapitels „Freiheit“ werden Nuancen an Veränderungen 
vorgenommen. Bei näherer Betrachtung und einem kritischen Vergleich zwischen dem 
Ludwigshafener und dem Hamburger Grundsatzprogramm ergibt sich, dass diese Nuancen 
strategisch vorgenommen wurden, um eine gewissermaßen verbindliche Rangordnung der 
Definitionen vorzunehmen und entstandene Vorwürfe gegenüber den Definitionen des 
Ludwigshafener Programms auszuräumen. 
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So heißt es nun im Hamburger Grundsatzprogramm: „Als sittliches Wesen kann der Mensch 
vernünftig und verantwortlich entscheiden und handeln.“1032 Im Ludwigshafener Programm 
hieß es noch: „Als sittliches Wesen soll er (der Mensch, Anm. d. Verf.) vernünftig und 
verantwortlich entscheiden und handeln können.“1033Bei der Formulierung von 1978 
handelt es sich um ein Gebot, wie etwa Du sollst nicht töten usw. Nunmehr wird auf den 
Vorschriftcharakter der Bestimmung des Grundwertes Freiheit verzichtet, um – so 
unterstelle ich – den positiven deontischen Charakter des Grundwertes nicht zu schmälern 
durch das die Freiheit eingrenzende Modalverb sollen. Das Modalverb können hingegen ist 
positiver konnotiert.        
Im Ludwigshafener Programm wurde erst im letzten Satz des ersten Abschnittes dieses 
Unterkapitels formuliert, es sei „(…) Aufgabe der Politik, dem Menschen den notwendigen 
Freiheitsraum zu sichern.“1034 Nun steht dieser Satz weiter am Anfang und aus der 
Verwendung des Singulars (dem Menschen) ist Plural (den Menschen) geworden.  
Im Ludwigshafener Programm wurden am Anfang dieses Abschnitts, ob gewollt oder 
ungewollt, die Grenzen der Freiheit stark betont. So hieß es ab dem zweiten Satz des 
gleichen Abschnitts: „Wer Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen 
anerkennen. Die Freiheit des anderen bedingt und begrenzt die eigene Freiheit. Freiheit 
umfaßt Recht und Pflicht.“1035 Erst anschließend wurde die Aufgabe der Politik, Freiheit zu 
sichern angesprochen. 1994 heißt es hingegen: „Es ist Aufgabe der Politik, den Menschen 
den notwendigen Freiheitsraum zu sichern. Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten. Wer 
Freiheit für sich fordert, muß die Freiheit seines Mitmenschen anerkennen. Die Freiheit des 
einzelnen findet ihre Grenzen in der Freiheit des anderen und in der Verantwortung für die 
zukünftigen Generationen und für die Bewahrung der Schöpfung.“1036 Die Voranstellung 
des Satzes bezweckt, hervorzuheben, dass die CDU die politische Kraft ist, die die Freiheit 
sichert. Dennoch will die CDU nicht auf die ihr wichtigen Sollens-Sätze verzichten. Diese 
die Freiheit begrenzenden Sollens-Sätze werden deshalb erst nachrangig genannt, weil die 
Aufmerksamkeit des Lesers immer auf das Erstgenannte gerichtet ist und nicht auf das 
Nachgenannte. Die CDU will als Partei der Freiheit  verstanden werden und gelten, und 
nicht als Partei, die Freiheit begrenzt. Dazu gehört auch, dass sie nicht mehr schreibt 
„Freiheit umfaßt Recht und Pflicht.“, sondern: „Freiheit umfaßt Rechte und Pflichten.“  
Es gibt bestimmte Wirkungsunterschiede bei der Singular- und der Pluralverwendung. Die 
Rechte bedeuten z.B. etwas anderes als das Recht. Bei der Pluralverwendung werden beim 
Empfänger bestimmte Freiheiten assoziiert, die er hat. Bei der Singularverwendung denkt 
man evtl. direkt an Recht und Ordnung müssen hergestellt werden.  Es stellen sich auf jeden 
Fall eher Assoziationen ein, wie z.B. Gesetze, die Justiz oder die Polizei, die zwar das 
Zusammenleben in der Gesellschaft gewährleisten, aber auch die persönliche Freiheit im 
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Sinne der Gesellschaft einschränken. Auch Assoziationen wie Strafe oder Bestrafung 
aufgrund von Verstößen gegen Gesetze sind mit dem Begriff Recht möglich.                      
Ebenso kann auf folgenden Unterschied hingewiesen werden: „Die Freiheit des anderen 
bedingt und begrenzt die eigene Freiheit.“1037 (1978) „Die Freiheit des einzelnen findet ihre 
Grenzen in der Freiheit des anderen (...).“1038 (1994) Im gleichen Abschnitt des 
Ludwigshafener Programms wird der Schwerpunkt auf die Freiheit des anderen gelegt, da 
der andere hier als der Erstgenannte auftritt. Dessen Freiheit begrenzt vor allem die Freiheit 
des angesprochenen Adressaten. Zwar wird auch im Hamburger Programm der gleiche aus 
dem Grundgesetz stammende Grundsatz formuliert, doch die Freiheit des einzelnen wieder 
vorangestellt, so dass der angesprochene Adressat sich und die CDU im Einklang mit dem 
Grundgesetz weiß und sich seiner persönlichen Freiheit auch bei der CDU sicher sein kann. 
Entscheidende Änderungen sind in dem Unterkapitel „Freiheit“ darüber hinaus nur zum 
Leitbegriff Leistung im Vergleich zum Ludwigshafener Grundsatzprogramm festzustellen. 
Hieß es noch 1978 missverständlich, als hätte nur derjenige Würde, der Leistungen erbringt:  
„Seine Würde und sein Recht hat der Mensch vor jeder Leistung“1039, so geht die CDU auf 
dieses Formulierungsdefizit 1994 ein und formuliert eindeutiger: „Seine Würde und sein 
Recht hat der Mensch unabhängig von jeder Leistung.“1040  
Ähnlich und in weiten Teilen gleich wie im Ludwigshafener Programm verknüpft die CDU 
1994 den Grundwert Freiheit mit folgenden ihr wichtigen Leitbegriffen: freie Entfaltung der 
Person, Gemeinschaft, Verantwortung, Recht, Soziale Gerechtigkeit, Eigentum, 
Subsidiarität, Plurale Gesellschaft, Würde des Menschen, Leistung, Wehrhafte Demokratie.  
 
Das Schlagwortpaar: Freiheit (in) /  Verantwortung (Hamburger 
Grundsatzprogramm 1994)1041 
Verantwortung ist einer der Schlüsselbegriffe im Hamburger Grundsatzprogramm. Insgesamt 
73 Mal kommt das Lexem im Programm vor und 144 Mal in Wörtern, die die Zeichenfolge 
verantwort enthalten.1042 Im Ludwigshafener Programm wurde bereits der Begriff 
verantwortete Freiheit an einzelnen Stellen verwendet, aber nicht so strategisch wie im 
Hamburger Programm. Konnte man zum Ludwigshafener Programm sagen, dass in ihm eine 
bestimmte Leistungsethik vertreten wurde, so kann zum Hamburger Programm gesagt 
werden, dass in ihm eine bestimmte Verantwortungsethik formuliert wird.  
Die verantwortete Freiheit wird zum dominierenden Gestaltungsprinzip im Hamburger 
Grundsatzprogramm. So erklärt die CDU im zweiten Kapitel „DIE CHANCEN DES 
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UMBRUCHS NUTZEN – DIE EINHEIT DEUTSCHLANDS IN FREIHEIT UND 
VERANTWORTUNG GESTALTEN“: „Das Prinzip verantworteter Freiheit gilt sowohl für 
die Innen- als auch für die Außenpolitik. Unser Leitbild ist eine freie und verantwortliche 
Gesellschaft.“1043 Da die CDU die Verwirklichung der inneren Einheit Deutschlands im 
Zuge des Wiedervereinigungsprozesses als wichtigste Aufgabe in unserem vereinten Land 
ansieht, sieht sie sich als Regierungspartei auch besonderen Aufgaben ausgesetzt: Die 
Herausforderungen und Anstrengungen, die mit der Vollendung der Einheit verbunden 
seien, würden nicht nur zur Überprüfung eingefahrener Wege und gewohnter Denkweisen 
zwingen, sondern erforderten Kreativität. Man müsse neue Kräfte mobilisieren für die 
Gestaltung der BRD. Der Aufbau in den neuen Bundesländern biete deshalb die Chance zur 
Modernisierung in ganz Deutschland. Fehlentwicklungen in den alten Ländern würden 
angesichts neuer Bedingungen und zusätzlicher Anforderungen deutlicher hervor treten, und 
die notwendigen Erneuerungen seien dringender geworden. Die Einheit werde ganz 
Deutschland moderner machen, indem veraltete Strukturen aufgebrochen, 
Besitzstandsdenken überwunden, Solidarität und Gemeinsinn neu zur Geltung gebracht 
würden. Fehlentwicklungen in der Vergangenheit während der CDU-Regierungszeit werden 
zwar eingestanden, aber nicht näher direkt benannt. Erst nachstehend wird durch den 
Gebrauch des Futur I indirekt deutlich, welche Probleme sich bei der Umsetzung des 
deutschen Vereinigungsprozess ergeben haben: Die Gesellschaft des vereinten Deutschlands 
ist demnach noch unmodern, in veralteten Strukturen und in Besitzstandsdenken verhaftet, 
unsolidarisch und nicht geprägt von Gemeinsinn. Dass bzw. ob diese Fehlentwicklungen der 
CDU angelastet werden können, sagt das Programm nicht aus. Dass jedoch alles besser wird 
durch die Politik der CDU, steht durch den Gebrauch des Futur I fest.         
Die Schuldigen dieser Fehlentwicklungen stehen für die neue vereinigte CDU fest: der 
wirtschaftliche Egoismus der westdeutschen Bürger: Es gelte, die Besinnung auf Tugenden 
und Werte, die im Zuge der Wohlstandsmehrung und eines einseitigen 
Freiheitsverständnisses zurückgedrängt worden seien. Es gelte außerdem, die Entwicklung 
eines falsch verstandenen Individualismus auf Kosten anderer und des Rückzuges aus der 
Verantwortung für das Gemeinwohl umzukehren. Inwiefern sich in Deutschland 
Individualismus auf Kosten anderer bemerkbar macht, wird hier nur durch die Konjunktion 
und angegeben. Für das Gemeinwohl interessiert sich der durch Wohlstand verwöhnte 
Westbürger laut CDU anscheinend nicht besonders. Auch wenn der Wohlstand die positive 
Folge der durch Erhard und die CDU durchgesetzten Sozialen Marktwirtschaft nach dem 
Zweiten Weltkrieg sowie des in den 1950er Jahren erfolgenden Wirtschaftswunders war, 
stellt die CDU indirekt selbstkritisch fest, dass dabei ihr christdemokratischer Wert 
Solidarität in der Gesellschaft an Bedeutung verloren hat. 
Nun strebt die CDU eine Gesellschaft an, in der sich nicht nur die Westdeutschen den 
Ostdeutschen gegenüber solidarisch verhalten sollen, sondern die sich auch den künftigen 
Generationen gegenüber verantwortlich zeigen soll: So spricht sich die CDU auch gegen den 
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Raubbau an der Natur und der Verschwendung natürlicher Ressourcen aus. Wer demnach 
mit seinem Handeln der Natur in irgendeiner Weise schadet, verhält sich dem 
Grundsatzprogramm entsprechend unverantwortlich gegenüber den Nachkommen. 
Interessant ist hierbei die Feststellung, dass die o. g. Absichtserklärung zwar durchaus ernst 
zu nehmen ist, aber auf der Dringlichkeitsskala anscheinend nicht sehr weit oben steht. Nur 
wenn politische Ziele als Forderungen (Wir fordern …)  oder als Imperativ (z.B. ‚Der 
Missstand muss beseitigt werden / darf nicht weiter bestehen’) formuliert werden, stehen sie 
auf der Prioritätenliste oben, sonst gelten sie als langfristig angelegte Zielformulierung, die 
nicht unmittelbar umzusetzen ist.  
Der Staat werde, so die CDU, als Vollkaskoversicherung, angesehen. Hiermit unterstellt die 
CDU den Bundesbürgern Unverantwortlichkeit gegenüber ihren eigenen Belangen. Sie 
prophezeit geradezu dieser Gesellschaft, sollte sie nicht mehr Eigenverantwortung 
übernehmen, ihren eigenen Untergang. 
Im direkt darauf folgenden Abschnitt wird ersichtlich, warum die CDU so vehement für 
mehr Eigenverantwortung der Bundesbürger eintritt: Der Staat müsse nicht mehr in erster 
Linie zuständig zu sein für die Sicherung aller denkbaren individuellen Lebensrisiken, 
sondern er müsse eine größere Eigenverantwortung des Bürgers voraussetzen können, auch, 
um den finanziellen Spielraum zurückzugewinnen, der die Voraussetzung dafür bilde, dass 
Deutschland auch in seiner Außenpolitik dem Leitbild von Freiheit in Verantwortung folgen 
könne mit dem Ziel der inneren Einheit Europas. Dieses Leitbild der verantworteten Freiheit 
soll laut CDU Orientierung für die Gestaltung der Beziehungen Deutschlands zu seinen 
Nachbarn wie für die soziale Ordnung des Zusammenlebens von Menschen in einer 
Gesellschaft geben.  
Die CDU räumt als Regierungspartei vier Jahre nach der Wiedervereinigung in ihrem 
Grundsatzprogramm ein, dass es ihr an finanziellem Handlungsspielraum fehlt. Schuld ist 
ihrer Ansicht nach nicht die Regierungspolitik der CDU-FDP-Koalition, sondern es seien die 
Bürger, die zu viele Erwartungen gegenüber dem Staat hätten, so dass das Leitbild der 
verantworteten Freiheit eine Lösung der Probleme der CDU bietet. 
   
   
Gleichheit (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1044 
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. Entgegen dem eigenen 
Bekenntnis zu den drei genannten Grundwerten, bekennt sich die CDU außerdem noch zu 
den Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität. Die Grundwerte (soziale) 
Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und Solidarität sind durch ihre Bedeutungsbreite 
eng miteinander verbunden, so dass z.B. eine gruppenspezifisch ideologiegebundene Form 
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zur Herstellung von Menschenwürde gleich der Umsetzung mehrerer anderer Grundwerte 
bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und manchmal sogar müßig, die Grundwerte 
detailliert auszudifferenzieren. 
Der Grundwert Gleichheit wird bei der CDU in den sozialpolitischen Leitsätzen der 
Düsseldorfer Leitsätze zweimal bezogen auf die Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
im Arbeitsleben. So heißt es in dem Punkt „1. Das Recht auf Arbeit“ der sozialpolitischen 
Leitsätze der Düsseldorfer Leitsätze, der Frauenarbeit komme erhöhte Bedeutung zu. Den 
Frauen sei in der Wirtschaft und Verwaltung grundsätzlich gleiches Recht wie den Männern 
einzuräumen. Den Frauen dürfe jedoch keine Arbeit zugemutet werden, die ihrer Wesensart 
widerspricht. Was die CDU jedoch unter Arbeiten versteht, die der Wesensart von Frauen 
widerspricht, wird nicht gesagt. In Punkt „3. Angemessene Entlohnung“ der 
sozialpolitischen Leitsätze heißt es zur Vereinbarung der Tariflöhne zwischen Vertretern der 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber, dass eine unterschiedliche Entlohnung von Männern und 
Frauen bei gleicher Arbeit und Leistung nicht mehr vereinbart werden dürfe.  
Mehr hat die CDU 1949 zum Grundwert Gleichheit sozialpolitisch nicht zu sagen. Ob die 
CDU den Begriff Gleichheit vermeiden wollte, glaube ich zumindest auf das Jahr 1949 
bezogen eher nicht. Es zeigt sich bei der Analyse der sozialpolitischen Leitsätze aber, dass 
die CDU die meisten Grundwerte unter ihrem Verständnis von Solidarität, also unter dem 
christlichen Verständnis von Nächstenliebe, subsumiert.  
 
 
(Soziale) Gerechtigkeit (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1045   
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. Sie strebt eine 
umfassende Sozialpolitik für alle wirtschaftlich und sozialabhängigen Volksschichten an. 
Daher solle der Staat die herrschenden wirtschaftlichen und sozialen Notstände beseitigen 
und ein gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten herbeizuführen. Die natürlichen 
Rechte und Freiheiten des Einzelnen und aller Gesellschaftsgruppen sollen laut CDU 
geschützt werden. Entgegen dem eigenen Bekenntnis zu den drei genannten Grundwerten, 
bekennt sich die CDU außerdem noch zu den Grundwerten Familie, Gleichheit und 
Solidarität. Die Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und 
Solidarität sind durch ihre Bedeutungsbreite eng miteinander verbunden, so dass z.B. eine 
gruppenspezifisch ideologiegebundene Form zur Herstellung von Menschenwürde gleich der 
Umsetzung mehrerer anderer Grundwerte bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und 
manchmal sogar müßig, die Grundwerte detailliert auszudifferenzieren.  
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Explizit ist von Gerechtigkeit (bzw. gerecht) nur in Punkt 3. der sozialpolitischen Leitsätze 
„3. Angemessene Entlohnung“ der Düsseldorfer Leitsätze die Rede, die sicherlich ein, wenn 
nicht sogar das Kernelement jeder Definition von (sozialer) Gerechtigkeit ist. Dort heißt es:  
„Die Arbeitnehmer haben (...) Anspruch auf einen gerechten Anteil am Ertrag des 
Unternehmens.“1046 Der Lohn müsse der Arbeitsleistung entsprechen und solle nicht nur 
für eine angemessene Lebensführung des Arbeitnehmers, zu der auch die Teilnahme am 
Kulturleben gehöre, ausreichen, sondern auch die Gründung und Erhaltung einer Familie 
sichern. Insofern unterscheidet sich die CDU-Definition eines gerechten Lohns nicht 
wesentlich von der SPD-Definition.  
Implizit steckt die (soziale) Gerechtigkeit in den sozialpolitischen Leitsätzen oft im Detail, so 
z. B. in Punkt „1. Das Recht auf Arbeit“, in dem die CDU jedem Menschen attestiert, ein 
natürliches Recht auf Arbeit zu haben, was sie durch eine auf Vollbeschäftigung abzielende 
Wirtschaftspolitik erreichen will. Wenn es dieses natürliche Recht auf Arbeit gibt, dann ist es 
auch davon auszugehen, dass dies für die CDU auch gerecht ist. Das natürliche Recht auf 
Arbeit soll aber nicht zur Pflicht zur Arbeit werden, da damit die die freie Berufswahl und die 
freie Arbeitsplatzwahl aufgehoben werde.  
In Punkt „10. Lastenausgleich und Bodenreform“ ist zwar auch nicht direkt von 
Gerechtigkeit die Rede, aber von einer sozialen Rechtsforderung: Der Lastenausgleich sei 
keine Fürsorgeangelegenheit, sondern eine soziale Rechtsforderung, insbesondere für die 
Vertriebenen und Kriegsgeschädigten. Wenn die CDU diesen Lastenausgleich für eine von 
ihr vertretene soziale Rechtsforderung hält, dann ist erstens davon auszugehen, dass sie diese 
nicht nur für legitim, sondern auch für sozial gerecht hält. 
Die (soziale) Gerechtigkeit wird von der CDU vor allem in dem Grundwert Solidarität näher 
erläutert, während Gleichheit sich lediglich auf die Gleichstellung von Mann und Frau 
bezieht. 
 
 
Gerechtigkeit und das neue Schlagwort Chancengerechtigkeit 
(Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1047 
Bereits im ersten Satz des Hauptkapitels „Grundwerte“ des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms wird die Rangfolge der drei Grundwerte Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit festgelegt. Auffällig ist, dass der Grundwert Solidarität nicht wie im 
Godesberger Programm an dritter Stelle steht, sondern an zweiter. Interessant erscheint in 
diesem Zusammenhang, dass noch im Wahlprogramm der CDU/CSU für die 
Bundestagsprogramm 1976 Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der gleichen 
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Reihenfolge genannt wurden wie bei der SPD1048, nun aber diese geändert wurde. Die CDU 
verbindet den Begriff Gerechtigkeit vor allem mit folgenden weiteren Leitbegriffen: 
Gleichheit vor dem Recht, Chancengerechtigkeit, Freie Entfaltung der Person, 
Verantwortung, Eigentum, Leistung, Ausgleichende Gerechtigkeit.  
Die CDU definiert 1978 Gerechtigkeit einerseits mit Gleichheit vor dem Gesetz. Insofern 
stimmt sie mit der SPD überein: Grundlage der Gerechtigkeit sei die Gleichheit aller 
Menschen in ihrer Würde und Freiheit ohne Rücksicht auf Macht, Leistung oder Versagen 
des einzelnen. Gerechtigkeit bedeute gleiches Recht für alle, auch für die, denen geholfen 
werden müsse, ihr Recht wahrzunehmen. Recht schütze vor Willkür und Machtmißbrauch. 
Recht mache Freiheit auch für den Schwächeren möglich.    
Andererseits grenzt sie sich mit dem Begriff Chancengerechtigkeit vor allem im 
Bildungsbereich 1978 von der SPD ab, die ihrerseits von Chancengleichheit spricht.  
„Gerechtigkeit gibt jedem die gleiche Chance, sich frei zu entfalten und für sich und für 
andere Verantwortung zu übernehmen. Chancengerechtigkeit ist die notwendige Ergänzung 
der Gleichheit vor dem Recht. Sie soll jedermann die Möglichkeit geben, sich in gleicher 
Freiheit so unterschiedlich zu entfalten, wie es der persönlichen Eigenart des einzelnen 
entspricht. Dazu gehört zunächst ein gerechter Zugang zu allen Bildungseinrichtungen unter 
Ausgleich nachteiliger Vorbedingungen. Chancengerechtigkeit bezieht sich aber auch auf die 
Eröffnung von Mitsprache und Mitverantwortung, auf die Nutzung lebenswichtiger Güter 
und auf den Erwerb persönlichen Eigentums.“1049 Die CDU legt mit dem Begriff 
Chancengerechtigkeit Wert auf die Unterschiedlichkeit der Menschen und der aus ihr 
erwachsenen Entwicklungsmöglichkeiten. Chancengerechtigkeit soll laut CDU aber auch die 
Möglichkeit einschließen, die Chance auf Mitsprache und Mitverantwortung zu bieten. 
Gleichzeitig ist es der CDU wichtig zu betonen, dass dem Einzelnen auch die Chance 
gegeben werden soll, Eigentum zu erwerben. Da Eigentum ja laut CDU freier macht, ist dies 
auch mehr recht als billig.  
Chancengerechtigkeit schließe den Versuch aus, die menschlichen Existenzen als solche 
gleichzumachen, so die CDU. Wer die Menschen gleichmachen wolle, leugne ihr zur freien 
Selbstbestimmung geschaffenes verantwortliches Wesen. Es geht der CDU vor allem darum, 
der SPD zu unterstellen, sie meine mit Chancengleichheit Gleichmacherei. Sie zielt damit 
vor allem auf das von der SPD bevorzugte Gesamtschulsystem.   
Der Begriff Chancengleichheit wurde Mitte der 1960er Jahre als Schlagwort in der 
politischen Diskussion häufig benutzt, als es um die Bildungsreform ging, die die 
Chancengleichheit im Bildungswesen zur Zielsetzung hatte. Chancengleichheit wurde im 
Laufe der nächsten Jahre von allen Parteien und gesellschaftlichen Gruppen als 
programmatisches Wort benutzt. Insgesamt war man sich in der politischen Kontroverse 
darüber einig, dass mehr Chancengleichheit im Bildungssystem notwendig sei, auch wenn 
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man sich über die konkreten Maßnahmen dorthin uneinig war. Interessant ist in diesem 
Zusammenhang, dass die CDU bis einschließlich 1975 noch den Begriff Chancengleichheit 
in seiner positiven deontischen Funktion verwendet hat. Jeder soll 1971 laut CDU die 
gleichen Bildungschancen erhalten, ohne dass hierbei Einschränkungen des 
Gleichheitsgrundsatzes vorgenommen würden. Chancengleichheit wurde im Laufe der 
1970er Jahre zu einem stark umkämpften Begriff, als das wirtschaftliche Wachstum zum 
Erliegen kam, die Vollbeschäftigung nicht mehr zu gewährleisten war und die 
Arbeitslosenquote stieg, während gleichzeitig die Schülerzahlen an den weiterführenden 
Schulen immer weiter stiegen. SPD und CDU warfen sich gegenseitig vor, den Begriff 
Chancengleichheit falsch zu definieren und in den Bundesländern falsche Maßnahmen zur 
Bildungsreform einzuleiten. So ging es der CDU von Beginn der Diskussion um die 
Bildungsreform (1969) an darum, am dreigliedrigen Schulwesen festzuhalten und es 
auszubauen. Um jedem Kind gleiche Chancen für seine Entwicklung zu ermöglichen, wolle 
die CDU eine gegliederte Leistungsschule, die ein Höchstmaß an individueller Förderung 
biete. Sie solle die Verschiedenheit der Begabungen individuell entwickeln, umweltbedingte 
Hemmungen und Hindernisse abbauen, eine ständige Anpassung der Berufsentscheidung 
und des Ausbildungsweges an die persönliche Entwicklung ermöglichen.1050 Die 
Leistungsethik spielt also bereits 1969 eine wesentliche Rolle für die CDU. Hervorgehoben 
wird von der CDU die individuelle Förderung sowie die Verschiedenheit der Begabungen.  
Zum ersten Mal tritt der Begriff Chancengerechtigkeit und seine Definition im 
Wahlprogramm der CDU und CSU für den Bundestagswahlkampf 1976 auf: 
„Chancengerechtigkeit in der Bildungspolitik bedeutet, nicht jedem den gleichen, sondern 
jedem seinen Weg zu eröffnen.“1051 Hier kann man das deutliche Bemühen um eine 
begriffliche Abgrenzung von dem SPD-Vokabular erkennen.  
Zurück zum Ludwigshafener Grundsatzprogramm: Der neue Begriff Chancengerechtigkeit 
wird weiter begründet: Gerechtigkeit verlange, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu 
behandeln. Gerechtigkeit schließe die Anerkennung persönlicher Anstrengung und Leistung 
ein. Jeder solle die Möglichkeit haben, seine Lebensbedingungen durch eigenen Einsatz zu 
verbessern und zu gestalten. Seine Leistung müsse mit der Aussicht auf eine lohnende 
Zukunft verbunden sein. Gerade die Bejahung persönlicher Leistung aber erfordere eine 
gerechte Verteilung der erarbeiteten Güter, da die gesellschaftlichen Bedingungen, unter 
denen persönliche Leistung vollzogen werde, verschieden seien und Chancengerechtigkeit 
auch bei allem Bemühen nicht immer erzielt werden könne.  
Der CDU geht es bei ihrer Definition von Gerechtigkeit auch um ihre Gleichsetzung mit dem 
neuen Begriff Chancengerechtigkeit. Wer etwas leistet, so sagt uns das Programm, der muss 
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auch die Aussicht auf ein besseres Leben deswegen haben. Zwar wäre deswegen eine 
gerechte Verteilung der Güter (gemeint ist hier wohl das Bruttosozialprodukt) notwendig, 
aber so enttäuscht uns das Programm direkt wieder: Chancengerechtigkeit sei nun einmal 
nicht immer herzustellen, so sehr man sich auch bemühe. Letztlich wird hiermit ausgesagt, 
dass man der von der CDU aufgestellten Leistungsethik entsprechen muss, um etwas vom 
‚Kuchen abzubekommen’, also auch einen Anspruch auf eine wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Besserstellung zu erwirken. Gleichzeitig lasse sich von diesem Anspruch 
keine Garantie dafür ableiten, so dass das Leben letztlich ungerecht bleiben müsse. Die so 
verstandene leistungsorientierte Gerechtigkeit wird zu einer Erfolgsethik, die besagt: 
Derjenige, der erfolgreich ist, ist gerechterweise erfolgreich. Derjenige, der trotz erbrachter 
Leistungen nicht erfolgreich ist, ist gerechterweise nicht erfolgreich. Im 
Leistungswettbewerb ist Erfolg Zufall, aber der ist garantiert.       
Anschließend bleibt noch festzustellen, dass die CDU unter Gerechtigkeit neben der 
analysierten Gleichheit vor dem Gesetz und der leistungsethischen Chancengerechtigkeit 
nichts anderes als Solidarität versteht: Gerechtigkeit gebiete, ausgleichende Maßnahmen 
zugunsten derer zu treffen, die sonst zurückbleiben würden. Hilfe sei vor allem für Menschen 
bestimmt, die nur unzureichend zur Selbsthilfe befähigt seien und ihre Belange nicht 
wirkungsvoll öffentlich vertreten und durchsetzen könnten. Hierzu gehören laut CDU 
diejenigen, die nicht in Verbänden organisiert sind.  Es gelte, auch den Erfolglosen nicht 
fallen zu lassen und jedermann menschenwürdige Lebensverhältnisse zu sichern, auch wenn 
er durch eigenes Verschulden zu seiner Bedürftigkeit beigetragen habe. Wichtig erscheint der 
Zusatz, dass auch derjenige einen Anspruch auf Menschenwürde hat, der seine 
Erfolglosigkeit selbst verschuldet hat. Bei aller Leistungsorientierung traut sich die CDU 
anscheinend selbst nicht zu, diesen Grundsatz auch zu beachten. Die Schuld des Erfolglosen 
muss benannt werden.   
Einsichtig und selbstkritisch zeigt sich die CDU allerdings abschließend in dem Kapitel 
„Gerechtigkeit“: Absolute Gerechtigkeit sei nicht erreichbar. Auch politisches Handeln im 
Staat stoße auf die Unzulänglichkeiten des Menschen und dessen Grenzen. Aber auch wenn 
die Welt von Menschenhand nicht vollendbar sei, so sei dennoch Fortschritt möglich. Die 
CDU bekenne sich zur äußersten Anstrengung, um jedem Menschen seine Lebenschancen zu 
gewährleisten, und darüber hinaus zu umfassenden Maßnahmen ausgleichender 
Gerechtigkeit. Sie habe die Zuversicht, dass es sich lohne, ständig an der Verbesserung der 
Verhältnisse zu arbeiten.  
Insofern lässt die CDU im Ludwigshafener Pogramm eine Revidierung und Verbesserung 
ihrer Grundsätze offen, so dass Veränderungen ihrer Grundsatzprogrammatik im 
ideologischen Diskurs nicht bzw. nur in Ansätzen kritisiert werden können.  
 
 
 493 
Gerechtigkeit (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1052 
Im Ludwigshafener Grundsatzprogramm wurde im Unterkapitel „Gerechtigkeit“ vor allem 
der neue Leitbegriff Chancengerechtigkeit als konkurrierendes Fahnenwort gegenüber dem 
SPD-Begriff Chancengleichheit eingeführt. Auch im Hamburger Grundsatzprogramm spielt 
Chancengerechtigkeit eine wichtige Rolle, wobei jedoch festgestellt werden kann, dass 
Aussagen zu dem CDU-spezifischen Leitbegriff, die 1978 noch explizit in drei Abschnitten 
vorgenommen wurden, 1994 in einem Abschnitt zusammengefasst sind. Im Wesentlichen 
bleiben die deskriptiven Aussagen zur Chancengerechtigkeit gleich.  
1994 verbindet die CDU mit Gerechtigkeit folgende weitere Leitbegriffe: Gleichheit vor dem 
Gesetz, Gleichheit vor Gott, Chancengerechtigkeit, ausgleichende Gerechtigkeit, soziale 
Gerechtigkeit, Leistung, weltweite Gerechtigkeit.    
1978 definierte die CDU im ersten Abschnitt des entsprechenden Unterkapitels noch 
Gerechtigkeit als „(...) Gleichheit aller Menschen in ihrer Würde ohne Rücksicht auf Macht, 
Leistung oder Versagen des einzelnen.“1053 1994 heißt es hingegen: „Grundlage der 
Gerechtigkeit ist die Gleichheit aller Menschen in ihrer von Gott gegebenen Würde und 
Freiheit.“1054 1994 spielt das christliche Selbstverständnis eine so große Rolle, dass in allen 
Unterkapiteln zu den Grundwerten auf Gott oder die Bewahrung der Schöpfung Bezug 
genommen wird. 
Die CDU definiert im Hamburger Programm Gerechtigkeit auch als Verpflichtung des 
Einzelnen gegenüber der Gesellschaft: Gerechtigkeit schließe die Übernahme von Pflichten 
entsprechend der Leistungsfähigkeit des einzelnen zum Wohle des Ganzen ein. Soziale 
Gerechtigkeit verlange, vor allem denjenigen Menschen zu helfen, die nur unzureichend zur 
Selbsthilfe fähig seien und allein ihre Belange nicht wirkungsvoll vertreten und durchsetzen 
könnten. Die Trennschärfe der Leitbegriffe / Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit und 
Solidarität verwischen und man könnte angesichts solcher Probleme durchaus darauf 
verzichten, die Grundwerte in einzelnen Unterkapiteln einzeln zu definieren.  
Angesichts der Wiedervereinigung geht die CDU im Unterkapitel „Gerechtigkeit“ in einem 
Abschnitt auf die aktuelle (tagespolitische) innenpolitische Frage nach Gerechtigkeit für das 
in der DDR begangene Unrecht ein: Es sei die besondere Aufgabe, uns um Gerechtigkeit für 
die Bürger zu bemühen, denen sie über Jahrzehnte vorenthalten worden sei. Auch wo 
Gerechtigkeit nicht mehr erreichbar sei, müsse Hilfe für die Opfer und Förderung der einst 
Benachteiligten im Zentrum stehen. Unter Unrechtsbedingungen erworbene Besitzansprüche 
bedürften einer Überprüfung. Der feste Wille zur Gerechtigkeit müsse die innere Einheit 
unseres Landes bestimmen und ihre Gestaltung leiten. 
 
                                                 
1052
 Vgl. Kap. IV. 5.2.3, S. 315-317 
1053
 CDU-GSP 1978, § 26 
1054
 CDU-GSP 1994, § 26 
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Innovation (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1055 
Unter dem im Bundestagswahlkampf 1998 so erfolgreich verwendeten Schlagwort der SPD 
Innovation zählt die CDU in ihrem Grundsatzprogramm von 1994 konkrete Forderungen zur 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auf der Grundlage ihres Konzeptes der 
Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft auf. Insofern kann konstatiert werden, dass die 
CDU ein ihr wichtiges politisches Schlagwort (Innovation) im anschließenden Kampf um 
Wörter verloren hat, obwohl sie es zuerst gezielt als Leitbegriff verwendet hat. Unter dem 
Abschnitt „Spitzenleistungen durch Innovationen“ subsumiert die CDU Maßnahmen zur 
Förderung der Wettbewerbsfähigkeit. Die CDU verknüpft den Begriff Innovation demnach 
vor allem mit folgenden Begrifflichkeiten: Leistungs- und Innovationsfähigkeit, 
Spitzenleistungen, Spitzenqualität, Wettbewerbsfähigkeit, hoher Leistungsstand bei 
Forschung und Entwicklung, technischer Fortschritt, Anwendung neuer Technologien, 
Ökologische und Soziale Marktwirtschaft, Standortvorteil, Zukunft. 
Die CDU verwendet in ihrem Grundsatzprogramm 1994 den Begriff Innovation deskriptiv 
fast deckungsgleich wie die SPD im Bundestagswahlkampf 1998. 
 
 
Menschenwürde (Ahlener Wirtschaftsprogramm 1947)1056 
Im Ahlener Wirtschaftsprogramm erklärt die CDU, dass nach dem wirtschaftlichen 
Zusammenbruch Deutschlands aufgrund der verbrecherischen Machtpolitik der 
Nationalsozialisten  eine Neuordnung von Grund aus  notwendig geworden sei.  
Die Ausrichtung der Wirtschaft solle nicht mehr das kapitalistische Gewinn- und 
Machtstreben sein, sondern nur das Wohlergehen unseres Volkes. Die zu schaffende 
Wirtschafts- und Sozialordnung solle sich an der Würde des Menschen, dem materiellen 
Aufbau und dem inneren und äußeren Frieden orientieren. 
 
 
Menschenwürde (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1057 
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. 
Sie strebt eine umfassende Sozialpolitik für alle wirtschaftlich und sozialabhängigen 
Volksschichten an. Daher solle der Staat die herrschenden wirtschaftlichen und sozialen 
Notstände beseitigen und ein gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten 
herbeizuführen. Die natürlichen Rechte und Freiheiten des Einzelnen und aller 
Gesellschaftsgruppen sollen laut CDU geschützt werden. 
                                                 
1055
 Vgl. Kap. 5.2.8, S. 333 
1056
 Vgl. Kap. IV. 2.1.1, S. 172ff. 
1057
 Vgl. Kap. IV. 2.3.5.5, S. 204ff. 
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Entgegen dem eigenen Bekenntnis zu den drei genannten Grundwerten, bekennt sich die 
CDU außerdem noch zu den Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität.         
Die Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und Solidarität sind 
durch ihre Bedeutungsbreite eng miteinander verbunden, so dass z.B. eine gruppenspezifisch 
ideologiegebundene Form zur Herstellung von Menschenwürde gleich der Umsetzung 
mehrerer anderer Grundwerte bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und manchmal sogar 
müßig, die Grundwerte detailliert auszudifferenzieren. 
Die CDU bezieht den Grundwert Menschenwürde in den sozialpolitischen Leitsätzen der 
Düsseldorfer Leitsätze explizit und implizit hauptsächlich auf das Arbeitsrecht:  
Die christliche Arbeitsordnung gehe von der Würde des arbeitenden Menschen aus. Sie 
unterscheide sich grundsätzlich von einer Auffassung, die den Menschen nur nach seiner 
Arbeitskraft werte. Die menschliche Arbeit sei keine Ware, sondern sittliche Leistung und 
Grundlage der körperlichen und seelischen Entfaltung des Menschen. Davon ausgehend 
leitet sie auch das Recht auf Arbeit ab.  
Die CDU erklärt in Punkt 2. „Freie Berufswahl, freier Arbeitsplatzwechsel und Sicherung 
des Arbeitsplatzes“, dass bei unverschuldeter Arbeitslosigkeit die Arbeitslosen und ihre 
Familien vor wirtschaftlicher Not ausreichend geschützt werden müssen. Dieser Punkt 
könnte ebenso gut auf den Grundwert Solidarität bezogen werden, die Einschränkung bei 
unverschuldeter Arbeitslosigkeit deutet jedoch auf einen leistungsorientierteren 
Solidaritätsbegriff hin: Für die CDU muss man sich erst einen Anspruch auf 
gesellschaftliche bzw. staatliche Solidarität erwerben, man muss sich also der Solidarität 
würdig erweisen. Insofern kann hier von einer leistungsorientierten Menschenwürde 
gesprochen werden. Nur denjenigen und ihren Familien wird demnach überspitzt betrachtet 
Menschenwürde und Solidarität zuteil, die sich selbst der Gesellschaft gegenüber als würdig 
erwiesen haben bzw. der Gesellschaft solidarisch gedient haben.    
Weitere Konkretisierungen zum Grundwert Menschenwürde liegen vor in Punkt „4. 
Arbeitszeit“ und Punkt „5. Arbeits-, Jugend- und Frauenschutz“. Bei der Arbeitszeit sollen 
sich die gesetzlichen und tariflichen Regelungen zu  Normalarbeitstag, Pausen, Freizeit und 
Urlaub nach Maßgabe neuzeitlicher wissenschaftlicher Erkenntnisse orientieren. Sonntage 
und gesetzliche Feiertage sollen laut CDU als Ruhetage gelten. Die Ausführungen der CDU, 
nach welchen Kriterien sie die Arbeitszeiten der Arbeiter und Angestellten regeln will, hat 
insofern viel mit Menschenwürde zu tun, als die Abschaffung menschenunwürdig langer 
Arbeitszeiten eine seit den Anfängen der deutschen Arbeiterbewegung grundlegende 
Forderung war. Die CDU lässt sich hingegen in ihrem Programm nicht auf eine konkrete 
Arbeitsstundenzahl ein, sondern will wissenschaftlich prüfen lassen, wie viel Arbeitszeit 
einem Menschen zuzumuten ist. Daran lässt sich zwar nicht eindeutig eine Position 
zugunsten der Wirtschaft erkennen, die ein natürliches Interesse daran hat, ihre Arbeiter und 
Angestellte so lange wie möglich arbeiten zu lassen, aber zumindest eine solche Tendenz.  
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Der Punkt „5. Arbeits-, Jugend- und Frauenschutz“ bezieht sich auf die Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer, auch eine Frage der Menschenwürde. So solle die  
Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft der Arbeitnehmer durch Verbesserung des 
Arbeitsvorganges und der betrieblichen sozialen Einrichtungen gefördert werden. Was 
konkret verbessert werden soll und welche sozialen Einrichtungen in den Betrieben 
geschaffen werden sollen, wird in dem Programm jedoch nicht gesagt. Ebenso sei der 
gesetzliche Jugend-, Frauen- und Mutterschutz auszubauen, ohne dass formuliert würde, wie 
dieser Schutz konkret aussehen soll. Allein bei der Berufsausbildung der Jugendlichen wird 
die CDU konkreter: Das Lehrverhältnis diene der gründlichen praktischen und theoretischen 
Ausbildung des jungen Menschen. Durch Gesetz sei der Mißbrauch jugendlicher Arbeitskraft 
zu verhindern und die Berufsausbildung im Betrieb und der Berufsschule sicherzustellen.    
 
 
 Menschenwürde (Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1058     
Sowohl im ersten Kapitel „Das Verständnis vom Menschen“ als auch im zweiten Kapitel 
„Grundwerte“ legt die CDU verbindlich ihr Menschenbild fest. Dieses Kapitel muss also 
Ausdruck einer CDU-spezifischen Ideologie sein. Hier legt die CDU fest, was das 
Menschsein menschlich macht, was wir tun und welche Haltung wir einnehmen sollen. 
Obwohl jeder halbwegs gebildete Mensch dies erkennen muss, erklärt die CDU im letzten 
Satz des ersten Kapitels: Jeder Mensch sei Irrtum und Schuld ausgesetzt. Diese Einsicht 
bewahre die CDU vor der Gefahr, Politik zu ideologisieren. Sie sehe den Menschen nüchtern 
und gebe ihrer Leidenschaft in der Politik das menschliche Maß. Angeblich ideologiefrei 
behauptet die CDU, sie habe ein nüchternes, also ein objektives Menschenbild. Die CDU 
verwendet also eindeutig die umgangssprachliche Bedeutung von dem Begriff Ideologie, von 
dessen negativen Auswirkungen sie angeblich nicht betroffen ist. Daher heißt das Kapitel 
auch nicht „Unser (...)“, sondern „Das Verständnis vom Menschen“. 
Bereits im ersten Abschnitt des ersten Kapitels wird auf das Grundgesetz Artikel 1 und 2 
angespielt: „Wir bekennen uns zur Würde des Menschen. Würde und Leben des Menschen – 
auch des ungeborenen – sind unantastbar. Die Würde des Menschen bleibt unabhängig von 
seinem Erfolg oder Mißerfolg und unberührt vom Urteil des anderen. Wir achten jeden 
Menschen als einmalige und unverfügbare Person.“1059 Legt man das Grundgesetz parallel 
an, so stellt man fest, dass das Grundsatzprogramm der CDU das Grundgesetz im Sinne der 
CDU präzisiert und interpretiert. Die CDU bekennt sich zum Grundgesetz,1060 das Recht 
setzt. Die CDU weitet den Verfassungsgrundsatz der Würde des Menschen auch auf das 
                                                 
1058
 Vgl. Kap. IV. 4.2.1, S. 271-274 
1059CDU-GSP 1978, § 6 
1060Vgl. Grundgesetz Art. 1, Abs. 1: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu 
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“  
u. Abs. 2: Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der 
Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen 
werden.   
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ungeborene Leben aus. Hermanns weist in diesem Zusammenhang zu Recht darauf hin, dass 
die CDU es anscheinend nötig hat, zu betonen, dass auch diejenigen in der Gesellschaft ein 
Recht auf Würde haben, die eventuell nicht so erfolgreich sind wie die anderen,1061 denn 
dem Leistungsgedanken wird von der CDU ein sehr hoher Stellenwert eingeräumt.  
Auch auf die freie Persönlichkeitsentfaltung (vgl. Grundgesetz Art. 2, Abs.1)1062 geht die 
CDU explizit ein: Der Mensch sei zur freien Entfaltung im Zusammenleben mit anderen 
geschaffen. Seine Freiheit beruhe auf einer Wirklichkeit, welche die menschliche Welt 
überschreite. Der Mensch verdanke sie weder sich selbst noch der Gesellschaft. Er sei nicht 
das Maß aller Dinge. Seinem Bedürfnis, sich und der Welt einen Sinn zu geben, könne er aus 
eigener Kraft nicht gerecht werden. Der Mensch sei zur sittlichen Entscheidung befähigt. Er 
stehe in der Verantwortung vor seinem Gewissen und damit nach christlichem Verständnis 
vor Gott. In verantworteter Freiheit sein Leben und die Welt zu gestalten, sei Gabe und 
Aufgabe für den Menschen. Freie Entfaltung wird so zum Gebot und ist nicht mehr nur ein 
Recht, da der Mensch laut CDU dazu geschaffen ist, dazu noch mit anderen 
zusammenzuleben und nicht allein. Er muss also einer Instanz dankbar sein, dass er frei ist. 
Obwohl er frei ist, soll er aber sich selbst nicht für maßgeblich für seine Entscheidungen 
ansehen, da er nicht in der Lage sei, selber seinem Leben Sinn zu geben. Nun läuft final alles 
auf Gott hinaus, denn der sittlich befähigte Mensch müsse sich seinem Gewissen und Gott 
gegenüber in seinen Entscheidungen verantworten. Wer sein Leben nicht entfaltet, lebt laut 
CDU nicht seinem Wesen gemäß. Auch die aus dem Neuen Testament stammende 
Nächstenliebe spielt für die CDU eine Rolle, wenn sie den Grundwert Menschenwürde über 
das Grundgesetz hinaus definiert: Der Mensch sei auf Zusammenleben mit anderen – 
vornehmlich in festen sozialen Lebensformen – angelegt. Sein Leben verkümmere, wenn er 
sich isoliere oder im Kollektiv untergehe. Sein Wesen erfülle sich in der Zuwendung zum 
Mitmenschen, wie es dem christlichen Verständnis der Nächstenliebe entspreche.  
Da der Mensch laut CDU ein soziales Wesen ist, soll er sich auch sozial verhalten. Hier wird 
nicht nur neutral das Wesen des Menschen beschrieben, sondern direkt auch vorgeschrieben, 
welche Verhaltensmaßregeln man daraus ableiten soll. 
Fast wörtlich wird zum Thema Gleichberechtigung das Grundgesetz (Art. 3, Abs. 2) zitiert: 
„Mann und Frau sind gleichberechtigt und auf Partnerschaft angewiesen.“1063 Zum 
Vergleich hier das Grundgesetz Art. 3, Abs. 2: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt.“ 
Der im Grundgesetz verwendete Plural ist im Grundsatzprogramm der CDU zum Singular 
geworden, so dass Hermanns auf das hervorgerufene Bild eines Paares hinweist, das beim 
Leser ausgelöst werde.1064 Die CDU fügt hinzu, dass Mann und Frau auf Partnerschaft 
                                                 
1061Vgl. Hermanns 1991, a.a.O., S. 263 
1062Vgl. Art. 2, Abs. 1:„ Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung 
oder das Sittengesetz verstößt.“ 
1063CDU-GSP 1978, § 9 
1064Vgl. Hermanns 1991, a.a.O., S. 234 
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angewiesen seien, wahrscheinlich um dem gesellschaftlichen Kampf um die 
Gleichberechtigung indirekt eine Absage zu erteilen und Konsenswillen zwischen den 
Geschlechtern und im Besonderen von den Frauen einzufordern. 
Unterschiede der Meinungen und Interessen können laut CDU zu Konflikten führen. Sie 
sollen laut CDU offen und in gegenseitiger Achtung ausgetragen und dadurch fruchtbar 
gemacht werden. Im Streit um den besten Weg müsse jeder seinen Standpunkt selbst 
verantworten. Kein Mensch verfüge über die absolute Wahrheit. Widerstand gelte daher 
denjenigen, die ihre begrenzten Überzeugungen anderen aufzwingen wollten. 
 
Menschenwürde (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1065 
Hieß es im Ludwigshafener Grundsatzprogramm noch als Kapitelüberschrift „Das 
Verständnis vom Menschen“, so heißt es nun im Hamburger Grundsatzprogramm „Unser 
Verständnis (...)“, obwohl die CDU immer noch der Meinung ist, selbst ideologiefrei zu sein. 
1978 hieß es noch, sie (die CDU) bewahre die Einsicht, dass jeder Mensch Irrtum und 
Schuld ausgesetzt sei, davor, Politik zu ideologisieren. 1994 wird dieser Abschnitt mit einem 
größeren Pathos erweitert: „(...) Die Unvollkommenheit und Endlichkeit des Menschen, die 
Begrenztheit seiner Planungs- und Gestaltungsfähigkeit, setzen auch der Politik Grenzen. 
Die Einsicht in diese Begrenztheit bewahrt uns vor ideologischen Heilslehren und einem 
totalitären Politikverständnis und schafft Bereitschaft zur Versöhnung. (...)“1066      
Auf den Slogan Versöhnen statt spalten, so unterstelle ich, wird hier angespielt und 
gleichzeitig ausgedrückt, dass diese Versöhnungsbereitschaft nur durch Ideologiefreiheit zu 
erreichen sei, die der politische Gegner angeblich, so wird m. E. implizit deutlich, nicht habe. 
Das Kapitel zum Verständnis vom Menschen ist im Hamburger Grundsatzprogramm 
insgesamt um einen Abschnitt kürzer, inhaltlich aber zum Teil erweitert worden. So heißt es 
nun nicht mehr nur, die Würde des Menschen bleibe unabhängig vom Erfolg oder Misserfolg 
und unberührt vom Urteil des anderen, sondern: „(...) Wir achten jeden Menschen als 
einmalige und unverfügbare Person in allen Lebensphasen. Die Würde aller ist gleich – 
unabhängig von Geschlecht, Rasse, Nationalität, Alter, Behinderung, von religiöser und 
politischer Überzeugung, von Gesundheit und Leistungskraft, von Erfolg oder Mißerfolg und 
vom Urteil anderer.“1067  Hieran wird besonders gut die Reaktion der CDU auf äußeren 
(politischen / gesellschaftlichen) Druck deutlich. Wie bei der Analyse des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms herausgestellt, konnte der Eindruck entstehen, dass durch die dort 
vertretene Leistungsethik der Erfolgreiche mehr Anspruch auf Anerkennung bzw. Würde als 
der Erfolglose habe. Hier reagiert die CDU m. E. auf diesen Vorwurf, indem sie explizit 
aufzählt, wer alles Anspruch auf Würde hat und dabei vor allem Wert darauf legt, 
gesellschaftliche Minderheiten und Benachteiligte aufzuzählen.        
                                                 
1065
 Vgl. Kap. IV. 5.2.4, S. 317f. 
1066
 CDU-GSP 1994, § 10 
1067
 CDU-GSP 1994, § 7 
 499 
Eine weitere Erweiterung dieses Kapitels wird im letzten Abschnitt vorgenommen, um die 
neue Begriffsformel Bewahrung der Schöpfung einzuführen: „Wir Christliche Demokraten 
verstehen den Menschen als Teil der Schöpfung. Die Natur ist nicht nur Voraussetzung und 
Instrument unserer Lebens, sondern Schöpfung Gottes, der eine Eigenbedeutung zukommt. 
Es steht uns nicht zu, nach Belieben über die Schöpfung zu verfügen. Sie ist dem Menschen 
zur Gestaltung und Bewahrung anvertraut.“1068   
       
       
 Solidarität (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1069 
In den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in den Düsseldorfer Leitsätzen bekennt sich die 
CDU zu einer gesellschaftlichen Neuordnung auf der Grundlage von sozialer Gerechtigkeit, 
gemeinschaftsverpflichtender Freiheit und echter Menschenwürde. 
Die CDU strebt eine umfassende Sozialpolitik für alle wirtschaftlich und sozialabhängigen 
Volksschichten an. Daher solle der Staat die herrschenden wirtschaftlichen und sozialen 
Notstände beseitigen und ein gesundes Verhältnis zwischen den Volksschichten 
herbeizuführen. Die natürlichen Rechte und Freiheiten des Einzelnen und aller 
Gesellschaftsgruppen sollen laut CDU geschützt werden. Entgegen dem eigenen Bekenntnis 
zu den drei genannten Grundwerten, bekennt sich die CDU außerdem noch zu den 
Grundwerten Familie, Gleichheit und Solidarität.         
Die Grundwerte (soziale) Gerechtigkeit, Gleichheit, Menschenwürde und Solidarität sind 
durch ihre Bedeutungsbreite eng miteinander verbunden, so dass z.B. eine gruppenspezifisch 
ideologiegebundene Form zur Herstellung von Menschenwürde gleich der Umsetzung 
mehrerer anderer Grundwerte bedarf. Insofern ist es teilweise schwierig und manchmal sogar 
müßig, die Grundwerte detailliert auszudifferenzieren. 
Höchsten Stellenwert räumt die CDU in ihrer sozial- und wirtschaftspolitischen Konzeption 
der sozialen Marktwirtschaft einer grundlegenden Neuordnung des Verhältnisses von 
Unternehmern und Arbeitnehmern ein. Es gelte, die bestehenden Gegensätze zu überwinden 
und neue Formen der Zusammenarbeit im Sinne echter Partnerschaft, 
leistungsgemeinschaftlicher Verbundenheit und beiderseitiger Verantwortung für das 
gemeinsame Werk zu entwickeln. Die Verwirklichung des Rechts der Arbeitnehmer auf 
Mitberatung, Mitwirkung und Mitbestimmung solle dabei in betriebsgerechter Form unter 
Wahrung der echten Unternehmerverantwortung gesichert werden. Hier werden bereits 
Begrifflichkeiten der sozialen Marktwirtschaft vorweggenommen, denen von den 
verschiedensten Seiten euphemistische Zuschreibungen vorgeworfen wurden: so z.B. die so 
genannte Sozialpartnerschaft, die hier noch als neue Form der Partnerschaft gefordert wird. 
Wichtig bleibt festzustellen, dass die CDU 1949 Gegensätze, gemeint sind wohl die unter 
den SPD- und KPD-Anhängern tief verwurzelten Klassengegensätze, überwinden will, also 
                                                 
1068
 CDU-GSP 1994, § 11  
1069
 Vgl. Kap. IV. 2.3.5.4, S. 202ff. 
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ein harmonisches Gesellschaftsidyll anstrebt, in dem Reiche und weniger Reiche, 
Unternehmer, Arbeiter und Angestellte an einem „gemeinsame(n) Werk“ arbeiten; insgesamt 
also ein auf ein gesellschaftliches Solidaritätsprinzip aufbauendes Gesellschaftskonzept.  
Mitberatung, Mitwirkung und Mitbestimmung auf Seiten der Arbeitnehmerschaft und echte 
Verantwortung auf Seiten der Unternehmerschaft sollen zu diesem solidarischen 
Gesellschaftsidyll der bisher noch nicht eingeführten begrifflichen Sozialpartnerschaft 
führen.  
Die Durchführung einer fortschrittlichen Sozialpolitik solle der inneren Befriedung des 
Volkes dienen, das Vertrauen der breiten Schichten in die neue demokratische Ordnung 
stärken und den Willen zur Mitarbeit am Wiederaufbau des Staates fördern. Dieses Ziel der 
inneren Befriedung der Gesellschaft ist nicht nur sozialgeschichtlich verständlich, sondern 
liegt auch tief in der Psyche des Menschen mit dem Wunsch nach Geborgenheit und 
Sicherheit begründet.   
Der Grundwert Solidarität wird in den sozialpolitischen Leitsätzen der CDU in zwei 
konkreten Punkten berührt und gefordert. In Punkt „6. Sozialversicherung“ erläutert die 
CDU ihr Ziel einer funktionsfähigen Sozialversicherung: Dabei müsse die 
Sozialversicherung zur Sicherung ihrer Leistungsfähigkeit und unter Berücksichtigung der 
Eigenwüchsigkeit der einzelnen Versicherungszweige im Sinne echter Solidarität weiter 
entwickelt werden. Um dies zu erreichen, seien auf dem Gebiete der vorbeugenden 
Gesundheitsfürsorge und der Bekämpfung der Volkskrankheiten alle Volkskreise 
heranzuziehen. Unter echter Solidarität versteht die CDU 1949 also die gemeinschaftliche 
Teilhabe an einem staatlich eingeführten Sozialversicherungssystem, dem alle sozialen 
Gruppen und Schichten angehören sollen, um die Gesundheit der Bevölkerung zu erhalten 
und zu schützen sowie die Krankheiten zu bekämpfen. 
Eine konkrete soziale Gruppe, für die Solidarität - implizit -  gefordert wird, sind die 
Kriegsopfer und Kriegsheimkehrer in Punkt „7. Versorgung der Kriegsopfer und 
Kriegheimkehrer“ der sozialpolitischen Leitsätze. Dort heißt es, es sei die Pflicht der 
Gemeinschaft, für die Ansprüche der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenden 
aufzukommen. Den Kriegsbeschädigten, den Kriegerwitwen, Kriegereltern und 
Kriegerwaisen sei eine ausreichende gesetzliche Versorgung zu gewährleisten. Den 
Kriegsbeschädigten und Kriegsheimkehrern sei die Wiedereingliederung ins 
Wirtschaftsleben durch Berufsausbildung und Umschulung zu erleichtern. 
Die zweite konkrete soziale Gruppe, der laut CDU Solidarität zukommen soll, sind die 
Heimatvertriebenen in Punkt „8. Einordnung der Heimatvertriebenen“: Die Einordnung 
dieser in das Wirtschaftsleben müsse als Pflicht des ganzen Volkes angesehen werden. Jede 
Art von Selbsthilfe solle größtmögliche Förderung erfahren, damit die Heimatvertriebenen in 
freizügiger Weise am Wirtschafts- und Gesellschaftsleben teilnehmen könnten. 
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Solidarität (Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1070 
Bereits im ersten Satz des Hauptkapitels „Grundwerte“ des Ludwigshafener 
Grundsatzprogramms wird die Rangfolge der drei Grundwerte Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit festgelegt. Auffällig ist, dass der Grundwert Solidarität nicht wie im 
Godesberger Programm an dritter Stelle steht, sondern an zweiter. Interessant erscheint in 
diesem Zusammenhang, dass noch im Wahlprogramm der CDU/CSU für die 
Bundestagsprogramm 1976  Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität in der gleichen 
Reihenfolge genannt wurden wie bei der SPD1071, nun aber diese geändert wurde. Auffällig 
ist auch, dass der Grundwert Solidarität näher definiert wird als es die Sozialdemokraten 
1959 für nötig hielten. Der Begriff Solidarität wird im Ludwigshafener Programm mit 
folgenden weiteren Leitbegriffen verbunden: Gemeinschaft, Leistung, Arbeit, Subsidiarität, 
Verantwortung, Partnerschaft.  
Solidarität bedeute, so die CDU,  füreinander dasein, weil der einzelne und die 
Gemeinschaft darauf angewiesen seien. Solidarität verbinde die Menschen untereinander 
und sei Grundlage jeder Gemeinschaft. Sie sei Ausdruck der sozialen Natur des Menschen.  
Bereits im ersten Abschnitt des Unterkapitels „Solidarität“ des Hauptkapitels „Grundwerte“ 
macht die CDU explizit klar, was sie unter dem Grundwert versteht und damit implizit auch, 
was sie darunter nicht versteht. Die CDU versteht unter Solidarität entsprechend der 
Einteilung der Soziologie Solidarität als Solidarität des Handelns in der Gemeinschaft und 
nicht als Solidarität der Gesinnung oder als Interessensolidarität. Das bedeutet im 
Wesentlichen ein Verhalten, das eine gegenseitige Hilfsbereitschaft erfordert, und nicht ein 
Verhalten, das als ‚Waffe der Schwachen gegen die Starken im Kampf  um ihr Recht’ im 
Sinne der SPD erforderlich ist. Interessant ist auch, dass die CDU fast immer den Begriff 
Gemeinschaft verwendet, statt anonyme Begriffe wie Gesellschaft oder ähnliches. Hiermit 
werden vor allem Konnotationen der Gefühlswelt ausgelöst: Gemeinde, 
Glaubensgemeinschaft, familiäre Beziehungen usw. Alle Konnotationen betreffen 
Sehnsüchte nach Harmonie und Geborgenheit.        
Auf die Solidarität der Gemeinschaft hat der Einzelne laut CDU Anspruch und ist ihr auch 
verpflichtet durch seine persönliche Leistung: Solidarität kennzeichne die Wechselbeziehung 
zwischen der Gemeinschaft und dem einzelnen. Die Gemeinschaft stehe für den einzelnen 
ein. Er habe Anspruch auf persönliche Zuwendung und Hilfe. Dies sei sein Recht auf 
Solidarität. Der einzelne stehe aber auch für die Gemeinschaft aller ein. Dies sei seine 
solidarische Pflicht. Solidarität erfordere persönliche Leistung und gebe ihr den sozialen 
Sinn. Wie beim Grundwert Freiheit wird die Leistungsethik auch beim Grundwert 
Solidarität bemüht, um den Grundwert Solidarität zu definieren. Der Umkehrschluss 
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 Vgl. Kap. IV. 4.2.3, S. 283-288 
1071
 Wahlprogramm der CDU und CSU 1976, CDU-Bundesgeschäftsstelle (Hrsg.), 1976:  
z.B. Überschrift des 2. Kapitels, S. 4: „Wir wollen die freie, gerechte und solidarische 
Gemeinschaft.“;     
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bedeutet dann: ‚Wer nichts zu leisten bereit ist, verwirkt dadurch seinen Anspruch auf die 
Solidarität der Gesellschaft.’ 
Zugleich distanziert sich die CDU sowohl von wirtschaftsliberalistischen als auch von 
kommunistischen Vorstellungen: Sie bekenne sich zu dieser wechselseitigen 
Verantwortlichkeit, die gleich weit entfernt ist vom ungebundenen Individualismus wie vom 
Kollektivismus. 
Um deutlicher zu machen, dass die CDU nicht bereit ist, Almosen ohne Gegenleistung bzw. 
die Bereitschaft dazu zu verteilen, erläutert sie in ihrem Programm: Gemeinschaftlich 
würden die Risiken abgesichert, die der einzelne allein nicht bewältigen könne. Durch die 
soziale Sicherung würden keine widerruflichen Almosen und keine kostenlose Versorgung 
durch eine anonyme Kasse gewährt, sondern es werde für den einzelnen ein Recht auf 
Sicherheit und Geborgenheit begründet. Dafür trage jeder mit seiner Arbeit und Leistung 
dazu bei, dass die Gemeinschaft aller für den einzelnen eintreten könne. Die soziale 
Sicherung habe befriedende und befreiende Wirkung. Solidarität verbiete den Mißbrauch des 
Systems der sozialen Sicherung. Wer laut CDU Solidarität von der Gesellschaft beansprucht, 
der muss also wissen, dass dies nicht unwiderruflich ist und der Missbrauch des Sozialstaats 
verboten ist.           
Die Begriffe Solidarität und Subsidiarität gehören laut CDU zusammen. Der Staat solle dem 
Bürger eigene Initiative und verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des Möglichen 
erleichtern und zumuten. Denn zur Solidarität gehöre die persönliche Zuwendung von 
Mensch zu Mensch. In einer Zeit, die von Technik und materiellen Leistungsmaßstäben 
geprägt sei, litten immer mehr Bürger an einem Mangel menschlicher Gemeinschaft und 
Hilfe. Nur persönlich geleistete soziale Dienste helfen laut CDU dieser Not ab. Der Wert 
sozialer Dienste sei für den Gebenden nicht geringer als für den Empfänger. Wie beim 
Grundwert Freiheit verknüpft das Ludwigshafener Grundsatzprogramm auch den Grundwert 
Solidarität mit dem neuen Leitbegriff Subsidiarität. Was die CDU unter Subsidiarität 
versteht, wird dabei von ihr auch definiert: Verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des 
Möglichen soll dem Staatsbürger zugemutet werden. Was das bedeutet, wird durch die 
weitere Erläuterung klar: Der Staat soll sich ausdrücklich aus vielen persönlichen 
Notsituationen heraushalten und dabei auf die Solidarität der Bürger mit dem Einzelnen 
setzen. Inwieweit hier auch eine konkrete Absage für staatliche Zuständigkeiten gemeint ist, 
bleibt hier zunächst unklar, wird aber im Kapitel „Sozialordnung“ näher erläutert und als 
Neue Soziale Frage bezeichnet. Die CDU ist also der Meinung, dass eine Neue soziale 
Frage existiert. Wenn dem so ist, dann muss diese in einem gesellschaftspolitischen Diskurs 
geklärt werden. Was bedeutet dann für die CDU die Neue soziale Frage? 
Die soziale Frage sei eine Arbeiterfrage gewesen. Die traditionelle Sozialpolitik sei 
erfolgreich gewesen. Sie habe viel dazu beigetragen, den Konflikt zwischen Arbeit und 
Kapital zu entschärfen. Den Konflikt gebe es noch; es seien aber neue soziale Probleme und 
Konfliktfelder entstanden. Die CDU ignoriert nicht den Konflikt zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. Sowohl die Sozialpolitik Bismarcks als auch das ausgeformte 
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Sozialversicherungswesen der Sozialen Marktwirtschaft haben laut CDU den Konflikt 
entschärft. Nun sollen jedoch andere soziale Probleme hinzugetreten sein: Konflikte zwischen 
organisierten und nichtorganisierten Interessen, Erwerbstätigen und nicht im Berufsleben 
Stehenden, Mehrheiten und Minderheiten. Die Nichtorganisierten, alte Menschen, Mütter mit 
Kindern, Behinderte, nicht mehr Arbeitsfähige, seien den organisierten Verbänden im 
Verteilungskampf um das Bruttosozialprodukt in der Regel unterlegen. Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer und andere Gruppen seien heute in mächtigen Verbänden organisiert. Sie 
träten nicht nur gegeneinander an, sondern behaupteten ebenso wirkungsvoll ihre 
Sonderinteressen gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen. Der demokratische Staat laufe 
Gefahr, sich nur nach organisierten Mehrheiten zu richten. Der Staat als Anwalt des 
Gemeinwohls habe aber die Aufgabe, die Machtlosen und Minderheiten in der Gesellschaft 
im Wettstreit um die materiellen und immateriellen Güter zu schützen. Hier stelle sich die 
Neue soziale Frage. Die CDU sieht die organisierten Verbände als Grundübel des 
Sozialstaats an. Die so genannte Sozialpartnerschaft habe zur Durchsetzung von 
Sonderinteressen geführt. Dies widerspricht wiederum der von der CDU vertretenen 
gesellschaftlichen Solidarität: Die Neue Soziale Frage erfordere eine neue soziale Politik: 
Sie sei soziale Ordnungspolitik. 
Explizit wendet sich die CDU gegen das Verständnis der SPD von dem Grundwert 
Solidarität: Gesellschaftliche Gruppen stützten sich auf die Solidarität ihrer Mitglieder, um 
gemeinsame Interessen wirkungsvoll vertreten zu können. Gruppensolidarität könne 
Chancen der Freiheit schaffen. Sie habe besonders dort ihre Berechtigung, wo der einzelne 
allein machtlos sei, um seine schutzwürdigen Belange zu sichern. Solidarität verlange mehr 
als Kampfbereitschaft derer, die ein gemeinsames Interesse gegen andere vertreten. 
Solidarität verbinde nicht nur Interessengruppen in der Wahrnehmung ihrer berechtigten 
Anliegen, sondern greife über die widerstreitenden Interessen hinaus, verpflichte die Starken 
zum Einsatz für die Schwachen und alle im Zusammenwirken für das Wohl des Ganzen. Das 
Gebot der Solidarität werde erst dann erfüllt, wenn es auch zwischen Machtungleichen und 
Interessengegnern gelte. Diese Aufgabe stelle sich im persönlichen Verhältnis zwischen 
Mitmenschen, in der Partnerschaft zwischen gegnerischen sozialen Kräften und in den 
Beziehungen zwischen den Völkern zueinander, vor allem der weltweiten 
Entwicklungsaufgaben. Die Geschichte zeige, dass auch zwischen Ungleichen Solidarität 
möglich sei. Sie zu verwirklichen, sei Aufgabe und Hoffnung der Menschen. 
Interessengegensätze bzw. Feindschaft zwischen verschiedenen gesellschaftlichen 
Teilgruppen wie z.B. Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden erscheinen der CDU als 
Gräuel. Wie auch der Begriff Sozialpartnerschaft als Euphemismus versucht, den 
Interessengegensatz dieser Gruppen zu überdecken, so versucht die CDU in ihrem 
Grundsatzprogramm, Interessengegensätze wenn nicht zu leugnen, so doch aufheben zu 
wollen. Hier erkennt man eine CDU-typische Konfliktscheu, mit dem Ideal einer in sich 
harmonischen Gesellschaftsordnung, in der die Begriffe Gemeinschaft und Partnerschaft 
besonders betont werden.      
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Zusammenfassend verknüpft die CDU den Grundwert Solidarität mit verschiedenen 
Leitbegriffen, die ihrerseits definiert werden: Solidarität bedeutet für die CDU im 
Wesentlichen  Verpflichtung zur Subsidiarität als verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des 
Möglichen; Schutz der Machtlosen und Minderheiten vor den mächtigen Verbänden, die ihre 
Sonderinteressen im Verteilungskampf um das Bruttosozialprodukt  behaupten; Lösung der 
Neuen Sozialen Frage; Konzentrierung der sozialen Leistungen auf wirklich Hilfsbedürftige; 
Solidarität nicht als Kampfbegriff, sondern als Forderung nach Solidarität zwischen  
(Macht-)Ungleichen und Interessengegnern; Betonung der Begriffe Partnerschaft und 
Gemeinschaft. Der Einzelne stehe für die Gemeinschaft aller ein. Dies sei seine solidarische 
Pflicht. Solidarität erfordere persönliche Leistung und gebe ihr den sozialen Sinn.  
    
 
 
Solidarität (Hamburger Grundsatzprogramm 1994)1072 
Bei der CDU wird mit der Ausformulierung der Grundwerte-Trias die freie und  
verantwortliche Gesellschaft als wichtigste politische Konzeption begründet. Die CDU will 
sich damit ausdrücklich von anderen politischen Konzeptionen abgrenzen und schreibt 
einleitend in ihrem Kapitel „Die Grundwerte unserer Politik – Freiheit, Solidarität, 
Gerechtigkeit“: „Dies unterscheidet uns Christliche Demokraten wesentlich von 
sozialistischem, nationalistischem und liberalistischem Denken.“1073    
Anders als im Ludwigshafener Programm weist die CDU bereits in diesem einleitenden Teil 
des Grundwerte-Kapitels auf ihr christliches Selbstverständnis hin, das für ihren Einsatz für 
die drei Grundwerte Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit verantwortlich sei: „Grundlage und 
Orientierung unseres politischen Handelns sind das christliche Verständnis vom Menschen 
und die daraus abgeleiteten Grundwerte Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit.“1074     
Die CDU macht klar, dass sie das Verhältnis dieser Grundwerte zueinander auf ihre Weise 
bestimmt und dass zwischen den politischen Parteien die jeweiligen Gewichtungen 
unterschiedlich ausfallen: „Die Grundwerte erfordern und begrenzen sich gegenseitig. Keiner 
erfüllt ohne die anderen seinen Sinn. Ihre Gewichtung untereinander richtig zu gestalten ist 
Kern der politischen Auseinandersetzung.“1075   Gleichzeitig sieht die CDU diese 
Grundwerte als international verbindlich an: „Die Grundwerte sind als unteilbare 
Menschenrechte nicht auf nationale Grenzen beschränkt und sind verpflichtende Grundlage 
unserer Außenpolitik.“1076 
Zum Grundwert Solidarität lassen sich Formulierungsänderungen und Erweiterungen 
feststellen. So wird im Hamburger Programm darauf verzichtet, zu erläutern, dass Solidarität 
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für die CDU kein Kampfbegriff sei. Die CDU geht 1994 mit dem Grundwert Solidarität auf 
die Wiedervereinigung ein: Gelebte Solidarität sei das Kennzeichen der Menschen eines 
Volkes im Umgang miteinander. In Deutschland sei die Solidarität nach der 
Wiedervereinigung besonders gefordert. Die innere Einheit werde nur gefunden, wenn sich 
alle Deutschen als solidarische Gemeinschaft verstehen würden.  
Die CDU fühlt sich auch den späteren Generationen gegenüber solidarisch verpflichtet und 
verbindet den Leitbegriff mit ihrem neuen Leitbegriff Bewahrung der Schöpfung. Auch wird 
im Besonderen auf eine internationale Solidarität Wert gelegt: Solidarität verpflichte auch 
gegenüber den künftigen Generationen. Alle politischen Entscheidungen müssten dieser 
Verantwortung gerecht werden. Es dürfe nicht weiter auf Kosten unserer Kinder und 
Kindeskinder gelebt werden. Der Eigenwert der Schöpfung und unsere Verantwortung für 
die kommenden Generationen verpflichte uns, die Lebensgrundlagen der Menschheit zu 
erhalten und die Schöpfung zu bewahren. Die CDU setzt sich für eine weltweite Solidarität 
in der Völkergemeinschaft ein. Ohne sie sei die Überwindung der Kluft zwischen Arm und 
Reich in unserer Welt und die Bewahrung der Schöpfung nicht möglich.  
Die CDU verbindet 1994 folgende Leitbegriffe mit dem Grundwert Solidarität: Arbeit, 
Leistung, Gemeinschaft, (Mit-)Verantwortung, Subsidiarität, Bewahrung der Schöpfung. 
Anders als im Ludwigshafener Programm wird keine Verknüpfung mehr mit dem Begriff 
Partnerschaft vorgenommen. 
 
 
Wirtschaftsordnung (Von 1947 bis 1994)  
Neuordnung der Wirtschaft (Ahlener Wirtschaftsprogramm 1947)1077 
Die neue Struktur der deutschen Wirtschaft müsse davon ausgehen, dass die Zeit der 
unumschränkten Herrschaft des privaten Kapitals vorbei sei. Es müsse aber ebenso 
vermieden werden, dass der private Kapitalismus durch den Staatskapitalismus ersetzt 
werde, der noch gefährlicher für die politische und wirtschaftliche Freiheit des Einzelnen 
sei. Mit Staatskapitalismus bezeichnet die CDU wohl den von der SPD angestrebten 
Staatssozialismus. Diese deutliche Distanzierung zur SPD zeigt, wie tief die Ablehnung bei 
den CDU-Gründungsmitgliedern gegenüber marxistisch-sozialistischen Theorien verwurzelt 
war. 
Die neue Wirtschaftsform sollte konkret folgendermaßen strukturiert sein: 
Entflechtung der Konzerne in selbständige Einzelunternehmungen; Verbot von 
Unternehmungen monopolartigen Charakters, die die Freiheit gefährden durch 
Kartellgesetze; Vergesellschaftung der eisenschaffenden Großindustrie; Ausbau des 
Genossenschaftswesens und Förderung wirtschaftlicher  Stiftungen; Gesetzliche Kontrolle 
des Geld- und Bankwesens; Förderung der Klein- und Mittelbetriebe; Schutz von rechtmäßig 
                                                 
1077
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erworbenem Eigentum; Einführung von Mitbestimmungsrechten der Arbeitnehmer an grund-
legenden Fragen der wirtschaftlichen Planung und der sozialen Gestaltung.  
Dabei war folgendes vorgesehen: Vertretung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten, 
Berufung langjähriger, verdienstvoller Betriebsangehörige in die Betriebsvorstände, 
Stärkung und verstärkte Mitwirkung des Betriebsrates, Beteiligung der Arbeitnehmer an den 
Unternehmenserträgen. 
Die wirtschaftliche Umgestaltung war also weitgehend an den Arbeitnehmerinteressen 
orientiert. Auffällig ist, und hierin unterscheidet sich das Programm hauptsächlich von der 
SPD-Programmatik, dass nicht von der Verstaatlichung, sondern von der Vergesellschaftung 
der Betriebe die Rede war.  
Obwohl sich die CDU des britischen Sektors im folgenden IV: Kapitel „Planung und 
Lenkung der Wirtschaft“ von der SPD abgrenzt, sind dennoch einige Parallelen zu erkennen. 
In diesem Kapitel wird die Planung und Lenkung der Wirtschaft nahezu kategorisch für 
längere Zeit gefordert, wobei der SPD implizit unterstellt wird, sie betrachte diese Form der 
Wirtschaftspolitik nur als Selbstzweck, während sie, die CDU, diese ausschließlich 
zielgerichtet einsetzen werde: Planung und Lenkung der Wirtschaft werde auf lange Zeit 
hinaus in erheblichem Umfange notwendig sein, es sei aber ein Unterschied, ob die Planung 
und Lenkung im Hinblick auf die Schwierigkeiten der wirtschaftlichen Lage erfolge oder von 
Fall zu Fall als notwendig betrachtet werde, oder ob die Planung und Lenkung der 
Wirtschaft als Selbstzweck angesehen werde. Planung und Lenkung werde auch in normalen 
Zeiten der Wirtschaft in gewissem Umfange notwendig sein, da die Wirtschaft der 
Bedarfsdeckung des Volkes zu dienen habe. Die Aufgabe, die Wirtschaft zu planen und zu 
lenken, will die CDU des britischen Sektors selbst verwalteten Wirtschaftskammern 
übertragen, die der parlamentarischen Kontrolle unterliegen sollen. Hauptunterschied zur 
SPD-Programmatik ist die bereits genannte geplante Vergesellschaftung und nicht die 
Verstaatlichung der Großbetriebe. Ansonsten sind starke Parallelen erkennbar vor allem 
hinsichtlich der Förderung des Genossenschaftswesens, der Förderung der Klein- und 
Mittelbetriebe und der Planung und Lenkung der Wirtschaft.  
 
 
Soziale Marktwirtschaft (Düsseldorfer Leitsätze 1949)1078 
Aufbauend auf den Düsseldorfer Leitsätzen strebt die CDU die soziale Marktwirtschaft an. 
Die Düsseldorfer Leitsätze sind eine klare Absage an jede Form der Wirtschaftsplanung und 
–lenkung.  
Die soziale Marktwirtschaft sei die sozial gebundene Verfassung der gewerblichen 
Wirtschaft, in der die Leistung freier und tüchtiger Menschen in eine Ordnung gebracht 
werde, die ein Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen und sozialer Gerechtigkeit für alle 
bringe. Um diese Ordnung zu gewährleisten, spricht die CDU von einem System der Freiheit 
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und Bindung durch echten Leistungswettbewerb und unabhängige Monopolkontrolle. Unter 
echtem Leistungswettbewerb versteht die CDU die freie Konkurrenz in einer 
Wirtschaftsordnung, die gewährleistet, dass gleiche Chancen und faire 
Wettkampfbedingungen für die Betriebe und Unternehmen vorliegen.  
In dem Kapitel „Was versteht die CDU unter sozialer Marktwirtschaft?“ geht es der CDU 
darum, sich vom Wirtschaftsliberalismus abzugrenzen. Die soziale Marktwirtschaft stehe im 
Gegensatz zur so genannten freien Wirtschaft liberalistischer Prägung. Die soziale 
Marktwirtschaft soll dementsprechend ein Wirtschaftskonzept sein, das sich von den Lehren 
Adam Smiths, also von der Lehre vom freien Spiel der Kräfte, abgrenzt.  
Um einen Rückfall in die freie Wirtschaft zu vermeiden, sei zur Sicherung des 
Leistungswettbewerbs die unabhängige Monopolkontrolle notwendig. Wenn man einen 
Rückfall vermeiden will, bedeutet dies, dass das, was einmal war, schlecht gewesen sein soll. 
Der Leistungswettbewerb soll gesichert werden durch eine unabhängige Monopolkontrolle. 
Das wiederum setzt voraus, dass es Wirtschaftsmonopole gab und gibt, die den Markt 
beherrschen. Denn der Staat oder halböffentliche Stellen sollen laut CDU die gewerbliche 
Wirtschaft und einzelne Märkte nicht lenken, ebenso wenig sollen Privatpersonen und 
private Verbände derartige Lenkungsaufgaben übernehmen. Wie die Ideologen der sozialen 
Marktwirtschaft die Absage an eine staatliche Planung und Lenkung der Wirtschaft 
begründen, ist hierbei interessant: Aus der Erfahrung heraus, dass u.a. die Lenkung der 
Wirtschaft durch Wirtschaftsmonopole zu Kriegstreiberei und unendlichem Leid der 
Menschen geführt habe, kommt die CDU zu dem Schluss, dass staatliche Lenkung nicht 
besser sein könne, da sie nach ähnlichen Regeln funktioniere.              
Die freie Wirtschaft alten Stils habe es den Unternehmern erlaubt, sich zu Kartellen und 
Marktverbänden zusammenzuschließen, um die Preise zu diktieren, die Erzeugung nach 
Belieben einzuschränken und den Wirtschaftskampf mit Mitteln der Gewalt, der Verdrängung 
und der Schadenszufügung mit Sperren, Kampfpreisen und Boykott zu führen. Der bisher 
existierende Kapitalismus wird dementsprechend mit negativen Attributen belegt: 
Zusammenschluss zu Kartellen und Marktverbänden, Preisdiktate, Einschränkung der 
Erzeugung, Wirtschaftskampf mit Gewalt, Verdrängung, Schadenszufügung mit Sperren, 
Kampfpreisen, Boykott. Die gewollte Wirkung dieser Auflistung von Negativeigenschaften 
ist klar: Die Adressaten sollen den bisherigen Kapitalismus ablehnen und die soziale 
Marktwirtschaft befürworten. Dabei sei der Gedanke des Wettbewerbs verfälscht, 
verschleiert und seiner motorischen Wirkung beraubt worden. Es wird auf die so genannte 
Selbstregulierung des Marktes angespielt, die durch Wirtschaftsmonopole ausgehebelt 
werden könnten. Das deontisch negative Potential der gewählten Verben verfälschen, 
verschleiern, berauben ist dabei in der Lage, folgende implizit mitschwingende Handlungs-
anweisungen an die Adressaten zu vermitteln. Wenn etwas verfälscht worden ist, so muss es 
wieder in den ursprünglichen, originalen Zustand gebracht werden; wenn etwas verschleiert 
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worden ist, muss es entschleiert werden, so dass man es wieder erkennen kann; wenn etwas 
seiner Eigenschaften beraubt worden ist, muss es ihm zurückgegeben werden.  
Zu oft seien gleiche oder gerechte Startbedingungen nicht für alle Marktbeteiligten 
verwirklicht worden. Wenn die Startbedingungen nicht gleich und nicht gerecht waren, so 
waren sie ungleich und ungerecht. Was aber ungleich und ungerecht ist, muss abgestellt und 
verändert werden. So sei es in der freien Wirtschaft alten Stils oft zu wirtschaftlicher 
Ausbeutung der Schwachen durch die Mächtigen und zu wirtschaftlichem Gewalt- und 
Schädigungskrieg gekommen. Die Leidtragenden seien die wirtschaftlich und sozial 
Schwachen, insbesondere die Verbraucher gewesen. Die Verbraucher werden als 
Leidtragende in der Vergangenheit hochstilisiert, die zahlreichen Opfer des 
Nationalsozialismus hierbei jedoch nicht erwähnt. Dieses Leid zu verschweigen bzw. 
stattdessen die Verbraucher, denen gewiss ein großes Maß an sozialer Benachteiligung 
zukommt, als Opfer hochzustilisieren, ist, falls nicht so gewollt, jedoch politisch unbedacht.         
Die freie Wirtschaft hat laut CDU zu unsozialen Auswüchsen geführt, die dementsprechend 
beseitigt werden müssen. Dass dabei die Monopolkontrolle allein geeignet ist, glaubt auch 
die CDU nicht, was hier aber nicht deutlich wird.  
Erst eine wirksame Monopolkontrolle verhindere, dass Privatpersonen und private Verbände 
Lenkungsaufgaben in der Wirtschaft übernehmen könnten. Denn die Monopolkontrolle führe 
dazu, dass der Verbraucher mittelbar Art und Umfang der Produktion bestimme und damit 
zum Herrn der Wirtschaft werde. Der Verbraucher soll laut CDU den Umfang der 
Produktion bestimmen, wenn auch mittelbar. Der Gesamteindruck soll hergestellt werden, 
dass der Verbraucher, also das Volk, in der sozialen Marktwirtschaft die entscheidende 
wirtschaftliche Macht darstellt. Er, der Verbraucher, soll angeblich zum Herrn der 
Wirtschaft aufsteigen, wobei im zweien Teil des Nebensatzes, der durch die Konjunktion und 
mit dem ersten Nebensatz verbunden ist, das Adverb mittelbar fortgelassen wird. Dadurch 
führe die von der CDU geforderte Wirtschaftsordnung neben den im Ahlener Programm 
genannten Mitteln zu wahrer Wirtschaftsdemokratie und deshalb nenne sie diese soziale 
Marktwirtschaft. Wenn dem Verbraucher so viel Einfluss und Macht in der Wirtschaft 
zukommen sollte und dies demokratisch-institutionell reglementiert würde, dann könnte von 
einer Form der Wirtschaftsdemokratie gesprochen werden.  Was ist aber eine wahre 
Wirtschaftsdemokratie? Gibt es auch eine falsche? Insofern ist der Ausspruch, dass Ideologie 
immer das sei, was die anderen haben, und man selber im Besitz der Wahrheit ist, 
grundlegend. Was die CDU unter wahrer Wirtschaftsdemokratie versteht, die in der sozialen 
Marktwirtschaft verwirklicht sein soll, wird durch die ‚sozialpolitischen Leitsätze’ deutlich, 
in denen die so genannten Grundwerte soziale Gerechtigkeit, Freiheit, Menschenwürde, 
Familie, Gleichheit, Solidarität von der CDU bestimmt werden.      
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Soziale Marktwirtschaft: Planwirtschaft als Stigmawort (Düsseldorfer 
Leitsätze 1949)1079  
Wichtiger als die Erklärung, was die CDU unter der sozialen Marktwirtschaft im Detail 
versteht, scheint ihr in der Einleitung der Düsseldorfer Leitsätze zu sein, dem politischen 
Gegner, hauptsächlich der SPD, wirtschaftlichen Irrglauben vorzuwerfen und die 
Planwirtschaft als wirtschaftliche Konzeption zu verwerfen. Planwirtschaft steht  laut CDU 
im scharfen Gegensatz zu der von ihr vertretenen sozialen Marktwirtschaft und ist ihrer 
Ansicht nach kategorisch abzulehnen (gewissermaßen als CDU-internes Gesetz), wobei 
Erhard und seine programmatischen Helfer offensichtlich die Tatsache übergehen, dass ein 
nicht geringer Anteil der CDU-Mitgliedschaft zu diesem Zeitpunkt noch planwirtschaftliche 
Ziele vertreten.    
Zusammenfassend ergibt sich folgendes deskriptiv und deontisch negatives Bild der CDU 
von Planwirtschaft: Planwirtschaft beraubt laut CDU die schaffenden Menschen ihrer 
Selbstbestimmung und Freiheit Hier soll eine deontische Selbstverständlichkeit geschaffen 
werden: Da Freiheitsberaubung und Beraubung der Selbstbestimmung grundsätzlich 
abgelehnt werden müssen, muss konsequenterweise auch die Planwirtschaft abgelehnt 
werden, wenn diese ihre Zielsetzung ist.  
Die Planwirtschaft bringe die Unternehmer in Abhängigkeit von der Staats- und 
Selbstverwaltungsbürokratie und verwandle sie dadurch in Beamte und Kommissare. 
Die Planwirtschaft schalte den Einfluß der Verbraucher auf die Erzeugung aus und bringe 
damit auch den Arbeitern und Angestellten keine Vorteile. Sie hemme die Erzeugung, indem 
sie in die Hand der Lenkungsstellen Machtvollkommenheiten lege, denen die Menschen in 
keiner Weise gewachsen seien. Die Planwirtschaft mute den Menschen Aufgaben zu, die ihre 
Einsicht weit überstiegen.  
Den Menschen wird in der Planwirtschaft laut CDU, wenn sie eine so genannte 
Lenkungsstelle bekleiden, etwas zugemutet. Wenn jemandem etwas zugemutet wird, dann ist 
das eine Zumutung und eine Zumutung muss selbstverständlich im deontischen Sinne 
verhindert, beseitigt, gestoppt werden, denn das ist die Sollensbedeutung des Begriffs 
Zumutung. Dass diese Zumutung Aufgaben beinhaltet, die die Einsicht der Menschen weit 
übersteigt, hätte hier eigentlich nicht mehr erwähnt werden brauchen, denn wir wissen ja 
bereits, dass in den Lenkungsstellen Machtvollkommenheiten liegen, denen der Einzelne 
nicht gewachsen ist. Aber auch hier wird eine Regel für die Ausbreitung einer Ideologie 
befolgt: die Regel der häufigen Wiederholung eines zentralen Gedankens.     
Statte man die Lenkungsstellen mit den umfassenden Vollmachten aus, die zur Lösung ihrer 
Aufgabe notwendig sind, so führe dies zur Diktatur der Verwaltungsbeamten und zum Ende 
der Demokratie und des Rechtes.  
Um eine wörtliche Wiederholung zu vermeiden und dennoch der Regel der Wiederholung zu 
folgen, wird hier das begriffliche Synonym für Machtvollkommenheiten in Form von 
                                                 
1079
 Vgl. Kap. IV., 2.3.3, S. 184-192 
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umfassende Vollmachten verwendet. Wer eine Vollmacht hat, der kann in dem Bereich 
entscheiden, was zu tun ist, worauf sich die Vollmacht bezieht. Vollmachten bergen die 
Gefahr in sich, missbraucht zu werden; das ist die deontisch negative Eigenschaft dieses 
Begriffes. Wenn diese Vollmachten auch noch umfassend sind, wird erstens die Gefahr des 
Missbrauchs immens und zweitens wird derjenige, der umfassende Vollmachten innehat, 
unkontrollierbar. Wenn diese umfassende Vollmachten diesen anonymen, ineffektiven 
Behörden der Lenkungsstellen übertragen wird, in denen Verwaltungsbeamte und keine 
Unternehmer die Entscheidungen treffen, dann wird - um auf das bereits genannte Bild 
zurückzukommen - nichts mehr unternommen, sondern verwaltet; denn so könnte man 
schlussfolgern: die in den Lenkungsstellen Tätigen heißen ja nicht umsonst 
Verwaltungsbeamte und nicht Unternehmerbeamte. Diese Verwaltungsbeamten, die ihrer 
Tätigkeit des Verwaltens mit umfassenden Vollmachten versehen nachkommen, sind laut 
CDU Diktatoren (Diktatur der Verwaltungsbeamten). Von der Diktatur hat man in 
Deutschland des Jahres 1949 genug erlebt; damit will man nichts mehr zu tun haben. Wer im 
Nachkriegsdeutschland eine irgendwie geartete Form der Diktatur anstrebt, und dies wird 
hiermit implizit der SPD auf verwaltungstechnischer Ebene hinsichtlich der Planwirtschaft 
unterstellt, darf auch nicht - das ist die logische nicht ausgesprochene Schlussfolgerung - an 
einer Bundesregierung beteiligt werden. Das zusätzlich erwähnte Ende der Demokratie und 
des Rechtes, wozu diese Verwaltungsdiktatur führen soll, ist die den Adressaten vermittelte 
bedrohliche Konklusion. Der implizite Appell ist unübersehbar: ‚Wählt nicht die SPD, sonst 
gefährdet Ihr die Demokratie und das Recht und Ihr lebt bald in einer Diktatur!’    
Versuche man aber die Lenkungsstellen einer demokratischen Aufsicht zu unterwerfen, so die 
CDU, könnten sie ihre Aufgabe nicht lösen, weil die Natur der Aufgabe schnelles Handeln 
erfordere und keine umständlichen Kontrollen vertrage.  
Mit demokratischer Aufsicht wird der bisher negativ gezeichnete Begriff Lenkungsstelle mit 
einem deontisch positiven Begriff konfrontiert. Eine so gezeichnete machtvollkommene, mit 
umfassenden Vollmachten ausgestattete, quasi diktatorische Lenkungsstelle, die zum Ende 
der Demokratie und des Rechtes führt, lässt sich ja gerade nicht von einer demokratischen 
Aufsicht unterwerfen, sonst wäre sie keine Diktatur der Verwaltungsbeamten. Weil die 
Lenkungsstellen aber so übermächtig sind, müssen sie, wollte man sie demokratisch 
kontrollieren, erst unterwerfen. Das Problem wird hier auf eine hypothetische Ebene 
transferiert, ohne den Konjunktiv zu benutzen, um erneut die bereits unterstellte 
Ineffektivität der Beamten zu wiederholen. Demokratisch kontrollierte Beamte sind also erst 
recht nicht in der Lage, so schnell zu handeln wie ein Unternehmer. Hier wird noch 
hinzugefügt, dass eine demokratische Aufsicht zu umständlichen Kontrollen führen würde, 
was in der Natur der Aufgabe liege. Demokratische Aufsicht bedeutet insofern umständliche 
Kontrolle und wer will schon freiwillig etwas Umständliches, Langsames und Ineffizientes, 
wenn man das positive Gegenteil erhalten kann?   
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Die Planwirtschaft könne, so die CDU, weder das Problem der höchstmöglichen Produktion 
noch das Problem einer gerechten Verteilung der Erzeugnisse meistern.  
Beide genannten Probleme sind in der Nachkriegszeit der Bundesrepublik gesellschaftlich 
relevant. Klar wird, dass die CDU mit ihrer sozialen Marktwirtschaft selbst weder etwas 
verteilen, noch etwas verschenken will, sondern bei ihrer Zielsetzung eher von der 
Möglichkeit, Waren zu erwerben, spricht. Mit Genuss liest sich das Verb meistern in diesem 
Zusammenhang. Wer Probleme meistert, so wird unterstellt, der gilt als kompetent. Ein 
Handwerksmeister z.B. ist ein Meister seines Fachgebiets. Man kann jedoch auch Meister 
seines Fachs sein, ohne den Titel Meister in seiner Berufsbezeichnung zu führen, sondern 
z.B. ein berühmter Künstler sein, der für seine Kunstwerke ausgezeichnet wird. Eine 
Fußballnationalmannschaft kann Fußballweltmeister werden. In allen Fällen, in denen der 
Begriff Meister und das zu ihm gehörende Verb meistern verwendet wird, stehen sie in dem 
Zusammenhang, dass jemand etwas besonderes geleistet hat oder leisten kann. Wenn jedoch 
wie hier behauptet wird, dass ein Wirtschaftskonzept gesellschaftlich und wirtschaftlich 
relevante Probleme nicht meistern kann, dann sind diejenigen, die es vertreten, inkompetent 
und haben entweder etwas nicht geleistet oder werden es nicht leisten. Insofern wird der SPD 
Problemlösungsinkompetenz unterstellt.     
Die Planwirtschaft, so die CDU, könne nicht auf die Lenkung des Absatzes verzichten und 
beschränke damit den Verbraucher in der freien Bestimmung über sein Einkommen.  
Wer die Wirtschaft und die Warenproduktion lenkt, muss auch den Absatz der Produkte 
lenken, sonst bliebe er vielleicht auf seinen Produkten sitzen. Wenn der Absatz aber gelenkt 
wird, dann muss auch das Einkommen der Verbraucher zu den Produkten gelenkt werden. 
Jetzt erhalten wir auch die Begründung, warum die Planwirtschaft angeblich eine Beraubung 
der Freiheit und Selbstbestimmung sein soll: Dem Verbraucher wird laut CDU in der 
Planwirtschaft ein Teil seines Einkommens einfach weggenommen, um den Absatz zu lenken.  
Statt einer freiheitlichen Ordnung entstehe mit zwingender Folgerichtigkeit die Diktatur oder 
das Chaos.  
Gegensatzpaare werden im politischen Konkurrenzgeschäft immer schon häufig benutzt, da 
sie oftmals diffizile gesellschaftliche Probleme auf einfache sprachliche 
Alternativformulierungen reduzieren: 1949 ist sich die CDU anscheinend bereits über die 
sprachstrategischen Vorteile polarer Ausdruckspaare im Klaren: Statt freiheitlicher Ordnung 
entsteht Diktatur oder Chaos und dies nicht nur mit Folgerichtigkeit, sondern mit 
zwingender Folgerichtigkeit.  
Weiter erklärt die CDU, es sei ein geschichtlich fast tragischer Irrtum, zu glauben, dass 
arme Volkswirtschaften bzw. Völker sich zur Überwindung der Not der Planwirtschaft 
bedienen müssten, während die Marktwirtschaft nur reichen Volkswirtschaften zieme. 
Der fast tragische Irrtum bezieht sich auf das marxistisch-kommunistische Konzept der 
Sozialisierung und der dann zu erfolgenden Planwirtschaft, also vom Sozialismus zum 
Kommunismus. Der Irrtum ist nur deshalb fast tragisch, weil er, das wird implizit deutlich, 
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durch die soziale Marktwirtschaft und den Marshallplan aufgehalten worden ist. Hier wird 
zumindest der sozialistischen und kommunistischen Zielsetzung attestiert, dass sie die Not 
der Bevölkerung bekämpfen will. Damit wird die vorher angemahnte Gefahr einer Diktatur 
oder des Chaos bzw. des Endes der Demokratie zumindest in der Zielsetzung der Sozialisten 
und Kommunisten entkräftet: Der Sozialismus und der Kommunismus wollen zwar eigentlich 
das Gute, erzielen aber durch ihre Wirtschaftskonzeption etwas Schlechtes.  
Das Gegenteil sei richtig, so die CDU. Arme Volkswirtschaften könnten sich den Luxus und 
die Verschwendung der Planwirtschaft nicht leisten, während reiche Volkswirtschaften meist 
zu spät die Fehler des Systems der Planwirtschaft erkennen würden.  
Dass Planwirtschaft als Luxus und Verschwendung gelten sollen, ist in der CDU-Diktion neu. 
Luxus und Verschwendung zumindest auf staatlicher Ebene muss abgelehnt werden, so viel 
ist klar. In dem Diskurs der CDU über die Planwirtschaft wird eines besonders klar: Es findet 
eine Steigerung der deontisch negativen Attribute, mit denen die Planwirtschaft belegt wird, 
statt, je weiter der Diskurs fortschreitet. Dass das System der Planwirtschaft in der CDU-
Sicht als fehlerhaft erscheint, ist wiederum eine Wiederholung des bisher Geschriebenen. 
Die Planwirtschaft wolle die Armut gerecht verwalten und verteilen, die Marktwirtschaft 
wolle durch den Leistungswettbewerb auf allen Stufen die Armut überwinden.  
Hierbei verzichtet die CDU auf ihr prädikatives Attribut sozial, wenn sie mit ihrer 
marktwirtschaftlichen Konzeption die Armut auf allen Stufen überwinden will. Bisher hieß es 
gebetsmühlenartig, man wolle die Marktwirtschaft, aber nur eine soziale. Sicher, mit der 
Zielsetzung, die Armut überwinden zu wollen, ist man bereits sozial ausgerichtet, aber der 
Verzicht auf die Formulierung soziale kann auch anders ausgelegt werden.  
Es sei würdiger und erfolgreicher, sich durch einen Notstand durchzuarbeiten als 
durchzuhungern.   
Hier wird auch der spätere Quasi-Grundwert der CDU Leistung vorweggenommen: 
Derjenige, der auch in größter Not für sich und seine Familie arbeitet, besitzt demnach 
Würde und wird auf Dauer erfolgreicher sein, als derjenige, der sich in dieser Situation ‚auf 
die faule Haut legt’. Im Umkehrschluss müsste es dann heißen, dass derjenige, der sich 
durchhungert ohne durchzuarbeiten, würdelos ist bzw. weniger Würde hat als derjenige, der 
durcharbeitet. Hier wird bereits ein wesentlicher Teil der CDU-Ideologie zum Grundwert 
Menschenwürde geliefert, was sich 1949 bereits abzeichnet.  
Implizit in diesem diskursiven Zusammenhang ist, dass in dieser wertenden Aussage der 
Vorwurf steckt, die Planwirtschaft sei in ihrer Zielsetzung würdeloser als die soziale 
Marktwirtschaft.   
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Soziale Marktwirtschaft (Ludwigshafener Grundsatzprogramm 1978)1080 
Aus der Kombination der Lexeme sozial und Marktwirtschaft zu der Sozialen 
Marktwirtschaft hatte sich durch den stetigen wirtschaftlichen Aufschwung bis Ende der 
1960er Jahre ein wichtiges, wenn nicht sogar das wichtigste Fahnenwort für die CDU 
entwickelt. Der Begriff soziale Marktwirtschaft hielt Einzug in Fachbücher, Lexika usw. zur 
Bezeichnung der Wirtschaftsordnung der BRD. Laut Klein bezog die Wortverbindung 
Soziale Marktwirtschaft ihre Konnotation aus der Gegensätzlichkeit seiner 
Herkunftskontexte: „Versöhnung zwischen der ökonomischen und der sozialen Dimension 
von Politik, Ausgleich zwischen den Interessen von 'Kapital' und 'Arbeit', zwischen 
‚Wirtschaft’ und ‚kleinen Leuten’ o.ä. sollte mit der Neuprägung assoziiert werden. Später 
wurde sie in weiten Kreisen wohl überlagert durch die mit dem wirtschaftlichen Aufstieg 
verknüpfte Konnotation von ‚Wohlstand’.“1081   
So betrachtet hatte die CDU die Begriffshoheit im politischen Diskurs mit der SPD 
gewonnen, die noch im Berliner Grundsatzprogramm von 1989 den Begriff vermied. 
Entsprechend nutzte die CDU in allen ihren Wahlprogrammen das positive deontische 
Potential des Begriffs. Sie wurde nicht müde zu betonen, dass sie die Soziale Marktwirtschaft 
in der BRD eingeführt hatte, und machte sich selbst für den wirtschaftlichen Aufschwung 
und den damit verbundenen Wohlstand verantwortlich.       
Im ersten Abschnitt des Hauptkapitels „IV. Soziale Marktwirtschaft - Grundsätze einer 
freiheitlichen Wirtschafts- und Sozialordnung“ des Ludwigshafener Grundsatzprogramms 
begründet die CDU die wirtschaftspolitische Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft aus 
einem christlich verstandenen Menschenbild: Die Soziale Marktwirtschaft habe ihr geistiges 
Fundament in der zum Menschenbild des Christen gehörenden Idee der verantworteten 
Freiheit. Der Ordnungsrahmen der Sozialen Marktwirtschaft sei erdacht und geschaffen 
worden, um diese Freiheit auch im Zeitalter von Industrialisierung und Arbeitsteilung für 
jedermann zu schaffen und das Bewußtsein für Selbstverantwortung ebenso wie die 
Bereitschaft zu Mitverantwortung für den Mitmenschen und für das Allgemeinwohl zu 
wecken und wirksam zu machen. 
Grundlagen der Sozialen Marktwirtschaft bilden laut CDU folgende Begriffspaare, die 
teilweise Gegensatzpaare bilden: „Leistung und soziale Gerechtigkeit“, „Wettbewerb und 
Solidarität“, „Eigenverantwortung und soziale Sicherung“.1082 Diese Gegensatzpaarbildung 
hat zum Zweck, deutlich zu machen, dass die Soziale Marktwirtschaft die Lösung der 
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Konflikte bildet.    
Explizit wendet sich die CDU gegen die Planwirtschaft und die freie Marktwirtschaft: Die 
Soziale Marktwirtschaft stehe im Gegensatz zur sozialistischen Einengung freiheitlicher 
Rechte, zur Vergesellschaftung von Produktionsmitteln und zu unkontrollierten 
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 Vgl. vor allem Kap. IV. 4.2.6, S. 298-304 
1081Klein, Josef: Kann man "Begriffe besetzen"? Zur linguistischen Differenzierung einer 
plakativen politischen Metapher, in: Liedtke/Wengeler/Böke: Begriffe besetzen. Strategien 
des Sprachgebrauchs in der Politik, Opladen 1991, S. 53   
1082Vgl. CDU-GSP 1978, § 66 
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Wirtschaftsformen liberalistischer Prägung. Sie sei privilegfeindlich und richte sich gegen 
jeden staatswirtschaftlichen Dirigismus. 
Laut CDU ist die Soziale Marktwirtschaft am besten geeignet, persönliche Freiheit, 
Gleichheit der Chancen, Eigentum, wachsenden Wohlstand und sozialen Fortschritt zu 
verwirklichen. Eine zentral gelenkte Verwaltungswirtschaft verhindere Selbstentfaltung. Sie 
münde in einer umfassenden Verplanung der Bürger. Andererseits verhindere eine 
bindungslose Marktwirtschaft soziale Gerechtigkeit. 
Für die CDU gehört ein so genanntes machtverteilendes Prinzip zur Sozialen 
Marktwirtschaft wie auch zur Demokratie. Demokratie und Soziale Marktwirtschaft gehören 
laut CDU zusammen. Weil das in den Augen der CDU so ist, bekennt sie sich auch zum 
Markt als Organisationsform der Wirtschaft. 
Die CDU nennt die grundlegenden Elemente einer marktwirtschaftlichen Ordnung: 
Wettbewerb und persönliches, sozialverpflichtetes Eigentum; dezentrale Steuerung durch 
Märkte und Tarifautonomie; Machtkontrolle durch Gewaltenteilung und staatliche Aufsicht; 
Freiheit der Verbraucher, Unternehmen und des Berufes; Selbständigkeit und 
Risikobereitschaft; Freiheitssicherung durch das Angebot von Alternativen und Teilhabe des 
einzelnen am wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Fortschritt. 
Auch zählt die CDU die für sie wichtigen grundlegenden Elemente einer sozialen 
Ordnungspolitik auf, um ihr Bild von einer Sozialen Marktwirtschaft zu vervollständigen. 
Wieder taucht hier der Begriff der Subsidiarität auf, diesmal sogar als Gebot:  
Soziale Ordnungspolitik folge dem Gebot der Subsidiarität. Was die kleine Gemeinschaft 
aus eigener Kraft leisten könne, dürfe die größere ihr nicht nehmen. 
Grundlegende Elemente einer sozialen Ordnungspolitik sind laut CDU: sozialer Ausgleich 
und Bedarfsgerechtigkeit; Hilfe zur Selbsthilfe und private Initiative; Leistungsgerechtigkeit 
und Versicherungspflicht; Dezentralisierung und Selbstverwaltung; Pluralismus und 
Minderheitenschutz; Tarifautonomie und soziale Partnerschaft; vorbeugende und produktive 
Sozialpolitik; Wahlfreiheit und Gleichwertigkeit der elementaren Lebensbedingungen; 
Generationenvertrag und Gleichberechtigung von Mann und Frau. 
Im Wesentlichen entsprechen diese grundlegenden Elemente den Düsseldorfer Leitsätzen 
von 1949. Hervorgehoben wird vor allem der Wettbewerb, der gesichert und gefördert 
werden soll im Interesse der Verbraucher. Im Wettbewerb sollen kleinere und mittlere 
Betriebe besonders gefördert werden. Neben den Wettbewerb tritt für die CDU die 
Eigentumspolitik, da Eigentum die persönliche Freiheit vergrößert. Die Tarifautonomie wird 
befürwortet, Wirtschaftswachstum, Vollbeschäftigung und Geldwertstabilität sind die 
wirtschaftspolitischen Nahziele der CDU.   
Neue Anforderungen durch neue wirtschaftliche und soziale Bedingungen sollen die 
Kernideologie der Sozialen Marktwirtschaft von 1949 erweitern. Die neuen Anforderungen 
bestehen laut CDU in der Aushöhlung des Wettbewerbs, der Konzentration von Einkommen 
und Vermögen, der Belastung der Umwelt, der Bewältigung des Strukturwandels und der 
Beschäftigungsrisiken, in der zunehmenden internationalen Verflechtung unserer 
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Volkswirtschaft, in der Verschärfung des Nord-Süd-Gefälles, in der Rohstoffknappheit, der 
Bevölkerungsexplosion, der Energieversorgung. 
Besonders zur Umweltpolitik gibt das Programm Einblick in das Denken seiner 
Mitgliederschaft. In einem einleitenden Kapitel zu Umwelt, Landwirtschaft, 
Energieversorgung, Raumordnung und Verkehr wird deutlich, nach welchen Prinzipien die 
CDU gedenkt, Verbesserungen einzuleiten: Der Staat habe die Aufgabe, diese Bereiche 
durch die Aufstellung von Rahmendaten und notfalls durch Gebote und Verbote so zu 
ordnen, dass die allgemeinen Interesse gebotenen Ziele erreicht werden. Dabei verdiene 
immer der verhältnismäßig geringste Eingriff den Vorzug. Gebote und Verbote hält die CDU 
für die äußersten Mittel, die nur dort eingesetzt werden dürften, wo Alternativen 
nachweislich versagen.  
Die sonst sehr auf Recht und Gesetz achtende CDU will unter anderem beim Thema 
Umweltschutz nur im Notfall eingreifen. Im nächsten Abschnitt taucht darüber hinaus noch 
der moralische Zeigefinger auf, um die Verursacher von Umweltschäden an ihre 
Verantwortung zu erinnern: Die Erhaltung der natürlichen Grundlagen des Lebens sei ein 
Stück verantworteter Freiheit. Wer in der Gegenwart die natürlichen Grundlagen des Lebens 
verantwortungslos ausbeute und die ökologischen Zusammenhänge störe, verletze die 
Solidarität zwischen den Generationen. Technischer Fortschritt und qualitätsorientiertes 
Wachstum seien jedoch unverzichtbar und stünden in keinem unüberbrückbaren Gegensatz 
zum Schutz unserer natürlichen Reserven und Umwelt. 
Für die Reinhaltung von Luft und Wasser, die Lärmbekämpfung und die Abfallbeseitigung 
sowie für den Schutz weiterer Elemente solle das Verursacherprinzip gelten. 
Entscheidend sei der Wille und die Fähigkeit der politischen Führung, im Bürger das 
Bewußtsein der persönlichen Mitverantwortung für seine Umwelt zu wecken. Die Aufgabe 
des Umweltschutzes könne nicht allein auf nationaler Ebene gelöst werden. Internationale 
Konventionen müssten hinzukommen. 
Wichtige Leitbegriffe zur Umschreibung der Wertigkeit und Zielsetzung des 
Umweltschutzes sind für die CDU demnach: Die Erhaltung der natürlichen Grundlagen des 
Lebens wird als verantwortete Freiheit definiert. Wer gegen die Umwelt handelt, handelt laut 
CDU unsolidarisch gegenüber den Generationen.  Das Bewußtsein der persönlichen 
Mitverantwortung für seine Umwelt solle geweckt werden. Nationale 
Umweltschutzmaßnahmen reichen der CDU nicht aus. Deshalb setzt sie auf Internationale 
Konventionen.   
Darüber hinaus macht sich die CDU Gedanken um die Rohstoff- und Energieversorgung. Da 
Rohstoffe immer knapper würden, befürwortet die CDU die Kernenergie: Zur Bewältigung 
und zur Sicherung eines ausreichenden Energieangebots sei der Ausbau der Kernenergie 
erforderlich. 
Über die Risiken dieser Energiegewinnungsform ist man sich auch in der CDU im Klaren: 
Die Bedingung für die Nutzung der Kernenergie sei sicherer Schutz von Leben und 
Gesundheit der Bürger und gesicherte Entsorgung.  
Wie sich die CDU diesen Schutz jedoch vorstellt, klärt sie im Grundsatzprogramm nicht.  
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Wie bereits angesprochen, macht sich die CDU auch Gedanken über das Verhältnis zu den 
Entwicklungsländern. Dass es in der Vergangenheit ungerecht zugegangen ist, ist der CDU 
bewusst, und sie strebt daher selbstbewusst eine internationale Soziale Marktwirtschaft an: 
Ihr Ziel sei Selbstbestimmung und Selbstentfaltung der Völker, Nutzung der Ressourcen 
dieser Welt zum Wohle aller Völker, gerechtere Verteilung der Chancen zur Beseitigung von 
Not und Elend.  
Wie soll eine internationale Soziale Marktwirtschaft aussehen? Die CDU stellt fest, dass ein 
funktionierender Markt und die Wettbewerbsfähigkeit der Entwicklungsländer erst hergestellt 
werden müssten. Außerdem müssten die Märkte der Industrieländer geöffnet werden für 
Erzeugnisse der Entwicklungsländer. Die Industrieländer kämpften zu Recht darum, ihre 
wirtschaftlichen und sozialen Errungenschaften zu erhalten, Forschung und Technik 
weiterzuentwickeln, um so auch den Wohlstand in der Welt zu mehren. Ein Nachlassen ihrer 
Leistungsfähigkeit oder Leistungsbereitschaft hätte katastrophale Folgen, und Not und Armut 
vergrößerten sich auf dieser Erde nur. 
Es wird deutlich, dass sich die CDU eine gerechtere Welt vor allem im wirtschaftlichen 
Sinne wünscht. Nachdem sie sich jedoch über die Konsequenzen einer für die 
Entwicklungsländer positiven weltwirtschaftlichen Entwicklung im Klaren wird (also die 
Konkurrenzfähigkeit der Produkte aus Entwicklungsländern), macht die CDU aus 
wirtschaftlichem Eigeninteresse einen Rückzieher, ohne ihn auch zu bezeichnen. 
 
 
(Ökologische und) Soziale Marktwirtschaft (Hamburger Grundsatz-
programm)1083 
Auf fast 22 Seiten erklärt das Hamburger Grundsatzprogramm, was die CDU unter der 
Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft versteht.  
Mit der Erweiterung des alten CDU-Fahnenwortes Soziale Marktwirtschaft in Ökologische 
und Soziale Marktwirtschaft geht die CDU auf das Bemühen der SPD um eine neue 
Begriffsprägung ein, als sie im Bundestagswahlkampf 1990 unter dem Titel ihres 
Regierungsprogramms „Der neue Weg: ökologisch, sozial, wirtschaftlich stark“ sich für eine 
ökologisch-soziale Marktwirtschaft als ihre politische Hauptzielsetzung einsetzte: „(...) die 
ökologische Ausrichtung der sozialen Marktwirtschaft ist das herausragende politische Ziel 
des nächsten Jahrzehnts.“1084  
Bis zu ihrem neuen Grundsatzprogramm von 1989 hatte die SPD noch konsequent darauf 
verzichtet, den Begriff soziale Marktwirtschaft in ihren Parteiprogrammen zu verwenden. 
Nun zeigte sie 1990 bei ihrer Begriffsneuprägung, dass sie mit der bisherigen Ausgestaltung 
der sozialen Komponente der Marktwirtschaft einverstanden war und diese nun um eine 
ökologische Komponente erweitern wollte. Insofern kann der CDU-Versuch der 
                                                 
1083
 Vgl. Kap. IV. 5.2.8, S. 329-334 
1084
 Vgl SPD-Regierungsprogramm 1990-1994, § 6 f.  
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Begriffsneuprägung von Ökologische und Soziale Marktwirtschaft als Reaktion auf die 
Strategie der SPD bezeichnet werden. Bereits im Diskussionsentwurf des 
Grundsatzprogramms von 1994 war die Erweiterung des Leitbegriffs Soziale 
Marktwirtschaft vorgesehen, jedoch innerparteilich stark umstritten. Allein 25 Anträge lagen 
vor, auf die Erweiterung des alten Fahnenwortes zu verzichten, doch die Antragskommission 
empfahl bei allen Änderungsanträgen ihre Ablehnung.1085 Bei der Diskussion ging es auch 
noch auf dem Parteitag selbst nicht darum, dass man nicht auch den Umweltschutz in das 
neue Grundsatzprogramm aufnehmen wollte, sondern man befürchtete auch innerhalb der 
Parteispitze, der neue Begriff ließe sich nicht in der Öffentlichkeit verankern und man 
verzichte damit ohne Not auf den Bekanntheitsgrad des alten Fahnenwortes Soziale 
Marktwirtschaft. Die Befürworter wiesen jedoch mit Erfolg auf die notwendig gewordene 
Abgrenzung gegenüber der SPD und den Grünen hin.1086 
Die Großschreibung von Ökologische knüpft an die Großschreibung von Soziale des CDU-
Leitbegriffs Soziale Marktwirtschaft an. Seit dem Regierungsprogramm von 1972 verwendet 
die CDU bei der Bezeichnung ihres Wirtschaftskonzeptes die Großschreibung, vor allem um 
kenntlich zu machen, dass der soziale Aspekt nicht nur ein Nebenziel, sondern ein 
gleichwertiges Ziel der CDU ist. Nun soll der ökologische Aspekt als drittes gleichwertiges 
Ziel der CDU im Bewusstsein der Wähler verankert werden. Die Großschreibung der die 
Nomen bestimmenden Adjektive ist ein intelligenter Schachzug bei der Begriffsprägung, 
denn im Deutschen kommt den Nomen wie auch bei demokratischer Sozialismus erläutert, 
eine primäre Funktion zu: Bei sozialer Marktwirtschaft handelt es sich nach den Regeln des 
Sprachgebrauchs vor allem um ein wirtschaftliches Konzept, das dem freien Markt 
verpflichtet ist und erst zweitrangig auch um ein soziales System. Bei der Großschreibung 
Soziale Marktwirtschaft werden die Zweitrangigkeit des Adjektivs aufgehoben und die 
grammatikalischen Regeln gewissermaßen umgangen. Bei einer Ökologischen und Sozialen 
Marktwirtschaft kann davon ausgehend die gewollte Gleichrangigkeit der drei Begriffe 
behauptet werden.  
Ähnlich wie Soziale Marktwirtschaft als Leitbegriff für die Überwindung des Gegensatzes 
zwischen dem ökonomischen und dem sozialen Aspekt bei seiner Prägung fungierte, soll 
Ökologische und Soziale Marktwirtschaft die Überwindung des weiteren Gegensatzes, 
nämlich zwischen Ökonomie und Ökologie umreißen. So schreibt die CDU im Abschnitt 
„Ökologische Ordnung“ des ersten Unterkapitels „PRINZIPIEN DER ÖKOLOGISCHEN 
UND SOZIALEN MARKTWIRTSCHAFT“: „Wir Christliche Demokraten erweitern die 
Soziale Marktwirtschaft um eine ökologische Dimension. Stärker als bisher wollen wir die 
Kräfte und Steuerungsmechanismen der Marktwirtschaft einsetzen, um einen schonenden 
Umgang mit Natur und Umwelt zu erreichen. Ziel der Ökologischen und Sozialen 
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Marktwirtschaft ist es, eine Synthese von Ökonomie, sozialer Gerechtigkeit und Ökologie zu 
schaffen.“1087  
Der CDU geht es um die Aufhebung des Widerspruchs zwischen einem liberalen 
Wirtschaftssystems einerseits und den gesellschaftlich bedeutenden Aspekten eines sozialen, 
also eines solidarischen und gerechten sowie eines naturbewussten Staates andererseits, der 
die ökologischen Folgen des wirtschaftlichen Handelns berücksichtigt und dabei versucht, 
die Umwelt zu schützen.   
Begründet wird diese Synthese mit den beiden weiteren Leitbegriffen des Hamburger 
Grundsatzprogramms Verantwortung und Schöpfung: „Unsere Verantwortung für die 
Schöpfung muß auch unser wirtschaftliches Handeln leiten. Wir müssen die Vernetzung von 
Mensch, Natur und Umwelt zum Prinzip unseres Handelns machen. Grundlage der 
ökologischen Ordnung sind das Verursacher- und das Vorsorgeprinzip.“1088 
Das Verursacherprinzip hatte die CDU bereits 1978 in ihrem Programm, um die 
Verantwortlichkeit zur Regulierung von Umweltschäden zu bezeichnen. Was versteht sie 
jedoch unter dem Vorsorgeprinzip? Der Bürger solle seine Verantwortung für die Umwelt 
vor allem finanziell tragen und dadurch motiviert werden, sich umweltschonender zu 
verhalten. Insofern ist die Bestrafung umweltschädigenden Verhaltens Bestandteil dieses 
Vorsorgeprinzips. Darüber hinaus sollen marktwirtschaftliche Anreize der Wirtschaft 
gegeben werden, wenn sie verstärkt Umweltschutzmaßnahmen einsetzt. Notwendig sei 
dabei, so die CDU, ein „(...) neues Verständnis von Wohlstand und Wachstum“: Wesentlicher 
Bestandteil des Wohlstandes sei eine gesunde und lebenswerte Umwelt. Wachstum bedeute 
weitaus mehr als nur die Mehrung von Gütern und Dienstleistungen. Das neue CDU-
Verständnis von Wachstum schließt die schonende Nutzung der natürlichen Ressourcen 
durch den Einsatz modernster Produktionsmethoden und den Weg ökologisch ehrlicher 
Preise für die Inanspruchnahme von Umwelt ein. 
Hiermit rückt die CDU weit von ihrem früheren Verständnis und den allgemein mit dem 
Wirtschaftswunder in Deutschland verbundenen Begriffen Wohlstand und Wachstum ab.  
Auch die ökologische und ökonomische Situation in der ehemaligen DDR wird als 
Begründung für ein um den ökologischen Aspekt erweitertes Wirtschaftskonzept 
herangezogen. So heißt es im zweiten Unterkapitel des gleichen Hauptkapitels „DIE 
WETTBEWERBSFÄHIGKEIT DES WIRT-SCHAFTSSTANDORTES DEUTSCHLAND 
VERBESSERN“, die sozialistische Planwirtschaft habe in den neuen Bundesländern große 
ökologische und ökonomische Zerstörungen hinterlassen und den Menschen schweren 
Schaden zugefügt. Im wiedervereinigten Deutschland sei es daher eine Aufgabe aller 
Verantwortlichen in Wirtschaft, Gesellschaft und Politik, den wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Neuaufbau in den neuen Bundesländern voranzutreiben.  
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Dass das Wirtschaftskonzept der Sozialen Marktwirtschaft ohne den ökologischen Aspekt 
nicht mehr für die CDU gültig ist, wird im gleichen Unterkapitel dadurch deutlich, dass sie 
von der Sozialen Marktwirtschaft, wenn, dann nur noch in der Vergangenheitsform spricht: 
„Wir Christliche Demokraten haben die Soziale Marktwirtschaft politisch entwickelt, gegen 
heftige Widerstände durchgesetzt und in Jahrzehnten der Regierungsverantwortung 
ausgestaltet.“1089  
Unter dem im Bundestagswahlkampf 1998 so erfolgreich verwendeten Schlagwort der SPD 
Innovation zählt die CDU 1994 konkrete Forderungen zur Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auf der Grundlage ihres Konzeptes der Ökologischen 
und Sozialen Marktwirtschaft auf. Insofern kann konstatiert werden, dass die CDU ein ihr 
wichtiges politisches Schlagwort (Innovation) im anschließenden Kampf um Wörter verloren 
hat, obwohl sie es zuerst gezielt als Leitbegriff verwendet hat. Unter dem Abschnitt 
„Spitzenleistungen durch Innovationen“ subsumiert die CDU Maßnahmen zur Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit: Als rohstoffarmes Land mit hohen Arbeitskosten sei Deutschland 
besonders auf die Leistungs- und Innovationsfähigkeit seiner Menschen und der Wirtschaft 
angewiesen. Man solle sich auf Spitzenleistungen auf unsere Produkte und 
Produktionstechniken mit Spitzenqualität konzentrieren. Technischer Fortschritt vollziehe 
sich in immer kürzeren Zyklen und erfordere eine Beschleunigung von Innovationen. Die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Standortes hänge deshalb wesentlich von einem hohen 
Leistungsstand bei Forschung und Entwicklung,  bei der Anwendung neuer Technologien 
wie Bio-, Gen-, Informations- und Umwelttechnologien ab. Umweltfreundlichen Produkten 
und Technologien gehöre die Zukunft. Mit der Weiterentwicklung der Wirtschaftsordnung zu 
einer Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft könne Deutschland nicht nur seine 
führende Rolle im Bereich der Umwelttechnologien ausbauen, sondern auch einen 
wesentlichen Standortvorteil für die Zukunft sichern. 
Die CDU verwendet in ihrem Grundsatzprogramm 1994 den Begriff Innovation deskriptiv 
fast deckungsgleich wie die SPD im Bundestagswahlkampf 1998. Es folgt eine Liste von 
konkreten Maßnahmen, da die CDU 1994 auf ein Wahlprogramm verzichtet: Die CDU will 
danach die Staatsverschuldung senken, den Staatsanteil am Bruttosozialprodukt 
zurückführen, Steuern und Abgaben senken, Aus- und Weiterbildung, Wissenschaft und 
Forschung verbessern, Zukunftstechnologien und Umweltschutz fördern, Subventionen 
abbauen, Privatisierungen von Staatsbetrieben vornehmen, Vorschriften,  Auflagen sowie 
Genehmigungsverfahren beschleunigen bzw. deregulieren, Arbeits- und Maschinenlaufzeiten 
flexibilisieren und verlängern, die Informations- und Verkehrsinfrastruktur verbessern usw. 
Andere konkrete Forderungen betreffen z.B. nicht nur die Förderung mittelständischer 
Unternehmen, sondern ein ‚ur-sozialdemokratisches’ Ziel: das Eintreten für die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivkapital, sie sollen an den Erträgen der Unternehmen beteiligt 
und ihre Ersparnisse in Form von Miteigentum nutzbar machen. 
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V. Schlussbetrachtung 
„Die wichtigste Reform, die Angela Merkel auf ihrem Kurs zur Macht braucht, ist eine 
Reform der Sprache. Eine Reform zur Vermeidung des Begriffs Reform. Neugestaltung, 
Umbau, Modernisierung – alles ist besser. Denn Reform, im Duden mit >>Verbesserung des 
Bestehenden<< beschrieben, hat auf dramatische Weise die positive Bedeutung verloren. 
Nur noch eine knappe Mehrheit von 52 Prozent der Deutschen vermag aus dem 
Zentralbegriff der Politik eine frohe Botschaft herauszuhören – für ein Drittel ist die Vokabel 
bereits negativ besetzt, der Rest ist gründlich verwirrt. Bei Arbeitern und Angestellten, 
kleinen Leuten, hat die positive Reform mit 42 respektive 48 Prozent schon die Mehrheit 
verloren.1090       
 
Bestimmte politische Schlagwörter verlieren aufgrund der realpolitischen 
Ereignisse den Glanz ihrer vormals bestehenden positiven deontischen 
Gehalte. So ist dies dem Begriff Reform (zuletzt noch inflationär in der 
medialen Öffentlichkeit hervorgetreten als Hartz-Reform) ergangen, wie es 
auch dem Schlagwort Bündnis für Arbeit ergangen ist, nach dem Scheitern 
der Gespräche zwischen den verschiedenen Interessengruppen. 
Die ideologischen Polyseme der so genannten Grundwerte-Trias werden 
hingegen sowohl in der Reihen- und Rangfolge der SPD (Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität) als auch in der Reihen- und Rangfolge der 
CDU (Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit) in ihrer deskriptiven und 
deontischen Bedeutungsvarianz konstant positiv beschrieben und bewertet. 
Vor allem hinsichtlich der deskriptiven Bedeutung und der Verknüpfung mit 
anderen Leitbegriffen bzw. parteispezifischen Fahnenwörtern ergeben sich 
im Laufe der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland Unterschiede und 
parteigebundene Weiterentwicklungen in der Bedeutungsvarianz der 
Grundwertlexeme in den Parteiprogrammen der beiden so genannten 
Volksparteien. Diese erfolgten auch und vor allem im Verlauf des politischen 
Diskurses. 
 
So ist der Bedeutungswandel des Grundwertlexems Freiheit der SPD geprägt 
durch den parteipolitischen Diskurs mit der CDU. Laut SPD (1946) ist die 
menschliche Persönlichkeit in ihrer Realanalyse noch von der 
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wirtschaftlichen Ausbeutung des kapitalistischen Systems gefangen und 
müsse befreit werden, 1959 hingegen ist die freie Persönlichkeit lediglich 
gefährdet durch die vom Machtstreben bestimmte Wirtschaft und 
Gesellschaft. 1975 und 1989/98 bedeutet Freiheit für die SPD vor allem, frei 
von wirtschaftlicher Not zu sein. Im Godesberger (1959) wie auch im 
Berliner Grundsatzprogramm 1989/98 bedeutet Freiheit nur in Nuancen 
davon unterschieden, dass jeder Mensch seine Persönlichkeit in Freiheit 
entfalten und verantwortlich am politischen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Leben mitwirken kann. Umfassende soziale Sicherung, Freisein von Not und 
Furcht sowie gleiche Lebenschancen bilden laut SPD 1989/98 die 
Hauptvoraussetzungen für eine individuelle Freiheit. Im 
Regierungsprogramm von 2002 werden hingegen Verknüpfungen des 
Grundwertlexems mit den Begriffen Eigenverantwortung und Subsidiarität 
ähnlich der CDU hergestellt, die vorher nicht existierten. 
Die CDU stellt die persönliche Freiheit 1947 noch in engen Zusammenhang 
mit der wirtschaftlichen Freiheit. Die Freiheit der Person auf 
wirtschaftlichem Gebiet und die Freiheit auf politischen Gebiet werden 
dementsprechend miteinander verknüpft. Dafür will die CDU 1947 die 
Zusammenballung wirtschaftlicher Kräfte in der Hand von Einzelpersonen 
durch die Vergesellschaftung der Bergwerke verhindern. 1949 hingegen 
spricht die CDU im Zusammenhang mit ihrer programmatischen Ideologie 
der sozialen Marktwirtschaft von einer gemeinschaftsverpflichteten Freiheit. 
Konkret wird sie nur in der Berufs- und Arbeitsplatzwahl, die grundsätzlich 
von Freiheit bestimmt sein solle. 1978 wird Freiheit näher definiert als freie 
Entfaltung der Person, die ihr Leben in verantworteter Freiheit gestalten 
solle. Die Freiheit des anderen bedinge und begrenze die eigene Freiheit. 
Sittlichkeit wird mit der Freiheit eng verknüpft, denn Freiheit sei ebenso 
Recht, wie auch die Freiheit zur Verpflichtung zum sozialen Handeln und zur 
Gemeinschaft wird. Freiheit bedürfe der sozialen Gerechtigkeit. Eigentum 
erweitere den Freiheitsraum. Der Mensch solle eigenverantwortlich sein im 
Sinne der Subsidiarität. Selbstverantwortung, Mitverantwortung und vor 
allem Leistung (als Leitbegriff für die von der CDU vertretene 
Leistungsethik) sind für die CDU wichtig zur Definition des 
Grundwertlexems Freiheit. Darüber hinaus gehöre zur Freiheit die 
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Bereitschaft, für sie zu kämpfen. Deshalb verknüpft die CDU ihren 
Grundwert mit dem Schlagwort Wehrhafte Demokratie.  1994 wird die 
Leistungsethik weniger stark betont. Stattdessen wird mit Verantwortung in 
Form des Schlagwortpaars Freiheit in Verantwortung/verantwortete Freiheit 
die Eigenverantwortung des Bürgers in den Vordergrund gestellt. Darüber 
hinaus wird die strategische Verknüpfung zu dem neuen Leitbegriff 
Bewahrung der Schöpfung hergestellt. 
(Soziale) Gerechtigkeit und (soziale) Gleichheit sind für die SPD von 1946 
bis 1989/98 weitgehend Synonyme. Gerechtigkeit ist im Godesberger 
Programm ein von der Freiheit abgeleiteter Wert. Die SPD fordert 1946 um 
der Gerechtigkeit willen ein soziales Niveau ohne Privilegierte und ohne 
Benachteiligte sowie gleiche Möglichkeiten bei der Berufswahl und der 
Berufsausbildung. 1959 werden diese Forderungen erweitert um die soziale 
Gleichheit, die Chancengleichheit, gleiche Lebenschancen, Gleich-
berechtigung. Ziel der SPD ist ein Leben in Freiheit ohne unwürdige 
Abhängigkeit und Ausbeutung. Jeder habe das gleiche Lebensrecht und das 
gleiche Recht auf eine menschenwürdige Wohnung. 1975 wird die 
Gerechtigkeit noch näher definiert: Die Gerechtigkeit verwirkliche die 
Freiheit jedes einzelnen, indem sie ihm gleiche Rechte und gleichwertige 
Lebenschancen in der Gesellschaft eröffne. 1989/98 setzt die SPD in ihrem 
Grundsatzprogramm die Gerechtigkeit noch mit der Gleichheit weitgehend 
gleich. Neben der bereits genannten Chancengleichheit bezieht die SPD die 
Gerechtigkeit auf die gesellschaftliche Gleichheit von Mann und Frau. 
Außerdem erfordert Gerechtigkeit laut SPD mehr Gleichheit in der 
Verteilung der Einkommen. Auch im Wahlprogramm 1998 verwendet die 
SPD überwiegend den Begriff Chancengleichheit, wenn sie ihre 
Zielsetzungen im Bildungsbereich bezeichnet. Allerdings benutzt sie im 10. 
Kapitel das Adjektiv chancengerecht (chancengerechtes Bildungswesen), 
also das konkurrierende Fahnenwort der CDU. Die Strategie, beide 
konkurrierenden Begrifflichkeiten (Bezeichnungskonkurrenz) gleichzeitig zu 
verwenden, soll die Niederlage im Kampf um Wörter verdecken. Im 
Regierungsprogramm 2002 wird eine Umorientierung des Grundwerts 
Gerechtigkeit vorgenommen, ohne die Grundsatzprogrammatik explizit 
fundamental in Frage zu stellen oder zu revidieren. Soziale Gerechtigkeit 
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könne durch den weltweiten Wettbewerb nur mit Einschnitten, die weh tun, 
erhalten bleiben           
Die CDU versteht 1949 unter Gerechtigkeit die Gleichbehandlung von 
Frauen und Männern im Arbeitsleben. In Wirtschaft und Verwaltung sei den 
Frauen grundsätzlich gleiches Recht wie den Männern einzuräumen. Die 
Arbeitnehmer haben laut CDU einen Anspruch auf einen gerechten Anteil am 
Ertrag des Unternehmens. Jeder habe ein natürliches Recht auf Arbeit. 
Darüber hinaus leitet die CDU 1949 Gerechtigkeiten eher von dem 
Grundwert Solidarität ab. 1978 definiert die CDU Gerechtigkeit mit 
Gleichheit vor dem Gesetz und grenzt sich mit dem Schlagwort 
Chancengerechtigkeit im Bildungswesen bewusst von der SPD 
(Chancengleichheit) ab. Außerdem wirft sie der SPD mit ihrer Begriffswahl 
Gleichmacherei vor. Weitere Verknüpfungen des Grundwerts Gerechtigkeit 
nimmt die CDU 1978 mit anderen Leitbegriffen vor: Freie Entfaltung der 
Person, Verantwortung, Eigentum, Leistung, Ausgleichende Gerechtigkeit 
sowie Solidarität. 1994 verbindet die CDU mit Gerechtigkeit, neben der 
Chancengerechtigkeit und der Gleichheit vor dem Gesetz, Gleichheit vor 
Gott, Leistung, ausgleichende Gerechtigkeit, weltweite Gerechtigkeit sowie 
die Verpflichtung zur Solidarität.    
 
Solidarität will die SPD 1946 mit den Staaten anderer Kontinente erreichen. 
Darüber hinaus definiert die SPD den Begriff Solidarität zwar nicht explizit 
als Kampfbegriff, aber sie sieht sich weiterhin im Kampf der Sozialisten aller 
Länder gegen jede Form der Ausbeutung. 1959 erklärt die SPD die 
internationale Zusammenarbeit und Solidarität als Teil des demokratischen 
Sozialismus. Solidarität gelte den Entwicklungsländern. Sport und 
körperliche Ertüchtigung dienen laut SPD der Formung des Geistes der 
Solidarität. Unabhängige Gewerkschaften stellen sich laut SPD den 
Kommandostellen der Unternehmen mit ihrer solidarisch, demokratisch 
geordneten Kraft entgegen. Das Grundwertlexem wird also weiterhin als 
Kampfbegriff verwendet. 1975 erweitert die SPD den Grundwert in seiner 
deskriptiven Bedeutung um das Element der Brüderlichkeit und nähert sich 
so der CDU-Verwendungsweise des Grundwerts an. Auch im 
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Grundsatzprogramm von 1989/98 verwendet die SPD den Grundwert 
Solidarität als Kampfbegriff (Waffe der Schwachen um ihr Recht). Ergänzend 
bringt die SPD Solidarität mit den CDU-Begriffen Subsidiarität und 
Eigenverantwortung in Verbindung: Solidarität ersetze nicht 
Eigenverantwortung, ertrage nicht Bevormundung, sei auch Hilfe zur 
Selbsthilfe. In ihrem Wahlprogramm 1998 fordert die SPD Solidarität vor 
allem bezüglich der deutschen Einheit. Darüber hinaus verändert die SPD ihr 
Verständnis von Solidarität insoweit, als sie erklärt, dass sie das Verhältnis 
von Solidarität und Individualität ständig neu bestimmen müsse, und fügt im 
Zusammenhang mit ihrer anvisierten Arbeitsmarktpolitik im Umgang mit 
arbeitslosen Sozialhilfeempfängern hinzu, in einer Gemeinschaft gebe es 
nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten. Insofern näher sich die SPD auch 
sprachlich der Leistungsethik der CDU an. 
1949 bezieht die CDU den Grundwert Solidarität explizit nur auf die 
Sozialversicherung, die im Sinne echter Solidarität weiter entwickelt werden 
müsse. Implizit wird jedoch das CDU-Verständnis von Solidarität deutlicher: 
So will die CDU durch ihre Konzeption der sozialen Marktwirtschaft eine 
grundlegende Neuordnung des Verhältnisses von Unternehmern und 
Arbeitnehmern im Sinne echter Partnerschaft erreichen. Eine fortschrittliche 
Sozialpolitik solle einer inneren Befriedung dienen. Implizit wird darüber 
hinaus deutlich, dass die CDU den Kriegsopfern und den Heimatvertriebenen 
Solidarität zukommen lassen will, wenn sie davon spricht, dass jede Art von 
Selbsthilfe größtmögliche Förderung erhalten soll. Im Ludwigshafener 
Programm von 1978 verknüpft die CDU den Grundwert Solidarität mit 
verschiedenen Leitbegriffen, die ihrerseits definiert werden: Solidarität 
bedeutet für die CDU im Wesentlichen Verpflichtung zur Subsidiarität als 
verantwortliche Selbsthilfe im Rahmen des Möglichen; Schutz der 
Machtlosen und Minderheiten vor den mächtigen Verbänden, die ihre 
Sonderinteressen im Verteilungskampf um das Bruttosozialprodukt  
behaupten. Lösung der Neuen Sozialen Frage; Konzentrierung der sozialen 
Leistungen auf wirklich Hilfsbedürftige; Solidarität nicht als Kampfbegriff, 
sondern als Forderung nach Solidarität zwischen (Macht-)Ungleichen und 
Interessengegnern. Die Begriffe Partnerschaft und Gemeinschaft werden 
betont. Der Einzelne stehe für die Gemeinschaft aller ein. Dies sei seine 
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solidarische Pflicht. Solidarität erfordere persönliche Leistung und gebe ihr 
den sozialen Sinn. 1994 verändert sich die CDU-Verwendungsweise des 
Grundwerts Solidarität nur leicht. Solidarität sei hinsichtlich der 
Wiedervereinigung besonders gefordert. Die innere Einheit werde nur 
erreicht, wenn sich die Deutschen als solidarische Gemeinschaft verstehen. 
Auch fühlt sich die CDU späteren Generationen gegenüber solidarisch 
verpflichtet und verknüpft den Grundwert Solidarität mit ihrem neuen 
Leitbegriff Bewahrung der Schöpfung. Auch eine weltweite Solidarität wird 
von der CDU gefordert. 
 
Die weiteren wesentlichen ideologischen Polyseme wie Frieden, Demokratie 
und Menschenwürde werden ebenso konstant positiv in ihrem deontischen 
Gehalt verwendet. Unterschiede ergeben sich vor allem hinsichtlich des 
Grundwerts Menschenwürde, obwohl sich beide Parteien (die SPD ab 1959, 
die CDU in ihrem Grundsatzprogramm von 1978) dem Grundgesetz auch 
sprachlich angleichen.  
 
Die menschliche Persönlichkeit müsse laut SPD 1946 ökonomisch befreit 
werden. Es gebe keinen Sozialismus ohne die Achtung vor der menschlichen 
Persönlichkeit. 1959 erklärt die SPD, die Würde des Menschen liege im 
Anspruch auf Selbstverantwortung, in der Anerkennung des Rechtes seiner 
Mitmenschen ihre Persönlichkeit zu entwickeln und an der Gestaltung der 
Gesellschaft gleichberechtigt mitzuwirken. Demokratie sei Ausdruck der 
Achtung vor der Würde des Menschen und seiner Eigenverantwortung. Die 
Würde des Menschen sei dem Staate vorgegeben. Menschenwürde umfasst 
für die SPD ein Leben in Freiheit ohne unwürdige Abhängigkeit und ohne 
Ausbeutung. 1975 erklärt die SPD, die menschliche Persönlichkeit 
verwirkliche sich auch in ihren Leistungen, um ihre Begriffsverwendung von 
Menschenwürde und Entfaltung der Person hinsichtlich des Leistungs-
Begriffs zu konkretisieren. So stellt sie sich gegen die Verwendungsweise der 
CDU (herkömmlicher Leistungsbegriff) und verknüpft den Grundwert 
Menschenwürde ihrerseits mit Begriffen wie Phantasie, Originalität, 
gesellschaftlich-politisches Verantwortungsgefühl, Kooperationsfähigkeit, 
moralische und soziale Empfindsamkeit, Zusammenarbeit und gegenseitige 
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Hilfe, Selbstverwirklichung und Lebenserfüllung, sinnvolles Leben, 
Lebensgenuß und Bildung, Freundschaft und Liebe, Streben nach Wahrheit, 
innere Befriedigung, die aus Quellen wie der philosophischen Einsicht oder 
dem religiösen Glauben erwächst. 1989/98 gilt für die SPD die Definition der 
Vereinten Nationen: „Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten 
geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im 
Geiste der Brüderlichkeit begegnen.“1091  Die Würde des Menschen 
verlange, dass der Mensch sein Leben in Gemeinschaft mit anderen selbst 
bestimmen könne. Frauen und Männer sollten gleichberechtigt und 
solidarisch zusammenwirken. Alle seien für menschenwürdige 
Lebensbedingungen verantwortlich. Die Würde des Menschen sei 
unabhängig von seiner Leistung und Nützlichkeit. 
Laut CDU 1947 solle sich die Wirtschafts- und Sozialordnung an der Würde 
des Menschen orientieren. 1949 geht die CDU von der Würde des 
arbeitenden Menschen aus. Es kann bei der CDU 1949 jedoch bereits von 
einem leistungsorientiert geprägten Begriff von Menschenwürde gesprochen 
werden. 1978 weitet die CDU den Begriff Menschenwürde im christlichen 
Sinne auf das ungeborene Leben aus. Auch bleibe die Würde des Menschen 
unabhängig von seinem Erfolg oder Misserfolg und unberührt vom Urteil des 
anderen. Insofern verknüpft die CDU auch den Grundwert Menschenwürde 
mit ihrer Leistungsethik. 1994 ändert die CDU diesen Passus nach 
erheblicher Kritik an ihrer Begriffsverwendung von Menschenwürde in 
Verbindung mit ihrer Leistungsethik und erklärt, dass sie jeden Menschen als 
einmalige und unverfügbare Person in allen Lebensphasen achte. Die Würde 
aller sei gleich – unabhängig von Geschlecht, Rasse, Nationalität, Alter, 
Behinderung, von religiöser und politischer Überzeugung, von Gesundheit 
und Leistungskraft, von Erfolg oder Mißerfolg und vom Urteil anderer. Die 
CDU verknüpft den Grundwert Menschenwürde auch mit ihrem neuen 
Schlagwort Bewahrung der Schöpfung, indem sie erklärt, der Mensch sei ein 
Teil der Schöpfung. Die Natur sei dem Menschen zur Gestaltung und 
Bewahrung anvertraut.    
 
                                                 
1091
 SPD-GSP 1989/98, S. 10 
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Das alte Fahnenwort der SPD demokratischer Sozialismus wird von ihr 
weitgehend nicht mehr benutzt. Stattdessen verwendet es unter anderem der 
ehemalige Parteivorsitzende der SPD, Oskar Lafontaine, als Spitzenkandidat 
der neuen Linkspartei. PDS, die sich nach der Vereinigung von WASG und 
PDS im Bundestagswahlkampf 2005 herausgebildet hat. Die PDS trug bereits 
seit ihrer Gründung den demokratischen Sozialismus in ihrem Namen. 
Interessant wäre es, die Grundsatzprogrammatik der neuen Linkspartei mit 
der SPD-Grundsatzprogrammatik von 1989/98 zu vergleichen, um zu 
ermitteln, inwieweit die Gedanken und Ideen Oskar Lafontaines nachweislich 
auch sprachlich in den Programmen der beiden Parteien nachzuweisen sind.    
Erstmals gebrauchte die SPD den Begriff demokratischen Sozialismus auf 
ihrem Parteitag in Hannover 1946, beschlossen in den „Politischen 
Leitsätzen“, um sich innerhalb der marxistischen Tradition vor allem von 
dem Sozialismus-Begriff der KPD-Ideologie abzugrenzen. Demokratischer 
Sozialismus galt jedoch erst universell als rituelle Leitvokabel und insofern 
als Fahnenwort seit dem Godesberger Programm und bezeichnet seitdem 
auch etwas anderes als 1946. Vor allem die o. g. frühere wirtschaftliche 
Zielsetzung wird seit 1959 mit demokratischer Sozialismus negiert und die 
soziale Marktwirtschaft unterstützt. Außerdem subsumiert die SPD unter 
demokratischem Sozialismus ihre drei Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit 
und Solidarität. Seit diesem Versuch der SPD, dem Begriff Sozialismus eine 
dem allgemeinsprachlichen Gebrauch gegensätzliche deskriptive und 
deontische Bedeutungskomponente (Sozialismus = soziale Marktwirtschaft) 
zuzuschreiben, steckte die SPD in einem folgenschweren politischen 
Dilemma. Die Absage an planwirtschaftliche Zielsetzungen stellte die SPD 
vor eine Identitätskrise ähnlich der parteiinternen Revisionismusdebatte Ende 
des 19. Jahrhunderts. Wo sollte der identitätsstiftende Begriff Sozialismus 
bleiben? Einerseits war der Begriff hinderlich, weil man mit ihm stigmatisiert 
werden konnte, den wirtschaftlichen Fortschritt durch das Wirtschaftswunder 
der Adenauer-Zeit wieder zunichte machen zu wollen. Andererseits band er 
die traditionellen Wählerschichten (Arbeiter, Kleinbürgertum) an die Partei. 
Als sprachliche Lösung musste der so genannte demokratische Sozialismus 
herhalten, der seitdem synonym für soziale Demokratie benutzt wird. Die 
Synonymie ergibt sich etwa so: Sozialdemokratie = soziale Demokratie = 
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demokratischer Sozialismus = Sozialismus. Der so eingegrenzte Sozialismus 
unterschied sich zwar von einer anderen Sozialismus-Definition, blieb aber 
als Stigmawort den anderen Parteien, besonders der CDU, erhalten. Durch 
die Nichtaufgabe des SPD-Fahnenwortes Sozialismus, das gleichzeitig 
Stigmawort geworden war, konnten die Sozialdemokraten gleichgesetzt 
werden mit (kommunistischen) Sozialisten. Auch wenn sich die SPD 
verzweifelt gegen diese Diffamierung wehrte (zuletzt wurde der Sozialismus-
Vorwurf noch als Anspielung in der „Rote-Socken-Kampagne“ im CDU-
Bundestags-wahlkampf von 1998 wiederholt), blieb ihr anscheinend nichts 
anderes übrig, als auf den Gebrauch des ehemaligen Fahnenwortes 
demokratischer Sozialismus weitgehend (seit 1998 fast vollständig) zu 
verzichten, obwohl es als Grundwert des noch aktuellen 
Grundsatzprogramms von 1989/98 formuliert ist.  
1946 bedeutet Demokratie und Sozialismus für die SPD die 
Vergesellschaftung der Produktionsmittel, auch wenn sie das 
Genossenschaftswesen fordert. Die Planwirtschaft wird von ihr als 
wirtschaftliche Konzeption bevorzugt. 1959 heißt es im Godesberger 
Grundsatzprogramm, die SPD strebe eine neue Wirtschafts- und 
Sozialordnung an, ohne inhaltlich zu erläutern, worin denn die Neuartigkeit 
ihrer wirtschaftspolitischen Konzeption liegt. 1975 wird zwar der 
Kapitalismus kritisiert, gleichzeitig jedoch eine gewisse Ratlosigkeit der SPD 
deutlich, wenn sie die Planwirtschaft ostdeutscher Ausprägung ebenso 
ablehnt. Im Grundsatzprogramm von 1989/98 setzt die SPD Sozialismus 
gleich mit dem Begriff Reform und der Demokratisierung der Gesellschaft 
und fordert hinsichtlich der Wirtschaft eine Wirtschaftsdemokratie bzw. eine 
Demokratisierung der Wirtschaft. Damit verwendet die SPD 1989/98 einen 
Begriff der CDU aus den Düsseldorfer Leitsätzen (1949). Damit meint die 
SPD neben den Mitwirkungsrechten der Arbeitnehmer hauptsächlich die 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermögen. Nachdem die SPD bis 
auf einige Ausnahmen bis 1998 den Begriff Soziale Marktwirtschaft 
vermieden hat,  fordert sie 1998 in ihrem Wahlprogramm die Erneuerung der 
Sozialen Marktwirtschaft, wobei sie sich der Großschreibung von Soziale der 
CDU Begriffsverwendung anschließt. Gleichzeitig will die SPD mit 
Innovationen die Chancen der Globalisierung nutzen.       
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Für den Parteivorstand der SPD gelten mittlerweile andere sprachliche 
Paradigmen als das Festhalten an traditionelle Fahnenwörter der 
Arbeiterbewegung.    
Die SPD hat seit Ende der 1990er Jahre einen erheblichen ideologischen 
Wandel vollzogen, der sowohl inhaltlich als auch sprachlich vollzogen wurde 
und auch noch wird. Sowohl inhaltlich als auch sprachlich hat die SPD die 
aufgezeigte Leistungsethik der CDU übernommen.  
Diesmal ist der ideologische salto mortale erheblicher als der im 
Godesberger Programm von 1959 vollzogene, denn die SPD nähert sich nicht 
mehr nur inhaltlich an ihre politischen Gegner CDU und FDP an, sondern 
auch sprachlich, d.h. sie verzichtet weitgehend auf ihre ihr eigene Sprache, 
ihre Symbolwörter, ihre Fahnenwörter, mit denen sie ehedem identifiziert 
und auch stigmatisiert werden konnte: Sozialismus, Klassenunterschiede, 
Reformen, Demokratisierung kommen zwar im noch gültigen 
Grundsatzprogramm von 1989/1998 vor, werden allerdings in allen aktuellen 
Wahlprogrammen ganz vermieden; sie spielen kaum noch eine Rolle, außer 
in parteiinternen Diskussionen. Da, wie erläutert, Parteiprogramme auch eine 
Identifikationsfunktion für die eigene Wählerschaft haben, hat die 
linksorientierte SPD-Klientel dabei nicht nur inhaltlich, sondern auch 
sprachlich ihre politische Heimat verloren. Der Begriff Chancengleichheit, 
der für die SPD immer elementar war, wird mittlerweile zum Teil ersetzt 
durch den CDU-Leitbegriff Chancengerechtigkeit, obwohl man sich im noch 
aktuellen Grundsatzprogramm mit dem Begriff Chancengleichheit von der 
CDU-Begrifflichkeit absetzen möchte.  
Auf die Anrede Genossinnen und Genossen verzichtet der Ex-
Parteivorsitzende Schröder auf den Parteitagen und redet die SPD-Mitglieder 
mit Freundinnen und Freunde, wie einst Kohl die CDU-Mitgliederschaft, an.        
Hatte die SPD im Godesberger Programm 1959 inhaltlich ihre Radikalität 
verloren, aber an ihrem Ideologievokabular festgehalten, so hat sie es 
nunmehr aufgegeben und benutzt stattdessen ein mit Neologismen und 
‚modernen’ Begriffen gespicktes neues Ideologie-Vokabular. Die soziale 
Modernisierung soll gleichzeitig eine sprachliche Modernisierung des SPD-
Ideologievokabulars sein: Hartz-Reformen, Job-AQTIV-Gesetz, Ich-AG, 
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Jump-Programm, Small-Business-Act, JobCenter, Fallmanager, Personal-
Service-Agentur als Neologismen und Flexibilität, Innovation, Erneuerung 
der Sozialen Marktwirtschaft, Chancen der Globalisierung, Modernität, Neue 
Mitte, Politik der Mitte usw. als ‚modernes’ Vokabular, mit dem man 
Wahlkampf machen möchte. Dieser von der SPD gewonnene Kampf um 
‚moderne’ Begriffe erweist sich jedoch zunehmend als Niederlage im 
politisch-inhaltlichen Kampf um die Gunst der Wählerstimmen. 
Der internationale Leistungswettbewerb bringe Wohlstand für alle, so das 
Wahlprogramm der SPD von 1998. Der Globalisierung begegnet die SPD 
seit 1998 begrifflich mit Innovationen und Innovationsoffensiven, Flexibilität 
und Modernität. Die positiv konnotierten Begriffe erleichtern es der SPD-
Führung Chancen in der wirtschaftlichen Globalisierung zu sehen, sich auf 
den internationalen Leistungswettbewerb auch sprachlich einzulassen. Die o. 
g. Neologismen sind Bezeichnungen für konkrete Handlungen und 
Maßnahmen der Regierungszeit Schröders, die auch sprachlich signalisieren 
sollen, dass man sich auf die Globalisierung eingelassen habe: Eine Ich-AG 
setzt die Priorität, den Menschen auf wirtschaftliche Zusammenhänge zu 
beziehen; ein Job-AQTIV-Gesetz impliziert, dass Arbeitsplätze aktiv 
geschaffen werden können; ein Jump-Programm soll wohl vermitteln, dass 
hinsichtlich des politischen Referenzbereichs große Sprünge gemacht werden 
können; ein Small-Business-Act steht für kurze Geschäftswege, die 
notwendig sind für wirtschaftlichen Erfolg; ein JobCenter lässt den Vergleich 
zu mit  Callcentern, bei denen Probleme schnell und unbürokratisch gelöst 
werden können; der Begriff Fallmanager mit seinem Wortkompositum 
Manager aus dem Referenzbereich der Wirtschaft vermittelt, dass 
wirtschaftlich erfolgreich etwas unternommen wird, etwas gemanagt wird; 
der Begriff Personal-Service-Agentur stellt den Begriff Service positiv in den 
Mittelpunkt.  
Auffällig ist, dass alle genannten Neologismen Entlehnungen aus dem 
wirtschaftlichen Bereich, vor allem der Werbung, der Medien- und der 
Telekommunikationsbranche sowie dem Dienstleistungsbereich sind. Die 
SPD will im Medien- und Globalisierungszeitalter eine ‚moderne’ Sprache 
sprechen.  
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Dem in der Vergangenheit immer wiederkehrenden Vorwurf, die SPD sei 
ideologisch befangen, wird seit dem Schröder-Blair-Papier mit Modernität 
begegnet, mit dem auch die innerparteilichen Gegner der ideologischen 
Neuausrichtung sprachlich ‚entwaffnet’ werden sollen.  
Das Verständnis dessen, was ‚links’ sei, dürfe nicht ideologisch einengen. 
Linke Politik bedeutet nunmehr nicht mehr das, was man innerhalb der SPD 
ehemals dafür gehalten hat: Das, so kann man daraus schließen, bedeutet den 
Versuch, die traditionelle sozialdemokratische Programmatik auch sprachlich 
in ihrer Kernideologie zu reformieren und zu modernisieren. 
Realitätstaugliche Antworten müssten auf die neuen Herausforderungen 
durch die Globalisierung gefunden werden, so Schröder im Schröder-Blair-
Papier. Dies erfordere Treue zu ihren Werten, aber Bereitschaft zum Wandel 
der alten Mittel und traditionellen Instrumente. Alle, die sich bisher mit den 
alten SPD-Konzepten identifizieren konnten, dies öffentlich im politischen 
Diskurs vertreten haben, werden nun belehrt, ihre Überzeugungen 
überdenken zu müssen. Modernisierung bedeutet für die SPD unter der 
Kanzlerschaft Schröders auch die Neudefinition der alten Grundwerte. So 
verschieben sich die Prioritäten bei der Definition der sozialen Gerechtigkeit 
und man gibt sich im Parteivorstand selbstkritisch: Der Weg zur sozialen 
Gerechtigkeit sei mit immer höheren öffentlichen Ausgaben gepflastert, ohne 
Rücksicht auf Ergebnisse oder die Wirkung der hohen Steuerlast auf 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung oder private Ausgaben erfolgt. 
Qualitätsvolle soziale Dienstleistungen seien ein zentrales Anliegen der SPD, 
aber soziale Gerechtigkeit lasse sich nicht an der Höhe der Ausgaben messen. 
Soziale Gerechtigkeit sei insofern falsch verstanden worden, als Leistung und 
Anstrengung nicht belohnt worden seien. Die Förderung dieser so 
verstandenen sozialen Gerechtigkeit habe zu sehr hohen Staatsausgaben 
geführt, aber nicht zu den gewünschten Ergebnissen. Dies habe nicht den 
Willen des Einzelnen zur Übernahme von Eigenverantwortung gefördert. 
Dementsprechend zielt das Papier auf die Neuausrichtung der 
Sozialdemokratie bei der Bestimmung des Begriffs Verantwortung des 
Einzelnen. Schröder schwenkt auf die von der CDU im Grundsatzprogramm 
vertretene Leistungsethik ein. Was moderne Sozialdemokraten wollen, steht 
im Gegensatz zur traditionellen Ideologie der SPD; sie wird nunmehr als 
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unmodern stigmatisiert. 2002 heißt es, man lebe in Zeiten des Wandels. Die 
Herausforderungen von heute und morgen seien nicht mit den Rezepten von 
gestern zu meistern. Die SPD werde die Politik der sozialen Modernisierung 
fortsetzen. Alte SPD-Forderungen sind nach dieser Lesart Rezepte von 
gestern, sprich veraltete Problemlösungsvorschläge, die für die Probleme der 
‚neuen’ und ‚modernen’ Zeit nicht taugen. Die ehemaligen Grundwerte des 
Demokratischen Sozialismus gehören jetzt zur so genannten Politik der Mitte.  
 
Das wirtschaftspolitische Konzept der CDU, die Soziale Marktwirtschaft, ist 
für die CDU deshalb ein erfolgreiches Fahnenwort mit großem positiven 
deontischen Potential, da mit ihr der wirtschaftliche Erfolg der 
Nachkriegsjahre bis weit in die 1960er Jahre, das Wirtschaftswunder, 
verbunden wird. In ihren Anfängen war sich die CDU jedoch gar nicht einig 
über das anzustrebende Wirtschaftssystem. 1947 geht die CDU davon aus, 
dass die Zeit der unumschränkten Herrschaft des privaten Kapitals vorbei sei 
und fordert vor allem eine Entflechtung der Konzerne in selbständige 
Einzelunternehmungen, Verbot von Unternehmungen monopolartigen 
Charakters durch Kartellgesetze, Vergesellschaftung der eisenschaffenden 
Industrie und der Bergwerke, Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer sowie 
Planung und Lenkung der Wirtschaft. 1949, im Zuge der Gründung der 
Bundesrepublik Deutschland, liegt bereits die CDU-Konzeption der sozialen 
Marktwirtschaft in den Düsseldorfer Leitsätzen vor. Die soziale 
Marktwirtschaft sei die sozial gebundene Verfassung der gewerblichen 
Wirtschaft, in der die Leistung freier und tüchtiger Menschen in eine 
Ordnung gebracht werde und die ein Höchstmaß von wirtschaftlichem Nutzen 
und sozialer Gerechtigkeit für alle bringe. Auf diesen sprachlichen und  
ideologischen Kern lässt sich das deontische Potential von dem Begriff 
soziale Marktwirtschaft auch heute noch bringen, auch wenn sich Teile der 
Bevölkerung der BRD dem nicht anschließen mögen. Der Begriff soziale 
Marktwirtschaft wird 1949 vor allem mit folgenden weiteren Begriffen 
verknüpft: System der Freiheit und Bindung,  echter Leistungswettbewerb 
(zur Überwindung der Armut), unabhängige Monopolkontrolle, freie 
Konkurrenz, gleiche Chancen und faire Wettkampfbedingungen, 
Überwindung der Armut, wahre Wirtschaftsdemokratie. Sowohl die 
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Planwirtschaft als auch die freie Wirtschaft werden abgelehnt. Die freie 
Wirtschaft wird mit Begrifflichkeiten mit eindeutig negativen deontischen 
Eigenschaften verknüpft: Sie führe zu Kartellen, Marktverbänden, 
Preisdiktaten, Einschränkung der Erzeugung, Wirtschaftskampf mit Gewalt, 
Verdrängung, Kampfpreisen usw. Die Planwirtschaft steht laut CDU im 
scharfen Gegensatz zur sozialen Marktwirtschaft. Auch diese wird mit 
Begrifflichkeiten mit eindeutig negativen deontischen Eigenschaften 
verknüpft: Beraubung der schaffenden Menschen ihrer Selbstbestimmung 
und Freiheit, Abhängigkeit der Unternehmer von der Staats- und 
Selbstverwaltungsbürokratie, Ausschaltung des Einflusses der Verbraucher 
auf die Erzeugung, Erzeugungshemmung, umfassende Machtvollkommen-
heiten der Lenkungsstellen, Diktatur der Verwaltungsbeamten; Ende der 
Demokratie und des Rechtes, Diktatur oder Chaos mit zwingender 
Folgerichtigkeit, Luxus und Verschwendung, fast tragischer Irrtum, gerechte 
Verwaltung und Verteilung der Armut usw.     
1978 definiert die CDU die Soziale Marktwirtschaft weitgehender, d.h. sie 
ergänzt ihr Wirtschaftskonzept mit der zum Menschenbild des Christen 
gehörenden Idee der verantworteten Freiheit, das heißt sie verbindet ihren 
christlich geprägten politischen Hintergrund mit einer von ihr vertretenen 
Leistungsethik (vgl. Ausführungen zum Grundwert Freiheit und 
Menschenwürde).   
Interessant ist zunächst die Großschreibung von Soziale, um die 
Gleichrangigkeit des sozialen Aspektes herauszustellen. In ihrem 
Ludwigshafener Grundsatzprogramm wird die Soziale Marktwirtschaft um 
den internationalen Aspekt erweitert, um eine gerechtere Verteilung der 
Chancen weltweit zu erreichen. Daher nennt die CDU ihre 
Wirtschaftskonzeption nun auch Internationale Soziale Marktwirtschaft, 
ohne auf den Begriff Soziale Marktwirtschaft zu verzichten.  
Ziel der Sozialen Marktwirtschaft sei die Freiheit im Zeitalter der 
Industrialisierung und Arbeitsteilung durch die Stärkung des Bewusstseins 
für Selbstverantwortung sowie die Bereitschaft zu Mitverantwortung für den 
Mitmenschen und das Allgemeinwohl. Die Soziale Marktwirtschaft sei am 
besten geeignet, Gleichheit der Chancen, Eigentum, wachsenden Wohlstand 
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und sozialen Fortschritt zu erreichen. Mit der Sozialen Marktwirtschaft 
werden weitere hauptsächlich den Referenzbereichen der Wirtschaft und der 
Sozialpolitik angehörende Begriffe (von der CDU grundlegende Elemente 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung bezeichnet) verknüpft: Wettbewerb, 
persönliches, sozialverpflichtetes Eigentum, Märkte, Tarifautonomie, soziale 
Partnerschaft, Machtkontrolle, Gewaltenteilung, staatliche Aufsicht, Freiheit 
der Verbraucher, Unternehmen und des Berufes, Selbständigkeit, 
Risikobereitschaft, Freiheitssicherung, Fortschritt, Subsidiarität, sozialer 
Ausgleich, Bedarfsgerechtigkeit, Hilfe zur Selbsthilfe, private Initiative, 
Leistungsgerechtigkeit, Versicherungspflicht, Dezentralisierung, , 
Selbstverwaltung, vorbeugende und produktive Sozialpolitik, 
Generationenvertrag, Gleichberechtigung von Mann und Frau.   
1994 bezeichnet die CDU ihr Wirtschaftskonzept nicht mehr nur als Soziale 
Marktwirtschaft bzw. als Internationale Soziale Marktwirtschaft, sondern 
nun als Ökologische und Soziale Marktwirtschaft. Ebenso wie der Begriff 
Soziale Marktwirtschaft den Gegensatz zwischen dem ökonomischen und 
sozialen Aspekt auch sprachlich überwinden soll, fungiert der neue Begriff 
als Überwindung des Gegensatzes zwischen Ökologie und Ökonomie. Die 
CDU will daher explizit mit ihrem Begriff eine Synthese von Ökonomie, 
sozialer Gerechtigkeit und Ökologie erlangen. Der ökologische Aspekt ist 
wie bereits betrachtet eng mit den beiden Leitbegriffen Verantwortung und 
Schöpfung verknüpft. Mit Verantwortung gegenüber der Schöpfung solle 
wirtschaftliches Wachstum erreicht werden. Die CDU erweitert ihr 
Verständnis von Wachstum hier mit der Bedeutung  schonende Nutzung der 
natürlichen Ressourcen.  
 
Die beiden so genannten Volksparteien unterscheiden sich inhaltlich weniger 
als sprachlich. Während die SPD viele Leitbegriffe und Schlagwörter von der 
CDU adaptiert, gelingt es der CDU bisher nicht, ihr den ‚Ideendiebstahl’ 
vorzuwerfen. Stattdessen trägt sie die in der Bevölkerung bisher als 
unliebsam empfundenen Entscheidungen mit, da die aktuelle SPD-
Programmatik zu großen Teilen ihrer eigenen Programmatik entspricht. 
Blockiert sie einzelne Sozialgesetze im Bundesrat, so glaubt die Mehrheit der 
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Bevölkerung zu wissen, dass die Sozialkürzungen unter einer CDU-
Regierung drastischer ausgefallen wären. 
Warum jedoch die CDU keine vergleichbaren Stimmverluste wie die SPD 
verzeichnet, wie 2004 und 2005 bei den Landtagswahlen im Saarland, in 
Schleswig-Holstein und in Nordrhein-Westfalen, kann nur als These 
formuliert werden. Die CDU hatte - wie erläutert - lange vor der SPD auf der 
Grundlage der Grundwerte Freiheit, Solidarität und Menschenwürde ihre 
Leistungsethik begründet. Nur, wer laut CDU auch etwas leistet und etwas 
für die Gemeinschaft tut, hat demnach seit 1978 auch ein Recht auf die 
Solidarität der Gemeinschaft. Eigenverantwortung im Sinne der 
Subsidiarität, Selbstverantwortung, Mitverantwortung und vor allem 
Leistung sind für die CDU wesentlich für die Definition des 
Grundwertlexems Freiheit. Reformen, die Leistungskürzungen im 
Sozialbereich vorsehen, waren in der Programmatik der CDU bereits seit 
1978 durch die von ihr vertretene Leistungsethik intendiert. Sie konnte bis 
1998 Sozial-Reformen in diesem Sinne hingegen nicht gegen die starke SPD-
Opposition durchsetzen, so dass der Bundesregierung unter der Kanzlerschaft 
Kohls nicht ganz zu Unrecht Reformstau vorgeworfen werden konnte. Der 
CDU kann ihre alte Wählerklientel treu bleiben, da sich die 
Weiterentwicklungen der CDU-Programmatik auch sprachlich in die 
Gesamtkonzeption eingliedern. Sprachlich wie inhaltlich hat die CDU bisher 
nur einen Bruch bzw. Wechsel erlebt, und zwar den zwischen dem Ahlener 
Wirtschaftsprogramm 1947 und den Düsseldorfer Leitsätzen 1949, also 
zwischen der Forderung nach der Vergesellschaftung der Bergwerke und der 
Konzeption der sozialen Marktwirtschaft. Damit hatte die CDU 1949 bereits 
wesentliche Elemente ihrer Ideologie festgelegt, die es sogar bis 1978 
erlaubten (neben der praktischen Regierungspolitik), ohne 
Grundsatzprogramm zu bleiben. Hinzugekommen sind 1978 vor allem die 
Definitionen der Grundwerte und die Verantwortungs- und Leistungsethik. 
1994 fügen sich die neuen Leitbegriffe Bewahrung der Schöpfung und 
Ökologische und Soziale Marktwirtschaft in die Kernideologie der CDU 
inhaltlich und sprachlich ein, ohne einen ideologischen Bruch zu vollziehen. 
Bewahrung der Schöpfung und Verantwortung der Schöpfung schließen die 
ideologische Lücke der CDU-Grundsatzprogrammatik, worin denn das 
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wesentliche christliche Profil der CDU besteht.  Das christliche Verständnis 
von der göttlichen Schöpfung allen Lebens auf Erden bietet sich für eine 
Aufnahme in das politische Vokabular einer christlichen Partei geradezu an. 
Die Verantwortung für die Schöpfung bezieht die CDU auf die Natur. Der 
Mensch habe die Kompetenz und die Pflicht, moralisch verantwortlich mit 
der Natur umzugehen. Dies müsse der Mensch leisten als Geschöpf Gottes. 
Hiermit verknüpft die CDU ihre neuen Leitbegriffe direkt mit einem alten 
Fahnenwort. Die Soziale Marktwirtschaft, als erfolgreichstes Fahnenwort der 
CDU, wird nunmehr zur Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft. 
Insofern stellt sich die CDU auch der Herausforderung, den Wählern der 
Partei Bündnis 90/Die Grünen eine christlich geprägte und ökologische 
Alternative anzubieten, und darüber hinaus für ein weithin als erfolgreich 
angesehenes Wirtschaftskonzept zu stehen. Einerseits präzisiert die CDU 
hiermit ihr christliches Politikverständnis, andererseits öffnet sie sich für 
ökologische und damit für sie neue Aspekte der Politik.  
Die CDU hat nach 1994 allerdings ein wichtiges politisches Schlagwort 
(Innovation) im anschließenden Kampf um Wörter verloren, obwohl sie es 
zuerst gezielt als weiteren Leitbegriff verwendet hat. Unter dem Schlagwort 
Innovation zählt die CDU in ihrem Grundsatzprogramm von 1994 konkrete 
Forderungen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands auf der 
Grundlage ihres Konzeptes der Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft 
auf. Die CDU verknüpft 1994 den Begriff Innovation strategisch vor allem 
mit folgenden Begriffen: Leistungs- und Innovationsfähigkeit, 
Spitzenleistungen, Spitzenqualität, Wettbewerbsfähigkeit, hoher 
Leistungsstand bei Forschung und Entwicklung, technischer Fortschritt, 
Anwendung neuer Technologien, Ökologische und Soziale Marktwirtschaft, 
Standortvorteil, Zukunft. Demnach verwendet die CDU 1994 den Begriff 
Innovation deskriptiv fast deckungsgleich wie die SPD im 
Bundestagswahlkampf 1998. Dennoch konnte die SPD der CDU das 
Schlagwort im Kampf um Begriffe entreißen. Denn erst die SPD bzw. 
Schröder benutzte das Fremdwort inflatorisch häufig. Demnach hat Schröder 
bzw. haben seine Wahlkampfhelfer sowie die Werbefachleute im 
Beratergremium der Wahlkampfzentrale Kampa ein politisches Schlagwort 
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geprägt und es bereits vor einem politischen Kampf um den Begriff (Begriffe 
besetzen)  dem politischen Gegner entwendet.         
 
Beide so genannten Volksparteien wollen nicht mit dem Begriff Ideologie 
identifiziert werden  Die CDU weist bereits 1978 darauf hin, dass jeder 
Mensch „(…) Irrtum und Schuld ausgesetzt“1092 sei und sie deshalb Politik 
nicht ideologisiere.  Stattdessen werden politische Programme stigmatisiert, 
die nicht wirtschaftsfreundlich sind. Die SPD-Führung spricht daher seit dem 
Schröder-Blair-Papier in positiver Weise von modernen Sozialdemokraten, 
so dass klar wird, was in ihren Augen als unmodern gelten soll.       
Schröder war 1998 und ist tatsächlich für die konkurrierende so genannte 
Volkspartei CDU sprachlich und ideologisch nicht zu fassen. Schröder als 
Hauptvertreter der so genannten Neuen Mitte vertritt im Grundsatz, auch 
sprachlich, die Werte, die sich die CDU bereits Ende der siebziger Jahre in 
ihr Grundsatzprogramm geschrieben hat: Freiheit, Verantwortung, Leistung.  
Hat die SPD mit den entsprechenden sprachlichen Strategien das ‚Begriffe-
und-Diskurse-besetzen’ im politischen Kampf um Worte gewonnen? Wenn 
ja, warum verliert sie gleichzeitig an politischer Zustimmung?  
Die  SPD wird von der Öffentlichkeit nahezu allein für die 
Arbeitsmarktreform Hartz I-IV verantwortlich gemacht, auch werden die 
damit verbundenen neuen Begrifflichkeiten Job-AQTIV-Gesetz, Ich-AG, 
Jump-Programm, Small-Business-Act, JobCenter, Fallmanager, Personal-
Service-Agentur der SPD zugeschrieben, obwohl auch die CDU dieser 
Reform im Bundesrat zugestimmt hat. 
Gleichzeitig ist die SPD dabei, einen großen Teil ihrer traditionellen 
Wählerklientel, also vornehmlich Arbeitnehmer, zu verlieren.   
Zwar beherrscht die SPD den politischen Diskurs sprachlich, denn die 
Oppositionsparteien sind gezwungen, die vorgegebenen Begriffe zu 
verwenden. Sie unterliegt derzeit jedoch politisch, weil sie für ihren 
unübersehbaren inhaltlichen und sprachlichen Kurswechsel bei den 
ursprünglichen SPD-Anhängern in der Verantwortung steht.  
                                                 
1092
 CDU-GSP 1978, § 11 
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Ideologisch und sprachlich ist die traditionsreiche SPD verstummt. Die neue 
SPD, die Neue Mitte, ist eine andere Partei als die SPD von 1989. Es ist 
denkbar, dass aus der SPD neue Parteien, wie die von der PDS und WASG 
gegründete Linkspartei, mit altem sozialdemokratischem Vokabular 
erfolgreich hervorgehen, und die SPD unter weiteren Auflösungs-
erscheinungen leiden wird.  
 
Am Anfang des 21. Jahrhunderts ist das dominante politische Wortfeld der so 
genannten Globalisierungsideologie in der BRD geprägt von einem 
erweiterten Vokabular der Ideologie der Sozialen Marktwirtschaft von 1949, 
in die zunächst die von der CDU vertretene Leistungsethik (seit 1978) auch 
sprachlich integriert wurde. Freiheit, Verantwortung, Subsidiarität sind 
Leitbegriffe, die heute – auch in dieser Verknüpfung – von der SPD vertreten 
werden. Ökologische Begriffe fließen ebenfalls in diese neue Ideologie ein, 
bleiben jedoch sekundär in der Prioritätenliste. Stattdessen bilden darüber 
hinaus ‚moderne’ Begriffe wie Flexibilität, Leistungs- und 
Innovationsfähigkeit, Innovation, Erneuerung der Sozialen Marktwirtschaft, 
Chancen der Globalisierung, Modernität, Spitzenleistungen, Spitzenqualität, 
Wettbewerbsfähigkeit, technischer Fortschritt, Anwendung neuer 
Technologien usw. und strategisch eingesetzte Neologismen als Beweis der 
Modernität den sprachlichen Kern dieser neuen Ideologie. 
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